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Feuer und Rad

Der Gebrauch des Feuers und die Erfindung des Rades können gut und
gerne als zwei wesentliche Entwicklungssprünge im
menschheitsgeschichtlichen Dauerlauf steter und erfolgreicher
Fortschrittsmühen gedeutet werden, die stellvertretend für kaum zu
zählende und komplex entufernde Einzelschritte des Erkennens,
Erfindens und Schaffens festgelegt zu sein scheinen.

An ihrem Beispiel läßt sich, wenn auch geradezu unerlaubt vereinfacht,
das auf Durchsetzung, Selbstbehauptung und Dominanz abonnierte
menschliche Grundstreben aufzeigen, denn sie sind Werkzeuge der
Zerlegung und die stoffwechsel-, also fraß- und verzehrbefördernde
Präferenz menschlichen Seins im Angesichte verschiedenster anderer
Möglichkeiten, Leben und Existenz zu gestalten.

Das Feuer und das Rad sind mithin Ausdruck, Praxis und Erfüllung der
Unterwerfung und fraßgetriebener Selbstverwirklichung und erweisen
sich am Ende nicht nur als Instrumente abschließender Zerstörung und
Unumkehrbarkeit jenes oft als nicht zurückweisbar erfahrenen und
grundlegend gültigen Prozesses der bloßen Verdauung, sondern als der
eigentliche Feind.

Ihre Schattenblick-Redaktion


27. September 2019
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WALD/404: Hambacher Forst - Naturschutz für die Überreste ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 2. Oktober 2019

Ein Jahr Rodungsstopp im Hambacher Wald: 

BUND fordert Klarheit zum dauerhaften Erhalt / Rücküberführung in
öffentliche Hand als Chance für die Region



Düsseldorf, 02.10.2019 | Zum Jahrestag des Rodungsstopps im Hambacher Wald
am 5. Oktober fordert der nordrhein-westfälische Landesverband des Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) die Regierungen von Land und Bund
auf, endlich konkrete Maßnahmen zur endgültigen Bewahrung der vom
Braunkohlentagebau bedrohten Restwälder zu schaffen. Es müsse schnell eine
Einigung mit dem RWE erzielt und der Wald zurück in öffentliche Hand
überführt werden.

"Die Lippenbekenntnisse zum Erhalt des Hambacher Waldes sind wenig wert,
solange nicht die Empfehlungen der Kohle-Kommission tatsächlich umgesetzt
werden und die RWE-Bagger immer näher an den Wald graben", sagte der
stellvertretende Landesvorsitzende Thomas Krämerkämper. "Wir brauchen hier
schnell Klarheit, nicht zuletzt auch, um den Wald und die Region dauerhaft
zu befrieden und einen echten Strukturwandel zu erreichen."

Als "historischen Wendepunkt" sieht der BUND den auf Antrag des
Umweltverbandes vom Oberverwaltungsgericht in Münster am 5. Oktober 2018
verhängten Rodungsstopp. Das OVG hatte den Rodungsstopp damit begründet,
dass weder das Land NRW noch RWE hätten belegen können, dass die Rodung aus
tagebautechnischen Gründen notwendig sei oder weil anderenfalls die
Energieversorgung bundes- oder landesweit nicht mehr gewährleistet wäre.

Mit dem Gerichtsbeschluss sei der notwendige Freiraum für eine politische
Lösung des Dauerkonflikts eröffnet worden, so der BUND. Dieser werde jetzt
allerdings viel zu zögerlich genutzt. Solange die Politik das notwendige
Engagement vermissen lasse, setzt der BUND daher weiter auch konsequent auf
den juristischen Weg. Derzeit sind noch verschiedene Klagen gegen die
bergrechtlichen Zulassungen und gegen die Zwangsenteignung eines 
BUND-Grundstücks im unmittelbaren Tagebauvorfeld anhängig.

Im Erhalt der etwa 550 Hektar umfassenden Restflächen der Bürgewälder liegt
nach Auffassung des BUND eine große Chance für die Region. Eine nachhaltige
Entwicklung des Rheinischen Reviers dürfe sich nicht allein auf ökonomische
Aspekte beschränken, sondern müsse auch eine ökologische Aufwertung
beinhalten. "Wir erwarten deshalb, dass die Landesregierung den Wald zurück
in öffentliche Hand überführt", formulierte NRW-Geschäftsleiter Dirk Jansen
eine zentrale Forderung. "Die Bürgewälder müssen zum Ausgangspunkt eines
neuen Biotopverbundsystems im geschundenen Braunkohlenrevier werden." Der
Umweltverband sieht zum Beispiel in der NRW-Stiftung des Landes einen
geeigneten Träger, zumal diese schon über Flächen im benachbarten
FFH-Gebiet Steinheide verfügt. Ferner müsse das Land den Hambacher Wald
schnellstens der EU-Kommission zur Ausweisung gemäß der europäischen
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie vorschlagen.

Mehr Infos:

www.bund-nrw.de/hambach

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Oktober 2019 
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WALD/403: Hambacher Forst - sukzessive abgebaut ... (Michael Zobel)


13. Oktober 2019 - 66 Monate Waldspaziergang - Pflanzaktion im Hambacher
Forst

Einladung an alle Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen,
Mitmenschen...

von Michael Zobel, 30. September 2019



Guten Tag zusammen,

vor einem Jahr endete die völlig sinnfreie Räumung der Baumhäuser im
Hambacher Wald. Eine Woche später verkündete das Oberverwaltungsgericht
Münster den neuerlichen Rodungsstopp. Viele Menschen dachten damals, der
Hambacher Wald sei gerettet. Doch dem ist nicht so. Und genau das werden
wir erneut zum Thema machen.

Alle Wälder, Dörfer, Inseln bleiben! - 13. Oktober 2019 - Pflanzaktion im
Hambacher Forst - Treffpunkt: 11.30 Uhr Kieswerk Collas

Sonntag, 13. Oktober 2019, Wald statt Kohle - 66 Monate Waldspaziergänge -
diesmal mit Baumpflanzaktion:

https://www.facebook.com/events/697249790793921/

HAMBI BLEIBT...bedroht!

Vor einem Jahr endete die rechtswidrige Räumung im Hambacher Wald. RWE will
den Wald für den Braunkohleabbau roden. Durch einen Eilentscheid konnte die
Rodung ausgesetzt werden. Auch in diesem Winter darf im Hambacher Wald
nicht gerodet werden. Der Schutzstatus als FFH-Gebiet muss noch geklärt
werden. Doch die Atempause wird zur Durststrecke für den Wald .

RWE baggert im Eiltempo immer näher an den Wald und schafft damit Fakten
bevor das Gericht urteilen kann. Die Bagger stehen 50m vor dem Wald, vor
einem Jahr waren es noch 600m. Doch jeder Meter ist ein Meter zu viel und
bedroht das bereits angeschlagene Ökosystem des Waldes. RWE untergräbt
damit alle schönen Worte der Landesregierung, der Kohlekommission und des
Konzerns selbst, dass der Erhalt des Waldes "wünschenswert" sei. Die
Politik versagt im Angesicht der Klimakrise. Jetzt müssen wir handeln:

Pflanzen statt Baggern

Im Rahmen des Waldspaziergangs am 13. Oktober wollen wir mit einer
Pflanzaktion auf die akute Bedrohung für den Hambacher Wald aufmerksam
machen. Wie die Studie "Hambacher Forst in der Krise" bestätigt, droht der
Wald durch den Tagebau auszutrocknen.

https://www.greenpeace.de/presse/publikationen/hambacher-forst-der-krise

Deswegen werden wir mit dem Spaten den ersten Schritt zur Verbesserung der
Situation selber in die Hand nehmen. An diesem Tag werden wir junge Bäume
am "Jesus-Point" und an der Rodungskante pflanzen, sinnbildlich für die
500m Pufferzone, die der Wald zum Schutz braucht. Kommt bitte alle in rot
und bringt Spaten, Gießkannen und Wasser mit! Bitte keine eigenen Bäume
mitbringen.

Widerstand pflanzen

Am 13. Oktober wollen wir auch auf die Räumung zurückblicken. Darauf, wie
der Widerstand rund um den Wald eine neue Welle der Klimabewegung mit
geprägt hat. Aber auch auf die Repression und die vielen seelischen und
körperlichen Verletzungen, die Menschen aus den Besetzungen dabei erlebt
haben.

Warum wir Bäume pflanzen:


	Sie wirken kühlend für das Mikroklima

	Sie schützen den Wald vor dem Austrocknen

	Sie sind überlebenswichtig im Angesicht der Klimakrise

	Sie speichern das für den Tagebau abgepumpte Wasser

	Sie stehen für die Zukunft einer zerstörten Region

	Sie stehen für einen schnellstmöglichen Kohleausstieg



Wir freuen uns auf einen kraftvollen Waldspaziergang und eine
zukunftsweisende Pflanz-Aktion.

Bis bald im Wald, in den Dörfern, auf den Straßen,

Eva Töller, Michael Zobel und viele UnterstützerInnen

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 30. September 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/642: Klimakampf und Kohlefront - Regierung am Zug ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 30. September 2019

RWE: Ministerpräsident Laschet muss Dörfer schützen



Heute haben Anwohnerinnen und Anwohner des Tagebaus Garzweiler II
juristischen Widerstand gegen RWE angekündigt, um sich gegen die Zerstörung
ihrer Dörfer und ihres Zuhauses zu wehren. Sie fordern rechtliche
Sicherheit von der Landesregierung NRW und dem Energiewirtschaftskonzern
und wollen notfalls vor Gericht einen Präzedenzfall schaffen. Dazu erklärt
Stefanie Langkamp, Kohle-Expertin der Klima-Allianz Deutschland:

"Es ist unfassbar, dass die Anwohner den Rechtsweg beschreiten müssen, um
ihre Dörfer und ihr Zuhause zu retten. In Zeiten der Klimakrise und des
Kohleausstiegs versteht niemand mehr, dass RWE und die nordrhein-
westfälische Landesregierung noch sieben Dörfer für die Braunkohle
zerstören wollen. Ministerpräsident Armin Laschet hätte längst klare Worte
für einen Erhalt der Dörfer und des Hambacher Waldes finden und ein
Moratorium auf den Weg bringen sollen. Wenn Laschet bei der Umsetzung des
Kohlekompromisses auf eine zeitige Abschaltung von Niederaußem und Neurath
drängt, können die Dörfer und der Hambacher Wald erhalten bleiben.

Stattdessen verschließt der Ministerpräsident die Ohren vor den Belangen
der Menschen. Obwohl die Kohle unter den Dörfern nicht mehr gebraucht wird,
müssen die Menschen um ihre Häuser, Betriebe, Felder, Schulen und Kirchen
bangen. Weitere Dörfer für Braunkohle zu zerstören ist sozial und
ökologisch nicht zu rechtfertigen und noch dazu vollkommen unnötig. Es geht
nun darum, den Menschen Sicherheit zu geben und mit den Geldern für den
Strukturwandel insbesondere die Infrastruktur in den heutigen
Tagebauregionen zu stärken und neue Lebensqualität zu schaffen."


Hintergrund:

Bei einer richtigen Umsetzung des Kohlekompromisses können sowohl der
Hambacher Wald als auch die Ortschaften Keyenberg, Kuckum, Unter- und
Oberwestrich und Berverath am Tagebau Garzweiler sowie die Orte Manheim und
Morschenich am Tagebau Hambach erhalten werden. Durch ein Abschalten von
sieben alten Blöcken an den Kraftwerksstandorten Neurath und Niederaußem
kann der Bedarf an Braunkohle aus den Tagebauen Hambach und Garzweiler bis
2022 mehr als halbiert werden. Eine Abbaggerung der bedrohten Orte wird
überflüssig. Dies zeigt ein Gutachten des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 30.09.2019

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/641: Klimakampf und Kohlefront - Dorferhalt hat Vorrang ... ("Menschenrecht vor Bergrecht")


Pressemitteilung von "Menschenrecht vor Bergrecht" vom 30. September 2019

"Wir bleiben!" - Tagebaubetroffene werden ihr Zuhause nicht freiwillig
verlassen



Düsseldorf, 30.09.2019. Eine Solidargemeinschaft von Anwohnerinnen und
Anwohnern des Tagebaus Garzweiler II kündigte heute juristischen Widerstand
gegen die von RWE geplante Zerstörung von Keyenberg und weiteren Dörfern im
Randbereich des Tagebaus Garzweiler II an. Dazu richtet sie sich an die
Landesregierung von Nordrhein-Westfalen, die Bezirksregierung Arnsberg und
den Kohlekonzern RWE Power AG selbst. Die Solidargemeinschaft fordert von
ihnen die Klarstellung, dass in Zeiten des beschlossenen Kohleausstiegs und
der Klimakrise keine Dörfer mehr für den Kohleabbau zerstört werden dürfen.
Notfalls, so die Anwohnergemeinschaft, würden sie dafür auch vor Gericht
ziehen, um einen rechtlichen Präzedenzfall zu schaffen.

"Nach einer so langen Zeit der Unsicherheit wollen die Anwohnerinnen und
Anwohner endlich rechtliche Klarheit. Aber auch die Öffentlichkeit soll
wissen, was heute noch im Namen der Kohle passiert," sagt Birgit Cichy aus
Wanlo. Nach Plänen von RWE sollen die Dörfer Keyenberg, Kuckum, Berverath,
Ober- und Unterwestrich sowie die Holzweiler Höfe noch für den
Braunkohletagebau Garzweiler II abgerissen werden. Nach Ansicht der
Anwohnerinnen und Anwohner kann in Zeiten des Klimawandels das Interesse
von RWE am Abbau der klimaschädlichen Braunkohle nicht mehr ihre eigenen
Rechte überwiegen. Die Forderung der Gruppe lautet daher: Menschenrecht vor
Bergrecht! Die Gruppe wählt die für sie derzeit einzige Möglichkeit, ihrer
Position auch rechtlich Nachdruck zu verleihen, indem sie an RWE
herantreten.

"Das eigene Wohnhaus und den Heimatort aufgeben zu müssen, ist ein
gravierender Eingriff in die Grundrechte der Menschen. Dass dies in Zeiten
des Klimawandels und Kohleausstiegs für den Abbau klimaschädlicher
Braunkohle von diesen verlangt wird, ist absolut nicht mehr zeitgemäß und
aus unserer Sicht sogar verfassungswidrig", sagt Rechtsanwalt Dirk Teßmer,
der die Anwohnerinnen und Anwohner juristisch vertritt. Sollten RWE und die
Landesregierung nicht einlenken, bleibt der Gemeinschaft nur noch, von den
Behörden und nötigenfalls den Gerichten klären zu lassen, ob die Zerstörung
von Dörfern am Rand des Tagebaufelds Garzweiler II unter diesen Umständen
überhaupt noch recht- und verfassungsgemäß ist. Anhand eines unmittelbar an
der Dorfgrenze von Keyenberg gelegenen Grundstücks kann und soll dann
richtungsweisend auch mit Blick auf die dahinterliegenden Dörfer und Höfe
entschieden werden, ob deren Einwohnerinnen und Einwohner noch für den
Braunkohleabbau enteignet werden dürfen.

"Es ist doch absurd, dass wir in Zeiten der Klimakrise und des
Kohleausstiegs noch fürchten müssen, unser Zuhause an die Kohle zu
verlieren. Wir lieben unser Zuhause, hier lachen, weinen, und arbeiten wir,
hier leben wir. Und deswegen sagen wir: Wir bleiben!", so Britta Kox aus
Berverath. Auf Unterstützung der Landesregierung NRW warten die
tagebaubetroffenen Anwohnerinnen und Anwohnern bislang vergeblich. Mit dem
heutigen Tag nehmen sie das Heft des Handelns nun selbst in die Hand. Die
Solidargemeinschaft fordert die Landesregierung in ihrem Brief auf, ihre
Dörfer zu erhalten und das Anliegen der Anwohnerinnen und Anwohner
anzuerkennen, nicht gegen ihren Willen ihr Zuhause verlassen zu müssen.

"Von uns aus haben wir gar kein Interesse daran, unbedingt den aufreibenden
rechtlichen Weg gehen zu müssen und hoffen daher auf eine Einsicht bei der
Landesregierung und RWE", sagt Marita Dresen aus Kuckum. "Der Zusammenhalt
in unserer Gemeinschaft und die Überzeugung, dass wir dies nicht nur für
uns, sondern auch für das Klima und damit für alle tun, geben mir und
meiner Familie aber die Kraft, uns gegen RWE notfalls auch rechtlich zur
Wehr zu setzen."

 * 

Quelle:

"Menschenrecht vor Bergrecht"

Internet: www.menschenrecht-vor-bergrecht.de
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KOHLEALARM/640: Klimakampf und Kohlefront - ein zu hoher Preis ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 30. September 2019

Stromkunden vergolden Kraftwerksstilllegung in Jänschwalde



Cottbus/Jänschwalde, 30.09.2019. Zur heutigen Stilllegung des Blockes E des
Kraftwerkes Jänschwalde fordert der Umweltverband GRÜNE LIGA, bei künftige
Kraftwerksstillegungen den Betreibern keine Geschenke mehr zu machen.

"Der LEAG-Konzern wird für die heutigen Abschaltung fürstlich von der
Bundesregierung belohnt. Wir hoffen, dass das Unternehmen die jährlich
dreistelligen Millionenbeträge tatsächlich in der Region verwendet. Die
Mahnwache der Mitarbeiter darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass mit der
heutigen Abschaltung ein Vorschlag der Gewerkschaft IGBCE umgesetzt wird."

Mit Blick auf die bevorstehenden Verhandlungen zwischen LEAG und
Bundesregierung über den Zeitpunkt der Abschaltung weiterer Blöcke ergänzt
Schuster: "Künftige Deals müssen preiswerter und transparenter für
Steuerzahler und Stromkunden werden. Während die Region beim Strukturwandel
unterstützt werden muss, darf es keine Geschenke an die zwei privaten 
LEAG-Eigentümer geben."

Insgesamt fließen 1,61 Milliarden Euro für insgesamt 2,7 Gigawatt
Sicherheitsbereitschaft an die Kraftwerksbetreiber, damit etwa 600
Millionen Euro an die LEAG.

Hintergrund:

Im Dezember 2014 beschloss das Bundeskabinett, zur Erreichung des
Klimaschutzzieles 2020 weitere Maßnahmen einzuleiten. Das
Bundeswirtschaftsministerium schlug dazu im März 2015 die Einführung eines
Klimabeitrags für ältere Kohlekraftwerke vor. Ziel des Konzeptes war es,
die Kohlekraftwerke nicht mehr so hoch auszulasten, sondern ihren Betrieb
auf Zeiträume mit höherem Strom-Großhandelspreis zu beschränken. Die
Zahlung eines Klimabeitrages sollte dazu die variablen Kosten entsprechend
erhöhen. Es gab massiven und koordinierten Widerstand der Braunkohleländer
und Gewerkschaften gegen das Konzept. Die Bundespolitik knickte schließlich
vor der Kohlelobby ein und einigte sich auf ein Modell, dass von der
Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie und Energie (IGBCE) vorgeschlagen und
von den Braunkohleländern unterstützt worden war: Bundesweit 2.700 MW
sollen für jeweils vier Jahre als Sicherheitsbereitschaft vorgehalten und
vergütet und danach stillgelegt werden. Wenig später begannen Gewerkschaft
wie Landesregierung, die Umsetzung ihres eigenen Vorschlages als
plötzlichen Eingriff der Bundesregierung darzustellen.

Bereits bei der Stilllegung des Blockes F vor einem Jahr hat die GRÜNE LIGA
ein Hintergrundpapier zum Kraftwerksstandort Jänschwalde herausgegeben, das
abrufbar ist unter [1].

Das Papier konnte die Aussagen der Kohlekommission vom Januar 2019 noch
nicht berücksichtigen. Es ist jedoch weiterhin gültig, da der
Kommissionsbericht die notwendige Klarheit über die Laufzeit der
verbleibenden vier Blöcke nicht herbeigeführt hat.

[1] https://www.kein-tagebau.de/images/180928_hintergrundpapier_kraftwerk_jaenschwalde.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30.09.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / FAKTEN





MELDUNG/203: Mainzer Ethnologin Carola Lentz wird neue Präsidentin des Goethe-Instituts (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 30.09.2019

Mainzer Ethnologin Carola Lentz wird neue Präsidentin des
Goethe-Instituts

International renommierte Forscherin der Johannes Gutenberg-Universität
Mainz tritt neues Amt zum 19. November 2020 an



Prof. Dr. Carola Lentz vom Institut für Ethnologie und Afrikastudien der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) ist vom Präsidium des
Goethe-Instituts zur neuen Präsidentin des weltweit tätigen Kulturinstituts
der Bundesrepublik Deutschland gewählt worden. Damit übernimmt die
international renommierte Mainzer Ethnologin am 19. November 2020 das Amt
des derzeitigen Präsidenten Prof. Dr. h.c. Klaus-Dieter Lehmann und wird
das Goethe-Institut zunächst für vier Jahre leiten. Das Goethe-Institut
fördert mit 157 Instituten in 98 Ländern die Kenntnis der deutschen
Sprache im Ausland, pflegt die internationale kulturelle Zusammenarbeit
und vermittelt ein aktuelles Deutschlandbild. Durch Kooperationen mit
Partnereinrichtungen an zahlreichen weiteren Orten verfügt das
Goethe-Institut insgesamt über rund 1.000 Anlaufstellen weltweit.

"Wir gratulieren Kollegin Carola Lentz herzlich zu dieser besonderen
Auszeichnung. Das Goethe-Institut gewinnt mit ihr eine Präsidentin, die
seit vielen Jahren in Forschung und Lehre national wie international -
über Ländergrenzen und sogar Kontinente hinweg - vernetzt und renommiert
ist", betont Prof. Dr. Georg Krausch, Präsident der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz. "Carola Lentz beschäftigt sich seit vielen
Jahren mit globalen Themen wie Ethnizität, Kolonialgeschichte,
Arbeitsmigration, Bodenrecht und Erinnerungspolitik und setzt in ihrer
Feldforschung stets auf Diskurs und Austausch mit allen Akteuren. Diese
Qualitäten zeichnen Kollegin Lentz für das Amt der Präsidentin eines
internationalen Netzwerks wie das Goethe-Institut geradezu aus."

Der rheinland-pfälzische Wissenschaftsminister Prof. Dr. Konrad Wolf
gratuliert Prof. Dr. Carola Lentz herzlich. "Mit dieser Wahl wird eine
profilierte und außerordentlich engagierte Wissenschaftlerin geehrt, die
seit vielen Jahren grenzüberschreitend dafür eintritt, Begegnungen zu
ermöglichen und kulturellen Austausch zu initiieren. Die Goethe-Institute
stärken weltweit zivilgesellschaftliche Entwicklungen und schaffen
Freiräume mit Argumenten und Offenheit. Frau Professor Lentz lebt diese
Ziele authentisch und mit großer Leidenschaft."

Carola Lentz ist seit 2002 Professorin für Ethnologie und Afrikastudien an
der Johannes Gutenberg-Universität Mainz und tritt hier zum 1. Oktober
2019 eine Seniorforschungsprofessur an. Ihre aktuellen
Forschungsinteressen gelten den Beziehungen zwischen Ethnizität und
Nationalismus, der Erinnerungspolitik und der Herausbildung von
Mittelklassen. Regional liegt ihr Schwerpunkt auf Westafrika, insbesondere
Ghana und Burkina Faso. Vor ihrem Ruf nach Mainz lehrte und forschte Lentz
bereits an der Freien Universität zu Berlin (1987-1993) sowie an der
Goethe-Universität Frankfurt am Main (1995-2002). Sie war Fellow am
Institute for Advanced Study and Research in the African Humanities an der
Northwestern University (USA, 1993), am Netherlands Institute for Advanced
Study in the Humanities and Social Sciences (Wassenaar, 2000-2001), am
W.E.B. Du Bois Institute for African and African American Research an der
Harvard University (USA, 2008-2009), am geisteswissenschaftlichen Kolleg
"Arbeits- und Lebenszyklus in globalgeschichtlicher Perspektive" an der
Humboldt-Universität zu Berlin (2012-2013), am Hanse-Wissenschaftskolleg
in Delmenhorst (2015) sowie am Wissenschaftskolleg zu Berlin (2017-2018).
Außerdem hat sie im Rahmen des ERASMUS-Programms an der École des Hautes
Études en Sciences Sociales in Marseille und an der Roskilde University in
Dänemark gelehrt. Im Juni 2014 wurde sie als ordentliches Mitglied in die
Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften aufgenommen, von 2016
bis 2018 war sie Sekretarin der Sozialwissenschaftlichen Klasse und ist
seit Oktober 2018 Vizepräsidentin der Akademie. Von 2011 bis 2015 war
Lentz Vorsitzende der Deutschen Gesellschaft für Völkerkunde. Für ihre
2013 erschienene Monografie "Land, Mobility and Belonging in West Africa"
wurde sie mit dem renommierten Melville J. Herskovits-Preis der
amerikanischen African Studies Association ausgezeichnet. Ihr letztes Buch
"Remembering Independence" (2018), das sie gemeinsam mit dem australischen
Historiker David Lowe verfasste, widmet sich der Erinnerungspolitik in
Asien und Afrika.

Carola Lentz schloss 1979 ihr Studium der Germanistik, Politikwissenschaft
und Soziologie an der Universität Göttingen mit dem ersten Staatsexamen
für das Lehramt an Gymnasien ab. 1982 folgte in Hamburg das zweite
Staatsexamen für das Lehramt an Gymnasien. Ein Aufbaustudium der
Agrarwissenschaften der Tropen und Subtropen an der Universität Göttingen
mündete 1985 in einem Magister der Agrarwissenschaften der Tropen und
Subtropen. Sie promovierte 1987 im Fach Soziologie an der Universität
Hannover und habilitierte sich 1996 im Fach Ethnologie an der Freien
Universität Berlin.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 30.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8494: Braunschweig - "Die russische Lyrikerin Marina Zwetajewa" am 8.10.2019


Stadt Braunschweig

Vortrag über die russische Lyrikerin Marina Zwetajewa



Braunschweig. In der Reihe "Vielfacher Schriftsinn" stellen Hans Gerd
Hahn, Verena Noll und Anton Soloveychik am Dienstag, 8. Oktober, um 19
Uhr die Werke der russischen Lyrikerin Marina Zwetajewa im
Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, 38102 Braunschweig
vor. Der Eintritt ist frei. Reservierungen sind unter der
Telefonnummer 0531/70189317 möglich.

Marina Zwetajewa wurde 1892 in Moskau geboren und beging 1941 völlig
verarmt in Jelabuga Selbstmord. Neben Anna Achmatowa gilt Marina
Zwetajewa als die bedeutendste russische Lyrikerin
des 20. Jahrhunderts. Für die Lyrikerin hingen Liebe, Leidenschaft,
Leben und Literatur aufs Widersprüchlichste und Radikalste zusammen.
Ohne Kompromisse strebte sie eine Intensität an, die ihrem
romantischen Absolutheitsanspruch genügen sollte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 30. September 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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VORTRAG/8493: Bielefeld - "Einführung in die jiddische Sprache" am 6.10.2019


Stadt Bielefeld

Einführung in die jiddische Sprache



Bielefeld (bi). In einer Veranstaltung der Jüdischen Kultusgemeinde
Bielefeld am Sonntag, 6. Oktober, führt Dr. Jasmina Huber vom Institut
für Jüdische Studien der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf in die
jiddische Sprache ein. Um 17 Uhr erläutert die Referentin, aus welchen
Sprachen die Einflüsse auf das Jiddische kamen, wo es in der Welt
seine Verbreitung fand, wer die wichtigsten Autorinnen und Autoren
waren und wo das Jiddische heute noch gesprochen wird. Die Teilnahme
an der Veranstaltung in der Synagoge Beit Tikwa, Detmolder Straße 107,
ist kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 1. Oktober 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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AKTION/1912: Briefe gegen das Vergessen, Oktober 2019


www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Briefe gegen das Vergessen - Aktion des Monats Oktober 2019

- Mexiko - Julián Carrillo und die Gemeinschaft in Coloradas de la
Virgen

- Kamerun - Fomusoh Ivo Feh (Ivo)



Täglich werden Menschen weltweit festgenommen, bedroht, gefoltert,
getötet. Weil sie ihre Meinung sagen, sich für die Menschenrechte in
ihrem Land einsetzen oder mit friedlichen Mitteln ihre Regierung
kritisieren. Gewaltlose politische Gefangene verschwinden oft für
Jahre hinter Gittern - ohne faires Gerichtsverfahren und unter
unterschiedlich schwierigen Haftbedingungen. Die Gefahr, dass sie
vergessen werden, ist groß. Darum brauchen sie unseren Schutz, unsere
Solidarität, unseren Einsatz!

Aus diesem Grund startet Amnesty International sogenannte "Briefe
gegen das Vergessen". Sie geben den Gefangenen Hoffnung und zeigen den
Verantwortlichen, dass die Gefangenen nicht in Vergessenheit geraten
sind. Die "Briefe gegen das Vergessen" wirken durch ihre enorme
Anzahl.

Wir brauchen Ihre Unterstützung. Gegen das Vergessen. Beteiligen Sie
sich an den Briefen gegen das Vergessen!


MEXIKO


Julián Carrillo und die Gemeinschaft in Coloradas de la
Virgen

Am 24. Oktober 2019 jährt sich die Ermordung des
Menschenrechtsverteidigers Julián Carrillo zum ersten Mal, ohne dass
die Verantwortlichen ermittelt worden wären. Der Umweltaktivist war
Sprecher der indigenen Rarámuri und der Gemeinschaft in Colorado de la
Virgen in der abgelegenen Gebirgsregion Tarahumara in Chihuahua im
Nordwesten Mexikos. Er verteidigte das angestammte Land der
Gemeinschaft und prangerte öffentlich die Abholzungen und den Bergbau
durch Großgrundbesitzer_innen an und machte auf die Gewalt durch
kriminelle Gruppen aufmerksam. Die Rarámuri sind nicht mehr die
offiziellen Eigentümer ihres angestammten Landes, wehren sich aber
gegen Abholzung, Bergbau und Drogenanbau.

Die Ermordung von Julián Carrillo war vorhersehbar. Er hatte seit
Jahren über Angriffe und Morddrohungen berichtet. Er war mehrmals von
unbekannten bewaffneten Gruppen bedroht worden, und 2016 wurde sein
Haus niedergebrannt. Außer ihm wurden noch fünf weitere
Familienmitglieder, darunter auch sein Sohn, getötet. Auch viele
andere Sprecher_innen in Coloradas de la Virgen werden bedroht,
angegriffen, erhalten unfaire Gerichtsverfahren und werden ermordet.

Am 26. Januar gab die Staatsanwaltschaft von Chihuahua bekannt, dass
sie 200 Polizist_innen in der Sierra Tarahumara stationiert habe, um
zwei Tatverdächtige des Mordes an Julián Carrillo festzunehmen. Die
Untersuchungen zu diesen beiden Tatverdächtigen dauern an. Bei der
Festnahme verpflichtete sich die Bundesregierung dazu, mit Hilfe des
Schutzmechanismus für Menschenrechtsverteidiger_innen und
Journalist_innen das Leben, die Unversehrtheit, die Freiheit und
Sicherheit der Menschenrechtsverteidiger_innen in Chihuahua und im
ganzen Land zu gewährleisten.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den
Generalstaatsanwalt des Bundesstaates Chihuahua und fordern Sie ihn
auf, die Ermittlungen im Fall Julián Carrillo endlich zu einem
Abschluss zu bringen. Dringen Sie darauf, dass Julián Carrillos
Familie, die Gemeinschaft von Coloradas de la Virgen und die
Mitglieder der Unterstützer-NGO Alianza Sierra Madre in Absprache mit
ihnen ausreichend geschützt werden. Bitten Sie ihn, darauf zu drängen,
dass die Schutz- und Präventivmaßnahmen umgesetzt und die
strukturellen Ursachen für die Gefährdung der indigenen Gemeinschaften
vor Ort beendet werden.

Schreiben Sie in gutem Spanisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

Generalstaatsanwalt des Bundesstaates Chihuahua

Fiscal General de Chihuahua

César Augusto Peniche Espejel

Avenida Paseo Bolívar 704, Zona Centro

31000 Chihuahua, Chihuahua, MEXIKO

E-Mail: despacho.fiscalia@chihuahua.gob.mx

Twitter: @Fiscalia_Chih @PenicheCesar

(Anrede: Dear Attorney General of Chihuahua State / Estimado Fiscal
General, César Augusto Peniche Espejel / Sehr geehrter Herr
Generalstaatsanwalt)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Vereinigten Mexikanischen Staaten

S. E. Herrn Rogelio Granguillhome Morfin

Klingelhöferstraße 3, 10785 Berlin

Fax: 030 - 26 93 23-700

E-Mail: mexale@sre.gob.mx

(Standardbrief: 0,80 EUR)


Dein Appell

Sehr geehrter Herr Generalstaatsanwalt,

am 24. Oktober 2019 jährt sich die Ermordung des
Menschenrechtsverteidigers Julián Carrillo zum ersten Mal, ohne dass
die Verantwortlichen ermittelt worden wären. Der Umweltaktivist war
Sprecher der indigenen Rarámuri und der Gemeinschaft in Colorado de la
Virgen in der abgelegenen Gebirgsregion Tarahumara in Chihuahua im
Nordwesten Mexikos. Die Ermordung von Julián Carrillo war
vorhersehbar. Er hatte seit Jahren über Angriffe und Morddrohungen
berichtet. Er war mehrmals von unbekannten bewaffneten Gruppen bedroht
worden, und 2016 wurde sein Haus niedergebrannt. Außer ihm wurden noch
fünf weitere Familienmitglieder, darunter auch sein Sohn, getötet.
Auch viele andere Sprecher_innen in Coloradas de la Virgen werden
bedroht, angegriffen, erhalten unfaire Gerichtsverfahren und werden
ermordet.

Ich fordere Sie höflich auf, die Ermittlungen im Fall Julián Carrillo
endlich zu einem Abschluss zu bringen. Julián Carrillos Familie, die
Gemeinschaft von Coloradas de la Virgen und die Mitglieder der
Unterstützer-NGO Alianza Sierra Madre müssen in Absprache mit ihnen
ausreichend geschützt werden. Sorgen Sie bitte dafür, dass die
Schutz- und Präventivmaßnahmen umgesetzt und die strukturellen
Ursachen für die Gefährdung der indigenen Gemeinschaften vor Ort
beendet werden.


KAMERUN


Fomusoh Ivo Feh (Ivo)

Fomusoh Ivo Feh, kurz Ivo genannt, wollte gerade sein Studium
beginnen, als er am 13. Dezember 2014 in Mile Four Limbe in der
Südwestregion von Kamerun von sechs Männern in Zivil festgenommen
wurde. Damals war er 25 Jahre alt. Grund war eine ironische SMS, die
er an seinen Freund Azah Levis Gob geschickt hatte, der sie wiederum
mit dem Schüler Afuh Nivelle Nfor teilte. Ein Militärgericht
verurteilte Ivo und seine Freunde Afuh Nivelle Nfor und Azah Levis Gob
zu zehn Jahren Haft wegen »Straftaten« in Verbindung mit Terrorismus.
Im Rechtsmittelverfahren hielt ein Militärgericht am 15. März 2018 die
Urteile gegen Ivo und seine beiden Freunde aufrecht. Im Juli 2018
reichte Ivos Rechtsbeistand Rechtsmittel beim Obersten Gerichtshof von
Kamerun ein. Doch der hat sich bislang weder zu dem Fall geäußert noch
einen Termin für eine Anhörung angesetzt.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den
Präsidenten von Kamerun und fordern Sie ihn auf, für die umgehende und
bedingungslose Freilassung von Fomusoh Ivo Feh, Afuh Nivelle Nfor und
Azah Levis Gob zu sorgen.

Schreiben Sie in gutem Französisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

Präsident S. E. M. Paul Biya

Président de la République du Cameroun

Présidence de la République

Palais de l'Unité

B. P. 95 Yaoundé, KAMERUN

(Anrede: Excellency / Exzellenz)

Fax: 00 237 - 22 221 93 76

E-Mail: cellcom@prc.cm oder contact@presidenceducameroun.com

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Republik Kamerun

S. E. Herrn Jean-Marc Mpay

Ulmenallee 32, 14050 Berlin

Fax: 030 - 89 00 57 49

E-Mail: berlin@ambacam.de

(Standardbrief: 0,80 EUR)


Dein Appell

Exzellenz,

Fomusoh Ivo Feh, kurz Ivo genannt, wollte gerade sein Studium
beginnen, als er am 13. Dezember 2014 in Mile Four Limbe in der
Südwestregion von Kamerun von sechs Männern in Zivil festgenommen
wurde. Damals war er 25 Jahre alt. Grund war eine ironische SMS, die
er an seinen Freund Azah Levis Gob geschickt hatte, der sie wiederum
mit dem Schüler Afuh Nivelle Nfor teilte. Ein Militärgericht
verurteilte Ivo und seine Freunde Afuh Nivelle Nfor und Azah Levis Gob
zu zehn Jahren Haft wegen »Straftaten« in Verbindung mit Terrorismus.
Im Rechtsmittelverfahren hielt ein Militärgericht am 15. März 2018 die
Urteile gegen Ivo und seine beiden Freunde aufrecht. Im Juli 2018
reichte Ivos Rechtsbeistand Rechtsmittel beim Obersten Gerichtshof von
Kamerun ein. Doch der hat sich bislang weder zu dem Fall geäußert noch
einen Termin für eine Anhörung angesetzt.

Ich fordere Sie höflich auf, die umgehende und bedingungslose
Freilassung von Fomusoh Ivo Feh, Afuh Nivelle Nfor und Azah Levis Gob
sicherzustellen.

 * 

Quelle:

www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Herausgeber: amnesty international

Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V., 53108 Bonn

Telefon: 0228/98 37 30, E-Mail: info@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MUMIA/984: Free Mumia - Rundbrief Oktober 2019 (Berliner Free Mumia Bündnis)


FREE MUMIA - Free Them ALL! - Rundbrief Oktober 2019



Hallo,

hier kommen aktuelle Meldungen über den seit 1981 (!) gefangenen
Radiojournalisten Mumia Abu-Jamal und aus der länderübergreifenden
Solidaritätsbewegung. Nachdem Mumia im September 2019 einen Antrag zur
Eröffnung seines in der ersten Jahrenshälfte erkämpften
Revisionsverfahrens gestellt hat, reagierte die rechte
Polizeilobbyorganisation Fraternal Order of Police (FOP). Maureen
Faulkner, Witwe des 1981 ums Leben gekommenen Polizisten Daniel Faulkner
fordert mit der FOP das zuständige Gericht in einer Eingabe auf,
Philadelphias Staatsanwalt Larry Krasner den Fall zu entziehen, weil er
sich angeblich nicht hartnäckig genug gegen ein neues Verfahren für
Mumia Abu-Jamal gestellt habe. Anstelle seiner ersuchte sie, einen
politisch sehr rechts stehenden Generalstaatsanwalt des Bundesstaates
Pennsylvania mit dem Fall zu betrauen. Ihre juristische Begründung ist
selbst für US Verhältnisse dünn. Sie beruft sich auf ein möglicherweise
kommendes Gesetz im Bundesstaat, welches das Recht auf "Abschluss" für
Angehörige von Verbrechensopfern behandelt, aber noch gar nicht
rechtskräftig verabschiedet worden ist. Laut Einschätzung von Prison
Radio, die Mumias Beiträge (
https://www.prisonradio.org/media/audio/mumia ) regelmässig
veröffentlichen, könnte dies aber auch schon die letzte Möglichkeit für
die FOP sein, den weiteren Verlauf des Verfahrens zu stören. Warum die
Witwe Faulkner sich immer wieder für die FOP instrumentalisieren lässt
und kein Interesse daran zu haben scheint zu erfahren, wer ihren
früheren Ehemann Daniel Faulkner 1981 wirklich erschossen hat, wird wohl
ihr Geheimnis bleiben.

Noch ist nicht klar, wieviele Instanzenzüge Mumias neues
Revisionsverfahren haben wird. Theoretisch sind vier bis fünf Ebenen bis
zum US Supreme Court denkbar, aber derzeit ist die unterste noch nicht
einmal formal eröffnet. Sobald es zu öffentlichen Terminen in einem
Gerichtssaal kommen wird, nehmen auch Prozessbeobachter*innen aus dem
deutschsprachigen Raum Teil und berichten.

Der texanische Todestraktgefangene Rodney Reed hat ein neues
Hinrichtungsdatum erhalten: 20. November 2019. Bereits 2015 wurde die
Hinrichtung ausgesetzt, weil überwältigende Unschuldsindizien und
zahlreiche Verfahrensmängel (
http://mumia-hoerbuch.de/postamt/Rodney%20Reed.pdf ) geltend gemacht
werden konnten, nur ist seit dem überhaupt nichts geschehen. Der
texanische Staat deutet das in letzter Zeit eher geringe öffentliche
Interesse an seinem Fall anscheinend als Möglichkeit, den Gefangenen
ohne größeren Widerstand ermorden zu können. Wir bitten alle
Leser*innen, wachsam auf weitere Ankündigungen zu diesem Fall (
https://justice4rodneyreed.org/events/ ) zu bleiben, denn aller
Voraussicht nach werden us-amerikanische Todesstrafengegner*innen diesen
Justizmord nicht einfach hinnehmen. Es könnte auch von hier
Möglichkeiten geben, die Hinrichtung von Rodney Reed zu verhindern.


Zum weiteren Inhalt:

1. Termin - Berlin

2. Berichte aus der Bewegung und Presse

3. Abschaffung der Todesstrafe - überall!

4. Solidarität mit Gefangenen


1. Termine - Berlin 

Anti-Knast-Tage vom 23. - 27.10.2019 in Berlin: u.a. mit einem
zugesagten Beitrag von Mumia Abu-Jamal zum Thema
Gefängnis-Abolitionismus und einer gemeinsamen Veranstaltung der
Soli-Gruppen der GG/BO aus Jena und Berlin mit FREE MUMIA Berlin über
die Gefängnisindustrie

Details: https://antiknasttage.blackblogs.org/

Anti-Knast-Tage in der Schule für Erwachsenenbildung (SfE),
Gneisenaustr. 2a, Mehringhof, Berlin-Kreuzberg - U6/7-Mehringdamm


2. Berichte aus der Bewegung und Presse

(workers world) In response to latest Mumia appeal, Philly cops lash out
at district attorney (September 26, 2019)

https://www.workers.org/2019/09/26/in-response-to-latest-mumia-appeal-philly-cops-lash-out-at-district-attorney/

(workers world) The fight to free Mumia enters historic new phase
(September 20, 2019)

https://www.workers.org/2019/09/20/the-fight-to-free-mumia-enters-historic-new-phase/

(Menschen Machen Medien) Rettet Mumias Augenlicht! (17.09.2019)

https://mmm.verdi.de/internationales/rettet-mumias-augenlicht-61059

(FREE MUMIA Berlin) FREE THEM ALL - 100 Menschen für Leonard Peltier,
Jalil Muntaqim, Rodney Reed und Mumia Abu-Jamal vor US Botschaft
(16.09.2019) 

http://mumia-hoerbuch.de/demonstration.htm#100menschenlp140919

(jW) Manipuliert und gelogen - Anwälte präsentieren erste
Auswertungsergebnisse zu gefundenen Ermittlungs- und Prozessakten im
Fall Mumia Abu-Jamal (16.09.2019)

https://www.jungewelt.de/artikel/362869.free-mumia-abu-jamal-manipuliert-und-gelogen.html

(jW) »Wir protestieren gegen eine rassistische Justiz« Seit fünf Jahren
Mahnwachen vor dem US-Generalkonsulat in Frankfurt am Main. Ein Gespräch
mit Kurt Bovensiepen (16.09.2019)

https://www.jungewelt.de/artikel/362880.politische-gefangene-wir-protestieren-gegen-eine-rassistische-justiz.html

(Antifa Kaffee Kränzchen) (B) [FOTOS] Kundgebung: FREE THEM ALL! vor der
US-Botschaft am 14.09.2019 

https://de.indymedia.org/node/37492

(Dänemark - Autonom Infoservice) Mumia Abu Jamal - politisk fange i USA
siden 1981 (11. September 2019)

https://konfront.dk/mumia-abu-jamal-politisk-fange-i-usa-siden-1981/?fbclid=IwAR0W-yri2J7SnPnxwgmulyBy4D8T0KVJigxrM6A-OzhgiLOeT9pxb8p8FaU


3. Abschaffung der Todesstrafe - überall!

(Workers World) Free Rodney Reed! | Justice for Rodney Reed, an innocent
man on Texas Death Row (September 24, 2019)

https://www.workers.org/2019/09/24/free-rodney-reed-urgent-organizing-to-stop-another-execution-in-texas/


4. Solidarität mit Gefangenen

(Free Ed Poindexter!) Omaha Two alibi not disclosed by prosecutor is new
evidence to reopen 1971 Black Panther case (September 20, 2019)

https://richardsonreports.wordpress.com/2019/09/20/omaha-two-alibi-not-disclosed-by-prosecutor-is-new-evidence-to-reopen-1971-black-panther-case/

dt. sprachiger Hintergrund über Ed Poindexter

http://mumia-hoerbuch.de/postamt/FREE%20Ed%20Poindexter%20-%20RIP%20Mondo%20We%20Langa.pdf

Podcast einer neuen Anti-Knast-Sendung im Freien Radio
Berlin-Brandenburg: Radio Durchbruch vom 18.09.2019

https://www.mixcloud.com/StudioAnsage/radio-durchbruch-18092019-21-uhr/

Offener Brief aus dem französischen Knast (10.09.2019)

https://de.indymedia.org/node/37366


Wir hoffen, gut informiert zu haben.

Bitte verbreite diese Meldungen auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief Oktober 2019

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de
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STANDPUNKT/379: Junge Öko-Bewegung, reden wir Tacheles! (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Junge Öko-Bewegung, reden wir Tacheles!

Von Gerhard Mersmann, Neue Debatte, 1. Oktober 2019



Neben den durch die Industrie verursachten Schäden erleidet das
Ökosystem schwere Kontaminationen vor allem durch den Schiffstransport
von Waren und Rohstoffen. Den schwersten Schlag muss Mutter Natur
jedoch jedes Mal bei Kriegen hinnehmen.


Die Sollbruchstelle der Öko-Bewegung

Kriege und simulierte Kriege, das heißt Manöver, sind immer ein Duell
mit der Natur. Insofern ist es notwendig, sich mit bestimmten Branchen
wie der Kreuzfahrttouristik genauso zu befassen wie mit dem Krieg [1]
und denen, die von ihm leben, ihn vorbereiten und befeuern. Und dieser
Aspekt wird dazu führen, herauszufinden, wo bei der neuen ökologischen
Bewegung die Sollbruchstelle liegt.

Die Grünen, die nicht nur im Kosovokrieg [2] ihre Unschuld verloren,
sondern mit ihrer Position dort und im Folgenden eine der mächtigsten
Friedensbewegungen der Welt gemeuchelt haben, sind positioniert. Sie
sind sowohl auf NATO-Kurs, was heißt, sie unterstützen die
Expansionsbemühungen nach Osten, treten immer wieder für militärische
Lösungen ein und ihre Spitze unterstützt zudem den Import von
US-amerikanischem Fracking-Gas.

Will die neue, vor allem juvenile ökologische Bewegung nachhaltig
Bestand haben, dann muss sie sich schnell von dieser politischen
Kontamination befreien.


Die Aufgabe der jungen Öko-Bewegung

Es handelt sich um eine gewaltige Aufgabe, vor der die junge
Öko-Bewegung steht. Im Grunde hat sie Fragen gestellt, die auf der
Hand liegen und die denen, die seit Jahren die politische
Verantwortung tragen, nicht mehr in den Sinn kommen.

Es geht darum, was zu tun ist, um eine Umsteuerung menschlichen
Wirtschaftens und Konsumierens herbeizuführen. Das kann nur gelingen,
wenn vor allem das alte Paradigma des Wachstums über Bord geworfen
wird. Letzteres aber ist das Kernstück des Kapitalismus. Reden wir
Tacheles: Die Ziele der jungen ökologischen Bewegung können nur
erreicht werden, wenn der Kapitalismus überwunden wird.

Sollte Letzteres sich als erkanntes notwendiges Ziel [3]
herauskristallisieren, dann ist sehr schnell Schluss mit der zur Schau
getragenen Sympathie seitens der herrschenden Öffentlichkeit. Sie wird
nur so lange anhalten, wie die Möglichkeit der Instrumentalisierung
für eigene Ziele existiert. Wenn es um die Systemfrage geht, dann hört
der Spaß auf. Die Auseinandersetzungen werden härter werden und es
wird sich herausstellen, wer es wirklich ernst meint mit der
Solidarität mit der Jugend.


Die Frage von Krieg und Frieden

Neben allem, was ansteht, von der Formulierung einer politischen
Programmatik bis zur Findung und Entwicklung des notwendigen
professionellen Personals, die erste Entscheidung wird bei der Frage
von Krieg und Frieden [4] fallen.

Wenn sich die Bewegung bei dem ausschließlich um Ressourcen gehenden
und sich in Hochvorbereitung befindenden Krieg gegen den Iran
heraushält, dann wird sie schneller tot sein, als sie selbst glaubt.
Sollte sie sich jedoch gegen die erneute kriegerische Verunstaltung
der Welt stellen, dann werden die nach innen gerichteten Streitkräfte
[5] sehr schnell ihre Unbarmherzigkeit gegen den jugendlichen Protest
zur Schau stellen.

Und für alle, die meinen, sie hätten das Privileg, sich die ganze
Entwicklung von einer externen, saturierten Stellung anzusehen, gilt
dasselbe. Die Entscheidung, ob etwas zum Besseren zu bewegen ist,
fällt an dem Tag, an dem erkannt wird, dass nicht nur die permanente
Zerstörung des ökologischen Systems, sondern auch der Krieg als
notwendiges Instrument der Wachstumsideologie und dem ihr zugrunde
liegenden Wirtschaftssystem zusammen gehören.

Es geht nicht darum, die alte Rolle der Kassandra zu spielen, es geht
darum, die Illusionen zu bekämpfen, die durch die distanziert
sympathischen Rückmeldungen einer satten Gesellschaft den Zustand
eines einfachen Weges suggerieren. Wer sich gegen den Krieg stellt,
spielt nicht mehr mit Murmeln.


Über den Autor

Gerhard Mersmann studierte Politologie und Literaturwissenschaften,
war als Personalentwickler tätig und als Leiter von Changeprozessen in
der Kommunalverwaltung. Außerdem als Regierungsberater in Indonesien
nach dem Sturz von Haji Mohamed Suharto. Gerhard Mersmann ist
Geschäftsführer eines Studieninstituts und Blogger. Auf Form7 schreibt
er pointiert über das politische und gesellschaftliche Geschehen und
wirft einen kritischen Blick auf das Handeln der Akteure.


Anmerkungen:

[1] https://neue-debatte.com/2019/08/31/valdaiclub-the-future-of-war/

[2] https://neue-debatte.com/2018/12/16/zuendeln-auf-dem-balkan/

[3] https://neue-debatte.com/2018/05/27/die-entscheidung-kapitaldiktatur-oder-souveraenitaet-der-menschen-teil-1/

[4] https://neue-debatte.com/2019/06/30/rainer-mausfeld-delegitimieren-wir-die-gewaltpolitik-der-usa/

[5] https://neue-debatte.com/2017/03/04/wie-die-medien-ueber-gewalt-berichten/


Der Artikel "Junge Öko-Bewegung, reden wir Tacheles!" wurde
erstveröffentlicht im Meinungsmagazin Neue Debatte:

https://neue-debatte.com/2019/09/22/junge-oeko-bewegung-reden-wir-tacheles/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Neuen Debatte für die
Nachdruckgenehmigung.

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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TREFF/1250: Frankfurt - OPEN PARTY 2019, Lektoren, Autoren, Vermittler am Mischpult der Messewoche, 19.10.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2019

Sa 19.10., 21.00 h 

OPEN PARTY 2019

Mit den DJs Michael Behrendt & Remo Weiss, Christina Mohr &
Beatrice Wallis, Thomas Tebbe & NN, Peter Stamm & FishinMotion



Lektoren, Autoren und Vermittler am Mischpult der Messewoche

OPEN PARTY ist das Tanzparkett im Literaturhaus zum Abschluss des
Lesefestivals OPEN BOOKS zur Frankfurter Buchmesse. Es ist die große
Messeparty für die Fach- und Leserwelt, für alle, "die auch was mit
Medien machen", die Bücher zuhause haben, aber Musik in den Knochen.
Hier kommen in der letzten Messenacht noch einmal alle zusammen,
Leser und Vorleser, Kritikerinnen und Kritisierte, Lektorinnen und
Autoren, Verlegerinnen und Buchhändler, Standpersonal und
Standbesucher, Buchsetzer und Übersetzer. Gemeinsam wird getalkt und
getanzt auf der Platznaht der Woche. Und die Musik kommt von Laien am
DJ-Pult, aber Profis in der Branche. Kurzum: Supistimmung,
Supibassbums, supi tanzbar.

LINE-UP:

20.30 Uhr: Michael Behrendt (Autor) & Remo Weiss (brandbook)

22.00 Uhr: Christina Mohr (Campus Verlag) & Beatrice Wallis (Beltz &
Gelberg)

23.30 Uhr: Thomas Tebbe (Piper Verlag) & NN

01.00 Uhr: Peter Stamm (Autor) & Petra Wittrock & Oliver Vogel (S.
Fischer)

Ein Bewegungstreffpunkt in Kooperation mit dem Kulturamt Frankfurt am
Main.

Eintritt 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/1249: Frankfurt - Party der Independents, 18.10.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2019

Fr 18.10., 21.00 h
Party der Independents
Mit den DJs keilschmidt aka Antje Keil & Katharina Schmidt



Branchentreff, Ausklangbecken, Tanzboden am Abend des Deutschen
Verlagspreises. Für alle!

Im Literaturhaus wird jedes Jahr am Freitag der Buchmessewoche die
Unabhängigkeit gefeiert. Über Jahre wurde hier der Preis der Hotlist
verkündet. Jetzt werden der Preis der Hotlist und der Deutsche
Verlagspreis auf dem Messegelände verliehen. Aber gefeiert wird hier.
Es kommen zusammen die Verleger, Autoren, Bewunderer und Leser. Alle,
die sich independent fühlen. Die unabhängigen Verlage laden zur
Party. Die DJs Antje Keil (Lektorin) & Katharina Schmidt
(Illustratorin) legen auf. Also kein Ruhepuls. Alle sind da. Für die
Gäste des Deutschen Verlagspreises fahren Shuttlebusse vom
Messe-Pavilion zum Literaturhaus.

Eine Veranstaltung des Literaturhauses Frankfurt, des Vereins der
Hotlist und des Netzwerks unabhängiger Verlage in Kooperation mit dem
Deutschen Verlagspreis der Staatsministerin für Kultur und Medien.

Eintritt 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/1248: Frankfurt - #WIRMACHENBUECHER, Pop-up-Empfang von allen für alle zur Buchmesse, 17.10.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2019

Do 17.10., 21.00 h 

- #WIRMACHENBUECHER - Pop-up-Empfang - 

Der Pop-up-Empfang von allen für alle zur Frankfurter Buchmesse




Feier Abend Bier Empfang

Das Literaturhaus Frankfurt wird zur Empfangs- und Prosit-Zone. Nach
dem Überraschungserfolg des Vorjahres lädt das Literaturhaus wieder
ein zum größten Empfang der Buchmesse. Büchermacher, Autoren, Leser,
Verlage, Zugereiste und noch nicht Abgereiste, Kritiker, Buchhändler,
Übersetzer, Illustratoren und Agenten. Alle kommen
zusammen. WIRMACHENBUECHER macht das Licht an. Die Einladung zum
Mitmach-Empfang lautet: Werdet selbst Gastgeber unter Gastgebern.
Multiplikation trifft Garagenparty trifft Neoklassizismus. Klein
trifft Groß. Totgesagt trifft viral. Alte Kunden, neue Kunden. Alles,
was wir brauchen, sind Empfangsstände. Und die gibt es im
Literaturhaus, mobil und gebaut aus Bierkiste, Besenstiel und Banner,
das Starter-Set ab 50 Euro, für alle, die Gastgeber sein wollen. Das
neue Fett. Alles ist erleuchtend. Bier und Wissen. Unmenschlicher
Spaß. Wippen und Nippen. WIRMACHENBUECHER ist ein Pop-up-Empfang des
Literaturhauses Frankfurt für die Branche und offen für alle, die
Bücher lieben. Von 21.00 bis 01.00 Uhr.

Der Eintritt ist frei. Anmeldung für Gastgeber unter

www.literaturhaus-frankfurt.de.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8759: Und morgen, den 03. Oktober 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.10.2019 bis zum 04.10.2019 +++






[image: Jean-Luc 8759 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Blauer Himmel, Sonnenschein,

dichte Wolkenfelder,

Jean-Luc hüpft von Bein zu Bein

durch die feuchten Wälder.
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/235: Unna - Kunstwerke zu "Der Buchstaben-Fresser" von Paul Maar, 7.10.-2.11.2019


Stadt Unna

Ausstellung von Kinderkunstwerken zu "Der Buchstaben-Fresser" von
Paul Maar in der Kinderbibliothek



Kreisstadt Unna. Ab Montag 7. Oktober 2019 präsentieren die dritten
Klassen der Sonnenschule ihre Exponate zu "Der Buchstabenfresser" von
Paul Maar in der Kinderbibliothek im zib. Die Ausstellungseröffnung
beginnt um 9:45 Uhr und geht bis 11:15 Uhr. Zu den Öffnungszeiten der
Bibliothek im zib sind diese Kunstwerke dann bis zum 2. November 2019
frei zu besichtigen.

Die Bibliothek im zib freut sich, dass nunmehr die Schülerinnen und
Schüler der dritten Klasse ihre Exponate für eine Ausstellung in der
Kinderbibliothek zur Verfügung stellen und bedankt sich herzlich
dafür.

Die Kooperationspartner Bibliothek im zib und die Sonnenschule laden
alle herzlich ein, sich die von den "Der Buchstaben-Fresser"
inspirierten fantasievollen Werke der jungen Künstlerinnen und
Künstler in der Kinderbibliothek anzuschauen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 1. Oktober 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





THEATER/1440: Hamburg - Unterm Bett liegt ein Skelett, 3., 5., 6.10.2019


FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Unterm Bett liegt ein Skelett

Ein schaurig-schönes Gruselkabinett für Mutige nach dem gleichnamigen
Gedichtband von Arne Rautenberg

Theater Fata Morgana 

Regie & Bühne, Kostüm: Marcel Weinand 

Spiel: Karl-Heinz Ahlers & Hartmut Fiegen

Premiere: Do. 3. Oktober (Feiertag), 18:00 Uhr 

weitere Vorstellungen: Sa 5. + So 6. Oktober, jeweils 16:00 Uhr



Hereinspaziert! Das Theater Fata Morgana lädt ein in die
schaurig-schöne Welt des Gruselns, Grausens und Schauderns: Ein
Skelett tanzt im Tütü, Zombis in Kombis brausen grölend durch die
Stadt, ein rosafarbener Vampir kocht aus Puppen Suppen und viele
andere schauerliche Gestalten treiben ihr spukiges Unwesen. Da bleibt
niemand ohne Gänsehaut - Geisterehrenwort! Und wenn das Gespenst über
seine Ketten stolpert und dem Skelett das Gebiss rausfällt, dann
schlottern allen so richtig die Knie - vor Lachen!

Gefördert durch das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und
Kultur und durch die Stadt Hildesheim

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





TREFF/755: München - Pinakotheken, Museum Brandhorst und Sammlung Schack - Programm im Oktober 2019


Programm der Pinakotheken, Museum Brandhorst und Sammlung Schack im
Oktober 2019



BESONDERES | Togetthere_Xperience | Denkraum Deutschland

Ein experimentelles Denklabor lädt zum Austausch mit KünstlerInnen,
DesignerInnen und ArchitektInnen ein. Eine Woche lang nähern wir uns
der Frage, was die politische Dimension künstlerischen Arbeitens
ausmachen könnte. Denn jedes künstlerische Schaffen ist letztlich eine
Auseinandersetzung mit der Gesellschaft und den Bedingungen unseres
Zusammenlebens. Somit handeln alle KünstlerInnen politisch, ob bewusst
oder unbewusst. Nach dem Vorbild von Joseph Beuys wird das Museum zum
Ort des gesellschaftlichen Dialogs.

In Workshops mit MuseumsmitarbeiterInnen und MuseumsbesucherInnen
wurden Themen erarbeitet, die die Öffentlichkeit aktuell bewegen.
Jetzt ist im DENKRAUM DEUTSCHLAND zu erleben, wie KünstlerInnen,
DesignerInnen und ArchitektInnen damit umgehen. Mit Beiträgen u. a.
von Gabi Blum, Friedrich von Borries, Michael Friedel, Moritz
Hauthaler, Paul Huf, Mehmet & Kazim, Beate Passow, Mario Pfeifer,
Milana Schoeller, Johannes Stüttgen.

Das Projekt DENKRAUM DEUTSCHLAND findet im Rahmen der Programmreihe
Togetthere_Xperience der Kunstvermittlung in der Pinakothek der
Moderne statt. Das Anliegen der Togetthere_Xperience ist der
gesellschaftliche Diskurs mit und über Kunst, Design und Architektur.

Der DENKRAUM DEUTSCHLAND ist von 28.09. bis 06.10.2019 in der
Pinakothek der Moderne, Saal 21, täglich außer MO zu besichtigen von
10.00 Uhr bis 18.00 Uhr, DO bis 20.00 Uhr, täglich um 15.00 Uhr
besondere Aktionen: Lectures, Performances, Künstlergespräche.

DI 01. OKTOBER | 15.00 | Interaktiver Ausstellungsrundgang,
jugendliche "Scouts" im Dialog mit Besucherinnen und Besuchern

MI 02. OKTOBER | 15.00 | Jugendworkshop | Haltung einnehmen! Stellung
beziehen!

DO 04. OKTOBER | 15.00 | Interkultureller Workshop | KunstWerkRaum |
Fantastische Räume trifft DENKRAUM DEUTSCHLAND

FR 05. OKTOBER | 15.00 | Offene Talkrunde mit Michael Friedel

SA 06. OKTOBER | 15.00 Live aus Saal 21 mit Gabi Blum u.a.
KünstlerInnen

 * 

BESONDERES | Europäischer Tag der Restaurierung am 13. Oktober
2019 

Nach der erfolgreichen Premiere im vergangenen Jahr bietet der zweite
Europäische Tag der Restaurierung am 13. Oktober 2019 deutschland- und
europaweit allen Interessierten die Möglichkeit, in privaten Ateliers,
Hochschulen, Museen, Denkmälern und Schlösserverwaltungen aktuelle
Konservierungs- und Restaurierungsprojekte kennenzulernen.

"Gesichert: Die Spuren der Zeit" lautet das diesjährige Motto, welches
alle Kunst- und Kulturgüter gleichermaßen betrifft. An den Bayerischen
Staatsgemäldesammlungen trägt die restauratorische Spurensuche und
-Sicherung nicht nur wesentlich zum Verständnis und zur Bewahrung des
reichen Bestandes an Kunstwerken bei, sondern fördert ebenso spannende
und wichtige Erkenntnisse zu Tage. Die Restauratorinnen und
Restauratoren des Doerner Instituts geben im Rahmen von 30-minütigen
Führungen in den Pinakotheken, dem Museum Brandhorst, der Sammlung
Schack sowie in der Staatsgalerie Schleißheim Einblicke in ihre
Forschungstätigkeit und stellen das breite Spektrum der Konservierung
und Restaurierung im Museum vor.

SO 13. OKTOBER | ab 11.00 | ALLE HÄUSER | Mehr unter
www.tag-der-restaurierung.de und www.pinakothek.de/doernerinstitut

 * 

BESONDERES | Die Lange Nacht der Münchner Museen

Wie wäre es mit einer nächtlichen Zeitreise durch 500 Jahre
Kunstgeschichte - von Dürer bis van Gogh - in der Alten Pinakothek?
Oder einem romantischen Abend in der Märchen- und Mythenwelt der
Sammlung Schack? Am 19. Oktober gibt es dazu Gelegenheit, wenn die
Pinakotheken, das Museum Brandhorst und die Sammlung Schack gemeinsam
mit vielen anderen Münchner Kunsthäusern wieder bis tief in die Nacht
ihre Türen öffnen.

Im Museum Brandhorst beginnt die Lange Nacht sogar schon am
Nachmittag: Während unsere Pi.loten selbst ausgewählte Werke aus der
Jubiläumsausstellung "Forever Young" vorstellen, können sich Kinder -
ausgestattet mit bereitliegenden Zeichenheften - auf Entdeckungstour
durchs Museum begeben.

Am Abend führt Markus Brock, Moderator der 3sat-Sendung
"Museums-Check", im Foyer Gespräche über Kunst, u.a. mit Künstlerinnen
und Künstlern, Kuratorinnen und Kuratoren, Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Münchner Pinakotheken und des Museums Brandhorst
sowie mit prominenten, kunstbegeisterten Münchnern.

In der Pinakothek der Moderne laden Ciceroni und Pi.loten, erkennbar
an der grünen Togetthere_Xperience Schürze, Jugendliche zum Gespräch
ein. Außerdem gibt es verschiedene sinnliche Impulse zum spontanen
Mitmachen (Tasten, Riechen, kleine Soundexperimente etc.)

Weitere Informationen zur Langen Nacht der Museen finden Sie auch auf
www.muenchner.de/museumsnacht

SA 19. OKTOBER | 19.00-02.00 | ALLE HÄUSER | Eintritt: 15 Euro

 * 

WORKSHOP | Bild vs. Betrachtung. Schreibwerkstatt "Kunst mit
Gedichten beschreiben"

Wie kann ich ein eigenes Gedicht über ein zeitgenössisches Kunstwerk
schreiben? Was weiß die Malerin oder der Maler über mich? Was hat sie
oder er nicht gewusst? Die poetische Beschreibung von Kunstwerken
gestaltet immer mit zwei Augen: das eine auf das Bild gerichtet, das
andere auf uns selbst als Betrachtende. Gemeinsam erkunden wir die
Jubiläumsausstellung "Forever Young" und halten Erfahrungen und
Beobachtungen in Versen fest.

Tobias Roth, geboren 1985 in München, ist Dichter, Übersetzer,
Herausgeber und Kuratoriumsmitglied des 2017 gegründeten Verlags Das
Kulturelle Gedächtnis (Berlin).

Die Schreibwerkstatt findet in Kooperation mit lyrix, dem
Bundeswettbewerb für junge Lyrik, statt. Lyrix ist die Adresse für
alle, die gern Gedichte schreiben, und wird gefördert vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung:
www.bundeswettbewerb-lyrix.de.

Mit Tobias Roth, Lyriker

DIENSTAG, 29. OKTOBER | 10.30-13.30 | Museum Brandhorst

Erwachsene 20 Euro inkl. Eintritt, Jugendliche (ab 14 Jahren) 10 Euro
inkl. Eintritt

Begrenzte Anzahl an Teilnahmeplätzen | Anmeldung unter
programm@pinakothek.de oder 089 23805-198

 * 

ÜBERSICHT ÜBER DIE AKTUELLEN AUSSTELLUNGEN | ALLE HÄUSER

Königsklasse IV. Gegenwartskunst in Schloss Herrenchiemsee

Schloss Herrenchiemsee | NUR NOCH BIS 03. OKTOBER 2019

IM BLICK. HET BESTE VAN REMBRANDT - Zeichnungen und Radierungen des
Münchner Kabinetts / Peter Piller "Geduld"

Pinakothek der Moderne | GRAPHIK | bis 13. Oktober 2019

Aenne Biermann. Vertrautheit mit den Dingen


Pinakothek der Moderne | KUNST | bis 13. Oktober 2019

Re-visions. Ann Wilde zum achtzigsten Geburtstag


Pinakothek der Moderne | Kunst | bis 17. November 2019

Anselm Kiefer - Die Michael & Eleonore Stoffel Stiftung erwirbt fünf
Arbeiten des Künstlers für die Bayerischen
Staatsgemäldesammlungen

Pinakothek der Moderne | KUNST | bis 31. Dezember 2019

Franz Radziwill - Zwei Seiten eines Künstlers


Pinakothek der Moderne | Kunst | bis 31. Dezember 2019

Counterculture. Cazal Eyewear meets American Hip Hop

Pinakothek der Moderne | DESIGN | bis 31. Januar 2020

ReFlex Bauhaus 40 Objects - 5 conversations


Pinakothek der Moderne | Design | bis 02. Februar 2020

Thonet & Design


Pinakothek der Moderne | DESIGN | bis 02. Februar 2020

Ingo Maurer. Pendulum


Pinakothek der Moderne | DESIGN | bis 16. Februar 2020

Anders gesehen. Afrikanische Keramik aus der Sammlung Herzog Franz von
Bayern

Pinakothek der Moderne | DESIGN | bis 29. März 2020

Forever Young - 10 Jahre Museum Brandhorst

Museum Brandhorst | bis 15. April 2020

Sound of Design


Pinakothek der Moderne | Design | bis 31. Dezember 2020

Meisterwerke aus der Neuen Pinakothek in der Alten Pinakothek und in
der Sammlung Schack

Alte Pinakothek | Sammlung Schack

Georg Baselitz. Die Schenkung

Pinakothek der Moderne | KUNST | Saal 14 | bis 31. Dezember 2021

FUTURO. A Flying Saucer in Town

Pinakothek der Moderne | DESIGN | Außenraum | bis 22. Februar 2022

NEU

Balkrishna Doshi - Architektur für den Menschen

Pinakothek der Moderne | ARCHITEKTUR | ab 17. Oktober 2019

Hermann Glöckner - Ein Meister der Moderne


Pinakothek der Moderne | GRAPHIK | ab 24. Oktober 2019

Van Dyck

Alte Pinakothek | ab 25. Oktober 2019

 * 

Quelle:

Pinakothek der Moderne - Newsletter vom 30. September 2019

Barer Str. 29, 80799 München

T.: 089 23 80 50

E-Mail: presse@pinakothek.de
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GRASWURZELREVOLUTION/1900: Savina Yannatou - Keine "schöne Folklore"!


graswurzelrevolution Nr. 441, September 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Savina Yannatou: Keine "schöne Folklore"!

von Horst Blume



Ein irritierter Kritiker bescheinigte auf der ausgerechnet vom
bundesdeutschen Ministerium für Finanzen verantworteten Homepage "So
klingt Europa", der griechischen Sängerin Savina Yannatou einen von
"frecher Intelligenz und punkigen Einstellung geprägten Stil"(1).
Jenseits von Syrtaki und Theodorakis fällt es offenbar selbst
BerufskritikerInnen in den Medien nicht leicht, die Musik Yannatous zu
beschreiben.


Denn eigenwillig und außerhalb des Mainstreams erkundet sie
zusammen mit dem akustischen Musikensemble "Primavera en Salonico"
nicht nur die facettenreiche Musik Griechenlands, sondern singt
ebenfalls die Lieder der Nachbarn auf dem Balkan, in der
Mittelmeerregion und im Nahen Osten. Ihr Schwerpunkt sind die
sephardischen Lieder der JüdInnen, die nach ihrer Vertreibung aus
Spanien im Jahre 1492 in Thessaloniki unter der Herrschaft der Osmanen
eine neue Heimat gefunden hatten, bis 46.000 von ihnen 1943 von
deutschen Faschisten nach Auschwitz deportiert und fast alle
umgebracht wurden.


Jüdische Vergangenheit

Mit der Ermordung der spanisch sprechenden JüdInnen Thessalonikis
geriet in Griechenland nicht nur ihre Kultur in Vergessenheit, sondern
auch der rege Austausch mit den Nachbarvölkern kam zugunsten
nationalistischer Selbstbespiegelung zum Erliegen. Spätestens nachdem
im Jahr 1912 griechische Truppen in Thessaloniki einmarschiert sind
und die jahrhundertelange osmanische Herrschaft über die Stadt beendet
war, gerieten hier die Minderheiten und die JüdInnen staatlicherseits
unter Druck. Von daher ist es ein deutliches politisches Statement,
wenn Yannatou auch die Lieder der slavo-makedonischen, bulgarischen,
albanischen und türkischen NachbarInnen singt, denen heute in
Griechenland oft mit Mißtrauen und Feindseligkeit begegnet wird.

Das mehrheitlich nationalistisch orientierte und religiös-orthodox
geprägte Griechenland weigerte sich jahrzehntelang, der jüdischen
Opfer des Holocausts zu gedenken. Denn hierdurch würde die eigene
Untätigkeit, die Kollaboration von Teilen der Bevölkerung mit den
Nazis und ihre Vorteilsnahme bei der Aneignung des zurückgelassenen
jüdischen Besitzes verstärkt zum Thema gemacht(2).

Erst als 1992 weltweit des 500. Jahrestags der Vertreibung der
JüdInnen aus Spanien gedacht wurde, machten sich in Griechenland
kleinere intellektuelle Gruppen auf die Suche nach den historischen
und kulturellen Wurzeln der ehemaligen Judenstadt Saloniki(3).

Als Yannatou eine Sammlung sephardischer Lieder für eine CD einspielen
wollte, hatte sie zunächst mit Schwierigkeiten zu kämpfen. "Um Gottes
willen, damit gehen wir pleite", tönte es aus Griechenlands
bekanntester Plattenfirma Lyra abwehrend(4). Erst 1994 konnte die CD
erscheinen und schrittweise wurde die sephardische Vergangenheit
Salonikis stärker wahrgenommen. Ein Höhepunkt der Rezeption wurde die
Veröffentlichung weiterer sephardischer Lieder im Jahr 2012 bei dem
renommierten deutschen Jazzlabel ECM. In den nun einsetzenden
Lobeshymnen wurde in den Medien ein romantisierendes und verklärendes
Bild vom multikulturellen Thessaloniki vor 1943 gezeichnet, das so
nicht der Realität entsprach.


Keine Harmonie

Das "harmonische Miteinander"(5) der Volksgruppen und Religionen wurde
nach dieser gerne erzählten Legende erst in jüngerer Zeit mit dem
Einmarsch der Wehrmacht zerstört, vorher mischten sich angeblich
"einem Paradies gleich"(6) Religionen und Kulturen.

Lebte die übergroße Mehrheit der jüdischen Bevölkerung bis etwa 1850
in ärmlichen Verhältnissen, partizipierte sie danach für einige
Jahrzehnte von der sich verbessernden wirtschaftlichen Lage, was das
Aufkommen von Antisemitismus begünstigte und zu Streitereien zwischen
jüdischen und griechischen Händlern führte. Die antisemitischen
Gewalttaten nahmen so stark zu, dass 1908 ein jüdisches
Widerstandszentrum gegen "griechische Angriffslust"(7) gegründet
wurde.

Bemerkenswert ist, dass die heftigen Gewalttaten in Thessaloniki von
den ca. 15.000 GriechInnen ausgingen und sich gegen die Mehrheit der
80.000 JüdInnen(8) richteten. Als 1912 die griechische Armee in
Thessaloniki einmarschierte, kam es zur Plünderung von 700 jüdischen
Geschäften und Häusern, zu Vergewaltigungen und Morden(9). Die im Zuge
des großen Bevölkerungsaustausches hinzugezogenen 117.000 GriechInnen
aus Kleinasien machten die JüdInnen 1922 zur Minderheit und ihre Lage
wurde noch prekärer. Im Gegensatz zur patriotisch orientierten
kulturellen Haupttendenz entwickelte Yannatou eine andere, offene
politisch-künstlerische Praxis. Zu Beginn ihrer musikalischen Laufbahn
sang sie alte Musik aus Renaissance und Barock, um sich dann in
Zusammenarbeit mit dem Wuppertaler Kontrabassisten Peter Kowald
radikal experimenteller Musik und dem Freejazz zuzuwenden. Ihre
Neugier auf das Unbekannte, ihre Experimentierlust und Offenheit für
lebendige Formenvielfalt stellten einen kulturellen Gegenpol zur
vorherrschenden Fokussierung auf griechische Volksmusiken dar.


"Dirty Sounds"

Das vielen volkstümlichen Liedern innewohnende Pathos wird von
Yannatou durch dissonante Wortschnipsel und ausgefallene Lautmalereien
dekonstruiert. In einigen Fällen bleiben die Grundstrukturen der
ursprünglichen Lieder erhalten, ein anderes Mal nehmen sie durch
avantgardistische Improvisationen eine neue musikalische Gestalt an.
Diese kreativ veränderten Passagen verlangen von den ZuhörerInnen eine
Offenheit für neue Impulse und Toleranz. Ihre Musik gilt in
Griechenland manchen als "schwierig". Sie verzichtet bei ihren
Auftritten auf aufwändige Showelemente, sodass sich die ZuschauerInnen
ganz auf ihren disziplinierten Auftritt und ihre wandlungsfähige
Stimme konzentrieren können.

In einem Interview erklärte Yannatou, dass sie bewusst "dirty sounds"
bei ihrem Gesang einsetzt: "Manchmal mache ich meine Stimme
absichtlich 'schmutzig', mit vielen Sounds dazwischen. Ich liebe freie
Musik und all diese Situationen - nicht nur als Resultat, sondern den
ganzen Prozess: die vielen Farben, die man erzeugen kann; es hat alles
mit Timbres [Klangfarben, H. B.] der Sounds zu tun, und natürlich mit
Emotionen."(10)

Ihre Musik klingt bei ihrem Rückgriff auf die Sphäre der Alten Musik
einerseits archaisch, andererseits gelingt ihr manchmal in einer
einzigen Komposition die Verbindung zur Free Musik. Zusammengehalten
wird dieses disparate musikalische Material durch die Arrangements von
Kostas Vomvolos und die avancierten Spielpraktiken des sechsköpfigen
Ensembles "Primavera en Salonico" mit dem Yannatou zusammenarbeitet.
In die abwechslungsreiche akustische Instrumentierung fließen
hauptsächlich orientalische Einflüsse ein, was man an einem Teil der
gespielten Instrumente erkennen kann: Nay (Rohrflöte), Oud (Laute),
Violine, Kanun (Kastenzitter), Kontrabass, Schlagwerk, Akkordeon.

Sephardisch wird als Alltagssprache auch in Thessaloniki nur noch
selten gesprochen, da fast alle JüdInnen ermordet wurden. Es ist das
Verdienst von Yannatou, dass sie diese durch die Shoa fast
ausgelöschte Sprache aus ihrem Nischendasein herausgeholt hat und in
die großen Konzertsäle dieser Welt bringt. Als Interpretin
sephardischer Lieder aus Saloniki taugt sie allerdings nicht für
identitäre Zuschreibungen, weil sie selbst in Athen lebt und keine
Jüdin ist. Da sich die orientalischen und balkanischen Musiken in der
Vergangenheit gegenseitig beeinflusst haben, werden bei ihr die
einzelnen Strophen eines Liedes schon mal in drei verschiedenen
Sprachen gesungen und damit künstlich geschaffene Grenzen aufgehoben.
Die Musik der ebenfalls von einem Völkermord betroffenen und meist
diasporitisch lebenden ArmenierInnen hat einen Ehrenplatz im
Repertoire Yannatous.


Kommeno

Ein weiteres Projekt mit dem Freejazz-Schlagzeuger Günter Baby Sommer
aus Dresden und verschiedenen griechischen Musikern erinnert am
Beispiel von Kommeno an die 200 Dörfer, die während des Zweiten
Weltkrieges durch die Wehrmacht als "Vergeltungsmaßnahme" gegen
Partisanenaktivitäten vernichtet wurden. Alle dort vorgefundenen
Menschen wurden von der Wehrmacht ermordet. Als Sommer im Jahr 2008 in
Kommeno bei einem Konzert auftrat, sprach der dortige Bürgermeister
Sommer an, der bis dahin von der Ermordung von 317 DorfbewohnerInnen
am 16. August 1943 nichts wusste. In der Folgezeit setzte er sich
intensiv inhaltlich und musikalisch mit den erschütternden
Vorkommnissen auseinander und komponierte zusammen mit mehreren
griechischen Musikern ein berührendes Werk, das die damaligen
Geschehnisse musikalisch verarbeitet. Der Klagegesang einer
Überlebenden des Massakers wurde in die Musik integriert. Da es keiner
weiteren Worte für das Unaussprechliche bedurfte, sang Yannatou ihre
Melodielinien ohne Text, stimmliche Klangmodulationen kamen hinzu.


"Gastarbeiter"

Nachdem diese Komposition 2012 zusammen mit einem informativen
150seitigen Booklet(11) erschienen ist, wurde es in dem griechischen
Dorf und in der BRD mehrmals aufgeführt und in den Medien stark
beachtet. In dem Booklet wird der Blick auf den beschämenden Fortgang
der bundesdeutschen Verdrängungsmechanismen geworfen. Bemerkenswert
ist in diesem Zusammenhang die schändliche Behandlung der griechischen
"Gastarbeiter", die ab dem Anwerbeabkommen im Jahr 1961 in der BRD
gearbeitet haben. Hier kommen Betroffene zu Wort, die inzwischen seit
Jahrzehnten in Deutschland wohnen:

"Wer sich beim Anwerbebüro in Saloniki gemeldet hatte, fuhr von dort
aus mit einem Sonderzug nach München. Diese Züge waren meist völlig
überfüllt. Oftmals waren über Tausend Menschen darin eingepfercht.
Diese Reisen, die bis zum Jahr 1972 durchgeführt wurden, nannten die
Deutschen 'Transporte'. Unmöglich das zu vergessen."(12)

Ein 80jähriger ehemaliger BMW-Arbeiter schildert seine Ankunft in
München im Jahr 1963: "Von Gleis 11 aus wurden wir in den ehemaligen
Luftschutzkeller unter dem Bahnhof geführt: Ein Labyrinth der
Unterwelt - ein Gewirr aus Gängen und zu Wartesälen ausgebauten
Räumen. Dort wurden dann mit einem blechern klingenden Megafon die
Nummern unserer Arbeitsverträge aufgerufen: 'Arbeitsverträge Nummer 1
bis 15 in die Wartesäle drei bis sieben! Arbeitsverträge 16 bis 30 in
die Wartesäle acht bis zwölf' und so weiter. Als ich dieses Geschrei
hörte, kam es mir so vor, als sei die Besatzungszeit zurückgekehrt.
Auch damals riefen die Deutschen uns nur mit Nummern. Und zum Teufel,
diese Stimmen waren genau die gleichen, die ich noch von damals
kannte: RECHTS! LINKS! VORSICHT! NEIN! RAUS! VERBOTEN! NICHTS DA!
KAPUTT! An dieses Stakkatogebell, das kaum noch etwas mit einer
menschlichen Stimme zu tun hatte, erinnerte ich mich nur zu gut, und
mir lief es kalt über den Rücken."(13)

Das Vergangene ist nicht vergangen. Es wirkt bis heute. In Zeiten, in
denen selbst der ehemalige linke Komponist Mikis Theodorakis immer
wieder durch nationalistische Ausfälle von sich Reden macht, ist es
wohltuend, dass KünstlerInnen wie Savina Yannatou sich diesem Ungeist
auf ästhetischer und politischer Ebene widersetzen.


Anmerkungen:

(1) John Payne auf der Homepage:

https://www.so-klingt-europa.de/laender/griechenland/kuenstler-2/savina-yannatou-primavera-en-salonico/

(2) Siehe: "Thessaloniki: Die Vernichtung der Judenstadt und ihre
Folgen". Graswurzelrevolution Nr. 431, September 2018.

https://www.machtvonunten.de/nationalisten-rechte-neoliberale/332-thessaloniki-die-vernichtung-der-judenstadt-und-ihre-folgen.html

(3) "Polis", Juli/August 1996, Seite 52

(4) "blue rhythm" (Beilage von "Jazzthing"), Nr. 12, 2000, Seite 29

(5) "Folker!" Nr. 4, 2017, Seite 32

(6) "Folker!" Nr. 4, 2015, Seite 74

(7) Fritz Bauer Institut (Hg.): "Einspruch und Abwehr", Campus Verlag,
2010. Hier: Maria Margaroni "Der griechische Antisemitismus", S. 255

(8) Angaben für das Jahr 1896:

https://fr.wikipedia.org/wiki/Histoire_de_Thessalonique

(9) Siehe Anm. 7, Seite 261

(10) Süddeutsche Zeitung, 21.5.2003

(11) "Lieder für Kommeno", Intakt Records, 2012, CD und Booklet

(12) Ebd., Seite 65

(13) Ebd., Seite 68
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Der Irak wird zwar nach wie vor von täglichen Anschlägen erschüttert,
die Sicherheitslage im Land hat sich in den letzten Jahren aber,
relativ gesehen, deutlich verbessert. Doch auch zwei Jahre nachdem mit
Mossul die letzte Hochburg des "Islamischen Staates" (arab. Daesch)
zurückerobert worden war, liegen die dabei verwüsteten Städte immer
noch weitgehend in Trümmern. Von einem Wiederaufbau ist wenig zu
sehen. Stattdessen schürt das Vorgehen von Regierungskräften und
schiitischen Milizen erneut Hass gegen die Zentralregierung und
schafft die Voraussetzungen für das aktuelle Wiedererstarken der
Dschihadisten.

Ungeachtet eines Regierungswechsels im Oktober 2018 leiden die Iraker
weiterhin unter dem Versagen des Staates grundlegende Dienstleistungen
sicherzustellen, insbesondere die Versorgung mit Wasser und Strom. Die
Proteste dagegen, sowie gegen die allgegenwärtige Korruption und
Vetternwirtschaft, nehmen alljährlich im Süden Züge lokaler Aufstände
an. Der von der US-Regierung neu entfachte Wirtschaftskrieg, verbunden
mit unverhüllten Kriegsdrohungen, droht die Versorgungslage noch
weiter zu verschlechtern und innerirakische Konflikte zwischen
pro-iranischen und iran-feindlichen Kräften anzuheizen.


Rückkehr in Trümmer: die Situation in Mossul und anderen
rückeroberten Städten

Im Juli 2017 hatte Iraks Premierminister die Befreiung Mossuls
verkündet, wenige Wochen später den Sieg über den "Islamischen Staat".
Doch auch zwei Jahre danach liegen der Großteil des Westens und der
Altstadt, die das Herz der altehrwürdigen Metropole bildete, immer
noch in Trümmern und unzählige Tote darunter begraben. Im Bestreben
eigene Verluste zu minimieren und möglichst viele ausländische Kämpfer
des Daesch vor Ort zu liquidieren, waren die Viertel westlich des
Tigris, in denen zu Beginn noch rund eine Million Menschen
eingeschlossen waren, dem Erdboden nahezu gleichgemacht worden. Nach
einer am 15. Mai 2018 in der Fachzeitschrift PLOS Medicine
erschienenen repräsentativen Studie über Todesfälle und -ursachen in
Mossul wurden dabei wahrscheinlich ca. 90.000 Menschen getötet, 33.000
davon Frauen und Mädchen, die meisten durch Luftangriffe.[1]

"Es ist unmöglich, nicht von dem überwältigt zu sein, was man sieht,
wenn man auf dem Dach des DDG-Büros in Mosul steht", berichtete im
Februar des Jahres Lene Rasmussen von der Dänischen Deminig Group
(DDG). "Die Hälfte dieser weitläufigen Stadt ist buchstäblich dem
Erdboden gleichgemacht."

Rund 130.000 Häuser wurden zerstört, Wohnraum von schätzungsweise
einer Million Menschen. Die UNO rechnet damit, dass acht Millionen
Tonnen Schutt beseitigt werden müssen, bevor mit dem Wiederaufbau
begonnen werden kann. Aufgrund der damit verbundenen Gefahren kann die
Arbeit mit den derzeit verfügbaren Geräten und Ressourcen bis zu 10
Jahre dauern.[2]

Der größte Teil der rund 1,3 Millionen Menschen, die aus Mossul
flohen, ist zwar mittlerweile zurückgekehrt, die meisten in den
weniger zerstörten Osten der Stadt. Über 350.000 sehen aber, einem
aktuellen Bericht der Internationalen Organisation für Migration (IOM)
zufolge, der die Auswirkungen der Bombardierung durch die US-geführte
Allianz dokumentiert, dazu noch keine Möglichkeit. Der Osten Mossuls
ist überfüllt und teuer und der Westen in weiten Teilen unbewohnbar,
da es dort auch in den weniger zerstörten Vierteln an Wasser und Strom
mangelt und fehlende sanitäre Einrichtungen zur Ausbreitung von
Krankheiten führen. "Darüber hinaus", so der Bericht weiter,
"untergraben Berichte über Belästigungen und Gewalt gegen Zivilisten
durch staatliche und nichtstaatliche Akteure die Bemühungen um Aufbau
von Vertrauen in staatliche Institutionen und Behörden".[3] Wie auch
andere Beobachter berichten, gehören Übergriffe schiitischer Milizen,
die weite Teile Stadt beherrschen, auf Sunniten zum Alltag.[4]


"Ein Drittel des Landes physisch und sozial pulverisiert"

Nicht nur Mossul ist schwer gezeichnet. "Heute, mehr als vier Jahre
nach der Eroberung von Mosul durch die schwarzgekleideten Männer,
bleibt ein Drittel des Landes physisch und sozial pulverisiert",
schreibt Aziz Ahmad, Assistent des Vorsitzenden des Sicherheitsrates
der Autonomen Region Kurdistan (ARK), deren Milizen sich am Krieg
gegen den Daesch beteiligte hatten, im US-Magazin The New York Review
of Books. "Über das gesamte Territorium, das vom Islamischen Staat
zurückerobert wurde, erstreckt sich ein Flickenteppich verschiedener
sektiererischer Milizen, die sich nun ihre Pfründe sichern wollen."

Auch 80 Prozent von Ramadi, der Hauptstadt des Gouvernements Anbar,
die einst rund 600.000 Einwohner hatte, sind nach Angaben des
Umweltprogramms der Vereinten Nationen zweieinhalb Jahre nach der
Rückeroberung noch zerstört. Auch hier sind die Trümmer für
Zehntausende von Vertriebenen das Haupthindernis für ihre Rückkehr.
Erst drei von rund sieben Millionen Tonnen Trümmerschutt konnten hier
mit Hilfe des UN-Entwicklungsprogramms beseitigt werden. Wie in Mossul
werden die Arbeiten dabei durch die hohe Zahl von Blindgängern und
Sprengfallen massiv erschwert.[5] Kaum besser sieht es in den anderen
stark verwüsteten Städten in Anbar aus, wie Falludscha, wo ein Drittel
der Bevölkerung noch vertrieben ist, Haditha, Hit oder Al-Qa'im.

Zweiundzwanzig Krankenhäuser in Ninive, Salah ad-Din und Anbar wurden
zerstört, über 100 schwer beschädigt, Einrichtungen die zuvor ein
Drittel der Bevölkerung in den betroffenen Gouvernements versorgt
hatten.


Wiederaufbau verschleppt

Auf Hilfe aus Bagdad warteten die verbliebenen Bewohner und
Rückkehrwilligen vergeblich. Die Wiederaufbaukosten für Anbar, in der
sich die Armutsrate seit 2014 auf 40 Prozent verdoppelt hat, werden
auf mindestens 5 Milliarden US-Dollar geschätzt. Im irakischen
Haushalt für 2019 mit einem Gesamtvolumen von 112 Mrd. Dollar sind nur
116 Millionen dafür eingeplant.[6] Ninive, dessen Hauptstadt Mossul
ist, soll 120 Millionen erhalten. Damit wird dem Großraum Mossul, in
dem ein Zehntel der irakischen Bevölkerung ansässig ist, nur ein
Prozent des ohnehin nicht üppigen Etats für die Provinzen zur
Verfügung gestellt.[7]

Wieviel tatsächlich in den Wiederaufbau fließen wird, bleibt zudem
abzuwarten. Wie im Juli bekannt wurde, hatte der im Frühjahr
abgesetzte und nun flüchtige Ex-Gouverneur von Ninive, Nawfel Akub, 10
Millionen Dollar, die für die Renovierung von zwei Krankenhäusern in
Mossul bestimmt waren, unterschlagen.[8] Bereits drei Monate vorher
waren mehrere seine Mitarbeiter aufgeflogen, die insgesamt umgerechnet
64 Millionen Dollar abgezweigt hatten.[9]

Von den Geldern, die internationale Geber - von der Europäischen Union
über die Weltbank bis hin zu den USA - auf einer Konferenz in Kuwait
im vergangenen Jahr für den Wiederaufbau im gesamten Irak zugesagt
hatten, insgesamt 30 Milliarden Dollar, kam vor Ort ebenfalls noch
wenig an. Das Problem liege in Bagdad, heißt es von Seiten der
potentiellen Geber. Die Regierung Abdul Mahdis sei bisher schlicht zu
unfähig oder zu wenig engagiert gewesen, um eine Planung für die
nötigen Aktivitäten vorzulegen.[10]


Basis für das Wiedererstarken des Daesch geschaffen

Viele Beobachter sehen in dem mangelhaften Engagement auch eine Basis
für das Wiedererstarken des Daesch. Dieser wurde durch die
Rückeroberung seiner Hochburgen keineswegs besiegt, sondern hat sich
in den Provinzen Kirkuk, Diyala, Salahaddin und Teilen des
Anbar-Gebietes neu formiert. Die UNO schätzt seine aktuelle Stärke auf
15.000 bis 20.000 Kämpfer.[11]

Laut Aziz Ahmad fanden in den letzten fünfzehn Monaten Hunderte von
Angriffen des Daesch in Gebieten statt, die offiziell von ihm befreit
wurden. Die Hinterhalte gegen irakische Sicherheitskräfte hätten ein
Ausmaß angenommen, das seit Jahren nicht mehr zu beobachten gewesen
sei. Die Dschihadisten hätten sich weiterentwickelt und nutzten die
Stimmung unter den Millionen von Menschen, die gezwungen wurden, aus
ihren Häusern zu fliehen oder sich nun unter der Herrschaft
schiitischer Milizen befinden.

Beobachtungen des kurdischen Sicherheitsrats zufolge wenden die
irakischen Regierungskräfte auch wieder die Praktiken an, die vor dem
Einmarsch des Daesch die Wut auf die Zentralregierung geschürt und ihm
den Boden geebnet hatten. So stieg in den letzten Monaten die Zahl der
Verhaftungen auf Basis des berüchtigten Anti-Terror-Gesetzes stark an,
das willkürliche Festnahmen auf Grund vager Vorwürfe gestattet und
vorwiegend gegen Sunniten angewandt wird. In den Jahren 2012-2013
zählte die Abschaffung dieses Gesetzes zu den zentralen Forderungen
der Massenproteste im Nord- und Mittelirak. In den riesigen
Gefangenenlagern treffen nun Neuankömmlinge auf Tausende Gefangene,
die damals schon nach diesem Gesetz inhaftiert worden waren, viele von
ihnen ohne Gerichtsverfahren auf unbestimmte Zeit eingesperrt.

Ungefähr 100.000 Flüchtlinge, die als Unterstützer des Daesch gelten,
werden in überfüllten Camps in der Wüste gefangen gehalten.[12]
Internationale Menschenrechtsgruppen werfen den Sicherheitskräften
immer wieder Folter und Mord in diesen Lagern vor. Human Rights Watch
veröffentlichte vor kurzem einen neuen Bericht über die unmenschlichen
Bedingungen, unter denen auch Kinder, Jugendliche und Frauen, gefangen
gehalten werden. Die Lager sind derart überfüllt, dass Gefangenen
weder Platz zum Hinlegen noch zum bequem Sitzen haben. Matratzen gibt
es aus Platzmangel keine. Ein Foto, das im Gefängnis von Tal Kayf
aufgenommen wurde, zeigt Dutzende von sitzenden und knienden Frauen
mit Kleinkindern die derart dicht in eine Zelle gepackt wurden, dass
vom Boden nichts zu sehen ist.[13]

Mehr noch als die staatlichen Sicherheitskräfte verstärken jedoch
schiitische Milizen, die faktisch außerhalb der Kontrolle der
Regierung operieren, Verbitterung und Wut auf das Regime. Da viele zum
Kampf gegen den Daesch gegründet wurden, werden sie unter dem Begriff
"Volksmobilisierungseinheiten" zusammengefasst (arabisch "Haschd
al-Schaabi", meist englisch PMU abgekürzt). Sie waren bei der
Rückeroberung der vom Daesch besetzten Gebiete mit äußerster
Brutalität vorgegangen, auch gegen die verbliebene sunnitische
Bevölkerung. UN- und Menschrechtsorganisationen haben zahlreiche
Massaker, Plünderungen und Brandschatzungen dokumentiert.[14] Razzien
dieser entsprechend verhassten und gefürchteten Milizen sowie
demütigende Behandlung der Einheimischen an Checkpoints und bei
Hausdurchsuchungen sind in den vom Daesch befreiten Gebieten auch
heute noch an der Tagesordnung. [["Eine Praxis", so Ahmad, "die nicht
nur ein Vermächtnis des US-Krieges im Irak ist, sondern auch an die
täglichen Erniedrigungen durch ausländische Besatzer erinnert, die ein
zentrales Narrativ des Daesch darstellen."]] Nach wie vor berichten
Menschrechtsorganisationen auch über häufige standrechtliche
Erschießungen und andere durch sie verübte Gewaltverbrechen.

Gleichzeitig nutzen die Milizen ihre Machtstellung zu einträglichen
Geschäften, wie Wegzöllen an Check Points, Handel mit geplünderten
Gütern und Ölschmuggel. Einheimische bezeichnen die hier nur "Haschd"
genannten Milizen als "Mafia", deren Geschäfte ein "öffentliches
Geheimnis" seien.[15] Die Empörung darüber kulminierte im März des
Jahres, nach dem Untergang einer Fähre in Mossul, bei der 120 Menschen
starben, in gewaltsamen Protesten, als bekannt wurde, dass mit Asa'ib
Ahl al-Haqq ("Liga der Rechtschaffenen") eine der großen PMU-Milizen
Miteigentümer des kriminell fahrlässigen Fährunternehmens war.[16]

Parallel eignen sich schiitische religiöse Institutionen mit
Unterstützung der großen Milizen Land und Immobilien in der
überwiegend sunnitischen Stadt an. So entstand im Osten ein neuer
Markt mit 60 Shops schiitischer Händler, benannt nach "Imam Hussein",
dem von Schiiten am meisten verehrten Nachfahren Mohammeds.

Da die Regierung wenig für den Wiederaufbau tut und die schiitischen
Milizen nicht zügeln will oder kann, gewinnt der Daesch nach Ansicht
vieler Beobachter für den Kampf gegen pro-iranische Organisationen,
die Regierung in Bagdad und ihre ausländischen Unterstützer. "Der in
Mossul liegenbleibende Schutt" könnte zum "fruchtbaren Boden für ein
IS-Revival" werden, so die US-Zeitung Christian Science Monitor.[17]
Die Dschihadisten, die sich erneut auf dem Land ausbreiten, ist auch
der kurdische Sicherheitsrat überzeugt, würden den neuen fruchtbaren
Boden nutzen, um sich nachts in sunnitische Dörfer einzuschleichen,
Vorräte aufzufüllen und Bomben an Straßenrändern und Kontrollpunkten
zu platzieren - mit der stillschweigenden Zustimmung von
rachesüchtigen Einheimischen.

Wollte man seinem Wiedererstarken etwas entgegensetzen, müsste man
neben Maßnahmen für einen raschen Wiederaufbau und Wiederherstellung
akzeptabler Lebensbedingungen auch die politischen Rahmenbedingungen
ändern. Eine der zentralen notwendigen Maßnahmen, die u.a. auch vom
kurdischen Analysten Ahmad gefordert wird, wäre die Übertragung der
Polizeibefugnisse auf lokale Polizeieinheiten, die von Einheimischen
besetzt sind. Sinnvoll wären auch großzügige Amnestien und Reduktion
von Haftstrafen, sowie die Aussetzung der Todesstrafe. Einiges an Wut
und Verbitterung ließe sich wohl auch durch großzügige und
unbürokratische Zahlungen an die Familien entschärfen, die vom Krieg
gegen den Daesch schwer getroffen wurden. Offizielle
Entschädigungsanträge brauchen Jahre, bis sie vom ineffektiven und
korrupten Rechtssystem bearbeitet werden. Bisher wurde kein einziger
Anspruch solcher Opfer geklärt.[18]


Bundeswehr - Teil des Problems

Die deutsche Regierung nutzt die fortgesetzte Gefahr, die vom Daesch
ausgeht, zur Rechtfertigung der geplanten Verlängerung des
Bundeswehreinsatzes im Irak. Dieser besteht einerseits in der
Unterstützung des Luftkrieges der US-geführten Anti-IS-Allianz, zum
anderen in der Ausbildung irakischer Einheiten, in erster Linie
kurdischer Peschmerga, in Verbindung mit der Lieferung von Waffen und
Munition. Indem sie mit ihrer Luftaufklärung eine zentrale Rolle bei
den Bombardierungen spielte, trägt die Bundeswehr wie auch Berlin eine
hohe Mitverantwortung für die angerichteten Zerstörungen und die große
Zahl von Opfern. Der Irak benötigt im Kampf gegen den Daesch aber
keine Fortsetzung des Luftkrieges, sondern Unterstützung beim
Wiederaufbau der Häuser und der Infrastruktur in den zerbombten
Städten wie auch bei der Überwindung der tiefen Spaltung zwischen den
Bevölkerungsgruppen.

Die deutsche Regierung setzt bei ihren Bemühungen, Einfluss im Land zu
gewinnen, vorwiegend auf die irakischen Kurden, genauer gesagt auf die
dominierende kurdische Partei, die vom Barzani-Clan geführte KDP.
Indem sie die militärische Unterstützung vor allem auf deren
Peschmerga konzentriert, ergreift sie einseitig Partei für sie -
sowohl im innerkurdischen Konflikt mit den rivalisierenden anderen
Parteien, wie auch im Konflikt mit der Zentralregierung und anderen
Bevölkerungsgruppen.


Kaum Fortschritte nach Regierungswechsel

Auch das übrige Land leidet noch immer unter den durch Krieg und
Besatzung geschaffenen Verhältnissen. Rund 7 Millionen Iraker,
darunter 3,3 Millionen Kinder, sind nach Angaben der UN-Organisation
für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten UNOCHA auf
humanitäre Hilfe angewiesen. Jedes fünfte Kind ist aufgrund
chronischer Unterernährung in der Entwicklung zurückgeblieben.[19]

Das gesamte Gesundheitssystem ist desolat. Rund 20.000 Ärzte sind
einer Studie des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz zufolge seit
2003 aus dem Irak ausgewandert. Laut Weltgesundheitsorganisation WHO
gibt es - Stand 2017 - nur noch neun Ärzte pro 10.000 Menschen im
Irak, ein Drittel der Zahl im benachbarten Kuwait und sogar nur halb
so viel wie im vom NATO-Krieg zerrissenen Libyen.[20]

Der Erfolg des Reformbündnisses "Sairun" (Wir marschieren) bei den
Wahlen im Mai 2018, hatte bei vielen Hoffnungen auf eine Überwindung
des korrupten und sektiererischen Regimes geweckt.[21] Es war aus der
Protestbewegung entstanden, die sich ab 2015 aus landesweiten
Massenproteten gegen Korruption und Unfähigkeit von Regierung und
Verwaltung entwickelt hat. Stärkste Kraft ist die Bewegung des
einflussreichen Geistlichen Muqtada Al-Sadr. Diese ist ungeachtet
ihres schiitischen Hintergrunds politisch in erster Linie
nationalistisch, d.h. auf Durchsetzung der Interessen der Bevölkerung
des Landes orientiert. Mit dabei sind auch linke Gruppierungen, inkl.
der kommunistischen Partei Iraks. Zum Programm des Bündnisses gehört
u.a. eine effektivere und inklusivere Regierung und Verwaltung, in
denen Ämter nicht mehr nach ethnisch-konfessionellem Proporz und
Patronage, sondern nach Kompetenz vergeben werden und bisher
benachteiligte Bevölkerungsgruppen, wie die Sunniten, besser
repräsentiert sind. Gleichzeitig richten sich ihre Forderungen gegen
jegliche äußere Einmischung und die Präsenz ausländischer Truppen.

Sairun errang zwar die meisten Mandate, mit 54 der 329 Parlamentssitze
blieb der Einfluss aber begrenzt und das Bündnis kontne keine
nennenswerten Verbesserungen bei der Regierungsbildung durchsetzen.
Nach fünfmonatigen Verhandlungen wurde mit Adel Abd al-Mahdi erneut
ein Kompromisskandidat zum Premierminister gewählt, mit dem sowohl
Teheran als auch Washington gut leben können. Al-Mahdi, der bei diesen
Wahlen als Unabhängiger angetreten war, gilt als Technokrat und Mann
der Mitte, war jedoch seit 2003 in führenden Positionen des von den
USA installierten Regimes aktiv. Er war Mitbegründer des 1982 im Iran
aufgebauten Obersten Rat für die Islamische Revolution im Irak
(SCIRI), der die US-geführte Invasion unterstützte, und bis 2017
führendes Mitglied seiner Nachfolgeorganisation. Von 2004-2006 war er
Finanzminister, von 2005 bis 2011 Vizepräsident und von 2014 bis 2016
Ölminister. Al-Mahdi, den Pepe Escobar 2005 als einen zum freien
Marktwirtschaftler gewandelten Maoisten bezeichnete,[22] hatte zu
Beginn der Besatzung mitgeholfen, die vom US-Statthalter Paul Bremer
verordneten neoliberalen Maßnahmen umzusetzen, die die irakische
Wirtschaft völlig deregulieren und dem ausländischen Kapital öffnen
sollte. Er wurde als der Mann gesehen, der die Fortsetzung von Bremers
Arbeit garantieren soll.[23]

Angesichts dessen waren von ihm fortschrittliche Reformen kaum zu
erwarten. Ohnehin ist sein Spielraum als Unabhängiger ohne eigene
Basis sehr begrenzt. Er hatte schon enorme Probleme sein Kabinett zu
besetzen. Indem Sairun Kandidaten mit zu engen Verbindungen zum Iran
blockierte, blieben die Ministerposten für Militär und Inneres bis vor
kurzem unbesetzt. [[Erst im Juni des Jahres billigte das Parlament
nach klassischem Proporz mit Jassin al-Jassiri, Nadschach al-Schammari
und Faruk Amin Schwani (PUK) einen Schiiten, einen Sunniten und einen
Kurden zu Ministern für Inneres, Verteidigung und Justiz.]][24]

Der Sieg über den Daesch hat die Konfliktlinien zwischen den drei
großen Volksgruppen des Landes, der schiitisch-arabischen Mehrheit,
der sunnitisch-arabischen Minderheit und den Kurden noch schärfer
hervortreten lassen.[25] Auch von der neuen Regierung kamen keine
Ansätze, die Spaltung des Landes zu überwinden.


Staat im Staat - schiitische Milizen

Ein Entgegenkommen Bagdads gegenüber den Sunniten blockieren nicht
zuletzt die großen schiitischen Milizen. Im Zuge ihrer Aufrüstung im
Kampf gegen den Daesch wurden sie zu einem zentralen Machtfaktor.
Aufgrund ihres großen Anteils am Erfolg gegen die Dschihadisten, stieg
ihr Ansehen in weiten Teilen der schiitischen Bevölkerung trotz ihrer
Gräueltaten enorm. Ihre Führer werden geradezu verehrt. Dies zahlte
sich auch bei den Wahlen aus. Die Liste "Fatah", zu der sie sich unter
Führung des Chefs der Badr Brigaden, Hadi Al-Amiri,
zusammengeschlossen haben, errang die zweitmeisten Sitze. Es gibt
keine offiziellen Statistiken über die Stärke der über 40
paramilitärischen Verbände, man schätzt die Zahl ihrer Kämpfer jedoch
allgemein auf gut 130.000 Mann. Sie bilden einen Staat im Staat und
spielen auch eine wichtige Rolle bei der Unterdrückung von sozialen
Protesten. Aktivisten klagen einige der Milizen an, Mitstreiter auf
der Straße erschossen und getötet zu haben. Von den Morden an
Aktivisten im Süd- und Mittelirak seien besonders Frauen
betroffen.[26]

Nachdem sein Vorgänger damit scheiterte, nimmt Al-Mahdi nun einen
zweiten Anlauf die PMU unter Regierungskontrolle zu bringen, indem er
ihre Eingliederung in die regulären Streitkräfte verfügte. Damit kommt
er auch einer zentralen Forderung des Reformlagers entgegen. Wichtiger
dürfte jedoch der Druck der US-Regierung sein, die sie nicht zu
Unrecht als starken Faktor für den iranischen Einfluss auf die
irakische Politik und als militärische Bedrohung im Fall eines Krieges
gegen den Iran betrachten. US-Außenminister Mike Pompeo hatte der
irakischen Führung bei einem Überraschungsbesuch in Bagdad im Mai
gedroht, dass die USA selbst mit Waffengewalt eingreifen würden, wenn
sie die vom Iran unterstützten Milizen nicht unter Kontrolle halten
würden.[27]

Iranische Hilfstruppen, die Teheran im Falle einer Eskalation vom
Jemen über den Irak bis zum Libanon in Marsch setzen könnte, ist ein
häufig ins Feld geführtes Scenario. Tatsächlich kämpfen die dabei
genannten Huthis im Jemen ihren eigenen Krieg und richtet die
libanesische Hisbollah ihre Politik in erster Linie an nationalen
Interessen aus. Dazu gehört selbstverständlich auch die Unterstützung
von Verbündeten gegen gemeinsame Feinde.

Ähnlich ist die Situation im Irak. Die Beziehungen zum Iran sind zwar
bei einigen der großen schiitischen Milizen vorhanden, aber auch sie
sind vor allem irakische Organisationen und keine Marionetten, an
deren Fäden Teheran nur zu ziehen hat. Schließlich hatten sie kein
Problem, sich im Kampf gegen den Daesch auch mit den USA zu
verbünden.[28] Selbstverständlich würden sie sich im Kriegsfall auch
aus Eigeninteresse auf die Seite Irans und gegen die Macht stellen,
die ihre Vormachtstellung im Bündnis mit Israel und Saudi Arabien
durchzusetzen sucht.

Formal wurden die Milizen schon unter Al-Mahdis Vorgängern zu
regulären Einheiten erklärt, die dem irakischen Innenministerium
unterstehen. Das wird jedoch seit Jahren von Mitgliedern der
Badr-Bridagen, (bzw. -Organisation) geleitet und ihre
Selbstständigkeit wurde kaum angetastet.

Die Chancen, dass der neue Premier sie tatsächlich unter
Regierungskontrolle zwingen kann, sind gering. Ein Teil der Milizen
hat zornig Widerstand angekündigt. Ein anderer, darunter die großen
Verbände, wie Badr, hat zwar Bereitschaft signalisiert, sich in die
Armee einzugliedern, ohne jedoch ihre Selbstständigkeit einschränken
zu lassen. So würde ihre innenpolitische Position noch gestärkt und
sie hätten als Teil der regulären Streitkräfte einen gewissen Schutz
vor Repressalien von Seiten Washingtons.[29]


Sozialer Sprengstoff: Versorgungsprobleme

In der Sommerhitze des letzten Jahres hatten die jährlichen Proteste
gegen die mangelhafte Versorgung mit Strom und Wasser,
Arbeitslosigkeit und miserable Lebensbedingungen allgemein, sowie die
dafür verantwortliche Misswirtschaft und Korruption, im Süden des
Landes Züge eines Aufstandes angenommen. Staatliche Gebäude,
Parteizentralen und Büros schiitischer Milizen waren angegriffen und
teilweise in Brand gesetzt worden. Sicherheitskräfte hatten Dutzende
Demonstranten erschossen.

Obwohl seit 2003 viele Milliarden investiert wurden, steht nach
Angaben des irakischen Elektrizitätsministeriums im Land nur eine
Leistung von 15.000 Megawatt zur Verfügung, die über ein marodes,
verlustreiches Netz verteilt wird. Der Bedarf liege jedoch bei 24.000
Megawatt, und könne im Sommer, wenn das Quecksilber auf 50 Grad
Celsius klettert, auf 30.000 Megawatt steigen. Aufgrund des
Bevölkerungswachstums wächst auch der Bedarf jährlich um 7 Prozent
weiter.[30]

Eine bessere Stromversorgung war daher ein zentrales Versprechen
Al-Mahdis. Wenig überraschend möchte er dies über ihre Privatisierung
erreichen, stößt hier jedoch auf Widerstand im Parlament und breite
Abneigung in der Bevölkerung. Privatisierung sei nichts weiter, so die
weitverbreitere Ansicht, als "einer kleinen Gruppe wohlhabender
Personen, die Gelegenheit" zu verschaffen, "sich auf Kosten der armen
Massen Wirtschaftsgüter anzueignen", insbesondere im Umfeld
verbreiteter Korruption.[31]

Parallel konzentriert sich die Regierung darauf, schon von der
Vorgängerin anvisierte Großprojekte in Gang zu bringen. Im Herbst
unterzeichnete sie mit Siemens eine Grundsatzvereinbarung über die
Instandsetzung der Stromversorgung und Steigerung der Kapazität um 11
Gigawatt. Angesichts eines Auftragsvolumens von bis zu 13 Milliarden
Euro wurde er in deutschen Medien als größter Deal des Konzerns
gefeiert. Allerdings schloss Bagdad fast gleichzeitig ein ähnliches
Abkommen mit dessen US-amerikanischen Konkurrenten General Electrics.
Siemens hatte bereits 2016 eine "Energiepartnerschaft" mit Bagdad
geschlossen, in deren Rahmen der Zustand von Kraftwerken und
Stromnetzen des Landes untersucht und die Lösungsansätze in einer
"Roadmap" zusammengefasst wurden. Washington wiederum versucht mit
erheblichem Druck GE zum Zug zu verhelfen. Bagdad tut sich schwer, das
Gesamtpaket aufzuteilen. Konkret vergeben wurde bisher nur ein Auftrag
für ein neues Gaskraftwerk an Siemens für 700 Millionen Dollar. Die
zusätzlichen 500 Megawatt werden jedoch frühestens im nächsten Sommer
zu Verfügung stehen.[32]

Die schlechte Versorgung mit Wasser ist fast noch ein größeres
Problem. Dies hängt zum Teil mit den Stromausfällen zusammen, ist aber
auch eine Folge mangelhafter Abwasserentsorgung und
Wasseraufbereitung, zugemüllter Flüsse und niedriger Wasserstände.

Irakische Behörden haben es in den letzten Jahrzehnten nicht
geschafft, den Bewohnern von Basra genügend sauberes Trinkwasser zur
Verfügung zu stellen, kritisiert HRW in einem im Juli veröffentlichten
Bericht. Regierungsprojekte zur Verbesserung der Wasserqualität seien
aufgrund von Misswirtschaft und Korruption stecken geblieben. 300.000
Bewohner seien noch immer nicht ans Wasser- und Abwassernetz
angeschlossen. Die Situation habe sich mittlerweile zu einer akuten
Wasserkrise zugespitzt, die letztes Jahr in der Provinz Basra
mindestens 118.000 Menschen aufgrund von Erkrankungen ins Krankenhaus
gebrachte habe. Als mögliche Ursachen wurden unter anderem Viren (z.B.
Norovirus), Parasiten, Bakterien (z.B. Coli) und toxische Metalle aus
Abwässern identifiziert.[33]

Investitionen in die Energie- und Wasserversorgung, wie auch in die
sonstige Infrastruktur, werden auch unter der neuen Regierung
bescheiden bleiben, trotz einer Steigerung des diesjährigen Haushalts
um 45 Prozent gegenüber 2018 auf 112 Mrd. Dollar. Höchsten 28 Mrd.
US-Dollar aus den, mit der Erholung des Ölpreises gestiegenen
Export-Einnahmen, werden für Investitionen im gesamten Land
bereitgestellt, inkl. Ölindustrie und Wirtschaftsprojekte. Der IWF
schätzt den Bedarf allein in den vom Daesch befreiten Gebieten auf 88
Mrd.[34]


Erneute Proteste

Da sich an der Situation der Bevölkerung nichts geändert hat, die
Normalbürger bei neuen Rekordtemperaturen weiterhin im Schnitt nur 12
Stunden am Tag Strom aus dem Netz erhalten,[35] lodern auch die
Proteste im Land seit Juni 2019 wieder auf.[36] So gab es am 19. Juni
größere Demonstrationen in den Provinzen Basra, Muthanna und Dhi Qar
und am 21. Juni in Maysan, Muthanna, Dhi Qar, Diwaniya und Basra.
Moqtada al-Sadr rief seine Anhänger zu einem Treffen in Bagdad auf.

Muqtada al-Sadr schlug vor, den Strom für Beamte und Führungskräfte
innerhalb der "Grünen Zone" von Bagdad abzuschalten, damit sie die
Notlage der Menschen einmal am eigenen Leib spüren können und
Notfallleitungen zukünftig nicht nur zu ihren Häusern legen lassen,
sondern auch zu Krankenhäusern und Schulen. Er griff die Parteien und
PMU-Milizen an, die das Elektrizitätsministerium kontrollieren, und
wies die Behauptungen dessen Ministers, Luay al-Khatib, über
angebliche Verbesserungen der Stromversorgung zurück. Er forderte die
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses, der die "grassierende
Korruption" im Elektrizitätssektor untersuchen sollte.[37]

Die Reaktion der Regierenden ist ähnlich wie im letzten Jahr. Auf der
einen Seite Versprechungen den Forderungen der Aktivisten
entgegenzukommen, auf der anderen Einsatz von Tränengas und
Schusswaffen, um Demonstranten auseinanderzutreiben. Der Polizeichef
von Basra drohte, jeden Journalisten zu verhaften, der ohne
Genehmigung über Demonstrationen berichten würde.[38] Bereits im Mai
hatte es mindestens vier Tote und 17 Verletzte gegeben, als die
Blockade eines großen Einkaufszentrums in Nadschaf, gewaltsam
aufgelöst wurde, die im Rahmen einer dreitägigen Kampagne zur
Unterbrechung der Geschäfte korrupter Unternehmen durchgeführt wurde,
zu der Muqtada al-Sadr aufgerufen hatte.[39]

Die Probleme bei der Wasserversorgung könnten noch zunehmen, da die
Türkei offenbar begonnen hat, den umstrittenen Ilisu-Staudamm am
Tigris teilweise zu füllen.

Die Demonstranten machen aber in erster Linie nicht geringere
Wassermengen aus der Türkei für den Mangel verantwortlich, sondern die
Unfähigkeit und Selbstbereicherung des im Zuge der US-Besatzung
etablierten Regimes. Zunächst als ethnisch-konfessionelles System
errichtet, habe es sich zu einem Patronage-System der etablierten
Parteien weiterentwickelt, so irakische Experten auf einem Symposium
des Washingtoner Middle East Institute über die letztjährige
Protestwelle.[40] Zwar übernahmen in der neuen Regierung teilweise
Technokraten die Leitung von Ministerien. In jedem Ministerium gibt es
jedoch nach wie vor noch einige hundert sogenannte "Vertreter", die
sich um die Interessen ihrer Parteien kümmern. Al-Mahdi hatte
versprochen, dieses System zu beenden, die Mehrheit im Parlament
konnte bisher jedoch alle Schritte zu einer Reform blockieren.

Andere Experten verweisen aber auch auf den schädlichen äußeren
Einfluss durch westliche Regierungen und Konzerne hin. Schließlich
sind an Korruption stets zwei Seiten beteiligt. Nicht nur während der
direkten Besatzung, sondern auch noch in den Jahren danach, haben sich
vor allem US-amerikanische Konzerne durch Geschäfte im Irak maßlos
bereichert, ohne die Leistungen tatsächlich im vereinbarten Rahmen zu
erfüllen. Al-Sadr fordert daher u.a. den Energiesektor wieder
vollverstaatlicht in irakische Händen zu legen, statt in die
ausländischer "Besatzerfirmen". Kompetente Ausschüsse mit Erfahrung
und hoher Integrität müssten gebildet werden, die eine umfassende
Strategie zur Lösung des Stromproblems im Irak entwickeln, ohne es zu
politisieren.[41]

Die irakischen Experten auf dem erwähnten Symposium sahen für den
diesjährigen Sommer eine weitere Eskalation der Protestbewegung
voraus. Die Demonstrationen im vergangenen Jahr kosteten den früheren
Premierminister seinen Job - "könnten die diesjährigen den neuen
seinen kosten?" fragt sich das Portal Middle East Eye. [42]


US-Wirtschaftskrieg und -Kriegsdrohungen gegen den Iran

Da der Irak den größten Teil seines Erdgases aus dem Iran importiert,
sowie auch über 1000 Megawatt Strom (Middle East Eye zufolge sogar
aktuell 35 bis 40 Prozent), könnte das von den USA über den Iran
verhängte Wirtschaftsembargo einen Strich durch alle Rechnungen
machen. Washington hat den Irak im Mai zwar noch ein drittes Mal für
90 Tage von dem Zwang ausgenommen, sich an der Blockade zu beteiligen,
die Chancen bis dahin Ersatz zu finden, sind aber gering - vom
politischen Willen der dominierenden pro-iranischen Kräfte im Lande zu
schweigen. Es gibt keine Gaspipeline zu einem anderen Land als dem
Iran und der nächste potentielle Lieferant, Katar, ist ein gutes Stück
entfernt. Bis der Irak Gas aus eigenen Quellen nutzen kann, werden
noch Jahre vergehen.[43]

Das Bemühen Washingtons, alle Staaten zu zwingen, sich seinem Embargo
gegen den Iran anzuschließen, bringt den Irak generell in eine äußerst
heikle Lage. Zum einen ist das Land auch in anderen Bereichen stark
vom Handel mit dem östlichen Nachbarn abhängig, der im letzten Jahr
auf 12 Mrd. US-Dollar angewachsen ist.[44] Zum anderen verschärft es
den Konflikt zwischen den pro-iranischen Kräften und den
pro-westlichen, wie auch den sunnitischen und
arabisch-nationalistischen. Teheran hofft den bilateralen Handel auf
20 Mrd. US-Dollar steigern zu können und hat mit Bagdad zahlreiche
Pläne zur Ausweitung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit vereinbart.
Geplant sind u.a. Industrieparks an der Grenze und die gemeinsame
Erschließung von Gasfeldern. Im Rahmen eines umfassenderen Plans ist
auch der Ausbau und Verknüpfung der Schienennetze beider Staaten
vorgesehen, der es dem Iran auch ermöglichen soll, Waren nach Syrien
und dessen Mittelmeerhäfen zu transportieren. Der irakische Präsident
Barham Saleh sprach schon davon, dass sein Land "das Herzstück einer
neuen Seidenstraße zum Mittelmeer" werde.

Teheran setzt offensichtlich darauf, die Folgen des US-Embargos mit
irakischer Hilfe abmildern zu können und Bagdad hofft, dass Washington
auch weiterhin nicht wagt, den Irak zu zwingen, die Geschäfte mit dem
Iran einzustellen, wohl wissend, dass aufgrund der prekären
Versorgungslage und instabilen politischen Verhältnisse, die Situation
jederzeit explodieren könnte. Sicherheitshalber haben die beiden
Länder aber auch ein Zahlungssystem abseits des Dollars eingerichtet,
mit dem sie ihre wirtschaftliche Zusammenarbeit vor US-Zwangsmaßnahmen
schützen wollen. Es ähnelt der europäischen Zweckgesellschaft INSTEX,
die von der EU gegründet wurde, um ihren Unternehmen Geschäfte mit dem
Iran an den US-Restriktionen vorbei zu ermöglichen. [45]

Als Warnung, dass Washington die Geschäftsbeziehungen zwischen dem
Iran und dem Irak scharf überwacht, dienten kürzlich Repressalien
gegen ein Bagdader Unternehmen, weil es Waffen an irakische Milizen
verkauft haben soll, die von der Iranischen Revolutionsgarde (IRGC)
unterstützt werden. Letztes Jahr wurde eine irakische Bank abgestraft,
weil sie bei der Übermittelung von IRGC-Geldern an die libanesische
Hisbollah beteiligt gewesen sein soll.


USA und Israel gegen pro-iranische Milizen

Diese Repressalien wurden von Sprechern der schiitischen Milizen
erwartungsgemäß scharf verurteilt.[46] Der Ton zwischen ihnen und der
Trump-Administration wird ohnehin zunehmend rauer. Letztere
verdächtigt irakische pro-iranische Milizen hinter den Anschlägen auf
saudische Tanker und Infrastruktur zu stecken und zog alles Personal
aus dem Irak ab, das nicht unbedingt benötigt wird. US-Außenminister
Mike Pompeo warnte bei seinem Überraschungsbesuch am 7. Mai 2019 in
Bagdad die Iraker, dass die USA sich das Recht herausnehmen werden,
auf Angriffe "durch den Iran oder seine Vertreter im Irak" militärisch
zu reagieren.

Meldungen vom selben Tag, wonach ein 53-Milliarden-Dollar-Vertrag zur
Nutzung von Ölfeldern im Süden Iraks mit Exxon Mobil und PetroChina
kurz vor der Unterzeichnung stehe, erinnerten daran, dass die USA im
Irak wie immer gleichzeitig auch wirtschaftliche Interessen verfolgen.
Äußerungen Pompeos, bei solchen großen "Energy-Deals" mit US-Konzernen
gehe es auch darum, die Abhängigkeit von iranischen Energielieferungen
zu verringern, zeigen, dass der Iran auch als wirtschaftlicher
Konkurrent attackiert wird.[47]

Die PMU wiederum wenden sich scharf gegen die aggressive Iran-Politik
der USA und warnen sie davor, zu versuchen, ihre militärischen und
zivilen Kräfte im Land für Maßnahmen gegen das Nachbarland zu nutzen.

Darin werden sie von den meisten Parteien im Parlament unterstützt.
Zigtausende Demonstranten folgten zudem einem Aufruf al-Sadrs, [der
sich grundsätzlich sowohl gegen die iranische wie die US-amerikanische
Einmischung stellt,] zu Antikriegskundgebungen auf dem Tahrir-Platz in
Bagdad und in einigen anderen Städten, die sich sowohl gegen die
Kriegsdrohungen aus Washington richteten, wie auch gegen die Gefahr,
dass der Irak "zum Schlachtfeld in einem solchen Krieg" werde. [48]
Falls dieser ausbreche, "könnte er das Ende des Irak bedeuten".[49]


Ausländische Truppen unerwünscht

Die Anwesenheit US-amerikanischer Truppen stößt ohnehin seit dem
offiziellen Sieg über den Daesch wieder auf massiveren Widerstand.
Offiziell sind 5.200 US-Soldaten im Land, dazu eine unbekannte Zahl
von Söldnern. Auch wenn ihr Einsatz gegen die Dschihadisten offiziell
auf Einladung Bagdads erfolgte, wird ihre Präsenz von vielen als
Fortsetzung der Besatzung gesehen.[50] Al-Sadr, der Millionen Anhänger
mobilisieren kann, verlangt schon seit langem den Abzug aller
ausländischen Truppen. Die PMU und ihr parlamentarischer Arm, die
Fatah, unterstützen die Forderung mittlerweile ebenfalls. Auch schon
das vorige Parlament hatte im März 2018 eine Resolution verabschiedet,
die von der Regierung einen Zeitplan für den Abzug verlangte.

Die Ankündigung Trumps am 26. Dezember 2018, während eines
unangekündigten Truppenbesuchs auf der Ain-Al-Asad-Basis in Anbar, die
US-Truppen nicht abzuziehen und von diesem "hervorragenden Stützpunkt"
aus "ein Auge auf den Iran zu haben", gab dem Anliegen einen
zusätzlichen Schub. Die brüskierende, ohne Absprache und ohne
Zusammentreffen mit Regierungsmitgliedern per Direktflug durchgeführte
Stippvisite und die klare Bestätigung, dass Washington sein Militär
keineswegs nur als Hilfstruppe gegen den Daesch im Land hat, führte zu
einer breiten Welle der Empörung. Zusammen mit der Fatah und anderen
Parteien brachte Sairun daraufhin im Januar eine entsprechende
Gesetzesinitiative auf den Weg, verbunden mit der Drohung, falls nötig
auch mit Gewalt gegen ausländische Truppen vorzugehen.[51] Mitte Mai
sollte endlich die Abstimmung darüber im Parlament stattfinden, wurde
aber noch einmal verschoben.[52]

Sollte die Initiative Erfolg haben, hätte auch die Präsenz der
Bundeswehr im Land keinerlei rechtliche Grundlage mehr. In der
Diskussion um eine Mandats-Verlängerung in Berlin spielt dies dennoch
bisher keine Rolle, so wenig wie die mehrheitliche Haltung der Iraker
zur Anwesenheit deutscher Truppen bisher.

Darüber hinaus haben die PMU mit einer "harten Reaktion" gedroht,
sollten US-Truppen vom irakischen Boden aus gegen sie oder gegen den
Iran vorgehen. Um ihren Drohungen Nachdruck zu verleihen, betonten
PMU-Sprecher mehrfach, dass sie über genaue Informationen bezüglich
Standorte, Verteilung und Aktivitäten der US-Truppen verfügen. Sie
würden aber nicht diejenigen sein, die eine Konfrontation einleiten
werden.

Als US-Außenminister Mike Pompeo gegenüber Premier al-Mahdi
klarstellte, sie würden sich israelischen Angriffen nicht in den Weg
stellen, verschärften auch PMU-Vertreter noch den Ton. "Die
amerikanischen Streitkräfte liegen in Reichweite des Feuers der
islamischen Widerstandsfraktionen", so Jawad Al-Talibawy, ein
Führungsmitglied der "Liga der Rechtschaffenen", "und wenn die PMU
oder die Widerstandsfraktionen von Israel oder Amerika angegriffen
werden, wird die Antwort schmerzhaft sein".[53]

Die Bedrohung durch Israel ist keineswegs hypothetisch. Im Juli waren
zweimal Stützpunkte schiitischer Milizen von Kampfjets angegriffen
worden. Zwar hat sich kein Land zu den Bombardements bekannt, alles
deutet jedoch, glaubwürdigen Berichten zufolge, daraufhin, dass sie
von F35-Tarnkappenbomber der israelischen Luftwaffe ausgeführt
wurden.[54] Ähnliches gilt für zwei Angriffe mit Hilfe von Drohnen am
12. August auf die Al-Sakr-Militärbasis bei Bagdad und am 20.8. nahe
dem Militärflughafen Al-Balad nördlich von Bagdad, die u.a. auch von
zwei führenden US-Beamten Israel zugeschrieben wurden.[55] Bereits im
Juni war eine Basis von Kata'ib Hisbollah in Syrien, direkt an der
irakischen Grenze bombardiert worden.[56]

[Tel Aviv kommentiert in der Regel keine Berichte über israelische
Luftangriffe, betont aber regelmäßig seine Entschlossenheit, "sich zu
verteidigen", indem es Positionen des Iran und der Hisbollah ins
Visier nehme. In seiner Rede vor der UN-Generalversammlung im
September letzten Jahres, die aktuell in Wahlkampfclips eingeblendet
wird, drohte Premierminister Benjamin Netanyahu, Israel werde
weiterhin gegen iranische Kräfte in Syrien, im Libanon und auch im
Irak vorgehen. Mit Blick auf die Attacke vom 20.8. bei Al-Balad tönte
er der Nachrichtenagentur AP zufolge: "Es gibt keine Immunität für den
Iran, nirgends." Israel werde handeln, "und wir handeln jetzt gegen
sie, wo immer es notwendig ist".[57] Der Minister für regionale
Zusammenarbeit, Tzachi Hanegbi, prahlte schon wenige Tage nach den
ersten Angriffen im Irak, parallel zu einigen weiteren in Syrien, dass
Israel das einzige Land der Welt sei, das bereits "Iraner getötet"
habe.[58]

Die PMU-Milizen sehen Washington hinter den Angriffen auf ihre
Stützpunkte. Die Trump-Administration hat eine Beteiligung an den
Angriffen stets dementiert, bzgl. der beiden im Juli jedoch zugegeben,
vorab informiert worden zu sein. [59] Auch wenn sie kaum Interesse an
einer offenen Konfrontation im Irak haben kann, kann die Lage im Irak
bei weiteren solchen Angriffen jederzeit explodieren. Die Einheiten
der Bundeswehr stehen dann mittendrin.
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Carl von Ossietzky, dessen Name untrennbar mit dem der Wochenschrift
Die Weltbühne verbunden ist, war wohl der bekannteste Pazifist
in der Weimarer Republik. So überrascht es nicht, dass der mutige
Journalist und Redakteur aufgrund eines kritischen Artikels unter der
Überschrift "Windiges aus der deutschen Luftfahrt", der sich mit dem
Bestehen einer militärischen Abteilung bei der Deutschen
Versuchsanstalt für Luftfahrt beschäftigte, Ärger mit der Justiz
bekam. Der Beitrag erschien im März 1929 in der Weltbühne und
stammte von dem Autor Walter Kreiser, der ihn unter dem Pseudonym
Heinz Jäger veröffentlicht hatte. Ossietzky war zu dem Zeitpunkt
Herausgeber und Leiter der Zeitschrift. Der deutsche Staat hatte sich
bereits Mitte 1919 in Versailles vertraglich verpflichtet, keinen
militärischen Flugdienst zu errichten, woran man sich allerdings nicht
hielt. Im Geheimen wurde das Verbot unterlaufen. Vor allem die
sogenannte Schwarze Reichswehr hatte hieran einen wesentlichen Anteil.
Der Artikel enthüllte diese Tatsache und machte auf die Illegalität
der Abteilung "M" aufmerksam.

Der Beitrag stützte sich auf das Protokoll der 312. Sitzung des
Ausschusses für den Reichshaushalt vom 3. Februar 1928. Das Protokoll
war dem Autor zugänglich. Das hinderte allerdings den Oberreichsanwalt
beim Reichsgericht nicht, Ermittlungen gegen Kreiser und Ossietzky
einzuleiten und den Vorwurf des Landesverrats sowie des Verrates
militärischer Geheimnisse zu erheben. Die Wohnungen beider
Beschuldigter wie auch die Redaktionsräume wurden durchsucht. Dennoch
verhielt man sich in Bezug auf eine Prozessdurchführung zunächst noch
zurückhaltend. Es galt vor allem abzuwägen, welche außenpolitischen
Konsequenzen drohten und wie die militärischen Interessen gefährdet
werden könnten. Deshalb wurde erst am 30. März 1931 Anklage gegen
beide Beschuldigten erhoben. Federführend war dabei der Reichsanwalt
Paul Jorns, der 1919 als Ermittlungsrichter die Morde an Karl
Liebknecht und Rosa Luxemburg untersuchen sollte, aber stattdessen
alles unternahm, um die Mörder vor Verfolgung zu schützen. Das
enthüllte 1928 maßgeblich der Journalist Joseph Bornstein in der
Zeitschrift Das Tagebuch. Ihn versuchte man durch
Kriminalisierung mundtot zu machen und die Wahrheit zu unterdrücken.
Der bekannte Strafverteidiger Paul Levi vertrat damals Bornstein.

Im Prozess gegen Carl von Ossietzky und seinen Autor Kreiser waren es
unter anderem die in der Weimarer Republik namhaften Rechtsanwälte Max
Alsberg und Kurt Rosenfeld, die nach besten Kräften versuchten,
deutlich zu machen, dass die Offenbarung eines völkerrechtswidrigen
Zustandes nicht strafbar sein kann und auch nicht dem Deutschen Reich
schade. Hauptverhandlungsauftakt sollte eigentlich der 8. Mai 1931
sein. Das Verfahren musste jedoch aufgrund verschiedener Umstände
ausgesetzt werden und begann letztlich am 17. November mit einer
Fortsetzungsverhandlung, die zwei Tage später stattfand. Die
Urteilsverkündung erfolgte am 23. November desselben Jahres. Der
vierte Strafsenat des Reichsgerichts verurteilte Ossietzky und Kreiser
wegen des Verrats militärischer Geheimnisse jeweils zu einem Jahr und
sechs Monaten Gefängnis.

Die in der Hauptverhandlung gehörten ministeriellen Zeugen bekundeten
eine angebliche Geheimhaltungsnotwendigkeit der in dem Artikel
zutreffend wiedergegebenen Tatsachen. Die zahlreich von der
Verteidigung benannten Zeugen wurden alle durch den Senat nicht
gehört. Der Prozess fand unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt
wegen einer angeblichen Gefährdungslage bezüglich der staatlichen
Sicherheit. Ganz offensichtlich befürchtete man durch eine
Berichterstattung über den Verlauf des Prozesses eine
Weiterverbreitung des Skandals. Carl von Ossietzky hatte dem Gericht
bereits zu Beginn des Verfahrens mitgeteilt, dass er seit 1912
überzeugter Pazifist sei und der Deutschen Friedensgesellschaft
angehöre. Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, dass ihm gerade
dieser Pazifismus straferschwerend angelastet wurde. In den Jahren
1927/28 war Ossietzky bereits mehrfach wegen Beleidigung unter anderem
von Offizieren und Mannschaften des Kreuzers "Hamburg" und angeblicher
Verstöße gegen das Pressegesetz durch Berliner Gerichte bestraft
worden.

Das Reichsgericht war offensichtlich nun der Auffassung, dass die
Treue zum eigenen Staat über allem steht und selbst die
Nichteinhaltung völkerrechtlicher Verpflichtungen davon nicht
entbinden könne. Militärische Berichterstattung sollte nicht geduldet
und deshalb auch unterdrückt werden. Da aber selbst das Urteil geheim
bleiben sollte, konnte man weder auf eine abschreckende Wirkung auf
andere Journalisten noch auf propagandistische Erfolge setzen.
Ungeachtet dessen kann man davon ausgehen, dass in Pressekreisen der
Weimarer Republik sich sehr wohl herumsprach, wie mit mutigen
Journalisten umgegangen wurde. Dies umso mehr, weil die Strafe gegen
Kreiser und Ossietzky hoch ausfiel. Beide erhielten deshalb aus
verschiedenen fortschrittlichen Kreisen Solidaritätsbekundungen, und
es hagelte Proteste. Trotzdem musste Carl von Ossietzky sich ein
halbes Jahr nach der Urteilsverkündung zur Strafverbüßung einfinden
und blieb bis kurz vor Weihnachten 1932 in Haft. Eine Amnestie kam ihm
bei der vorzeitigen Haftentlassung zugute.

Sein mutiges Eintreten blieb in Erinnerung, leider auch bei den Nazis,
die ihn schon am 28. Februar 1933 verhafteten und ins KZ Sonnenburg
verbrachten. Von dort kam er dann in das KZ Esterwegen. Als ihm 1935
der Friedensnobelpreis verliehen wurde, durfte er nicht nach Oslo
fahren, um die Auszeichnung in Empfang zu nehmen. An den Folgen der
Haft starb er am 4. Mai 1938 in einem Krankenhaus. Sein Lebenswerk
bleibt bei allen aufrechten Demokraten unvergessen. Wir ehren ihn,
auch weil er Vorbild für viele andere gewesen ist.

Als sich 1962 die aufgrund eines Artikels zum NATO-Manöver Failex 62
in die Geschichte der Bundesrepublik eingegangene "Spiegel-Affäre"
ereignete, konnte man deutliche Parallelen erkennen. Auch hier wurde
dem Journalisten, der den Beitrag schrieb, und dem Herausgeber
"Landesverrat" vorgeworfen. Besonders Adenauer stellte diese
Behauptung im Parlament auf - noch bevor durch eine Entscheidung eines
Gerichts verbindliche Feststellungen getroffen worden waren. Die
Vorverurteilung machte deutlich, wie staatlicherseits noch immer
empfindlich auf kritische Berichterstattung reagiert wird, vor allem
wenn es um den militärischen Bereich geht. Der Ausgang der Ereignisse
ist bekannt. Auch wenn seither der Freiraum für Journalisten in der
BRD nicht mehr auf diese Weise eingeengt werden konnte, war aber
späterhin auf internationaler Ebene zu beobachten, wie andere
Journalisten, die über brisante Fragen und vor der Bevölkerung geheim
gehaltene Tatsachen berichteten, mit strafrechtlichen Mitteln verfolgt
wurden, auch um Nachahmer einzuschüchtern. Heute ist ein so mutiges
Auftreten im Sinne von Ossietzky oft mit dem Begriff "Whistleblower"
verbunden.

Das Urteil aus dem Jahr 1931 steht bis heute heftig in der Kritik. Die
Tochter Ossietzkys bemühte sich im Frühjahr 1990 um ein
Wiederaufnahmeverfahren. Mit der Sache war das Berliner Kammergericht
befasst. Dazu bedarf es mindestens eines der im Gesetz genannten
Wiederaufnahmegründe, zum Beispiel auch neue Beweismittel, die im
damaligen Verfahren noch nicht existent waren. Es wurden deshalb zwei
Gutachten von Sachverständigen eingereicht zum Beweis für die
Tatsache, dass zumindest die französische Armee bereits bestens über
die Existenz und die illegalen Machenschaften der Reichswehr in
Kenntnis war, längst bevor der Beitrag in der Weltbühne damals
erschien. Außerdem konnte nicht alles als geheim eingestuft werden.

Wiederaufnahmeverfahren sind in der Praxis leider selten erfolgreich.
Die Justiz wehrt sich mit allen Kräften gegen ein einmal rechtskräftig
gewordenes Urteil, selbst wenn es aus einer anderen geschichtlichen
Epoche stammt. Im Sommer 1991 wurde das Begehren, Ossietzky zu
rehabilitieren und freizusprechen, zurückgewiesen und der Antrag auf
Wiederaufnahme für unzulässig erklärt. Dem Kammergericht genügten die
neuen Gutachten nicht. Unter anderem wurde zur Begründung ausgeführt,
es fehle "an einer nachvollziehbaren Auseinandersetzung mit dem
herangezogenen Material". Eine hiergegen gerichtete Beschwerde wurde
Ende 1992 auch vom Karlsruher Bundesgerichtshof verworfen unter
Verweis darauf, dass eine "fehlerhafte Rechtsanwendung für sich
allein ... kein Wiederaufnahmegrund" sei und führte erneut aus: "Jeder
Staatsbürger schuldet nach Auffassung des Reichsgerichtes seinem
Vaterland eine Treuepflicht des Inhalts, dass das Bestreben nach der
Einhaltung der bestehenden Gesetze nur durch eine Inanspruchnahme der
hierzu berufenen innerstaatlichen Organe und niemals durch eine
Anzeige bei ausländischen Regierungen verwirklicht werden durfte."

Carl von Ossietzky lehrte uns, dass sich Wahrheit auf Dauer nicht
unterdrücken lässt und mutige Journalisten sich nicht einschüchtern
lassen dürfen, wenn sie Missstände oder Ungesetzlichkeiten aufdecken.

 * 

Quelle:

Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Zweiundzwanzigster Jahrgang, Nr. 18 vom 21. September 2019, S. 636-638

Redaktion: Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

Tel. 030/44 717 309, Fax 030/44 717 451

E-Mail: redaktion@ossietzky.net

Internet: www.ossietzky.net oder www.sopos.org/ossietzky

 

Ossietzky wurde 1997 von Eckart Spoo begründet und erscheint
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VORWÄRTS/1504: An jeder Nachfrage vorbei gebaut


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 27/28 vom 6. September 2019

An jeder Nachfrage vorbei gebaut

von Florian Sieber



Wer in eine der grossen Städte der Schweiz ziehen will, hat es im
Moment schwer. Dabei wird in der Schweiz wie verrückt gebaut. Es
herrscht Bauboom im Bereich von Mietwohnungen. Viele Bauprojekte
zielen auf eine gutverdienende Klientel. Es fehlt an günstigem
Wohnraum. Dabei stehen Zehntausende Wohnungen im Land leer.


Es ist wieder soweit: Das Herbstsemester an der Universität
steht bevor und Zehntausende Studienanfänger*innen in der ganzen
Schweiz suchen nach günstigen WG-Zimmern und Wohnungen in den
Universitätsstädten des Landes. Besonders in der Preishochburg Zürich
sind bezahlbare Wohnungen rar gesät. Wenig erstaunlich also, dass eine
Wohnungsbesichtigung im Kreis 4 letzten Monat für eine 300 Meter lange
Schlange sorgte. Im November 2018 kam es bei einer Besichtigung in
Oerlikon laut einem Bericht im Tagesanzeiger gar zu einem Auflauf von
500 Personen. Um der Situation Herr zu werden, wurde die Polizei
aufgeboten.

Besonders betroffen von so einem Ansturm seien laut Tagesanzeiger
Genossenschaftswohnungen, bei denen die Mieten entsprechend niedrig
seien. Dabei dürfte angesichts des Booms der momentan in der
schweizerischen Baubranche herrscht, nach allen Regeln des freien
Marktes keine Knappheit an bezahlbaren Wohnungen vorliegen, da seit
neun Jahren energisch gebaut wird in der Schweiz. Der Bauboom hat
jedoch wenig mit reeller Nachfrage zu tun. Er ist Folge der
rekordtiefen Zinsen. Mit dem Zinstief begannen reiche Private und
hauptberufliche Spekulant*innen Wohnraum als Anlagemöglichkeit zu
nutzen, die höhere Renditen verspricht. So wird munter weiter gebaut,
auch wenn die Nachfrage zurückgeht. 2009 wurde noch der Bau von 15.000
Mietwohnungen bewilligt, letztes Jahr waren es bereits 28.000.
Mittlerweile stehen in der Schweiz laut Zahlen von einer CS-Studie von
2018 insgesamt 72.000 Wohnungen leer.


Wir bauen uns eine eigne Krise

Dass trotz mangelnder Nachfrage weitergebaut wird, kennt man bereits
aus der Vergangenheit. Konkret: Aus der Zeit vor dem Aufbrechen der
Immobilienblase, welche für die globale Wirtschaftskrise sorgte, die
2008 begann. Auch damals schien es für die überkapitalisierte
US-Baubranche nur einen Weg zu geben - nach oben. Während die Profite
und Kurse stiegen, gingen den Spekulant*innen aber die Konsument*innen
aus, um die nötige Nachfrage zu schaffen. Banken sprangen in die
Bresche und schufen mit faulen Krediten an sogenannte NINJA-Kunden (No
Income, No Job or Assets - Kunden ohne Einkommen, Job oder Vermögen)
deren Bonität besonders schlecht war, die künstliche Kaufkraft, um die
Immobilienmaschinerie am Laufen zu halten. Bis die Kaufkraft auf Pump
nicht mehr mithalten konnte und die Blase platzte. Dass die Blase, die
auf unserem eigenen Immobilienmarkt entstand, platzt, scheint alles
andere als ausgeschlossen. Auch in der Schweiz steigt die
Privatverschuldung wie dies in den USA vor Beginn der Krise der Fall
war. Mittlerweile sind Herr und Frau Schweizer Weltmeister darin,
Schulden anzuhäufen. Besonders grossen Anteil an der Verschuldung
haben Hypotheken. Sollten die Zinsen wieder steigen, was zu erwarten
ist, könnte das fragile Gefüge auseinanderbrechen. Dadurch würden
Immobilienpreise sinken und als Sicherheit angegebene Immobilien
könnten Kredite womöglich nicht mehr decken. Für Schweizer Banken, die
im Immobiliengeschäft agieren, könnten plötzlich auf unzähligen faulen
Krediten sitzen zu bleiben. Im Extremfall würden die Banken dadurch
selber zahlungsunfähig.


Entwurzelung aus dem gewohnten Umfeld

Wozu es führt, wenn man das Grundbedürfnis Wohnraum dem freien Markt
überlässt, zeigt die Entwicklung in den Städten Deutschlands. Als in
den 70ern und 80ern Immobilienbesitzer*innen damit begannen,
städtische Wohnungen verfallen zu lassen, um sie als
sanierungsbedürftig renovieren zu können, war vielen noch nicht klar,
was für eine Preistreiberei mit den Sanierungen einhergehen würde. In
den Städten begann damals schon eine richtiggehende Vertreibungs- und
Gentrifizierungspolitik, die letztlich in der
Hausbesetzer*innenbewegung mündete.

Die Konterrevolution und kapitalistische Restaurierung im Osten
Europas sorgte dafür, dass das gut ausgebaute soziale
Wohnungsbausystem in der DDR verramscht wurde. In Dresden wurden
beispielsweise sämtliche Sozialwohnungen an private Investor*innen
verkauft. Und der Prozess hält bis heute an - auch in der Schweiz, wie
Fabian Gloor vom Mieterinnen- und Mieterverband (MV) im Gespräch mit
dem vorwärts erklärt: "Ja, das mit der Verdrängung ist ein
grosses Problem, wegen dem viele langjährige Mieter*innen aus ihren
Wohnungen müssen." So würde oft total saniert, wenn eine sanfte
Renovierung reichen würde, um höhere Mietzinsen umzusetzen. Angeboten
würden nachher Wohnungen, die die meisten Mieter*innen nicht mehr
bezahlen könnten. Für viele bedeutet das eine Entwurzelung aus einem
gewohnten Umfeld.


Enteignung gegen Spekulant*innen

In Deutschland ist die Wohnraumproblematik im Kern dieselbe, wie in
der Schweiz. Nur wird noch mehr am Bedarf vorbei gebaut und die Krise
verschärft sich durch die prekäre soziale Lage in der Bundesrepublik.
So hat Deutschlands Zahl an Wohnungslosen in den letzten Jahren auch
als Folge der Prekarisierungen im Arbeitsrecht durch die Agenda 2010
und den damit wachsenden Niedriglohnsektor extrem zugenommen. 2016
waren es insgesamt 860.000 Personen, die keinen eigenen Wohnraum zur
Verfügung hatten. Auf diese kommen insgesamt 2,14 Millionen
leerstehende Wohnungen. Als Antwort auf die Notlage bekommt nun die
Forderung nach der Enteignung von Immobilienkonzernen in deutschen
Grossstädten immer mehr Gehör. Besonders in Berlin wird mit der
Kampagne für die Enteignung des Unternehmens Deutsche Wohnen AG mit
einem Volksbegehren gekämpft. Die Forderungen des Volksbegehrens gehen
aber weiter: So sollen Immobilienkonzerne enteignet und unter
Marktwert entschädigt werden, die vergesellschafteten Wohnungen sollen
dann in eine nicht-privatisierbare Anstalt öffentlichen Rechts
überführt und dann als Gemeineigentum von Mieter*innen und Stadt
gemeinsam verwaltet werden. Angesprochen auf die Pläne in Berlin meint
MV-Mitarbeiter Gloor: "Ja, das wäre wünschenswert, wenn es so etwas in
der Schweiz auch gäbe."

 * 

Quelle:
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MELDUNG/1025: Digitale Teilhabe älterer Offliner braucht mehr als Tabletkurse (idw)


Universität Bremen - 01.10.2019

Digitale Teilhabe älterer Offliner braucht mehr als Tabletkurse



Bis zu acht Millionen der über 70-Jährigen in Deutschland waren noch nie
im Internet. Damit sie nicht "digital abgehängt" werden, sollen ihnen
nötige Kompetenzen vor allem durch Tablet- und Smartphone-Kurse vermittelt
werden. Das reicht nicht, sagt Informatikprofessor Herbert Kubicek vom
Institut für Informationsmanagement (ifib) an der Universität Bremen. Er
zieht in einer Studie das Fazit, dass es mehr als Kurse braucht, um die
digitale Teilhabe von Seniorinnen und Senioren zu erreichen.

Angesichts der fortschreitenden Digitalisierung droht den "digitalen
Offlinern" im Seniorenalter eine Reduzierung ihrer sozialen, kulturellen
und wirtschaftlichen Teilhabe. "Das bringt das Risiko einer digitalen
Spaltung der Bevölkerung mit sich - auf Kosten der Seniorinnen und
Senioren", so Informatikprofessor Herbert Kubicek. "Unsere aktuelle Studie
hat ergeben, dass die momentan favorisierten Tablet- und
Smartphoneschulungen nicht ausreichen werden, um die digitale Teilhabe der
Älteren tatsächlich zu erreichen."

Kubicek hatte bereits vor zwei Jahren mit Barbara Lippa in einem Projekt
der Stiftung Digitale Chancen und Telefonica Deutschland rund 300 ältere
Menschen interviewt. Sie hatten über über Seniorentreffs und ähnliche
Einrichtungen acht Wochen einen Tablet-PC ausgeliehen und über ein
wöchentliches Betreuungsangebot probiert, was es Nützliches für sie im
Internet gibt. Die meisten fanden etwas: Sie intensivierten per E-Mail
oder WhatsApp den Kontakt mit Kindern und Enkeln, frischten mit
Suchmaschinen ihr Wissen auf oder suchten Orte aus ihrer Kindheit auf,
schauten sich Filme an oder spielten auf dem Tablet.

Digitalassistenz kommt nach Hause

Doch ein Teil der älteren Offliner ist nicht in der Lage, solche
Begegnungsstätten aufzusuchen. In einem Bremer Projekt im Rahmen der
Initiative "Herbsthelfer - Bremer Verbund für Seniorendienste" des
Senators für Finanzen wurde daher ergänzend eine aufsuchende
Digitalassistenz angeboten. Ältere Menschen, die bereits Hilfe in der
Haushaltsführung über eines der Bremer Dienstleistungszentren in Anspruch
nehmen, konnten für drei Monate ein Tablet ausleihen und mit Unterstützung
durch Digitalassistenten zu Hause probieren, was sie damit Nützliches
machen können.

Anschließend wurden 13 Teilnehmende interviewt. Bis auf eine Ausnahme
wollten alle das Tablet weiter nutzen. "Aber alle zwölf Männer und Frauen
zwischen 71 und 87 Jahren, die überwiegend alleine leben, haben gesagt,
dass sie weiter Unterstützung benötigen. Denn sie geraten immer wieder in
Situationen, in denen sie sich alleine nicht helfen können", so Herbert
Kubicek. Er schätzt, dass dies auf rund zwei Millionen älterer Offliner
zutrifft, und fordert für sie eine dauerhafte aufsuchende Digitalassistenz
im Rahmen der Altenhilfe.

Sozialhilfe und Pflegekassen in der Pflicht

Private Dienstleister bieten solche Hausbesuche für 30 Euro pro Stunde an.
Im Rahmen der organisierten Nachbarschaftshilfe in Bremen werden nur 8,50
Euro die Stunde berechnet. Neun von zwölf Älteren können und wollen das
bezahlen. Die anderen drei könnten sich dies von ihrem Einkommen aus
Grundsicherung nicht leisten und über das Pflegegeld auch nicht abrechnen.
Kubicek sieht unter anderem Sozialhilfe und Pflegekassen in der Pflicht:
"Es kann doch nicht sein, dass man als Empfänger von Pflegeleistungen
Kosten erstattet bekommt, wenn man zu einem Amt oder einem Arzt begleitet
wird - aber nicht, wenn jemand nach Hause kommt und Formulare mit den
Betroffenen online ausfüllt oder sie in eine Videosprechstunde einwählt,
obwohl dies weniger Zeit erfordert und daher wirtschaftlicher ist."

Der Bremer Informatikprofessor hat die Ergebnisse seiner Studie und die
Schlussfolgerungen Anfang September 2019 vor der Kommission für den Achten
Altersbericht der Bundesregierung präsentiert und ist dort auf großes
Interesse gestoßen.


Weitere Informationen:

www.ifib.de/Publikationen.html?suche=go&id_pub=1518

www.uni-bremen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution59

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bremen, 01.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DOKUMENTATION/1679: WDR - "Unser Land in den 90ern". 1998, mit Nussecken zum ESC, 4.10.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 23. September
2019

"Unser Land in den 90ern"

Mit Nussecken zum ESC - 1998

Ein Film von Simone Schillinger

Erzählt von Mariele Millowitsch

Freitag, 04.10.2019, 20.15 - 21.00 Uhr | WDR Fernsehen



Das Jahr 1998 brachte einige Veränderungen: Ein Grüner
Polizeipräsident musste gegen Atomkraft-Gegner vorgehen. Die Kelly
Family zog um. Und Guildo Horn brachte Nussecken und den Schlager zum
ESC.

Guildo Horn, der "Meister" mobilisierte Tausende, zum Public Viewing.
Mit seinem Auftritt leitete der Wahlkölner beim "Grand Prix Eurovision
de la Chanson" ein neues Zeitalter ein. Von der Domstadt aus schwappte
der Schlager-Hype schließlich über ganz Deutschland. Und alle waren im
Guildo-Rausch.

Die Kelly-Family ehrte den Pfennig. Bei einer Zwangsversteigerung des
Schlosses Gymnich bekamen sie den Zuschlag, und Patriarch Daniel
Jerome Kelly packte als Anzahlung gleich 1,3 Millionen Mark in bar auf
den Tisch, ein Zehntel des Gesamtpreises. Das Schloss diente einst als
Gästehaus der Bundesregierung, die Queen und US-Präsident Nixon hatten
dort übernachtet. Nun hatte Schloss Gymnich neue Besitzer, und
Erftstadt erlebte einen Ansturm von Kelly-Anhängern, von denen manche
sogar in den Vorgärten der Anwohner campierten.

Mit Protest-Camps musste sich Hubert Wimber beschäftigen:
Atommülltransporte ins westfälische Ahaus mobilisierte tausende
Atomkraftgegner. Als Deutschlands erster grüner Polizeipräsident
musste Wimber mit mehreren tausend Polizisten die Atomkraftgegner im
westfälischen Ahaus in Schach halten - sehr zum Ärger mancher seiner
Parteifreunde.

Jubel hatte sich auch Tanja Szewczenko erhofft. Anderthalb Jahre hatte
die Eiskunstläuferin aus Düsseldorf wegen einer teils
lebensbedrohlichen Krankheit pausiert. Jetzt meldete sie sich zurück,
wurde deutsche Meisterin und die große Medaillenhoffnung bei den
Olympischen Spielen 1998. Aber dann platzte der Traum. Statt in Nagano
aufs Eis zu gehen, lag sie mit Grippe im Bett.

Erzählt wird der Film von Mariele Millowitsch. Sie feierte mit den
beliebten Serien "Nikola" und "Girlfriends" große Erfolge - für
"Nikola" bekam sie 1998 sogar einen "Grimme-Preis"!

Redaktion: Thomas Kamp


Die einzelnen Folgen und Sendedaten im WDR Fernsehen im
Überblick:

09.08.2019 - Wir sind Weltmeister - 1990 (Hugo Egon Balder)

16.08.2019 - Hollywood in NRW - 1991 (Michael Kessler)

23.08.2019 - Das Land bebt - 1992 (Reinhold Beckmann)

30.08.2019 - Am Limit - 1993 (Esther Schweins)

06.09.2019 - Auf dem Gipfel - 1994 (Thorsten Schorn)

13.09.2019 - Liebe und andere Katastrophen - 1995 (Christian
Wunderlich)

20.09.2019 - Zwischen Triumph und Trauer - 1996 (Manes
Meckenstock)

27.09.2019 - Griff nach den Sternen - 1997 (Sabine Heinrich)

04.10.2019 - Mit Nussecken zum ESC - 1998 (Mariele Millowitsch)

11.10.2019 - Countdown ins neue Jahrtausend - 1999 (Cordula Stratmann)

Die Themenseite zur Reihe "Unser Land in den 90ern" 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/08/20190809_uebersicht_unser_land_in_den_90ern.html

Nach Ausstrahlung jederzeit in der WDR-Mediathek

https://www1.wdr.de/mediathek/video/index.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 23. September 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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FEATURE/1320: Deutschlandfunk - Sparen ist keine Kunst!, 4.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sparen ist keine Kunst!

Neue Nachrichten aus dem Bonner Stadttheater

Von Ulrike Bajohr

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Freitag, 4. Oktober 2019, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Mit seinem Amtsantritt hatte der Intendant des Bonner Stadttheaters
zehn Prozent weniger im Etat als sein Vorgänger. Er musste sich in der
Kunst des Sparens üben und war darin am Ende seiner ersten Spielzeit
tatsächlich erfolgreich. Fünf Jahre später schauen wir, welche Kunst
dabei herausgekommen ist. Das Resümee ist zwiespältig. Denn erstens
ergibt es: Sparen ist möglich. Na also. Das haben die Leute schon
immer gewusst, die meinen, dass die Kunst zu viel Geld verbraucht.
Zweitens heißt das Resümee aber auch: Sparen ist nur dann möglich,
wenn ansonsten alles passt. Wenn die richtigen Leute das Theater
leiten. Wenn nicht nur Stellen gestrichen werden - sondern auch welche
geschaffen. Wenn Schauspieler und Sänger und alle Mitarbeiter für ihr
Haus brennen. Wenn das Programm von Mut zeugt - und das Publikum
bereit ist, auch im leeren Haus zu jubeln.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. September 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1983: Deutschlandfunk Kultur - "Territorien" von Werner Cee, 3.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Territorien


Hörstück von Werner Cee mit Zitaten und Auszügen aus Texten von
Wolfgang Hilbig und der Musik von Michael Wertmüller und Werner Cee
Deutschlandfunk Kultur 2019/ca. 80'

(Ursendung)

Hörspiel

Donnerstag, 3. Oktober 2019, 18.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"In dem Augenblick, da ihn das Blitzlicht traf, hatte er aufschäumende
Nebel von schwarzen oder grauen Hieroglyphen zu sehen geglaubt, ein
Schneegestöber von Buchstaben, das sich herabsenkte wie Brandqualm."
In der radikalen Freiheit von Wolfgang Hilbigs Dichtung scheinen
Bilder auf, die Werner Cee als Ausgangsmaterial für ein intensives
Klangexperiment dienen. Im Wechselspiel zwischen seiner Komposition
und Michael Wertmüllers energetischem Schlagzeugspiel werden die Texte
selbst zu Klängen. Eben noch mitgerissen von einem lärmenden Chaos,
scheinen sie im nächsten Moment als Treibgut unter dem lichten Spiegel
einer Wasseroberfläche auf, ganz so, als ob nichts gewesen wäre.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. September 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MELDUNG/1965: Deutschlandfunk Kultur veröffentlicht Podcast "Therapieland" (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 02.10.2019

Deutschlandfunk Kultur veröffentlicht Podcast "Therapieland"



Mit einem neuen Podcastangebot greift Deutschlandfunk Kultur das
wachsende Interesse an Themen aus der Welt der Psychotherapie auf.

Der sechsteilige Podcast "Therapieland" informiert über aktuelle
Therapieformen und -angebote: Wann ist psychotherapeutische
Unterstützung sinnvoll? Welche Angebote gibt es dafür und wie können
sie wahrgenommen werden?

"Therapieland" ist kein Selbsthilfe-Trainermonolog, sondern sucht
Antworten auf die grundsätzlichen Fragen, die heute an Psychotherapie
gestellt werden. Der Podcast ermöglicht einen Überblick über die
Psychotherapielandschaft in Deutschland mit Stimmen von Betroffenen
und Angehörigen. In den sechs Folgen geben ein Psychotherapeut und
eine Journalistin Einblick in die Szenen, die sich hinter den Türen
der psychotherapeutischen Praxen abspielen. Jede Episode widmet sich
dabei einer Frage: Wie finde ich einen Therapeuten? Wo fängt
psychische Störung an? Welche Psychotherapie ist die beste? Wie
funktioniert die therapeutische Beziehung? Was passiert mit den
Angehörigen? Wann ist eine Therapie beendet?

"Therapieland" ist seit dem 1. Oktober im Netz verfügbar, unter
anderem in der Dlf Audiothek App für iOS und Android, auf Spotify und
auf allen gängigen Podcastplattformen.

www.deutschlandfunkkultur.de/therapieland

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3017: Deutschlandfunk Kultur - Die Freundschaft von Marcel Proust und Reynaldo Hahn, 4.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ein geheimnisvoller Grund unserer Seele

Die Freundschaft von Marcel Proust und Reynaldo Hahn

Von Sabine Fringes

Musikfeuilleton

Freitag, 4. Oktober 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Im glanzvollen Salon der Madame Lemaire begegneten sich die beiden
wahrscheinlich zum ersten Mal: der 19-jährige Reynaldo Hahn und der
drei Jahre ältere Marcel Proust. Ihre leidenschaftliche
Liebesbeziehung endet nach zwei Jahren, doch ihre Freundschaft hält
ein Leben lang, bis zu Prousts Tod im Jahr 1922. Gemeinsam teilen sie
die Liebe zur Musik, die für Marcel Proust einen besonderen
Stellenwert unter den Künsten einnimmt: "Das Wesen der Musik besteht
darin (...), in uns einen geheimnisvollen Grund unserer Seele
wachzurufen, der dort beginnt, wo das Endliche und alle Künste, deren
Gegenstand im Endlichen besteht, aufhören."

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 24. September 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSUS/1954: Unna - "Windows"-Sicherheitscheck am 12. Oktober 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Windows-Sicherheitscheck bei der VHS



Kreisstadt Unna. Gemeinsam mit dem Dozenten überprüfen Interessierte
die Sicherheitseinstellungen des Windows-Betriebssystems am eigenen
Gerät und nehmen wichtige Anpassungen vor. Gleichzeitig wird
ausführlich über Sinn und Zweck einzelner Sicherheitsmaßnahmen
informiert. Darüber hinaus werden sicherheitskritische Programme
überprüft und Maßnahmen für mehr Sicherheit empfohlen.

Voraussetzungen: Eigener Laptop mit Windows-Betriebssystem (Win 7- Win
10). Grundlagenkenntnisse zum Betriebssystem. Die Volkshochschule
haftet nicht für private Geräte.

Das Seminar "Windows-Sicherheitscheck" mit der Kursnummer 192-4205
findet am Samstag, 12. Oktober 2019, von 13.15 bis 15.45 Uhr im zib in
Unna statt. Die Gebühr für die Veranstaltung beträgt 18 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 55 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Grundlagen / Betriebssystem" zu finden.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713
oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die
Anmeldung auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Sonntag, 29. September 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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NEUROLOGIE/1029: Neurodegenerative Erkrankungen - Neue Therapieoptionen aus der molekulargenetischen Forschung (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 27.09.2019

Neurodegenerative Erkrankungen: Neue Therapieoptionen aus der molekulargenetischen Forschung



Neurodegenerative Erkrankungen sind chronisch-fortschreitende Leiden wie
z. B. die Parkinson- und die Alzheimer-Erkrankung, seltener sind die
Huntington-Erkrankung, die progressive supranukleäre Blickparese und die
Multisystematrophie. Allen gemeinsam sind eine zunehmende Fehlfunktion und
schließlich der Untergang von Nervenzellen in Gehirn und Rückenmark.
Folgen sind Störungen der Bewegungskoordination und/oder geistiger
Funktionen. Im Verlauf kommt es zu Behinderung und Tod. Die Behandlung war
bislang rein symptomatisch. Durch die Erforschung der genetischen und
molekularen Krankheitsmechanismen sind aber erfreulicherweise inzwischen
ursächliche Therapieansätze in der Entwicklung.

Neurodegenerative Erkrankungen sind zwar noch nicht heilbar - die
molekulare und genetische Forschung hat aber in den letzten Jahren nicht
nur etliche zugrundeliegende Genmutationen gefunden, sondern auch die
komplexen Entstehungsmechanismen, also den Weg von der jeweiligen
molekularen Fehlfunktion bis zu den symptomverursachenden biochemischen
Veränderungen erforscht. Bei vielen dieser Erkrankungen kommt es zur
Zusammenballung (Aggregation) des fehlerhaften Proteins innerhalb der
Gehirnzellen als kleine Eiweiß-Fasern (Fibrillen, Filamente) oder
-Körnchen (sogenannte Einschlusskörper). Die Bedeutung dieser Ablagerungen
und wie genau die Nervenzellen dadurch geschädigt werden ist bei den
jeweiligen Erkrankungen in unterschiedlichem Umfang, jedoch noch nicht
vollständig geklärt. Die pathologischen Proteine sind mitunter auch im
sogenannten Nervenwasser (Liquor cerebrospinalis) nachweisbar.
Erkrankungen, die mit einer Aggregation des Proteins α-Synuclein
einhergehen (wie z.B. die Parkinson-Erkrankung und die MSA), werden als
Synucleinopathien bezeichnet, bei den sogenannten Tauopathien ist es das
Tau-Protein (z. B. PSB und Alzheimer-Erkrankung). Die Symptome der
Erkrankungen sind durch eine Bewegungsverarmung gekennzeichnet und ähneln
teilweise denen der klassischen Parkinson-Erkrankung. Daher wird bei der
MSA und der PSB auch von atypischen Parkinson-Syndromen gesprochen. Im
Gegenzug ist bei der Huntington-Erkrankung ein Übermaß an unwillkürlichen
Bewegungen vorherrschend.

"Aus all den Erkenntnissen über die Genetik und die pathologischen
Eiweißablagerungen wurden erste zielgerichtete Therapien entwickelt, die
nicht mehr wie früher nur an den Symptomen, sondern an den ursächlichen
Krankheitsprozessen ansetzen", erklärt Professor Dr. Günter Höglinger von
der Neurologischen Klinik der Medizinischen Hochschule Hannover. "Dieses
Jahr wurden mehrere klinische Studien mit der Zielsetzung der Verzögerung
des Fortschreitens von verschiedenen neurodegenerativen Krankheiten
publiziert - mit ganz unterschiedlichen molekularen Therapieansätzen, aber
allesamt mit ermutigenden Zwischenergebnissen."

So untersuchte die randomisierte, doppelblinde, Placebo-kontrollierte
PROMESA-Studie [1] das Prinzip der Aggregationshemmung von α-Synuclein bei
MSA. MSA-Patienten haben neben der parkinsonähnlichen Bewegungsstörung
unter anderem Koordinationsstörungen, wiederholte Ohnmachtsanfälle durch
zu niedrigen Blutdruck, Blasenentleerungsstörungen (Harnverhalt,
Inkontinenz) sowie Schluck- und Atmungsprobleme. Die Studie evaluierte
Sicherheit und Verträglichkeit sowie die Wirksamkeit auf die
MSA-Progression der in Grüntee enthaltenen Substanz Epigallocatechingallat
(EGCG). EGCG verhindert in Zellkulturen die Aggregation von α-Synuclein.
92 MSA-Patienten erhielten über 48 Wochen randomisiert hochdosiertes EGCG
(oral 800 - 1200 mg/d) oder Placebo. Im Ergebnis zeigten die klinischen
Tests ("Unified MSA Rating Scale", UMSARS-ME) nach einem knappen Jahr
keine signifikanten Unterschiede zwischen der EGCG- und der Placebogruppe.
Jedoch fand sich in MRT-Untersuchungen bei Patienten der EGCG-Gruppe ein
signifikant geringerer Gewebeschwund (Atrophie) in den von MSA betroffenen
Gehirnarealen (z.B. dem sogenannten Striatum). "Einzelne Fälle von
Lebertoxizität zeigten aber, dass EGCG in höheren Dosierungen zur
Behandlung der MSA nicht empfohlen werden kann. Weitere Medikamente mit
diesem molekularen Wirkmechanismus sind nun in Entwicklung, die
hoffentlich bessere Verträglichkeit und Wirksamkeit erzielen", so Prof.
Höglinger.

Eine andere Studie untersuchte bei Patienten mit PSB den monoklonalen
anti-Tau-Antikörper BIIB092 zur Hemmung der Ausbreitung der
Proteinaggregate. Symptome der PSB sind neben der parkinsonähnlichen
Bewegungsstörung Augenmuskel- bzw. Blicklähmungen, was vor allem zu
Doppelbildern führt. Eine 1b-Studie [2] evaluierte randomisiert,
doppelblind, Placebo-kontrolliert über 12 Wochen die Therapiesicherheit
bei unterschiedlichen Dosierungen (150 mg, 700 mg, 2100 mg). Insgesamt
wurde das Präparat gut vertragen, mögliche Nebenwirkungen waren mild bis
moderat und wurden nicht als substanzspezifisch eingeordnet. Am häufigsten
waren Stürze (2/12 Patienten der Placebogruppe und 10/36 der
BIIB092-Gruppe), Harnwegsinfektionen (1/12 und 6/36 Patienten) und
Kopfschmerzen (0/12 und 5/36). Die Konzentration des Tau-Proteins im
Nervenwasser sank in den BIIB092-Dosisgruppen um 90 - 96 %, bei
Placebo-behandelten Patienten dagegen nicht. "Diese Ergebnisse zeigen, dass der
Antikörper seine therapeutische Zielstruktur im Gehirn offensichtlich
erreicht. Basierend auf diesen Ergebnissen wurde eine Phase-2-Studie
begonnen, die erste Hinweise auf eine therapeutische Wirksamkeit auf die
Symptome der Patienten untersuchen soll. Die Ergebnisse der Studie werden
gegen Ende des Jahres erwartet", so Höglinger.

Ein weiteres aus der Molekulargenetik abgeleitetes Therapieprinzip stellen
Antisense Oligonukleotide (ASO) dar. ASO sind kleine "falsche"
DNA-Bausteine, die in den Gehirnzellen die Ablesung der mutierten
Genabschnitte stören und so die Bildung des defekten Proteins verhindern.
Eine doppelblinde, randomisierte Phase-1-2a-Studie [3] setzte die
ASO-Therapie (Substanz HTTRx) bei 34 Patienten mit der erblichen
Huntington-Erkrankung ein. Die verursachende Mutation betrifft das Gen, welches das
Huntingtin (Htt)-Protein kodiert; es kommt entsprechend zur
Htt-Protein-Aggregation. Die Patienten leiden an schweren fortschreitenden
Bewegungsstörungen, Veränderungen des Verhaltens und Defiziten der
geistigen Leistungsfähigkeit. Sie sterben meist innerhalb von 15 Jahren
nach Symptombeginn. Die Behandlung mit HTTRx erfolgte viermal im Abstand
von jeweils vier Wochen. Da ASO nicht vom Blut in das Gehirngewebe
übertreten, werden sie direkt in den Liquor injiziert (intrathekale Gabe).
Während bei 12 Patienten der Placebogruppe die Htt-Protein-Konzentration
im Liquor um 10 % anstieg, sank sie unter HTTRx dosisabhängig um bis zu 42
%. Klinische Effekte konnten in der kurzen Studiendauer erwartungsgemäß
nicht gezeigt werden. Die intrathekale Antisense-Therapie war gut
verträglich und ohne ernsthafte Nebenwirkungen.

"Alle drei Studien zeigen die biologische Wirksamkeit von drei neuen
Behandlungsansätzen, den Aggregationsinhibitoren, den Antikörpern und den
Antisense Oligonucleotiden", resümiert Prof. Höglinger. "Die
therapeutischen Interventionen führten zu eindrucksvollen Effekten auf
wichtige Aspekte bei drei unterschiedlichen neurodegenerativen
Krankheiten. Das sind sehr ermutigende Zwischenergebnisse. Nun stellt sich
die wichtige Frage, ob diese Therapieansätze auch letztlich zu der
gewünschten klinischen Wirksamkeit auf das Fortschreiten der Symptome der
Patienten führt. Das muss nun in weiterführenden größeren Studien
untersucht werden. Die neuen Therapieansätze stellen immerhin sehr
hoffnungsvolle Ansätze in Richtung einer ursächlichen Therapie
neurodegenerativer Erkrankungen dar."


Literatur
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ERNÄHRUNG/1496: Statement der Deutschen Diabetes Gesellschaft - Julia Klöckner führt den Nutri-Score ein (DDG)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 30.09.2019

Julia Klöckner führt den Nutri-Score ein - Ein Statement der DDG



Zur heutigen Ankündigung von Ernährungsministerin Julia Klöckner, in
Deutschland den Nutri-Score einzuführen, erklärt Barbara Bitzer,
Geschäftsführerin der Deutschen Diabetes Gesellschaft:

"Wir begrüßen die Einführung des Nutri-Scores sehr. Die Umfrage des
Ministeriums bestätigt eindrücklich die zahlreichen wissenschaftlichen
Nachweise zur Wirksamkeit des Labels. Mit der Entscheidung für den
Nutri-Score leistet Frau Klöckner direkt einen Beitrag, eine gesunde Ernährung
zu fördern.

Wie die Ministerin aber selbst betont hat, kann der Nutri-Score nur einer
von mehreren Bausteinen sein. Notwendig sind weitere Schritte, unter
anderem ein Verbot von an Kinder gerichtete Werbung für ungesunde
Produkte, wie es die Weltgesundheitsorganisation empfiehlt."


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.deutsche-diabetes-gesellschaft.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1246
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HYGIENE/136: Waschmaschine verbreitete antibiotika-resistente Keime (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 30.09.2019

Waschmaschine verbreitete antibiotika-resistente Keime



Antibiotika-resistente Erreger können über Waschmaschinen verbreitet
werden. Das haben Hygieniker der Universität Bonn für ein
Kinderkrankenhaus nachgewiesen, in dem mehrfach ein Klebsiella oxytoca-Typ
auf Neugeborene übertragen wurde. Glücklicherweise kam es zu keiner
gefährlichen Infektion. Quelle war eine handelsübliche Waschmaschine, in
der Kleidungsstücke der Neugeborenen gewaschen wurden. Dieser Fall lässt
aufhorchen, zumal auch in Haushalten mit zu pflegenden Personen
antibiotika-resistente Bakterien über die Waschmaschine übertragen werden
könnten. Die Ergebnisse sind nun im Journal "Applied and Environmental
Microbiology" veröffentlicht.

Auf der Neugeborenen-Station eines Kinderkrankenhauses in Deutschland
wurde bei routinemäßigen Hygiene-Screenings vermehrt das Bakterium
Klebsiella oxytoca festgestellt. Das Bakterium kann zu Magen-Darm- und
Atemwegsinfektionen sowie im schlimmsten Fall zur tödlichen Sepsis führen.
In diesem besonderen Fall konnten gängige Antibiotika gegen diesen Erreger
nur eingeschränkt oder überhaupt nicht mehr eingesetzt werden. Nachdem
immer wieder Neugeborene mit dem Keim besiedelt und intensive
Hygieneinterventionsmaßnahmen erfolglos waren, zog das Krankenhaus das
Institut für Hygiene und Öffentliche Gesundheit (IHPH) des
Universitätsklinikums Bonn hinzu. "Glücklicherweise war es zu keinen
gefährlichen Infektionen bei den Babys gekommen", sagt Dr. Daniel Exner,
Hygienebeauftragter Arzt der Klinik und Poliklinik für Allgemein-,
Viszeral-, Thorax- und Gefäßchirurgie des Universitätsklinikums Bonn.

Um der Quelle und möglichen Verbreitungswegen auf die Spur zu kommen,
wurden mehrfach Umgebungsproben im Patienten- und Personalbereich und
vermuteten Risikoorten mit den Proben der Neugeborenen verglichen. "Dieser
Klebsiella oxytoca-Typ war so einzigartig, dass er bisher in dieser Form
noch nicht in der Datenbank des Nationalen Referenzzentrums (NRZ) für
Gramnegative Krankenhauserreger erfasst war", sagt Dr. Dr. Ricarda
Schmithausen, Leiterin des One Health-Fachbereiches am IHPH. Diese
Besonderheit war ein Vorteil, weil sich dadurch der Verbreitungsweg
eindeutig nachvollziehen ließ. Weder Eltern noch das Pflegepersonal hatten
die Bakterien übertragen.

Verbreitung über Mützchen und Söckchen auf die Neugeborenen

"Der Klebsiella oxytoca-Typ war eindeutig im Spülfach und am Türgummi
einer Waschmaschine im Keller nachzuweisen, mit der die handgestrickten
Söckchen und Mützchen der Babys auf der Station gewaschen wurden", sagt
Prof. Dr. Dr. Martin Exner, Direktor des Instituts für Hygiene und
Öffentliche Gesundheit der Universitätskliniken Bonn. Über die Kleidung
wurden die Keime auf die Neugeborenen übertragen.

Nachdem die Waschmaschine entfernt wurde, wurden auch keine weiteren
Besiedelungen der Frühchen nachgewiesen. "Das zeigt eindeutig, dass wir
die Klebsiella-Quelle gefunden haben", fasst Schmithausen das Ergebnis
zusammen. "Es handelt sich um einen Sonderfall." Normalerweise sind in
Krankenhäusern spezielle Waschmaschinen und Waschverfahren im Einsatz, die
bei hohen Temperaturen und mit Desinfektionsmitteln waschen, oder
ausgewiesene Wäschereien bereiten die Wäsche extern auf. Auf der
Frühgeborenen-Station handelte es sich bei dem etwas länger
zurückliegenden Fall dagegen um eine handelsübliche Waschmaschine. "Wir
haben uns entschieden, diesen Fall aufzuarbeiten, um auf mögliche Probleme
mit resistenten Bakterien, die nun auch weiter in das häusliche Umfeld
vordringen, aufmerksam zu machen", sagt Schmithausen.

In Studien wurde bereits beschrieben, dass sich antibiotika-resistente
Bakterien in Waschmaschinen einnisten können. "Wir haben jedoch erstmals
nachgewiesen, dass es durch eine Waschmaschine auch zur Übertragung von
antibiotika-resistenten Keimen auf den Menschen kommen kann", berichtet
Prof. Exner. Dieses Resultat habe unter anderem auch Konsequenzen für den
häuslichen Bereich. Denn aus Umweltschutzgründen gehe bei üblichen
Haushaltsmaschinen der Trend zu niedrigeren Temperaturen deutlich unter 60
Grad. Dies sei im Prinzip eine sehr positive Entwicklung, weil dadurch
Energie eingespart und das Klima geschont werde, so die Forscher.

Sofern jedoch pflegebedürftige, ältere Menschen mit offenen Wunden oder
Blasenkathetern oder auch jüngere Menschen mit eiternden Verletzungen oder
Infektionen im Haushalt lebten, sollte die Wäsche bei höheren Temperaturen
- zum Beispiel 60 Grad - gewaschen werden, um die Übertragung von
gefährlichen Keimen zu vermeiden. In den Augen der Hygieniker ist dies
eine wachsende Herausforderung, da die Zahl der in Familien versorgten
Pflegebedürftigen ständig zunimmt.


Originalpublikation:

Ricarda M. Schmithausen, Esther Sib, Martin Exner, Sylvia Hack, Claudia
Rösing, Patrick Ciorba, Gabriele Bierbaum, Michael Savin, Sally F.
Bloomfield, Martin Kaase, Anja Jacobshagen, Stefanie Gemein, Jürgen Gebel,
Steffen Engelhart, Daniel Exner: The washing machine as a reservoir for
transmission of extended spectrum beta-lactamase (CTX-M-15)-producing
Klebsiella oxytoca ST201 in newborns, Applied and Environmental
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VORSORGE/821: Neuer Influenza-Saisonbericht erschienen (RKI)


Robert Koch-Institut - 30.09.2019

Pommes für die Grippeschutzimpfung? Neuer Influenza-Saisonbericht erschienen



In der Grippewelle 2017/18 sind geschätzt 25.100 Menschen in Deutschland
durch Influenza gestorben. "Das ist die höchste Zahl an Todesfällen in den
vergangenen 30 Jahren", betont Prof. Dr. Lothar H. Wieler, Präsident des
Robert Koch-Instituts. So viele Todesfälle bei einer Grippewelle sind sehr
selten, es gibt auch Saisons mit wenigen hundert Todesfällen. Die
wichtigste Schutzmaßnahme ist trotz der von Saison zu Saison
unterschiedlichen Wirksamkeit die Impfung. "Es gibt keine andere Impfung
in Deutschland, mit der sich mehr Leben retten lässt", unterstreicht
RKI-Präsident Wieler. Neben der Impfung werden gründliches Händewaschen mit
Seife und Abstandhalten zu Erkrankten empfohlen.

Die Mortalitätsschätzung ist im neuen Influenza-Saisonbericht enthalten.
Der Saisonbericht beleuchtet detailliert den Verlauf der vorangegangenen -
moderaten - Grippesaison 2018/19. Die Schätzung der bundesweiten Zahl der
Influenza-assoziierten Todesfälle ist generell um ein Jahr verzögert, da
die Daten nicht früher zur Verfügung stehen. Eine zentrale Größe bei der
Beurteilung der Krankheitslast ist auch die Zahl der Arztbesuche, die der
Influenza zugeschrieben werden. Für die Saison 2018/19 sind das rund 3,8
Millionen Arztbesuche. Die geringste Zahl gab es mit rund 800.000 in der
Saison 2013/14, den höchsten Wert in der ungewöhnlich starken Grippewelle
2017/18 mit neun Millionen.

Influenzaviren können bereits übertragen werden, bevor Symptome auftreten.
Eine Influenza ist oft durch einen plötzlichen Erkrankungsbeginn mit
Fieber, Muskel- oder Kopfschmerzen gekennzeichnet. Häufig kommt etwas
später ein trockener Reizhusten dazu. Allerdings erkranken längst nicht
alle Infizierten so typisch. Insbesondere ältere Erkrankte bekommen häufig
kein Fieber. Die Ständige Impfkommission empfiehlt die Grippe-Impfung für
alle Personen ab 60 Jahren, für chronisch Kranke aller Altersstufen, für
Schwangere und für Medizin- und Pflegepersonal. Infomaterialien für die
verschiedenen Zielgruppen der gemeinsam von der Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) und dem RKI durchgeführten
Grippe-Kampagne sind bei der BZgA abrufbar (www.impfen-info.de). Weitere
Informationen zur Grippe-Impfung finden sich auf den Internetseiten des
RKI (www.rki.de/influenza-impfung).

Die Impfung des medizinischen Personals dient dem individuellen Schutz vor
einer Erkrankung, reduziert aber auch die Weiterverbreitung des
Influenza-Virus im Krankenhaus. Bisherige Daten weisen auf den immer noch zu
geringen Impfschutz des Gesundheitspersonals hin. Im Rahmen der
OKaPII-Studie (Onlinebefragung von Krankenhaus-Personal zur Influenza-Impfung)
erhebt das RKI jährlich die Influenza-Impfquoten von Klinikpersonal sowie
Gründe für die Impfung oder für die nicht erfolgte Inanspruchnahme. Ziel
ist es, das Influenza-Impfverhalten besser zu verstehen und zeitliche
Entwicklungen abzubilden. Interessierte Kliniken können sich unter
www.rki.de/okapii-studie informieren und zur Teilnahme anmelden.
Kliniken erhalten nach Abschluss jeder Erhebung einen individuellen
Ergebnisbericht, der helfen kann, eigene Maßnahmen zur
Impfquotensteigerung zu planen oder zu evaluieren. Eine Ideensammlung
erfolgreicher klinikinterner Aktivitäten wird in den nächsten Wochen auf
der OKaPII-Seite veröffentlicht.

Etwas Besonderes hatte sich auch das (nicht bei OKaPII registrierte) St.
Franziskus-Hospital in Münster einfallen lassen. Wer sich gegen Influenza
impfen ließ, erhielt einen Gutschein für eine Portion Pommes in der
Cafeteria. Jedes Team mit einer Impfquote von 100 % bekam einen Gutschein
für ein gemeinsames Frühstück. Der Erfolg: die Impfquote verdoppelte sich,
in der Ärzteschaft lag sie nach der Aktion bei über 90 Prozent. Die hohe
Steigerungsrate führt die Klinik aber auch zurück auf das intensive
"aufsuchende Impfen" in allen Arbeitsbereichen des Hospitals und die
Erinnerung an den schweren Verlauf der vorangegangenen Grippesaison
2017/2018 mit vielen Influenza-Patientinnen und -Patienten und einem hohen
Krankenstand unter den Mitarbeitenden.


Weitere Informationen unter

www.rki.de/influenza

www.rki.de/influenza-impfung

Das Robert Koch-Institut ist ein Bundesinstitut im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums für Gesundheit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution174
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STELLUNGNAHME/221: Zur Zukunft der Therapieberufe - Es hat sich viel getan, das reicht aber nicht (idw)


Hochschule Fresenius - 30.09.2019

Zur Zukunft der Therapieberufe: Es hat sich viel getan - das reicht aber nicht



Berufspolitische Themen spielen seit Jahren eine große Rolle in den
Therapieberufen. Das Interesse daran ist bei Physio-, Ergo- und
Sprachtherapeuten sowie Podologen durchaus groß. Ebenso stark ist
allerdings auch das Gefühl, nicht wirklich etwas bewegen zu können.
Tatsächlich hat sich einiges getan in jüngerer Vergangenheit - aber reicht
das? Und würde eine Therapeutenkammer etwas bewegen können? Die Studie
 #wirksamsein der Hochschule Fresenius suchte nach Antworten. Beim
gleichnamigen Symposium in Idstein wurden die Ergebnisse präsentiert.

30 Prozent mehr Bruttogehalt könnten Therapeuten nach Aufhebung der
Grundlohnsummenbindung und neuen gesetzlichen Regelungen verdienen, das
wäre nach dem ohnehin sehr niedrigen Durchschnittsgehalt von 2.300 Euro
immerhin ein Anstieg auf circa 3.000 Euro brutto. Die Annäherung an den
Pflegebereich wäre damit geschafft. Eine aktuelle Studie der Hochschule
Fresenius, die Prof. Dr. Sabine Hammer gemeinsam mit Studierenden des
Masterstudiengangs Therapiewissenschaften durchgeführt hat, zeigt indes
ein anderes Ergebnis. Nur 60 Prozent der befragten Therapeuten sagen, dass
sich ihr Gehalt seither überhaupt erhöht hat und hier lediglich rund 15
Prozent bei ihnen ankommen. Damit bewegt man sich nun auf dem Stand der
Altenpflege, die Krankenpflege liegt noch weit darüber. "Aufgrund des
Drucks, den der Fachkräftemangel ausgelöst hat - und auch aufgrund der
jahrelangen Bemühungen der Berufsverbände - hat sich etwas getan, das
reicht aber bei weitem nicht aus", kommentiert Hammer die Entwicklung.

Die Umfrage hat ergeben, dass es teilweise große Unterschiede zwischen den
in Kliniken und im öffentlichen Dienst Beschäftigten auf der einen und den
in Praxen tätigen Therapeuten auf der anderen Seite gibt. "Wir haben schon
den Eindruck, dass die Praxisangestellten nach der Neuregelung ein wenig
die Verlierer sind", sagt Hammer. "Bei ihnen kommt bis jetzt nicht so viel
Geld an wie erhofft - und die Arbeitsbelastung ist die gleiche geblieben."

Ein Kernthema der aktuellen Studie der Hochschule Fresenius war auch die
Frage, wie der Berufsstand über berufspolitische Einflussmöglichkeiten
denkt. Gut 60 Prozent der Therapeuten zeigten sich an dem Thema sehr
interessiert. Allerdings schätzt etwa die gleiche Zahl die persönlichen
Einflussmöglichkeiten eher gering ein. Sabine Hammer: "Da spielt schon
Resignation eine gewisse Rolle. Was wir allerdings auch gesehen haben:
viele Therapeuten - etwa die Hälfte der Befragten - fühlen sich nicht
hinreichend informiert. Viele geben kann, andere Prioritäten oder keine
Zeit zu haben, um sich zu informieren. Insgesamt glauben Therapeuten zu
wenig daran, etwas bewegen zu können. Deshalb ist Aufklärung wichtig."

Die wichtigsten Interessenvertreter sind zurzeit die Berufsverbände. Es
gibt viele davon, dementsprechend herrscht über wichtige Fragestellungen
Uneinigkeit. "Die Zersplitterung unter den Verbänden halte ich für eine
Katastrophe" sagt Frauke Kern, Mitglied im Vorstand des Deutschen
Bundesverbands für Logopädie (dbl). Das betrifft vor allem die
Akademisierung, aber auch die Methoden, wie sich berufspolitische Ziele
erreichen lassen. "Auch aus dem Grund, weil nicht immer mit einer Sprache
gesprochen wird, finden die Therapieberufe in der Gesundheitspolitik noch
nicht ausreichend Gehör", meint Hammer. "Zudem haben wir keinen Sitz im
gemeinsamen Bundesausschuss, der wäre aus Therapeutensicht dringend
erforderlich." Der Bundesausschuss ist das höchste Gremium, das die
Gesundheitsversorgung in Deutschland regelt. Bisher haben dort
Krankenhäuser, Krankenkassen, Ärzte und Psychotherapeuten einen Sitz.

Die Einführung einer aktuell viel diskutierten Therapeutenkammer würde
diesen auch nicht automatisch bringen. Hammer sagt dazu: "Eine Kammer
könnte die Position der Therapeuten aber langfristig stärken und so
gegebenenfalls die Chance wachsen lassen, dort hineinzukommen. Eine Kammer
hat politisch mehr Macht als die Berufsverbände." Auch beim Symposium in
Idstein war die Einführung der Therapeutenkammer ein zentrales Thema. "Wir
brauchen eine Kammer, um ein solides Fundament für die Zukunftsfähigkeit
unserer Therapieberufe zu legen", sagt Daniela Hoffmann-Kruse, Vorsitzende
des Fördervereins Therapeutenkammer in Nordrhein-Westfalen (TKNRW). "Eine
berufsständische Kammer ist wie ein 'Instrument', mit dem wir erstmalig
unsere Berufsbelange eigenverantwortlicher gestalten können." Das bedeute
mehr Autonomie und damit einen Schritt in Richtung einer Profession, die
weniger von außen gesteuert werde. "Mein persönlicher Wunsch ist es, dass
sich die Therapeuten nicht weiter zersplittern, sondern den gemeinsamen
Schulterschluss zu einer starken Gemeinschaft schaffen."

Gefordert wird von vielen Seiten, dass eine intensive Aufklärung
stattfindet, um für Therapeutinnen und Therapeuten eine hinreichende
Entscheidungsgrundlage zu schaffen. Dr. Björn Pfadenhauer, Geschäftsführer
des Bundesverbands selbstständiger Physiotherapeuten, sagt: "Eine Kammer
ist weder schwarz noch weiß. Wichtig ist, dass jeder Berufsangehörige
umfassend über die Aufgaben von Kammern informiert wird. Auch die Vor- und
Nachteile müssen kommuniziert werden, damit am Ende jeder in der Lage ist,
sich selbst dafür oder dagegen zu entscheiden."

Die Entscheidung für eine Kammer ist nicht automatisch eine gegen die
Berufsverbände, die ihrerseits viel zu den aktuellen berufspolitischen
Veränderungen beigetragen haben. Darin sind sich Bernd Scheliga,
ZVK-Beirat und Kordula Schulz-Asche, Mitglied im Gesundheitsausschuss des
deutschen Bundestages (Bündnis 90/die Grünen) einig.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.adhibeo.de/gegenwart-und-zukunft-der-therapieberufe-es-hat-sich-viel-getan-das-reicht-aber-nicht/ 

(Im Wissenschaftsblog adhibeo findet sich ein Interview mit Prof. Dr. Sabine Hammer zum Thema.)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution258
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DEMENZ/458: Neues aus der Alzheimer-Forschung (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 27.09.2019

Neues aus der Alzheimer-Forschung



Insgesamt gibt es weit über eine Million Demenzpatienten in Deutschland.
Für die Behandlung werden 5.633 Milliarden Euro ausgegeben [1], ohne dass
bislang befriedigende krankheitsmodifizierende Therapieerfolge zu
verzeichnen wären. Am häufigsten ist die Alzheimer-Demenz. Eine Studie [2]
führte zu der Erkenntnis, dass sich nicht alle Alzheimer-Erkrankungen
"über einen Kamm scheren lassen", demnach auch nur personalisierte
Therapieansätze vielversprechend sein können. Eine weitere wegweisende
Untersuchung [3] zeigte, dass Glutamat die Alzheimer-Demenz katalysieren
kann, und bringt damit einen altbekannten "Player" ins Spiel.

Demenzen nehmen exponentiell mit dem Lebensalter zu: Bis zu 10% der über
65-Jährigen und bis zu 40% der über 80-Jährigen leiden an einer Demenz
[3]. In Deutschland gibt es jährlich ungefähr 244.000 Neuerkrankungen [1].
Demenzen sind chronische Erkrankungen, die zu kognitiven Störungen,
Verhaltensauffälligkeiten und anderen, beispielsweise neuropsychiatrischen
Symptomen führen. Die Mehrzahl der Betroffenen hat eine
Alzheimer-Erkrankung (AD), die typischerweise durch spezielle Gehirnveränderungen
gekennzeichnet ist, d.h. neuropathologische Merkmale, die aber
routinemäßig erst in der Autopsie nachweisbar sind. Dies sind
eiweißhaltige Ablagerungen (Proteinaggregate) im Gehirn, sogenannte
Alzheimer-Plaques aus Beta-Amyloid (Aβ) sowie Neurofibrillen (Fasern) aus
Tau-Protein. Ein Teil der Patienten mit typischen klinischen
Alzheimer-Kriterien hat bei autoptischen Untersuchungen jedoch keine
Alzheimer-typische Gehirnpathologie mit Amyloid- oder Tau-Deposition. Für die
klinische Diagnostik zu Lebzeiten gibt es neuropsychologische Tests der
kognitiven Leistungsfähigkeit, die Gedächtnisstörungen und Abbau anderer
Hirnleistungen nachweisen können. Die Diagnostik muss primäre Demenzformen
(wie Alzheimer) vor allem von seltenen, sekundären Formen abgrenzen, die
potenziell gut behandelbar und reversibel sind (z. B. Hormon- oder
Stoffwechselstörungen, Entzündungen, Alkoholmissbrauch, Mangelerkrankungen
oder Vergiftungen).

Die Alzheimer-Diagnostik wird dadurch erschwert, dass die Erkrankung
verschiedene Subtypen umfasst, die mit unterschiedlichen klinischen
Merkmalen und Verläufen einhergehen. Diese Heterogenität beinhaltet den
frühen oder späten Beginn (vor oder nach dem 65. Lebensjahr) sowie
atypische Formen, die nicht mit den klassischen Symptomen der
Gedächtnisstörungen beginnen, sondern beispielsweise mit Sprach- oder
Bewegungsstörungen, Veränderungen der Sinneswahrnehmungen, des Verhaltens
(z. B. Impulsivität) oder Stimmungsschwankungen.

Jeder fünfte Patient hat eine atypische Alzheimer-Krankheit, die oft nicht erkannt wird

Eine aktuelle Studie [2] untersuchte die Heterogenität der kognitiven
Störungen bzw. das kognitive Profil bei fast 5.000 Patienten mit möglicher
Alzheimer-Demenz (gemäß den Einschlusskriterien für Studien zur typischen
AD) mit milder bis moderater Ausprägung. Es sollte evaluiert werden, ob
das kognitive Profil immer systematisch zum Verlauf und den
neuropathologischen Merkmalen der Erkrankung passt. Es wurden Ergebnisse
neuropsychologischer Tests (n=4.711) des U.S.-amerikanischen "National
Alzheimer's Coordinating Center" erfasst und nach Ein- und
Ausschlusskriterien für klinische Alzheimer-Studien sortiert.
Identifiziert wurden kognitive Störungsmuster bei Patienten mit
gesicherter AD (n=800) sowie in der Gesamtpopulation (ohne Autopsie) - und
in einer Test-Gruppe mit ähnlichen Testergebnissen validiert. Die
Zusammenhänge von kognitiven Profilen, klinischen Merkmalen und der
Geschwindigkeit des kognitiven Abbaus wurden statistisch ausgewertet.

In der Autopsie-gesicherten Kohorte hatten fast 80% der Patienten (79,6%)
AD-typische kognitive Profile (größere Beeinträchtigung des Gedächtnisses
bzw. der Erinnerungsleistungen als andere kognitive Störungen) - 20%
hatten ein atypisches Profil (d. h. vergleichbar schwere Störungen in
allen kognitiven Bereichen). Die Ergebnisse in der Gesamtpopulation (ohne
Autopsie) waren ähnlich: AD-typische kognitive Profile in 79,8%, atypische
in 20,2%. In der Validierungsgruppe hatten 71,8% AD-typische kognitive
Profile und 28,2% atypische. Patienten mit atypischen Profilen waren
jünger, häufiger männlich, die globale Demenz war weniger schwer, die
Depressivität dagegen war höher, der genetische Alzheimer-Risikofaktor
"Apolipoprotein-E4" war seltener und die neuropathologischen Merkmale im
Autopsie-Befund schwächer ausgeprägt (niedrigeres sogenannte
Braak-Stadium) und der kognitive Verfall verlief langsamer. "Die Ergebnisse
unterstützen zunächst einmal die Bedeutung der Diagnostik bzw.
Diagnosesicherung gerade auch bei jüngeren Demenzpatienten und bei
Auftreten untypischer Symptome, denn auch dann liegt oft eine
Alzheimer-Erkrankung vor", kommentiert Prof. Dr. Richard Dodel, Neurologe an der
Universität Duisburg-Essen.

Bisherige Studien haben nicht nach Alzheimertyp stratifiziert - eine
mögliche Erklärung dafür, dass die Endpunkte nicht erreicht wurden?
"Die meisten Alzheimer-Studien berücksichtigen bisher die ausgeprägte
Heterogenität der Erkrankung nicht, was aber vor dem Hintergrund
verschiedener Prognosen und möglicher unterschiedlicher Therapieantworten
von großer Bedeutung sein kann", erklärt Prof. Dodel weiter. "Gerade bei
Therapiestudien kann das schnell zu einer Verwässerung der Ergebnisse
führen. Konkret kann das im Extremfall bedeuten, dass Tau-Therapiestudien
nur dann positiv ausfallen könnten, wenn man Patienten mit typischer
Erkrankung einschließen würde. Für künftige Studien scheint es daher
sinnvoll, hinsichtlich der Besonderheiten bei Alzheimer-Patienten mit
klassischem und atypischem Verlauf zu stratifizieren. Dies kann
beispielsweise die Wahl der Kontrollparameter oder die
Nachbeobachtungsdauer betreffen. Die Überlegungen könnten sogar so weit
reichen, dass verschiedene Alzheimer-Formen eines Tages unterschiedlich
behandelt werden."

Dies ist aber auch für den klinischen Alltag nicht unwichtig, z.B. welche
Patienten sollen mit Cholinesterasehemmern oder Memantin in Zukunft
behandelt werden.

Glutamat, ein neues (altes) Target für die Alzheimertherapie?
Seit vielen Jahrzehnten wurde Glutamat immer wieder mit neurologischen
Krankheiten in Verbindung gebracht. Nun hat eine aktuelle
tierexperimentelle Studie den Pathomechanismus erforscht, wie Glutamat
eine Alzheimer-Erkrankung katalysieren kann.

Es ist bekannt, dass die Alzheimer-Krankheitssymptome durch eine β-Amyloid
(Aβ) -abhängige Nervenzellüberaktivität ausgelöst werden. Eine neue
tierexperimentelle Studie [4] mit transgenen Mäusen, die Aβ-Ablagerungen
aufweisen, zeigt nun, dass die neuronale Hyperaktivität mit einem
gestörten "Glutamat-Reuptake" beginnt: Glutamat ist ein körpereigener
Botenstoff im Gehirn (Neurotransmitter), der erregende Wirkung auf
Nervenzellen (Neuronen) hat. Wenn ein Neurotransmitter die Aufgabe der
Signalübertragung von Nervenzelle zu Nervenzelle erfüllt hat, wird er
normalerweise aus dem synaptischen Spalt zwischen den Nervenfasern wieder
ins Zellinnere aufgenommen. Bei fehlender Glutamat-Wiederaufnahme
(sogenanntem Reuptake) kommt es aber zu einer Dauererregung der Zelle.
Diese Dauererregung wird später dann auch, wie die Studie zeigte, durch
β-Amyloid aufrechterhalten, Glutamat katalysierte in diesem Experiment
aber den Krankheitsprozess.

"Die Studie konnte nachweisen, dass ein Überschuss an Glutamat im Gehirn
ausreicht, um die β-Amyloid abhängige Neuronenüberaktivität anzukurbeln.
Die vorliegende tierexperimentelle Studie, die in der renommierten
Fachzeitschrift "Science" publiziert wurde, ist deshalb so bedeutsam, da
sie auf Glutamat als "altes" und "neues" Therapietarget zur Behandlung und
möglicherweise Prophylaxe der Alzheimer-Erkrankung hinweist", so der
DGN-Experte.


Literatur
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Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgn.org

http://www.dgnkongress.org
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DEPRESSION/198: Wie leiden Männer unter der Erkrankung? (AOK Hessen)


AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen - 1. Oktober 2019

Depressionen: Wie leiden Männer unter der Erkrankung?



Bad Homburg - Depressionen gehören mittlerweile zu den häufigsten
psychischen Erkrankungen. Viele Menschen in Deutschland sind
irgendwann einmal in ihrem Leben von einer Depression oder einer
chronisch depressiven Verstimmung betroffen. Doch nur wenige der
Erkrankten erhalten professionelle Hilfe. Insbesondere bei Männern
bleibt eine Depression oft unentdeckt. Die AOK Hessen informiert über
die Symptome der Erkrankung.

Um das Bewusstsein für die Volkskrankheit Depression zu stärken,
findet jährlich am 1. Oktober der Europäische Depressionstag statt.
Denn eine Depression ist therapierbar. Je früher die Erkrankung
erkannt wird, desto besser sind die Heilungsaussichten. Symptome wie
beispielsweise Energielosigkeit, Niedergeschlagenheit und das Gefühl,
nichts wert zu sein, sich zu nichts aufraffen oder nichts leisten zu
können, sind typisch für die Erkrankung. Oft haben die depressiv
Erkrankten auch keine Hoffnung auf Besserung und blicken pessimistisch
in die Zukunft. Darüber hinaus verlieren viele Betroffene meist das
Interesse an sozialen Kontakten und Aktivitäten. In der Folge ziehen
sie sich zurück, so dass soziale und berufliche Belange gefährdet
sind.

Bei Männern wird eine Depression nicht immer erkannt, da die typischen
Merkmale bei ihnen oft weniger sichtbar sind. Stattdessen können
Symptome wie erhöhte Aggression und Gewaltbereitschaft oder
körperliche Beschwerden wie Kopfschmerzen, Magenprobleme oder
Potenzstörungen im Vordergrund stehen. Die Erkrankung kann sich daher
durch eine geringe Stresstoleranz und unpassendes soziales Verhalten
andeuten. Die Betroffenen können wegen Kleinigkeiten Wutanfälle
bekommen und neigen zu Vorwürfen und nachtragendem Verhalten. Generell
sind sie mit sich und anderen unzufrieden. Darüber hinaus gehen sie
meist hohe Risiken ein, etwa beim Sport und beim Autofahren. Einige
können sogar zu Suchtverhalten neigen, insbesondere zu übermäßigem
oder unkontrolliertem Alkoholkonsum.

Neben einer entsprechenden Veranlagung und ungünstigen
Bewältigungsstrategien können auch belastende Ereignisse wie der Tod
eines Angehörigen, eine Trennung oder eine Beziehungskrise das Risiko
für eine Depression erhöhen. Ungünstige Arbeitsbedingungen wirken sich
ebenfalls auf die Psyche aus, beispielsweise wenn die Anforderungen im
Beruf sehr hoch sind, aber gleichzeitig wenig Spielraum für eigene
Entscheidungen bleibt. Männer geraten besonders in Bedrängnis, wenn
sie ihren sozialen Status bedroht sehen, etwa durch Arbeitslosigkeit,
berufliche Abstufung oder geringe Anerkennung im Job.

Mittlerweile gibt es die Möglichkeit Online-Selbsthilfeprogramme zu
nutzen, die die Behandlung bei Depressionen unterstützen können. Der
Zugang ist meist kostenfrei und anonym. Betroffene lernen zum
Beispiel, negative Wahrnehmungen und Gedanken so umzugestalten, dass
sie künftig besser mit belastenden Situationen umgehen und ihre
Stimmung positiv beeinflussen können. Auch für Angehörige und Freunde
von Betroffenen werden mittlerweile Online-Programme zur Hilfe
angeboten, um den Alltag mit einem depressiv erkrankten Menschen
besser bewältigen zu können.

 * 

Quelle:

AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen
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GENETIK/147: Neurogenetik auf Erfolgskurs (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 27.09.2019

Neurogenetik auf Erfolgskurs



Fortschritte in der Neurogenetik haben für verschiedene Erkrankungen
Genmutationen als mögliche Ursache identifiziert. Auf diese Weise ist
nicht nur eine gezielte Diagnostik zur Bestätigung klinischer Diagnosen
und die genetische Beratung Betroffener möglich, sondern auch zunehmend
die Korrektur der individuellen molekularen Defekte bzw. eine Kompensation
oder Modifikation deren Folgen. Bei der Parkinson-Erkrankung werden
mutationsbedingte Enzymdefekte bereits medikamentös in klinischen Studien
angegangen - wie zwei aktuelle Publikationen zeigen [1, 2], die
Kongresspräsident Prof. Thomas Gasser, Tübingen, auf dem DGN-Kongress in
Stuttgart vorstellte.

Alle durch Genmutationen bedingte Erkrankungen haben gemeinsam, dass
Mutationen in der DNA jeder Körperzelle zur Bildung fehlerhafter Eiweiße
(Proteine) führen. Defekte Proteine bedingen dann gestörte Funktionen und
die Krankheitssymptome. Insbesondere bei neurodegenerativen Erkrankungen
wie der Parkinson- oder der Alzheimer-Erkrankung findet man zusätzlich das
Phänomen der sogenannten zellulären Einschlusskörper. Dabei verklumpt das
defekte Protein aufgrund einer Molekül-Fehlfaltung und lagert sich in
Gehirnzellen als kleine Körnchen bzw. Protein-Aggregationen ab. Diese
Protein-Aggregate können im Zellplasma oder im Zellkern, aber auch in der
Hirn-Rückenmark-Flüssigkeit (Hirnwasser, Liquor) gefunden werden. Nicht
für alle Erkrankungsmechanismen ist die Bedeutung dieser Ablagerungen
bisher vollständig geklärt. Beim Morbus Parkinson kommt es zur
pathologischen Ablagerung des fehlgefalteten α-Synuklein-Proteins in den
Gehirnzellen (sog. Lewy-Körperchen).

Neuer Therapieansatz für Parkinson: Glucosylceramid (GL-1)-Synthase-Hemmer

Bisher sind durch neueste molekulargenetische Hochdurchsatzverfahren
(komplette Exom- bzw. Genomanalysen) mehr als 15 Parkinson-Gene
identifiziert worden, wobei die Mehrheit der Patienten allerdings keine
Mutationen aufweist (sporadische Parkinsonformen). Jedoch sind auch
sogenannte Risiko-Mutationen bekannt, die zur Erkrankungsmanifestation -
auch bei sporadischen Formen - beitragen. Ein bedeutsamer genetischer
Risikofaktor ist eine Mutation im GBA-Gen. In Deutschland sind knapp 10%
der Parkinsonpatienten Träger einer GBA-Mutation. Patienten, die eine
GBA-Mutation besitzen, haben meist einen früheren, schwereren und schnelleren
Krankheitsverlauf und häufig zusätzliche, nicht-motorische Symptome wie
Depressionen, Demenz oder eine Herzkreislauffehlregulation. Das GBA-Gen
kodiert das lysosomale Enzym Glukocerebrosidase (GBA). Durch die Mutation
ist die Aktivität des GBA-Enzyms herabgesetzt, welches in den sog.
Lysosomen, das sind Zellorganellen, die Proteine und Lipide abbauen
können, normalerweise Glucosylceramide (GL) abbaut. Eine verminderte
GBA-Aktivität führt nun wahrscheinlich zu einer Störung der Funktion der
Lysosomen und fördert so die α-Synuklein-Aggregation, da dieses Protein
ebenfalls im Lysosom abgebaut wird.

Eine internationale Phase-2-Studie, deren erste Teilergebnisse gerade vor
wenigen Tagen auf dem MDS-Kongress ("Movement Disorders Society") in Nizza
präsentiert wurden [1], untersuchte Venglustat, einen oralen
Glucosylceramid (GL-1)-Synthase-Hemmer. Das Medikament hemmt die
körpereigene Bildung (Synthese) von GL-1. 22 Patienten erhielten einmal
täglich Venglustat, sieben Patienten erhielten Placebo. Sie stammten aus
20 Zentren weltweit, waren zwischen 18 bis 80 Jahre alt, waren seit
mindestens zwei Jahren erkrankt und wiesen eine GBA-Mutation (keine
sonstige Risiko-Mutation) auf. Die Behandlung erstreckte sich über 32-52
Wochen mit vierwöchentlichen Kontrollterminen. Wenn das Medikament gut
vertragen wurde, wurde nach vier Wochen die Dosis gesteigert, so dass es
insgesamt drei verschiedene Dosisgruppen gab. Die Konzentration von
Glucosylceramid-1 im Blut sowie im Liquor sank gegenüber dem Ausgangswert
innerhalb von vier Wochen dosisabhängig bis über 70% ab. Die Rationale der
Studie besteht nun darin, dass eine "Entlastung" des GBA-Enzyms von seinem
natürlichen Substrat die Verarbeitungskapazität für das α-Synuclein
erhöhen sollte.

"Hier zeigt sich eindrucksvoll, wie unser Verständnis der
molekulargenetischen Ursachen und Krankheitsmechanismen zur
therapeutischen Modifikation der Folgeerscheinungen genutzt werden kann",
kommentiert Professor Dr. Thomas Gasser, Zentrum für Neurologie,
Hertie-Institut für klinische Hirnforschung, Abteilung Neurologie mit Schwerpunkt
neurodegenerative Erkrankungen, Kongresspräsident des DGN-Kongresses 2019
in Stuttgart. "Natürlich werden nun mit Spannung die ersten klinischen
Ergebnisse erwartet."

Neues Therapieprinzip zur Hemmung eines Gendefekts geht in die klinische Prüfung

Eines der bisher bekannten Parkinson-Gene ist das LRRK2-Gen. Dieses Gen
kodiert das Enzym "Leucine-rich repeat kinase 2" (LRRK2), welches
wahrscheinlich für die Aufrechterhaltung einer ganzen Reihe von
Zellfunktionen wichtig ist, da dieses Protein zu den Kinasen zählt.
Kinasen sind Enzyme, die andere Proteine durch den Anbau eines
Phosphatrests modifizieren und damit innerhalb der Zelle wichtige Signale
übertragen können. Interessanterweise wird die LRRK2-Kinase durch
parkinsonverursachende Mutationen "überaktiv".

Anfang September wurde die Denali-Studie [2] begonnen, in der
Parkinson-Patienten mit einem oralen LRRK2-Inhibitor (DNL151) behandelt werden.
Zuvor wurde DNL151 bei gesunden, freiwilligen Testpersonen untersucht.
DNL151 ist ein "small molecule"-Inhibitor, die LRRK2-Hemmung soll das
überaktive Kinasesignal vermindern und damit Krankheitsprogression
verlangsamen. In die multizentrische, randomisierte, placebokontrollierte,
doppelblinde Phase-Ib-Studie wurden Patienten mit leichter bis
mittelschwerer Parkinson-Erkrankung mit und ohne LRRK2-Mutation
eingeschlossen. Evaluiert werden sollen Sicherheit, Verträglichkeit,
Pharmakokinetik, Biomarker sowie verschiedene Laborparameter und
orientierend auch klinische Endpunkte. Die Patienten erhalten randomisiert
entweder eine niedrige oder höhere DNL151-Dosis oder Placebo. Anfang 2020
werden bereits erste Ergebnisse erwartet.

Um den Therapieerfolg evaluieren zu können, war es notwendig, die
LRRK2-Aktivität quantifizieren zu können. In einem aufwändigen Projekt [3]
wurde die anhand der "LRRK2-vermittelten Phosphorylierung von Rab10" in
neutrophilen Granulozyten bestimmt. "Ras related in brain" (Rab)-Proteine
sind ein physiologisches Substrat für das LRRK2-Enzym, sie werden durch
das Enzym phosphoryliert, also chemisch mit einer Phosphatgruppe
verbunden. Neutrophile Leukozyten enthalten physiologischerweise relativ
viel LRRK2 sowie Rab10. Nach etlichen laborchemischen
Entwicklungsschritten wurde die Phosphorylierungsstelle (das "Rab10 Thr73
Phospho-Epitop") mit einem monoklonalen Antikörper ("MJFF-p Rab102")
markiert. Quantifiziert wurde die Phosphorylierung des Rab10 schließlich
mittels einer speziellen Elektrophorese. Abschließend wurde die Methode
bei Parkinson-Patienten mit und ohne LRRK2-Mutation sowie gesunden
Probanden klinisch validiert. Neutrophile Granulozyten sind eine homogene
Zellsorte, sie sind beim Menschen in ausreichender Menge verfügbar und
einfach zu gewinnen; im Ergebnis erwiesen sie sich als verlässliche
körpereigene Quelle für ein Monitoring der LRRK2-Aktivität mit
reproduzierbaren, robusten Ergebnissen. Dieser neue Ansatz mit
Neutrophilen erscheint den Forschern daher viel geeigneter als die sonst
ebenfalls oft verwendeten Blut-Monozyten, die aber eine viel heterogenere
Zellsorte darstellen und die auch nur in geringen Mengen LRRK2
exprimieren.

"Auch wenn die monogenen, also auf einer einzigen Mutation beruhenden
Parkinson-Erkrankungen nur einen kleinen Teil der Patienten ausmachen, ist
aber dennoch denkbar, dass die medikamentöse Hemmung der LRRK2-Aktivität
auch bei sporadischen Formen nützlich ist", so Prof. Gasser. "Die
neurogenetische Erforschung der zellulären Fehlfunktionen identifiziert
immer mehr mögliche therapeutische Angriffspunkte, und abgeleitete
Therapien werden in Zukunft allen Parkinson-Patienten zu Gute kommen. Es
ist aber extrem aufwendig, aus allen Möglichkeiten diejenigen
Therapietargets herauszufiltern, die bahnbrechende Erfolge erwarten
lassen."

Antisense-Oligonukleotid-Therapie: Die Mutationen "austricksen"

Ein therapeutischer Durchbruch scheint in der Neurogenetik durch die
Therapie mit sogenannten Antisense Oligonukleotiden (ASO) zu gelingen -
inzwischen bereits bei mehreren chronischen neurologischen Krankheiten.
ASO sind kleine "falsche" DNA-Bausteine, die in den Zellen die Ablesung
der mutierten Genabschnitte stoppen und so die Bildung des defekten
Proteins verhindern. Da ASOs nicht vom Blut in das Gehirn übertreten,
müssen sie direkt in das Hirnwasser (Liquor) injiziert werden
(intrathekale Gabe). Bei einer frühkindlichen, sehr schweren Form der
Spinalen Muskelatrophie, der SMA Typ I ist inzwischen eine Behandlung mit
Antisense-Oligonukleotiden, dem Medikament Nusinersen, bei Säuglingen
möglich und führt zu geradezu spektakulären Erfolgen.

Dieses Jahr zeigte eine Phase-1b/2a-Studie [4], dass auch ältere Kinder
(2-15 Jahre) mit etwas langsamer verlaufenden Formen der SMA (Typ II oder
III) von einer Behandlung profitieren. 28 Kinder wurden über 253 Tage mit
steigenden Dosierungen behandelt (3 bis 12 mg); die Erweiterung der Studie
erstreckte sich über 715 Tage (mit 12 mg). Im Ergebnis hatten sich alle
Werte der motorischen Tests, also die Muskelfunktionen, deutlich
verbessert. Es gab keine Therapieabbrüche wegen Nebenwirkungen.
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SCHMERZ/796: Forschung - Monoklonale Antikörper und "Small Molecules" zur Prophylaxe von Migräneanfälle (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 27.09.2019

Monoklonale Antikörper und "Small Molecules" zur Prophylaxe von Migräneanfälle



Antikörper gegen CGRP oder den CGRP-Rezeptor stellen bei 70% der
Migränepatienten, die auf diese Therapie ansprechen und bei denen bislang
keine andere Therapie half, eine effektive Behandlungsmöglichkeit dar. Die
Zahl der Migräneanfälle kann durch sie deutlich gesenkt werden. Doch trotz
guter Wirkung und Verträglichkeit sollten sie nach Ansicht der Experten
nicht bei allen Patienten eingesetzt werden. Für Non-Responder und
Patienten, bei denen medizinische Gründe gegen den Einsatz der Antikörper
sprechen, gibt es bislang keine Therapieoption. Vielversprechend ist nun
die Entwicklung eines "kleinen" CGRP-Antagonisten.

Ein wesentlicher Fortschritt in der Migräneprophylaxe ist die Entwicklung
von Antikörpern gegen CGRP oder den CGRP-Rezeptor. In großen
randomisierten Studien wurden Erenumab [1, 2], Eptinezumab [3],
Fremanezumab [4, 5, 6] und Galcanezumab [7, 8] untersucht. Die
entsprechenden Substanzen werden entweder einmal monatlich oder alle drei
Monate subkutan injiziert. Für alle Substanzen liegen in der Zwischenzeit
die Ergebnisse großer Phase-3-Studien vor. Im Mittel kommt es zu einer
Reduktion der Migränetage pro Monat von 2,8 bis 4,7 Tagen verglichen mit
Placebo, wobei die Reduktion dort bis 3,2 Tage beträgt. Die Antikörper
waren auch im Hinblick auf andere Zielparameter dem Placebo überlegen, wie
beispielsweise die Verbesserung der Lebensqualität und Reduktion der
Einnahme von Akutmedikation zur Behandlung von Migräneattacken.

Allerdings gibt es eine Einschränkung: Etwa 30% der Patienten sind
sogenannte initiale Nonresponder, d.h. sie sprechen von vornherein nicht
auf die Therapie an. Die Gründe dafür sind noch völlig ungeklärt. Ob ein
Patient ein "Responder" oder "Non-Responder" ist, zeigt sich relativ
schnell. "Die Wirkung der Antikörper setzt relativ schnell ein, sodass
nach 4 Wochen ermessen werden kann, ob die Therapie wirkt oder nicht",
erklärt Professor Dr. Hans-Christoph Diener, Pressesprecher der DGN. "Die
gute Nachricht: Wenn die Patienten auf die Therapie ansprechen, was bei
der großen Mehrheit der Fall ist, sind die Antikörper sehr wirksam und gut
verträglich, und zwar auch, wenn die bisherigen Medikamentenklassen zur
Prophylaxe nicht gewirkt hatten oder nicht vertragen wurden. Die
Antikörper haben das Therapiespektrum für die Prophylaxe der
Migränetherapie also sinnvoll erweitert", so der Experte.

Bei welchen Patienten sollte die Antikörpertherapie nicht eingesetzt werden?

Im Moment wird empfohlen, die Therapie für einen Zeitraum von drei bis
sechs Monaten durchzuführen und dann auszusetzen und zu beobachten, ob
eine Fortsetzung der Prophylaxe notwendig ist. Die Verträglichkeit der
monoklonalen Antikörper ist deutlich besser als der bisherigen
Migräneprophylaktika. Die häufigsten beklagten Nebenwirkungen sind
Reaktionen an der Injektionsstelle und Obstipation. "In den
Zulassungsunterlagen gibt es aktuell nur wenige Gegenanzeigen (z.B.
Schwangerschaft)", erklärt Prof. Diener, führt aber einschränkend hinzu:
"Orientiert man sich allerdings am Wirkungsmechanismus der monoklonalen
Antikörper, sollten auch Patienten besser nicht behandelt werden, bei
denen eine Blockade von CGRP möglicherweise zu Nebenwirkungen führen
könnte: Dies sind Patienten mit schwerwiegenden vaskulären Erkrankung,
Patienten mit entzündlichen Darmerkrankungen und Patienten mit
Wundheilungsstörungen. Bei Frauen im gebärfähigen Alter sollte nur ein
Antikörper gegeben werden, der einmal monatlich injiziert wird, denn die
Placenta wird ab dem 4. Monat durchlässig für Antikörper."

DGN und DMKG erarbeiten eine Leitlinie zum Einsatz der Antikörper

Aufgrund der hohen Kosten hatte der Gemeinsame Bundesausschuss die
Anwendung der monoklonalen Antikörper ohnehin stark eingeschränkt. Im
Moment können sie zu Lasten der gesetzlichen Krankenkassen nur bei
Patienten verordnet werden, bei denen mindestens vier der bisher
zugelassenen Migräneprophylaktika nicht wirksam waren, nicht vertragen
wurden oder wenn Kontraindikationen bestehen. Bei Patienten mit
chronischer Migräne muss auch ein Therapieversuch mit Onabotulinumtoxin A
erfolgt sein (bekannt als "Botox-Spritzen"). Die DGN und DMKG werden in
Kürze Leitlinien zum Einsatz der monoklonalen Antikörper vorlegen.

Und was, wenn auch die Antikörper nicht wirken?

Letztlich sprechen 30% der Patienten auf die Antikörpertherapie nicht an
und sind damit gegenüber allen Behandlungen therapieresistent. Ebenso
wenig haben die Migränepatienten eine Behandlungsoption, bei denen die
Antikörper zwar wirken würden, aber aus medizinische Gründen lieber nicht
eingesetzt werden sollten. Nun gibt es aber auch für diese
Patientengruppen einen Hoffnungsschimmer: Eine neue Entwicklung ist
Atogepant, ein "kleiner" CGRP-Antagonist (sogenanntes "small molecule"),
der oral gegeben wird [9]. In einer Dosisfindungsstudie mit einer Dosis
von 1 x10 mg bis 2 x 60 mg war die Substanz besser wirksam als Placebo.
Phase-3-Studien werden im Moment durchgeführt. Bei einem Patienten kam es
allerdings zu erhöhten Leberwerten. Es bleibt abzuwarten, ob das ein
Einzelfall bleibt oder ob sich das wie bei der Entwicklung von anderen
CGRP-Antagonisten vor einigen Jahren zu einer substanzspezifischen,
unerwünschten Nebenwirkung ausweitet, die letztlich sogar zur Einstellung
der Studien führte.
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PFLEGE/784: Pflegepersonaluntergrenzen dürfen die qualifizierte Patientenversorgung nicht gefährden (DEKV)


DEKV - Deutscher Evangelischer Krankenhausverband e.V. - 30. September 2019

Pflegepersonaluntergrenzen dürfen die qualifizierte Patientenversorgung nicht gefährden



Berlin - Per Verordnung wird das Bundesgesundheitsministerium die ab
2020 geltenden Pflegepersonaluntergrenzen in pflegesensitiven
Bereichen im Krankenhaus festlegen und legte am 09. September 2019 den
Referentenentwurf dazu vor. "Für den Deutschen Evangelischen
Krankenhausverband ist es wichtig, dass die neuen
Pflegepersonaluntergrenzen eine moderne Gestaltung der Pflege
ermöglichen, wie sie in den Krankenhäusern bereits täglich gelebt
wird. Dies bedeutet vor allem eine moderne, arbeitsteilige Gestaltung,
die darauf abzielt, die examinierten Pflegefachkräfte zu entlasten und
zu unterstützen. Nur so können sie sich auf ihre pflegerischen
Kernaufgaben konzentrieren. Um dieses Ziel zu erreichen, werden neben
Pflegehilfskräften in den Krankenhäusern weitere Gesundheitsfachkräfte
mit unterschiedlichen Qualifikationen eingesetzt. Passend zum Bedarf
auf den Stationen sind das zum Beispiel Medizinische Fachangestellte,
Anästhesietechnische Assistenzen, Notfallsanitäterinnen und -sanitäter
oder Heilerziehungspfleger und Heilerziehungspflegerinnen. Dieser Mix
an Qualifikationen trägt maßgeblich dazu bei, alle Patientengruppen
qualifiziert und bedarfsgerecht zu versorgen. Und nur so kann die
Sicherheit der Patienten durch ausreichend Personal sichergestellt
werden", erklärt Christoph Radbruch, Vorsitzender des Deutschen
Evangelischen Krankenhausverbandes (DEKV).

Besondere Patientenbedürfnisse im interdisziplinären Team erfüllen
Ein Bereich, für den ab 2020 die Pflegepersonaluntergrenzen erstmals
festgelegt werden sollen, ist die Neurologie. Hier werden unter
anderem Patientinnen und Patienten mit Epilepsie und schweren
geistigen Behinderungen betreut. Die Erfahrung aus den evangelischen
Epilepsiezentren, in denen jährlich etwa 2.500 Patientinnen und
Patienten mit dieser Hauptdiagnose versorgt werden, zeigt, dass diese
Patientengruppe am besten in einem interdisziplinären Team
qualifiziert und bedarfsgerecht versorgt werden kann: Für Ärzteschaft
und Pflegefachkräfte wird die richtige Diagnose sowie die Einschätzung
und Behandlung des vorliegenden Krankheitsbildes häufig erschwert. Ein
Grund ist die oftmals eingeschränkte Kommunikationsfähigkeit der
Erkrankten. Hinzu kommt, dass sich Menschen mit Epilepsie und schweren
geistigen Behinderungen oft herausfordernd verhalten: Sie versuchen
wegzulaufen, schreien oder möchten sich nicht behandeln lassen. Eine
Ursache für dieses Verhalten kann Angst vor der ungewohnten Situation
im Krankenhaus und fremden Menschen sein. Für die Patientinnen und
Patienten ist ihr Verhalten aber auch eine Form der Kommunikation, die
ihre eingeschränkte Sprachfähigkeit ausgleicht.

Heilerziehungspflegerinnen und Heilerziehungspfleger bringen durch
ihre Ausbildung die Qualifikation mit, diese nonverbale Kommunikation
zu entschlüsseln. Im interdisziplinären Team mit Pflegefachkräften,
Ärztinnen und Ärzten tragen sie daher bei der prästationären und
stationären Aufnahme, in der stationären Behandlung und im
Entlassmanagement wesentlich zu einer bedarfsgerechten und
qualifizierten Versorgung dieser besonders schutzbedürftigen
Patientinnen und Patienten bei. "Um die bedarfsgerechte und
qualifizierte Versorgung der Patientinnen und Patienten
sicherzustellen, müssen im Verordnungsverfahren der
Pflegepersonaluntergrenzen weitere Gesundheitsfachberufe
berücksichtigt werden. Ganz besonders liegen uns dabei vulnerable
Patientengruppen wie Menschen mit Epilepsie und schweren geistigen
Behinderungen am Herzen. Daher fordern wir,
dass Heilerziehungspflegerinnen und Heilerziehungspfleger bei der
Versorgung von Menschen mit schweren Mehrfachbehinderungen für die
Erfüllung der Pflegepersonaluntergrenzen in der Neurologie ebenso
angerechnet werden können wie Pflegehilfskräfte", betont Radbruch.

Der Deutsche Evangelische Krankenhausverband e.V. (DEKV) vertritt mit
201 evangelischen Kliniken an über 270 Standorten jedes achte deutsche
Krankenhaus. Die evangelischen Krankenhäuser versorgen jährlich mehr
als 2,5 Mio. Patientinnen und Patienten stationär und mehr als 3 Mio.
ambulant. Mit über 120.000 Beschäftigten und einem Umsatz von 10 Mrd.
€ sind sie ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Der DEKV ist
Branchenverband der evangelischen Krankenhäuser und Mitglied im
Evangelischen Werk für Diakonie und Entwicklung e.V. Der DEKV setzt
sich insbesondere für eine zukunftsorientierte und innovative
Krankenhauspolitik mit Trägervielfalt, verlässliche Rahmenbedingungen
für die Krankenhausfinanzierung, eine Modernisierung der
Gesundheitsberufe und für eine zukunftsorientierte konsequente
Patientenorientierung in der Versorgung ein.
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AUSLAND/9180: Aus aller Welt - 02.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Tote bei Protesten gegen Regierung im Irak

Im Zentrum der irakischen Hauptstadt Bagdad haben Sicherheitskräfte
am Dienstag eine regierungskritische Demonstration mit Gewalt
aufgelöst. Nach Informationen des irakischen Gesundheitsministeriums
kamen in Bagdad und im Süden des Landes jeweils ein Mensch ums
Leben, weitere 200 wurden verletzt. Die landesweiten Proteste richten
sich vor allem gegen Korruption im Regierungsapparat und gegen
andauernde Engpässe bei der Strom- und Wasserversorgung.

2. Oktober 2019
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JUSTIZ/9180: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Hausdurchsuchung in Behinderteneinrichtung

Auf Anordnung der Staatsanwaltschaft Bielefeld haben 70 Polizeibeamte
die Behinderteneinrichtung "Wittekindshof" in Bad Oeynhausen
durchsucht. Gegen einen 55jährigen Geschäftsbereichsleiter gebe es
den Anfangsverdacht der Freiheitsberaubung, teilten die Ermittler
mit. Dem Mann wird vorgeworfen, Bewohner ohne richterlichen Beschluß
in ihren Zimmern eingeschlossen und in einem weiteren extra
eingerichteten Raum fixiert zu haben. Im Zuge der Razzia wurden
zahlreiche Akten und Daten sichergestellt.

2. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9177: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



USA trainieren Truppenverlegung nach Polen und ins Baltikum

Die USA planen im Rahmen der großangelegten NATO-Übung "Defender
2020" die Verlegung von bis zu 20.000 Soldaten und gepanzerten
Fahrzeugen einer ganzen Division aus den Vereinigten Staaten nach
Polen und ins Baltikum. Das teilte das Verteidigungsministerium in
Berlin nach Informationen der Agentur AFP am Dienstag den Obleuten
der Fraktionen im Verteidigungsausschuß mit. Die Verlegung der
US-Verbände durch Deutschland wird demnach schwerpunktmäßig von April
bis Mai 2020 stattfinden. Unterstützt werden die US-Truppen dabei von
drei sogenannten Convoy Support Zentren in Garlstedt (Landkreis
Oberholz in Niedersachsen), Burg (bei Magdeburg in Sachsen-Anhalt)
und durch das Support Zentrum im Truppenübungsplatz Oberlausitz. Die
Linkspartei kritisierte das Großmanöver als neuerliche Provokation
gegenüber der russischen Seite.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9179: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Familienministerin Giffey wirbt für Grundrente

Nach Ansicht von Bundesfamilienministerin Franziska Giffey wäre die
Einführung der Grundrente ein wichtiger Schritt, um die
Lebensverhältnisse in Ost- und Westdeutschland anzugleichen. Viele
Menschen im Osten hätten nach dem Mauerfall ihre Arbeit verloren und
später nicht mehr die Möglichkeit gehabt, in gleichem Maße
weiterzuarbeiten. 80 Prozent derjenigen, die von der Grundrente
profitierten, seien Frauen, sagte die SPD-Politikerin am Mittwoch im
ARD-Morgenmagazin. Die große Koalition will die Grundrente einführen.
Die Union fordert aber eine Bedürftigkeitsprüfung, die SPD lehnt dies
ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9177: Tragisches und Kurioses - 02.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schiffskollision auf dem Rhein

Ein mit 1400 Tonnen Benzin beladenes Tankmotorschiff und ein
Kabinenkreuzer mit 160 Menschen an Bord sind am Dienstagabend auf dem
Rhein bei Wesel aus noch unbekannten Gründen zusammengestoßen. Sechs
Urlauber und ein Crewmitglied erlitten bei dem Aufprall leichte
Verletzungen. Da es keine schweren Beschädigungen am Bug der Schiffe
gab - weder Ladung noch Betriebsstoffe waren ausgelaufen -, 
gestatteten die Behörden den Schiffsführern die Weiterfahrt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8262: Aus Forschung und Technik - 02.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Raketentriebwerk Vulcain 2.1 erfolgreich getestet

Das Vulcain 2.1-Triebwerk des neuen europäischen Nutzlastträgers
Ariane 6 wurde am Prüfstand in Lampoldshausen abschließend getestet.
Das Flüssigkeitstriebwerk könne nun für einen Versuch der kompletten
Hauptstufe am Weltraumbahnhof in Kourou in Französisch-Guayana
verwendet werden, teilte die Europäische Raumfahrtagentur ESA mit.
Als Antrieb für die Zentralstufe der Ariane 6 soll das Triebwerk rund
135 Tonnen Schub erzeugen und die Trägerrakete innerhalb der ersten
zehn Flugminuten auf eine Höhe von rund 200 Kilometern bringen.

2. Oktober 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8276: Aus aller Welt - 02.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Annäherung im Ukrainekonflikt

In der Ukraine haben sich die Regierung von Präsident Selenskyj und
Vertreter der ostukrainischen Separatisten auf einen Sonderstatus für
die an der Grenze zu Rußland liegenden, umkämpften Regionen Donezk
und Luhansk geeinigt. Grundlage der vorläufigen Vereinbarung ist ein
Vorschlag von Bundespräsident Steinmeier aus seiner Zeit als
Außenminister. Entsprechend wird das Konzept als "Steinmeier-Formel"
bezeichnet. Diese sieht Wahlen in Luhansk und Donezk nach
ukrainischem Recht gemäß den Standards der Organisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) vor, noch während die
ostukrainischen Aufständischen unter Waffen stehen. Die Regionen
erhalten einen dauerhaften Sonderstatus innerhalb der Ukraine, wenn
die Wahlen als fair und demokratisch anerkannt wurden. Die Kontrolle
über die Ostgrenze geht dann an die Regierung in Kiew. Die von
Rußland unterstützten Separatisten sind nach den Wahlen bereit zu
ihrer Entwaffnung.

Selenskyj erhofft sich von der jüngsten Einigung mit den
Aufständischen ein erneutes Gipfeltreffen im sogenannten
Normandie-Format. Daran nehmen neben der Ukraine und Rußland
Frankreich und Deutschland teil. Der Termin für ein derartiges
Treffen wurde noch nicht bekanntgegeben. Der Präsident kündigte ein
neues Gesetz zum Status des Donbass an, in das die
"Steinmeier-Formel" einfließen soll. Die Formulierung des Gesetzes
soll unter Einbeziehung der Öffentlichkeit ausdiskutiert werden und,
so Selenskyj, keineswegs einer Kapitulation gleichkommen.
Demokratische Wahlen vor Gewehrläufen könne es nicht geben, betonte
der Präsident gegenüber der Presse in seinem Amtssitz. Wahlen könnten
erst stattfinden, wenn Kämpfer und Waffen aus dem Donezkbecken
abgezogen seien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8231: Medizin und Gesundheitswesen - 02.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Fett soll Sterblichkeitsrisiko senken

Die Regeln für eine möglichst gesunde Ernährungen befinden sich in
einem fortwährenden Wandel. Was heute wie in Stein gemeißelt wirkt,
kann morgen schon längst überholt sein. Galt früher der Verzehr von
Fett für die Gesundheit als riskant, raten Forscher vom Population
Health Research Institute (PHRI) of McMaster University and Hamilton
Health Sciences in Kanada heute dazu, mehr Fett und dafür weniger
Kohlenhydrate zu konsumieren. Dies soll die Sterblichkeit verringern.
Untersuchungen der Forscher hatten gezeigt, daß Menschen, die sich zu
35 Prozent von Fett ernährt, ein niedrigeres Sterblichkeitsrisiko als
jene haben, die weniger Fett konsumieren. Gleichzeitig steigt das
Risiko zu sterben, wenn man mehr als 60 Prozent der Nahrung in Form
von Kohlenhydraten zu sich nimmt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8264: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.10.2019 (SB)




VOM TAGE



LVG befaßt sich mit generellem Fracking-Verbot für Schleswig-Holstein

Das schleswig-holsteinische Landesverfassungsgericht (LVG) in
Schleswig befaßt sich seit Dienstag in mündlicher Verhandlung mit der
Frage, ob das Land die Förderung von Öl und Gas mit Hilfe des
Frackings generell verbieten kann. Die "Bürgerinitiative zum Schutz
des Wassers" hatte die juristische Klärung eingefordert. Nach dem in
der Bundesgesetzgebung verankerten Bergrecht ist in ganz Deutschland
das Fracking in unkonventionellen Lagerstätten wie Ton, Schiefer,
Mergel und Kohle seit drei Jahren und mindestens bis 2021 verboten,
jedoch nicht in konventionellen Schichten aus Sandstein oder
Zechsteinkarbonat, wie sie in Schleswig-Holstein vor allem vorkommen.
Die Volksinitiative will das generelle Frackingverbot in das
Landeswassergesetz aufgenommen wissen. Landesregierung und Landtag in
Kiel sehen hier wegen des konkurrierenden Wasserhaushaltsgesetzes des
Bundes keine eigene Gesetzgebungskompetenz. Allerdings ist zur Zeit
ein Wasserrechtsmodernisierungsgesetz in Arbeit, in das einige
Vorschläge der Volksinitiative aufgenommen werden sollen, nur wird
das Fracking nicht explizit verboten. Mit einer Entscheidung des
Landesverfassungsgerichts dazu wird zum 6. Dezember gerechnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8186: Sprache, Kunst und Medium - 02.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Zerstörtes Kulturerbe erlebbar gemacht

Seit Ende August bietet die Bundeskunsthalle in Bonn virtuelle
Rundgänge durch die in den letzten Jahren zerstörten oder auch
bedrohten Weltkulturerbe-Stätten in Libyen, Syrien und Irak an.

Die Ausstellung "Von Mossul nach Palmyra. Eine virtuelle Reise durch
das Weltkulturerbe" kommt ganz ohne Originale aus. Vielmehr wird man
mit Hilfe riesiger Bildschirme und 3D-Brillen durch die inzwischen
weitgehend kriegszerstörten Städte Aleppo und Palmyra sowie ins
irakische Mossul geführt.

In diesem Museum der Zukunft sind auch virtuelle Bilder der antiken
Stadt Leptis Magna in Libyen zu sehen, die vom Verfall bedroht ist.
Laut WDR1 können die Besucher bis zum 3. November mittels animierter
Filme die Vergangenheit und die Zerstörung der oben genannten Orte
nachvollziehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8253: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Schwere Kämpfe in Mali

Im Süden Malis an der Grenze zu Burkina Faso sind bei Kämpfen
zwischen Regierungstruppen und Rebellen mindestens 25 Soldaten und 15
Milizionäre getötet worden. Weitere 60 Soldaten würden vermißt, heißt
es in der offiziellen Meldung aus der Nacht auf Mittwoch. Mutmaßlich
Islamisten hatten fast zeitgleich ein Armeelager der regionalen
G5-Sahel-Truppe in Boulikessi und ein Lager in Mondoro im Innern des
Landes mit schweren Waffen angegriffen. In Mali sind 1000
Bundeswehrsoldaten mit Uno-Mandat stationiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8267: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Fluchtursachen-Kommission nimmt Arbeit auf

Die Bundesregierung hat eine Fachkommission eingesetzt, welche sich
mit Fluchtursachen wie Armut, Klimafolgen, Krieg, Konflikte und
politische Verfolgung sowie deren Bekämpfung befassen soll. Das
24köpfige Gremium unter Vorsitz der Präsidentin des Deutschen Roten
Kreuzes, Hasselfeldt, und der früheren Leiterin der Welthungerhilfe,
Dieckmann, hat am Mittwoch seine Arbeit aufgenommen. Bis Ende
nächsten Jahres soll die Arbeitsgruppe Vorschläge vorlegen, wie
Fluchtursachen und irreguläre Migration zu bekämpfen sind.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8236: Tragisches und Kurioses - 02.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Brücke einen Tag nach Durchzug eines Taifuns eingestürzt

In der taiwanesischen Hafenstadt Nanfangao ist einen Tag nach dem
Durchzug des von heftigen Winden und starken Regenfällen begleiteten
Taifuns Mitag eine 140 Meter lange Straßenbrücke eingestürzt.

Nach Augenzeugenberichten hatte es vorher keine Anzeichen für den
Kollaps gegeben. Deshalb herrschte auf den Straßen auch normaler
Verkehr. Wie die ARD Tagesschau berichtete, brach die 20 Jahre alte
Brücke unvermittelt ein und begrub mehrere Fischerboote unter sich.

Zwölf Menschen wurden verletzt geborgen, darunter auch der Fahrer
eines Tanklastwagens, der von der Brücke rutschte und im Wasser Feuer
fing. Fünf Personen werden demnach noch vermißt.

Inzwischen wird untersucht, ob das Unglück mit dem Sturm in
Zusammenhang stehen könnte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8265: Arbeit, Soziales und Familie - 02.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Hunderte Gastarbeiter sterben in Katar den Hitzetod

Bei Bauarbeiten in Katar kommen jedes Jahr Hunderte von
Wanderarbeitern aufgrund der großen Hitze ums Leben. Dazu hat die
britische Zeitung The Guardian zusammen mit dem schwedischen
Wissenschaftler Erik Hansson eine über mehrere Jahre gehende
Untersuchung durchgeführt. Demnach sind die Arbeiter teilweise zehn
Stunden am Tag Temperaturen von bis zu 45 Grad Celsius ausgesetzt.
Das Emirat beschäftigt Hunderttausende Gastarbeiter unter anderem zur
Errichtung von Sportstadien für Leichtathletik- und
Fußballweltmeisterschaft. Dem Zeitungsbericht zufolge reicht das
gesetzliche Verbot von Arbeiten im Freien über die Mittagszeit in den
Sommermonaten zum Schutz der Arbeiter vor der Hitze nicht aus. Dabei
werden in der Regel kräftige junge Männer als Arbeitskräfte ins Land
gelassen. Es kommt bei ihnen unter anderem zu Bewußtseinstrübungen,
Erbrechen, Krämpfen und Kopfschmerzen sowie Herz-Kreislauf-Versagen.
Von insgesamt 571 auf hitzebedingte Herz-Kreislauf-Probleme
zurückzuführenden Todesfällen hätten dem Guardian zufolge mehr als
ein Drittel durch angemessene medizinische Behandlung verhindert
werden können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8242: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Kohlendioxid senkt Nahrhaftigkeit von Reis und Getreide

Die Ablassen des Klimagases Kohlendioxid in die Umwelt läßt nicht nur
die Temperaturen auf der Welt steigen. Forscher der Harvard T. H.
Chan School of Public Health in Boston warnen, daß in 18 Ländern bis
zum Jahr 2050 fünf Prozent der Proteine in Reis, Getreide und anderen
Grundnahrungsmitteln verlorengehen könnten, wenn die CO2-Emission
weiterhin ansteigt. Bangladesch, die Türkei, Ägypten, Iran und den
Irak zählen die Forscher zu den Ländern, in denen die meisten
Menschen mit einem Proteinmangel zu kämpfen hätten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8253: Märkte und Finanzen - 02.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Norwegens Staatsfonds stößt Anteile an Öl- und Gasunternehmen ab

In Norwegen zieht sich der staatliche Fonds nach und nach von
Investitionen in die Ölindustrie zurück. Anteile an 95 Unternehmen
mit einem Gesamtwert von über fünf Milliarden Euro würden abgestoßen,
verlautete aus Oslo. Die Verkäufe betreffen Unternehmen, die im
FTSE-Russell-Index als Öl- und Gas-Produzenten gelistet sind. Dabei
ist Norwegen selbst der größte Erdöl- und Gasproduzent in Westeuropa.
Der von Norges Bank Investment Management unter dem Dach der
Zentralbank geführte Staatsfonds verwaltet insgesamt mehr als eine
Billion Dollar. Wahrscheinlich wegen des niedrigen Ölpreises am
Weltmarkt wurden im August fast 400 Millionen Dollar der Reserve
abgezogen. 2017 hatte die Fonds-Verwaltung gemeldet, daß man sich vom
Bereich fossiler Rohstoffe unabhängiger machen wolle.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8265: Aus Forschung und Technik - 02.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Brennstoffzellen versorgen auch Züge mit Energie

Brennstoffzellen sind im Kommen. So forschen Smartphone-Hersteller,
wie sie mit ihrer Hilfe die Mobilgeräte mit Energie versorgen können.
Doch damit nicht genug. So sollen in absehbarer Zeit im Nahverkehr
Brennstoffzellenzüge über die Gleise in Deutschland rollen. Erste
Prototypen sollen bereits zwischen Buxtehude und Cuxhaven pendeln.
Bis 2020 soll ihre Zahl auf 14 aufgestockt werden. Der französische
Hersteller Alstom hatte den Antrieb bereits auf verschiedenen Messen
präsentiert. Dabei wandelt die Brennstoffzelle Wasserstoff in
elektrische Energie um.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/573: Kampf gegen Sojabohnenrost - Forschungsteam entschlüsselt Erreger-Genom (idw)


Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen - 01.10.2019

Kampf gegen Sojabohnenrost: Forschungsteam entschlüsselt Erreger-Genom



Internationales Konsortium von Pflanzenforschern mit Beteiligung der RWTH
Aachen und der Uni Hohenheim erreicht wichtigen Meilenstein bei der
Bekämpfung der verheerenden Sojabohnenkrankheit.

Der Asiatische Sojabohnenrost, den der Pilz Phakopsora pachyrhizi
verursacht, ist für Sojabohnenproduzenten eine riesige Herausforderung.
Unter klimatischen Bedingungen, die für den Erreger günstig sind, kann
diese verheerende Krankheit zu Ertragsverlusten von bis zu 90 Prozent
führen, wenn sie nicht bekämpft wird. Allein in Brasilien, wo jährlich
ungefähr 192 Millionen Tonnen Sojabohnen produziert werden
(Bruttoproduktionswert: 61,4 Milliarden US-Dollar), übersteigen die
Pflanzenschutzkosten für die Landwirte bereits jetzt 2 Mrd. US-Dollar pro
Saison. Einem weltweiten Konsortium mit Beteiligung der RWTH Aachen und
der Universität Hohenheim in Stuttgart ist es nun gelungen, das komplexe
Genom des Erregers vollkommen zu entschlüsseln. Die Mitglieder des
Konsortiums hoffen, dass durch die Erkenntnisse neue Strategien entwickelt
werden können, um den Schaderreger zu bekämpfen.

"Der Erreger ist sehr anpassungsfähig, aber die Anzahl praktischer
Lösungen zur Bekämpfung der Krankheit ist begrenzt. Um Innovationen zu
beschleunigen und neue Wirkmechanismen gegen P. pachyrhizi zu
identifizieren, ist eine vollständige Kenntnis der genetischen
Zusammensetzung des Erregers unerlässlich", erläutert Prof. Dr. Ralf
Vögele, Leiter des Fachgebiets Phytopathologie an der Universität
Hohenheim. "Die Entschlüsselung wurde jedoch aufgrund der
außergewöhnlichen Komplexität des Genoms bislang erheblich erschwert."

"Bereits seit 2004 erforschen wir den Asiatischen Sojabohnenrost in Aachen
und konzentrieren uns dabei auf anwendungsorientierte Ansätze", berichten
Prof. Dr. Ulrich Schaffrath und Prof. Dr. Uwe Conrath vom Institut für
Pflanzenphysiologie (IPP) der RWTH Aachen. "Mit dem aktuellen Durchbruch
der Sequenzierung des P. pachyrhizi-Genoms eröffnen sich ganz neue
Perspektiven für die nachhaltige Sicherstellung der weltweiten
Sojabohnenproduktion."

Ein internationales Konsortium aus zwölf öffentlichen und privaten
Einrichtungen hat diese Herausforderung gemeinsam angenommen. Beteiligt
sind außer der RWTH Aachen und der Universität Hohenheim die 2Blades
Foundation, Bayer CropScience, die brasilianische Gesellschaft für
Agrarforschung (Embrapa), das französische Institut National de la
Recherche Agronomique (INRA), die Universität Lothringen, das Joint Genome
Institute (JGI) des US-amerikanischen Energieministeriums (DOE), KeyGene,
das Sainsbury Laboratory, Syngenta und die Federal University of Viçosa
(Brasilien).

Der Durchbruch gelang dem hochkarätig zusammengesetzten Konsortium mit
Hilfe neuster High-End-Sequenzierungstechnologien: Das Genom gleich dreier
P. pachyrhizi-Isolate, darunter zwei aus Brasilien, konnte vollständig
entschlüsselt werden.

"Das P. pachyrhizi-Genom umfasst über eine Milliarde Basenpaare und ist
damit eines der größten Genome unter den Pilzen", so Prof. Dr. Vögele.
"Trotz der enormen Größe des Genoms ist die Anzahl der identifizierten
Gene jedoch der anderer Rostpilze ähnlich. Eine genaue Untersuchung ergab,
dass der Großteil des Genoms aus mobilen genetischen Elementen besteht,
die es dem Erreger ermöglichen könnten, sich schnell an eine neue Umgebung
oder andere Sojasorten anzupassen."

Alle verfügbaren Daten sind öffentlich abrufbar unter:

https://mycocosm.jgi.doe.gov/Phapa1

Das Konsortium erhofft sich, dass die freigegebenen Daten von der
wissenschaftlichen Gemeinschaft genutzt werden, um die
Anpassungsfähigkeit, Evolution und genetische Vielfalt von P. pachyrhizi
weiter zu erforschen. Dies wiederum könnte helfen, neue, auch
umweltfreundliche Lösungen zur Bekämpfung des Sojabohnenrosts zu finden.
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FORSCHUNG/1636: Beyond Einstein - Rätsel um Photonen-Impuls gelöst (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 01.10.2019

Beyond Einstein: Rätsel um Photonen-Impuls gelöst

• Physiker der Goethe-Uni messen winzigen Effekt mit neuer
super-COLTRIMS Apparatur

• Publikation in Nature Physics



FRANKFURT. Den Nobelpreis erhielt Albert Einstein für die Erklärung des
Photoeffekts: In seiner intuitivsten Form wird dabei ein einzelnes Atom
mit Licht bestrahlt. Laut Einstein besteht das Licht aus Teilchen
(Photonen), die ihre Energie nur gequantelt auf ein Elektron des Atoms
übertragen. Reicht die Energie der Photonen aus, so schlagen sie das
Elektron aus dem Atom heraus. Aber wohin geht dabei der Impuls der
Photonen? Physiker der Goethe-Universität konnten diese Frage nun
beantworten. Dafür entwickelten und bauten sie ein neues Spektrometer mit
bisher unerreichter Auflösung.




[image: Bild: © Alexander Hartung]

Foto des COLTRIMS-Reaktionsmikroskops, das Alexander Hartung im
Rahmen seiner Doktorarbeit aufgebaut hat, in der Experimentierhalle
des FB Physik.

Bild: © Alexander Hartung



Doktorand Alexander Hartung ist über den Bau der Apparatur zweimal Vater
geworden. In dem drei Meter langen und 2,50 Meter hohen Gerät stecken
ungefähr so viele Teile wie in einem Auto. In der Experimentierhalle der
Physik auf dem Campus Riedberg ist es von einem blickdichten schwarzen
Zelt umgeben, in dessen Innerem sich ein extrem leistungsfähiger Laser
befindet. Seine Photonen treffen in der Apparatur auf einzelne
Argon-Atome, denen sie jeweils ein Elektron entreißen. Der Impuls dieser
Elektronen zum Zeitpunkt des Aufbrechens wird in einer langen Röhre der
Apparatur mit extrem hoher Präzision gemessen.

Bei dem Gerät handelt es sich um eine Weiterentwicklung des in Frankfurt
erfundenen und inzwischen weltweit verbreiteten COLTRIMS-Prinzips: Es
besteht darin, einzelne Atome zu ionisieren oder Moleküle aufzubrechen und
anschließend den Impuls der Bruchstücke exakt zu bestimmen. Allerdings ist
der laut theoretischen Berechnungen erwartete Übertrag des
Photonen-Impulses auf Elektronen so klein, dass er bisher nicht gemessen
werden konnte. Deshalb hat Hartung das "super COLTRIMS" gebaut.

Wenn viele Photonen aus einem gepulsten Laser auf ein Argon-Atom
einprasseln, wird dieses ionisiert. Die Energie der Photonen wird dabei
teilweise zum Aufbrechen des Atoms verbraucht. Die übrige Energie geht auf
das freigesetzte Elektron über. Die Frage, bei welchem Reaktionspartner
(Elektron und Atomkern) dabei der Impuls der Photonen bleibt, beschäftigt
Physiker seit über 30 Jahren. "Die einfachste Idee wäre: Solange das
Elektron gebunden ist, geht der Impuls auf das schwere Teilchen, also den
Atomkern, über. Sobald es frei ist, geht der Photonen-Impuls auf das
Elektron über", erklärt Hartungs Doktorvater Prof. Reinhard Dörner vom
Institut für Kernphysik. Das wäre etwa so, wie Wind, der seinen Impuls auf
das Segel eines Boots überträgt. Solange das Segel fest ist, treibt der
Windimpuls auch das Boot voran. In dem Moment, in dem die Leinen reißen,
geht der ganze Windimpuls nur noch auf das Segel über.

Die Antwort, die Alexander Hartung in seinem Experiment gefunden hat, ist
aber - wie man es von der Quantenmechanik kennt - noch überraschender: Das
Elektron bekommt nicht nur den erwarteten Impuls, sondern auch noch ein
Drittel des Photonenimpulses, der eigentlich auf den Atomkern hätte
übergehen sollen. Das Segel des Boots "weiß" also bereits vor dem Reißen
der Seile von dem nahenden Unglück und klaut dem Boot etwas von dessen
Impuls. Um das Ergebnis genauer zu erklären, greift Hartung auf das Bild
des Lichts als elektromagnetische Welle zurück: "Wir wissen, dass die
Elektronen eine schmale Energiebarriere durchtunneln. Dabei zieht sie das
starke elektrische Feld des Laserlichts vom Atomkern weg, während das
magnetische Feld den Elektronen diesen zusätzlichen Impuls überträgt."

Für das Experiment verwendete Hartung eine geschickte Messanordnung: Um
sicher zu gehen, dass der kleine Zusatzimpuls der Elektronen nicht
versehentlich durch eine Asymmetrie in der Apparatur erzeugt wird, hat er
den Laserpuls von zwei Seiten auf das Gas treffen lassen - mal nur von
rechts oder links, und dann gleichzeitig, was die größte Herausforderung
an die Messtechnik darstellte. Diese neue Art der Präzisionsmessung
verspricht, die bisher unerforschte Rolle der magnetischen Komponente des
Laserlichts in der Atomphysik tiefgreifend zu verstehen.

Publikation:

A. Hartung, S. Eckart, S. Brennecke, J. Rist, D. Trabert, K. Fehre, M.
Richter, H. Sann, S. Zeller, K. Henrichs, G. Kastirke, J. Hoehl, A.
Kalinin, M. S. Schöffler, T. Jahnke, L. Ph. H. Schmidt, M. Lein, M.
Kunitski, R. Dörner:

Magnetic fields alter tunneling in strong-field ionization,

in: Nature Physics,

doi: 10.1038/s41567-019-0653-y.

https://www.nature.com/articles/s41567-019-0653-y

Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der drei größten deutschen
Universitäten. Zusammen mit der Technischen Universität Darmstadt und der
Universität Mainz ist die Goethe-Universität Partner der
länderübergreifenden strategischen Universitätsallianz Rhein-Main.

www.goethe-universitaet.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 01.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1635: Ein Metronom für Quantenteilchen (idw)


Technische Universität Wien - 01.10.2019

Ein Metronom für Quantenteilchen



Ein neues Messprotokoll, entwickelt an der TU Wien, macht es möglich, die
quantenphysikalische Phase von Elektronen zu messen - ein wichtiger
Schritt für die Attosekundenphysik.

Ähnlich wie man mit der Elektronenmikroskopie winzige räumliche Strukturen
sichtbar machen kann, gelingt es der Attosekundenphysik, extrem kurze
Zeiträume zu vermessen: Mit Hilfe von kurzen Laserpulsen können heute
physikalische Prozesse erforscht werden, die auf einer Zeitskala von
Attosekunden ablaufen - das sind Milliardstel einer Milliardstelsekunde.

So kann man zum Beispiel genau untersuchen, wie ein einzelnes Atom
ionisiert wird und ein Elektron das Atom verlässt. Das Elektron verhält
sich dabei nicht einfach wie ein punktförmiges Teilchen, sondern seine
quantenphysikalischen Welleneigenschaften treten zu Tage: Das Elektron ist
in Wahrheit eine Elektronenwelle, die auf extrem kurzer Zeitskala und
winziger Längenskala oszilliert. Die exakte Periodendauer dieser
Oszillation zu messen, ist bereits eine Herausforderung. Noch viel
schwieriger ist es, die exakte Phase der Elektronen-Oszillation zu
ermitteln: Welchem Taktschlag folgt diese Oszillation? Wenn ein Elektron
auf zwei verschiedene Weisen ionisiert werden kann, oszillieren dann beide
exakt synchron, oder leicht zeitversetzt, also phasenverschoben? Ein Team
der TU Wien und des CREOL College an der University of Central Florida
entwickelte nun eine Methode, die Phase solcher Elektronen zu vermessen.
Das ermöglicht einen neuen, besseren Blick auf wichtige Phänomene, wie man
sie etwa für Photosensoren oder für Photovoltaik benötigt.

Im Takt oder gegeneinander?

"Die Phase einer Quantenwelle gibt Auskunft darüber, wann und wo
Wellenberge und Wellentäler zu finden sind", erklärt Stefan Donsa, der im
Rahmen seiner Dissertation in der Forschungsgruppe von Prof. Joachim
Burgdörfer (Institut für Theoretische Physik, TU Wien) die neue
Messmethode entwickelt hat. "Wenn sich zwei Wellen so überlagern, dass
jeder Wellenberg der einen Welle auf einen Wellenberg der anderen Welle
trifft, dann addieren sie sich. Aber wenn man eine der Wellen ein bisschen
verschiebt, sodass sich der Wellenberg der einen mit dem Wellental der
anderen Welle überlagert, können sie einander auch auslöschen." Daher hat
diese Phasenverschiebung in der Quantenphysik eine ganz wichtige
Bedeutung.

Es ist ähnlich wie in der Musik: Es genügt nicht, wenn zwei Musiker im
gleichen Tempo spielen. Ihre Taktschläge müssen auch noch zeitlich genau
zusammenfallen, ohne Phasenverschiebung dazwischen. Dafür braucht man
einen Referenz-Taktgeber, etwa den Dirigenten oder ein Metronom. Etwas
Ähnliches setzte das Team von der TU Wien auch im neuen
Quanten-Messprotokoll ein: Ein atomarer Prozess dient als Takt-Referenz
für den anderen.

Ein oder zwei Photonen

"Wir haben in Computersimulationen Helium-Atome untersucht, die von
Laserpulsen unterschiedlicher Energie ionisiert werden", sagt Iva
Brezinova (ebenfalls TU Wien). "Das Helium-Atom kann ein Photon aus dem
Laserpuls absorbieren und dabei ein Elektron abgeben. Dieses Elektron hat
danach eine ganz bestimmte Phase, die zu messen allerdings extrem
schwierig ist."

Der Kunstgriff des neu entwickelten Verfahrens besteht nun darin, einen
zweiten quantenphysikalischen Effekt als Taktgeber mit dazu zu nehmen -
gewissermaßen als Quanten-Metronom: Das Atom kann nämlich bei passender
Versuchsanordnung auch zwei Photonen absorbieren. Diese Doppel-Absorption
führt zum selben Effekt - einem davonfliegenden Elektron mit ganz
bestimmter Energie. Dieses Elektron hat diesmal aber eine andere Phase,
und diesen Unterschied kann man messen.

Komplizierte Messprotokolle

In der Attosekundenphysik ist es nicht möglich, ein quantenphysikalisches
Phänomen einfach zu filmen, wie mit einer Kamera. Stattdessen muss man
komplizierte experimentelle Protokolle einsetzen. Eine ganze Reihe solcher
Protokolle wird derzeit verwendet, doch keines erlaubte bislang die
direkte Messung der Elektronenphase.

Mit dem neuen Protokoll, das nun vom Team der TU Wien entwickelt wurde,
soll das nun möglich werden. "Unser neues Messprotokoll erlaubt es durch
eine Kombination ganz spezieller Laserpulse, die Information über die
Phase des Elektrons in seine räumliche Verteilung zu übersetzen", erklärt
Stefan Donsa. "Durch das Verwenden der richtigen Art von Laserpulsen kann
man am Ende aus der Winkelverteilung der Elektronen die Phasenlage direkt
auslesen."

Das neu vorgeschlagene Versuchsprotokoll wurde nun im Fachjournal
"Physical Review Letters" publiziert. Nun sollen Experimente zeigen,
welche quantenphysikalischen Informationen sich mit dem neuen
Messprotokoll in der Praxis messen lassen.


Originalpublikation:

S. Donsa et al.,

"Circular Holographic Ionization-Phase Meter",

Phys. Rev. Lett. 123, 133203,

DOI: https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.123.133203
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ENERGIE/1648: Das fliegende Kraftwerk (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 01.10.2019

Das fliegende Kraftwerk



Es braucht nicht unbedingt Rotoren auf Stahlmasten, um Windenergie zu
ernten - leichte Drachen an dünnen Seilen schaffen das auch. Das
Empa-Spin-off TwingTec erforscht diese Technologie seit längerem. Letzten
Herbst gelang es erstmals, automatisiert zu starten, beim Fliegen
elektrische Energie zu erzeugen und wieder zu landen. Die
Empa-Spezialisten werden Mitte Oktober an der 8. Airborne Wind Energy
Conference in Glasgow teilnehmen. Der neueste Twingtec-Prototyp soll sich
im November erstmals in die Luft erheben.

Jeder, der schon mal einen Kinderdrachen gesteuert hat, kennt das Gefühl:
Der Wind greift den Drachen, zieht an der Schnur. Eiligst lässt man Seil
nach, die Seilrolle rotiert, nur schwer kontrollierbar, zwischen den
Fingern. Und die Frage kommt auf: Könnte man diese wilde Energie nicht nur
zum Spielen, sondern auch zur Stromerzeugung nutzen? Ja, man kann. Rolf
Luchsinger hat es bewiesen. Er ist CEO des Empa-Spin-offs TwingTec,
gegründet 2013. TwingTec ist damit eine der ersten Firmen, die
Luftwindkraftwerke entwickeln - und manchen Wettbewerbern eine Nasenlänge
voraus. Neun Mitarbeitende beschäftigt die Jungfirma an ihrem Firmensitz
in Dübendorf.

Steigflug im Zyklus

Die Idee hinter dem Projekt ist simpel, doch die Praxis ist knifflig:
Meteorologen wissen, dass in 500 Metern Höhe die Leistung des Windes bis
zu achtmal stärker ist als in 120 Metern Höhe - also auf der Nabenhöhe
moderner Windkraftanlagen. Ein Drachen könnte diesen Starkwind nutzen,
wenn er sich in Kreisbahnen in die Höhe schraubt und ein Seil von einer
Rolle zieht. Mit der Achse der Seilrolle ist ein Generator verbunden, der
Strom erzeugt. Sobald das Seil abgerollt ist, sinkt der Drachen
antriebslos wieder in die Nähe der Startplattform; das Seil wird
unterdessen aufgespult, dann beginnt der Aufstieg von Neuem. «Die grosse
Herausforderung ist nicht das Fliegen an sich», sagt Luchsinger. «Das
Problem ist das automatisierte Starten und Landen.» Schliesslich soll das
Drachenkraftwerk Strom liefern können, ohne dass es von Menschen gesteuert
wird.

Automatisierter Flug erfolgreich

Im Herbst 2018 gelang genau das auf den Höhen des Chasseral in der
Westschweiz. Der TwingTec-Prototyp T 28, ein Gerät mit drei Meter
Spannweite, startete von seinem Basisfahrzeug, schraubte sich in die Höhe,
kreiste 30 Minuten lang autonom in der Luft, produzierte elektrische
Energie und landete schliesslich wieder wohlbehalten auf der
Startplattform. Nun folgt der nächste Schritt: die kontinuierliche
Stromerzeugung für Kunden. Luchsingers Team arbeitet gerade am Prototyp T
29, der im Herbst beim Chasseral die ersten Flüge machen soll. T 29 soll
nicht nur automatisiert starten und landen, sondern auch bis zu 10 kW
elektrische Leistung erzeugen und ins Netz speisen. Die Berner Kraftwerke
BKW kümmern sich um die Weiterleitung des experimentellen Windstroms zu
den Verbrauchern.

Der Weg von der ersten Skizze bis zur ersten Kilowattstunde Netzstrom war
allerdings lang und kurvenreich. Am Anfang stand die Idee, einen mit
Druckluft verstärkten Lenkdrachen zu benutzen, ähnlich wie beim
Kite-Surfen. Die Forschung an einer Reihe von Prototypen führte dann
zunächst vom Segel weg zu einer Struktur mit starren Flügeln. Auch das
Lenken mittels mehreren Seilen wurde verworfen zu Gunsten einer Steuerung
mit Klappen wie bei einem Flugzeug. Für das Starten und Landen setzte
TwingTec kleine Rotoren ein, ähnlich wie bei einer Drohne. 2014 reichte
TwingTec ein wegweisendes Patent für die Start- und Landetechnik des
Energiedrachens ein, das mittlerweile in mehreren Ländern erteilt wurde.
Wie zukunftsträchtig Energiedrachen bald sein könnten, zeigt ein Blick auf
die zahlreichen Wettbewerber: Allein in Europa entwickeln zehn Start-ups
und mehrere Teams aus Universitäten und technischen Hochschulen Lösungen
für diese Art der Energiegewinnung. Sie alle sind Mitglieder des Verbands
«Airborne Wind Europe», der alle zwei Jahre eine grosse Konferenz
organisiert. Die 8. Airborne Wind Energy Conference (AWEC 2019) findet vom
15. bis 16. Oktober 2019 an der University of Strathclyde, Glasgow, statt.

Kommerzialisierung im Fokus

TwingTec darf sich also nicht allzu viel Zeit lassen und bereitet sich auf
den nächsten Schritt vor. Die Erkenntnisse aus den Flugversuchen mit dem T
29 sollen bald zum ersten Serienprodukt führen: dem TT100, einem
Energiedrachen mit 15 Meter Spannweite. Positioniert auf einem
Standard-Schiffscontainer, soll der Drachen autonom starten und landen und
bis zu 100 kW elektrische Leistung erzeugen - das würde für 60
Einfamilienhäuser reichen.

Würde - denn im Schweizer Mittelland wird man Energiedrachen wohl nie zu
Gesicht bekommen. «Windkraft ist nichts für dicht besiedelte Gebiete»,
sagt TwingTec-CEO Rolf Luchsinger. Die Kunden für diese nachhaltige Art
der Energieerzeugung leben in abgelegenen Gebieten. «Wir sprechen mit
Minen, abgelegenen Siedlungen und Inseln als potenzielle Kunden. Dort sind
bis heute Dieselgeneratoren im Einsatz, die Abgase und Lärm erzeugen und
deren Treibstoff mit hohem Aufwand angeliefert werden muss.» Autonom
arbeitende TwingTec-Drachen könnten dort Diesel einsparen und
mittelfristig die gesamte Energieerzeugung übernehmen. Langfristig hat
Luchsinger aber noch grössere Pläne: mit seinen Energiedrachen schwimmende
Windparks auf dem Meer zu errichten. Dort hat es beliebig viel Platz,
beliebig viel Wind, und es stört niemanden. Genau die Voraussetzungen
also, um mit Windenergie die Energiewende zügig voranzutreiben.

Doch für die Serienproduktion ist eine Menge Kapital notwendig. Der
Prototyp T 29, der im Herbst am Chasseral fliegen soll, wird vom Schweizer
Bundesamt für Energie (BFE) unterstützt. Für die Kommerzialisierungsphase
danach sind nun aber private Kapitalgeber und Partner aus der
Energiewirtschaft gesucht, damit das enorme Potenzial der Windkraft
endlich voll ausgeschöpft werden kann.


Originalpublikation:

https://www.empa.ch/web/s604/twingtec-eq65

Weitere Informationen unter:

http://www.airbornewindeurope.org/airborne-wind-energy-conference-2019/

- Airborne Wind Energy Conference 2019
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BEGEGNUNG/2274: Mönchengladbach - Themennachmittag "Grenzen in Pflege-Beziehungen" am 11.10.2019


Stadt Mönchengladbach

Themennachmittag: Grenzen in Pflege-Beziehungen

Am Freitag, 11. Oktober um 15:30 Uhr im Städtischen Altenheim Eicken



Die Betreuung von Menschen mit Demenz stellt Familien vor große
Herausforderungen: Rund um die Uhr sind sie im Einsatz. Die
Kommunikation mit den Erkrankten ist oft schwierig und die Gestaltung
des Alltags ebenso. Denn: Betroffene haben einen anderen Blick auf die
Dinge als die Menschen, die sie umsorgen.

Die Grenzen und Konflikte in Pflegebeziehungen stehen deshalb im
Mittelpunkt des nächsten Themennachmittags am Freitag, 11. Oktober, um
15.30 Uhr im Städtischen Altenheim Eicken an der Thüringer Straße 30.
Dabei geht zum Beispiel um folgende Fragen:

Wie kann man Konflikte umgehen?

Was hilft, den veränderten Alltag zu bewältigen?

Können Angehörige die demenziell veränderten Menschen in ihren
Handlungen einfach so gewähren lassen?

Die Referentinnen der Sozial-Holding erläutern das Thema, berichten
über ihre Erfahrungen und geben hilfreiche Tipps mit praktischen
Beispielen. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 1. Oktober 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle
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AUSSEN/2186: Steinmeier-Formel - Chance auf echten Waffenstillstand in der Ukraine nutzen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Oktober 2019

Steinmeier-Formel: Chance auf echten Waffenstillstand nutzen



Zur Einigung auf einen Sonderstatus in der Ostukraine erklärt Manuel
Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Es ist gut, dass Präsident Selenskyj bereit ist, auch innenpolitisch
schwierige Schritte zu gehen, um Dialogbereitschaft zu signalisieren.
Gleichzeitig ist es unwahrscheinlich, dass der Kreml sich auf einen
tatsächlichen Abzug seiner militärischen Kräfte, eine Entwaffnung der
in den sogenannten "Volksrepubliken" herrschenden faktischen Warlords
und auf echte faire und freie Wahlen einlassen wird. Zu groß ist der
innenpolitische Druck in Russland, zu unbeliebt sind die als korrupt
angesehenen neuen Eliten in Donezk und Lugansk auch bei den Menschen
vor Ort. Die Strategie des Kremls in Bezug auf diese umkämpften
Gebiete sieht nach dem Vorbild von Transnistrien vor, einen Fuß in der
Tür der Entwicklung der Ukraine zu behalten, was mit Menschenrechten
und Demokratie nicht kompatibel ist.

Im besten Fall bedeutet die Vereinbarung der "Steinmeier-Formel" also
die Chance, weitere konkrete Maßnahmen der Entflechtung an der
Kontaktlinie und vielleicht einen weniger brüchigen Waffenstillstand
zu erreichen. Im schlechten Fall lässt sich Präsident Selenskyj über
den Tisch ziehen. Putin weiß, dass Selenskyj unter hohem Zeitdruck
agiert, seine Wahlversprechen einzulösen. Die ukrainische
Verhandlungsposition war von Anfang an keine starke und hat unter der
Affäre rund um sein Telefonat mit Trump noch einmal gelitten. Das
würde keineswegs zu einem "russischen Frieden", sondern zu einer
schweren innenpolitischen Krise in der Ukraine führen und Putin
gegebenenfalls sogar den Grund geben, im Osten der Ukraine zum
Beispiel über die Ausweitung der Passvergabe stärker zu intervenieren.
Das müssen Deutschland und Frankreich verhindern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2019
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FINANZEN/1530: Kabinettsbeschluss zum Ergänzungshaushalt - Klimapaket ist Mogelpackung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Oktober 2019

Kabinettsbeschluss zum Ergänzungshaushalt: Klimapaket ist Mogelpackung



Zum Kabinettsbeschluss eines Ergänzungshaushalts 2020 zum Klimapakt
erklärt Sven-Christian Kindler, Sprecher für Haushaltspolitik:

Die Bundesregierung trickst und täuscht bei der Finanzierung des
Klimapakets, dass sich die Balken biegen. Die heute präsentierten
Zahlen offenbaren, dass Merkel, Scholz und Co nächstes Jahr nur
3,4 Milliarden Euro zusätzlich für Klimaschutz ausgeben wollen. Davon
fließt bereits eine Milliarde Euro ins Eigenkapital der Deutschen Bahn
AG. Das ist ein schlechter Witz, angesichts der riesigen
Herausforderungen vor denen wir stehen. Die Bundesregierung rechnet
sich das Ergebnis ihres Klimapakets von vorne bis hinten schön. Die
angekündigten Investitionen sind vielfach alter Wein in neuen
Schläuchen. Im Gegensatz zu den Behauptungen der Bundesregierung sind
weniger als die Hälfte überhaupt neue Investitionen, sondern bereits
seit langem im Finanzplan eingeplant. Für die Jahre 2020 bis 2023
liegen die tatsächlichen Mehrausgaben im Energie- und Klimafonds
gegenüber 2019 nur bei rund 18 Milliarden Euro, hinzu kommen
zusätzlich 5,6 Milliarden Euro aus den Einzelplänen und etwa 2,2
Milliarden Euro als steuerliche Fördermaßnahmen. Unterm Strich liegen
die tatsächlichen klimarelevanten Ausgaben des Klimapakets also nur
bei 25,8 Milliarden Euro. Das Klimapaket der Bundesregierung ist eine
Mogelpackung. Es ist nur halb so groß, wie von der Bundesregierung mit
54 Milliarden Euro behauptet. Auch die Einnahmen aus der viel zu
geringen CO2-Bepreisung gehen nicht wie versprochen vollständig an die
Bürgerinnen und Bürger zurück. Das ist weder ökologisch sinnvoll noch
sozial gerecht.

Dieses Anti-Klimapaket reicht hinten und vorne nicht, um das
völkerrechtlich verbindliche Pariser Abkommen einzuhalten und die
Klimaerhitzung auf 1,5 Grad zu begrenzen. Die Beschlüsse des Kabinetts
sind ein offener Bruch mit Paris. Die Bundesregierung ignoriert damit
sträflich die große Mehrheit und die größten Demonstrationen seit
Jahrzehnten in Deutschland, die endlich wirksamen Klimaschutz und kein
Pille Palle mehr wollen. Der kleinste gemeinsame Nenner von CDU, CSU
und SPD reicht nicht angesichts der Dramatik der Klimakrise.

Auch die führenden Wirtschaftsforschungsinstitute empfehlen der
Bundesregierung zurecht in ihrem Herbstgutachten nicht länger an der
schwarzen Null festzuhalten, wenn dadurch die Konjunktur weiter unter
Druck gesetzt wird. Das Festhalten am Dogma der schwarzen Null ist für
die Bundesregierung zum Selbstzweck geworden. Mit kluger Haushalts-
und Wirtschaftspolitik hat das nichts zu tun.

Klimaaggressive Subventionen werden von der Bundesregierung weiter mit
Milliarden Steuergeldern gefördert. Der Bundeshaushalt ist weiter
klimafeindlich. Mit mehr als 57 Milliarden Euro jährlich
subventioniert die Bundesregierung die klimaschädliche Produktion. Das
ist ökonomisch und ökologisch brandgefährlich. Statt weiter
Plastiktüten, den schmutzigen Diesel und die Flugindustrie mit
Milliarden an Steuergeldern zu subventionieren, muss die
Bundesregierung endlich diese Subventionen streichen und das Geld in
mehr Klimaschutz investieren.

 * 
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WIRTSCHAFT/2887: Konjunktur - Jetzt Spielräume nutzen, statt an der Schwarzen Null zu klammern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Oktober 2019

Konjunktur: Jetzt Spielräume nutzen, statt an der Schwarzen Null zu klammern



Zur Vorstellung des Herbstgutachtens erklären Anja Hajduk,
stellvertretende Fraktionsvorsitzende, und Katharina Dröge, Sprecherin
für Wettbewerbspolitik:

Dass die Regierung schon nahezu stur an der schwarzen Null festhält,
ist angesichts der klaren Empfehlung der Wirtschaftsinstitute schwer
zu ertragen. Es ist jetzt Zeit für eine beherzte
Investitionsoffensive, nicht nur um die Konjunktur zu stützen, sondern
auch um die Wirtschaft zukunftsfest zu machen. Leider weigern sich
sowohl Peter Altmaier als auch die gesamte Regierung, das
anzuerkennen.

Dabei besteht gerade jetzt besteht massiver Handlungsbedarf, um die
Wirtschaft zukunftsfest zu machen, auch unabhängig vom angespannten
internationalen Umfeld. Wir müssen Innovationen fördern für die
klimaneutrale Wirtschaft. Gerade die Industrie muss diesen Wandel
schaffen, damit neue Technologien, neue Arbeitsplätze und neue
Absatzmärkte entstehen. Wir brauchen dafür aber auch moderne
Infrastruktur, gute öffentliche Verkehrsmittel und flächendeckend
schnelles Internet. Wenn sich die Regierung diese Investitionen
verkneift, um an der Schwarzen Null zu klammern, belastet sie die
Wirtschaft schon heute.

Um kluge, nachhaltige Investitionen tätigen zu können, brauchen wir
öffentliche Investitionsgesellschaften. Damit machen wir staatliche
Investitionen flexibler und zielgenauer. Das allein reicht jedoch
nicht. In ihrer heutigen Form ist die Schuldenbremse eine
Investitionsbremse. Sie muss mit einer verbindlichen Investitionsregel
kombiniert werden.

Gerade die internationalen Handelskonflikte zeigen: Es ist auch Zeit
für eine Neuausrichtung der europäischen Handelspolitik. Europa muss
raus aus der Zuschauerposition und eine aktive Rolle einnehmen. Nur
die EU als größter Wirtschaftsraum der Welt hat die Kraft, sich zu
behaupten und gerade im Konflikt zwischen den USA und China nicht zum
Spielball zu werden.

 * 
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WIRTSCHAFT/2860: Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Reduzierung von Statistikpflichten legt Abschlussbericht vor


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. Oktober 2019

Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Reduzierung von Statistikpflichten
legt Abschlussbericht vor



Die ressortübergreifende Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Reduzierung
von Statistikpflichten hat nach einjähriger Arbeit ihren
Abschlussbericht vorgelegt. Dazu erklären der wirtschafts- und
energiepolitische Sprecher Joachim Pfeiffer und der Berichterstatter
für Bürokratieabbau Klaus-Peter Willsch:

Pfeiffer: "Der Abschlussbericht ist ein großer Schritt hin zur
Digitalisierung der Verwaltung. Insbesondere das Basisregister für
Unternehmensstammdaten in Verbindung mit einer bundeseinheitlichen
Wirtschaftsnummer kann unsere Unternehmen erheblich entlasten. Damit
wäre endlich Schluss mit Doppel- und Dreifachabfragen bei
Unternehmen. Jetzt muss es rasch an die Umsetzung gehen."

Willsch: "Mit dem Ergebnis bin ich sehr zufrieden - gerade
hinsichtlich der Registermodernisierung. Wir sind mitten im Prozess
zu einer Digitalisierung der Verwaltung. Das Basisregister für
Unternehmensstammdaten in Verbindung mit einer bundeseinheitlichen
Wirtschaftsnummer ist ein entscheidender Schritt hin zu einer
langfristigen Senkung von Bürokratielasten. Vernetzte und moderne
Register sind die Grundvoraussetzung für das 'Once-only'-Prinzip. Wir
wollen, dass Daten nur noch an einer Stelle erhoben werden. Weitere
Auskunftswünsche öffentlicher Stellen sollen dann unter den Behörden
per Zugriff auf das Basisregister ohne erneute Belastung der Betriebe
erfolgen. Die Voraussetzungen für eine vollständige Erfüllung des
Onlinezugangsgesetzes (OZG) bis zum Ende des Jahres 2022 werden so
Stück für Stück erfüllt. Wir sind auf einem sehr guten Weg - aber
auch noch nicht am Ziel!"

Hintergrund:

Die Arbeitsgruppe setzt sich zusammen aus Vertretern der
Bundesministerien, der Wirtschaftsministerien der Länder, der
Deutschen Bundesbank, der Statistischen Ämter des Bundes und der
Länder sowie des Normenkontrollrates. Sie hat insgesamt sechs Mal
getagt. In der Arbeitsgruppe wurden zahlreiche Vorschläge aus den
Bereichen "Modernisierung der Registerlandschaft", "Digitalisierung
der Statistik" und "Auskunftspflichten reduzieren" geprüft und
konkret umsetzbare Vorschläge erarbeitet.

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1914: Zur Situation in Idlib, Syrien


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. Oktober 2019

Zur Situation in Idlib, Syrien



Zu der Erhöhung der humanitären Hilfe für die Bevölkerung in Idlib,
Syrien äußerte sich Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Ich begrüße es, wenn die Bundesregierung die humanitäre Nothilfe in
der umkämpften syrischen Provinz Idlib erhöht. Die dorthin
geflüchteten Menschen dürfen nicht den Preis für die Kämpfe zwischen
der syrischen Armee und islamistischen Terrorgruppen bezahlen. Ich
halte es aber für einen echten Skandal, dass die Bundesregierung bis
heute jede direkte Unterstützung und Kooperation mit der
kurdisch-arabischen Zivilverwaltung in Nordsyrien verweigert.

Die Bundesregierung kuscht hier vor den militärischen Expansionsplänen
des türkischen Präsidenten Erdogan, der die multiethnische und
multireligiöse Bevölkerung in Nordsyrien vertreiben will, um in diesem
Gebiet arabische Flüchtlinge aus Zentralsyrien zwangsweise
anzusiedeln. Die syrische Flüchtlingsfrage in der Türkei darf nicht
auf Kosten der kurdischen, christlichen und yezidischen Bevölkerung in
Nordsyrien gelöst werden. Ich fordere, dass die Bundesregierung alles
unternimmt, damit in Syrien der NATO-Partner Türkei nicht erneut
Vertreibungen und Massakern an der Bevölkerung befördert.

 * 
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INNEN/5071: Wir brauchen eine soziale Wende, um die Einheit zu verwirklichen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Oktober 2019

Wir brauchen eine soziale Wende, um die Einheit zu verwirklichen!



Die Vorsitzenden der Fraktion DIE LINKE, Sahra Wagenknecht und Dietmar
Bartsch, erklären anlässlich des Tags der Deutschen Einheit:

"Die Bundesregierung ist ein Hindernis bei der Vollendung der
deutschen Einheit. Selbstverständlich können Bürgerinnen und Bürger
stolz sein: Sehr viel wurde geleistet, auch wenn es trotz der hohen
Mittelbereitstellung gravierende Fehlentscheidungen der
Bundesregierungen der vergangenen drei Jahrzehnte gab. Die aktuelle
Bundesregierung versagt bei der Herstellung gleichwertiger
Lebensverhältnisse.

Mit dem aktuellen Tempo erreichen wir die Lohnangleichung im Jahr 2073
und die wirtschaftliche Einheit im Jahr 2081 - fast 100 Jahre nach der
staatlichen Einheit. Bei der Armut geht es sogar in die komplett
falsche Richtung. Mehr Menschen in Ost und West sind arm oder von
Armut bedroht als in den 1990er Jahren. Das Land ist sozial so tief
gespalten wie seit Jahrzehnten nicht mehr. Wir brauchen eine Politik
der sozialen Wende, um die Einheit zu verwirklichen und gleichwertige
Lebensverhältnisse im gesamten Land herzustellen.

Wir fordern die Bundesregierung auf, im 30. Jahr der Einheit ein
Maßnahmenpaket zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse
vorzulegen. Kernpunkte müssen drei große Reformvorhaben sein. Erstens
brauchen wir mehr Sicherheit für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
auf dem Arbeitsmarkt, einen Mindestlohn von 12 Euro und eine Reform
der Arbeitslosenversicherung statt Hartz IV. Zweitens muss über eine
Rentenreform der Lebensstandard der Menschen im Alter wieder gesichert
und die tickende Zeitbombe Altersarmut entschärft werden. Drittens
fordern wir eine große Steuerreform, die Superreiche und Konzerne
heranzieht, um Menschen und Infrastruktur in ländlichen Regionen zu
unterstützen."

 * 

Quelle:
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INNEN/5070: Katja Kipping zum Tag der Deutschen Einheit


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. Oktober 2019

Zum Tag der Deutschen Einheit



Zum Tag der Deutschen Einheit am 3. Oktober erklärt die Vorsitzende
der Partei DIE LINKE, Katja Kipping:

Seit Jahren rede ich zum Dritten Oktober über die Ungerechtigkeit,
dass noch immer keine innere Einheit hergestellt ist. Und auch nach 29
Jahren unterscheiden sich Löhne und Renten noch immer deutlich.
Aber es geht nicht nur um die ökonomische Ungleichbehandlung. Deshalb
will ich diesen Feiertag auch zum Anlass nehmen, um den Respekt für
ostdeutsche Errungenschaften ins Zentrum zu rücken. Eine besondere
Errungenschaft ist die Selbstverständlichkeit für Frauen, dass man
sich nicht zwischen Kindern und Karriere entscheiden muss. Die setzt
unter anderem voraus, dass es eine gute, flächendeckende, wohnortnahe
Kita-Betreuung gibt. Und zwar eine, die nicht nur bis zur Mittagspause
geht, sondern ganztägig angelegt ist.

Und noch eine Erfahrung, die man im Osten gemacht hat: Es ist sehr
wohl möglich, Haushaltsgeräte herzustellen, die langlebig sind und die
man leicht wieder reparieren lassen kann. Das ist etwas, was aus
Ressourcenschutz damals in die Wege geleitet wurde und was heute in
Zeiten des Klimaschutzes aktueller ist denn je.

Das sind Bespiele, bei denen der Osten eigentlich den Takt für die
Bundesrepublik vorgeben sollte. Denn diese Errungenschaften
anzuerkennen ist eben auch ein Teil der inneren Einheit. Es sind auch
Errungenschaften einer Generation, die mit der friedlichen
demokratischen Revolution Geschichte geschrieben hat.

 * 
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SICHERHEIT/2007: Aufrüstung bringt weder Frieden noch Sicherheit


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Oktober 2019

Aufrüstung bringt weder Frieden noch Sicherheit



"Die Vokabeln Deeskalation, Frieden und Abrüstung scheinen im
Wortschatz der NATO nicht mehr zu existieren, anders ist die
neuerliche geplante Provokation gegenüber Russland nicht zu erklären",
erklärt Alexander S. Neu, Obmann im Verteidigungsausschuss und
Osteuropabeauftragter der Fraktion DIE LINKE, angesichts der im
nächsten Jahr geplanten Streitkräfteübung "Defender 2020". Neu weiter:

"Im Rahmen dieser Übung der US-Amerikaner, an der sich 16 weitere 
NATO-Staaten - darunter auch Deutschland - beteiligen, soll die schnelle
Verlegbarkeit größerer Truppenteile über den Atlantik, durch Europa
und bis ins Baltikum an die russische Grenze geübt werden, um
?sicherzustellen, dass die entsprechenden Verfahren im Krisenfall
funktionieren?. Deutschland soll dabei nicht nur Transitland, sondern
auch logistische Drehscheibe für die gesamte Übung sein. Zudem wird
sich das Heer der Bundeswehr an diversen Gefechtsstandübungen
beteiligen. Wer bei derartigen Dimensionen noch an Entspannungspolitik
glaubt, verkennt die Lage eklatant.

Nach offizieller Lesart soll die Übung zu Sicherheit und Stabilität in
Europa beitragen. In Wirklichkeit betreiben die US-Amerikaner damit
ein immer schärferes Säbelrasseln gegenüber Russland, welches die rein
verbale Schiene schon längst verlassen hat und nun mal wieder Taten
sprechen lässt. Deutschland macht sich dabei ein weiteres Mal zum
Erfüllungsgehilfen der US-Eskalationspolitik.

DIE LINKE widerspricht der Darstellung der Bundesregierung vehement.
Die Truppenverlegung ist kein Beitrag zu Sicherheit und Frieden. Diese
Übung wird auf russischer Seite zu Reaktionen führen, womit eine
weitere Eskalation vorprogrammiert ist. DIE LINKE fordert von der
Bundesregierung, sich weder an dieser Übung zu beteiligen, noch
deutsches Territorium für derartiges Säbelrasseln zur Verfügung zu
stellen. Statt weiterhin militärisch basierte 'Besitzstandswahrung' zu
betreiben, muss sich der Westen endlich an den Gedanken einer
multipolaren Weltordnung gewöhnen und seinen Beitrag dazu leisten,
dass diese durch multilaterale Strukturen einen friedlichen Charakter
erhält."

 * 

Quelle:
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SICHERHEIT/2006: Die NATO soll das Säbelrasseln einstellen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. Oktober 2019

Die NATO soll das Säbelrasseln einstellen



Zum geplanten internationalen Großmanöver des US-Militärs in Europa
sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Das Training großer Truppenverlegungen nach Osteuropa sendet eine
deutliche Botschaft. In Zeiten großer internationaler Spannungen
verstärkt die USA mit diesem Muskelspiel die Drohkulisse gegenüber
Russland. Das ist hochgefährlich. Es ist bekannt, dass die USA soviel
für Militär ausgeben wie die nächsten 8 Staaten zusammen. Die
Auswirkungen eines bewaffneten Konfliktes würden aber zu großen Teilen
in Europa stattfinden. Dass Deutschland, vertreten durch
Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer, sich hier zum Gehilfen
macht, ist ein Spiel mit dem Feuer. Entspannungspolitik unter
Einbeziehung Russlands ist für uns eine Überlebensfrage.
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BUNDESTAG/8938: Heute im Bundestag Nr. 1083 - 02.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1083

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 2. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 14.29 Uhr

1. Lebensmittelabfälle in Deutschland

2. Schutz bei Laktose- und Fruktoseintoleranz

3. Lage von Menschen mit Beeinträchtigung

4. Höhere Personalausgaben im Ministerium

5. AfD fragt nach Masernimpfungen

6. Einflussnahme von Interessenvertretern



1. Lebensmittelabfälle in Deutschland

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Johann Heinrich von Thünen-Institut hat die
Gesamtmenge der Lebensmittelabfälle in Deutschland für das Jahr 2015
auf insgesamt 12 Millionen Tonnen berechnet, die entlang der gesamten
Lebensmittelversorgungskette einschließlich Verbraucher weggeworfen
wurden. Davon seien auf die Primärproduktion zwölf Prozent (1,4
Millionen Tonnen), die Verarbeitung 18 Prozent (2,2 Millionen Tonnen),
den Handel vier Prozent (0,5 Millionen Tonnen), die
Außer-Haus-Verpflegung 14 Prozent (1,7 Millionen Tonnen) und die
privaten Haushalte 52 Prozent (6,1 Millionen Tonnen) entfallen, heißt
es in einer Antwort der Bundesregierung (19/12996) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/12532) zur Umsetzung und Reichweite
der Strategie zur Reduzierung der Lebensmittelverschwendung der
Bundesregierung. Weiter wird darin ausgeführt, dass über alle Sektoren
hinweg etwa die Hälfte der Lebensmittelabfälle nach Aussagen der
Wissenschaftler theoretisch vermeidbar wären, was dem genießbaren
Anteil entspreche. Nach Angaben des Dachverbandes "Tafel Deutschland
e.V." würden jährlich etwa 260.000 Tonnen Lebensmittel vom Handel
gespendet. Laut Erhebung des Thünen-Institutes für 2015 seien im
Handel rund 500.000 Tonnen Lebensmittelabfälle angefallen. Darin seien
die Spenden an die Tafeln nicht enthalten. Der größte Anteil an
Lebensmittelverschwendung ergebe sich zudem in den Privathaushalten.
Die Bundesregierung wolle aber niemandem vorschreiben, was oder wie
viel er einkaufen oder im Restaurant verzehren soll.

 * 

2. Schutz bei Laktose- und Fruktoseintoleranz

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Bei vorverpackten Lebensmitteln muss nach den
lebensmittelkennzeichnungsrechtlichen Vorschriften der
Lebensmittel-Informationsverordnung (LMIV) grundsätzlich ein
Zutatenverzeichnis angegeben werden. In dem Zutatenverzeichnis müssen
alle bei der Herstellung des Lebensmittels verwendeten Zutaten in
absteigender Reihenfolge ihres Gewichtsanteils mit ihrer speziellen
Bezeichnung aufgeführt werden, erklärt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/12997) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/12579). Darin heißt es weiter, dass als Zutat neben Fruktose auch
fruktosehaltige Erzeugnisse wie Honig oder Glukose-Fruktose-Sirup
verwendet würden. Die Lebensmittelunternehmer seien grundsätzlich frei
in der Wahl der Rezeptur von Lebensmitteln und der Zutaten. Das
allgemeine Recht zur Kennzeichnung von Lebensmitteln werde in der
Verordnung (EU) Nr. 1169 / 2011 betreffend die Information der
Verbraucher über Lebensmittel (LMIV) EU-weit einheitlich geregelt. In
der Ressortforschung der Bundesministerien beschäftige sich das
Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) aktiv mit der Erforschung und
Bewertung von Lebensmittelallergien und -unverträglichkeiten. Die
jeweilige Aufnahmetoleranz an Fruktose oder Laktose sei individuell
sehr unterschiedlich, so dass Mengenangaben nur begrenzt sinnvoll
seien. Bei beiden Zuckern handele es sich zusätzlich um reguläre
Inhaltsstoffe von natürlichen Lebensmitteln, die entsprechenden
Schwankungen im Mengenanteil unterliegen würden. Unter
Berücksichtigung der natürlichen Schwankungen der beiden Zucker in
Lebensmitteln sei deshalb die Aussagekraft einer Deklaration fraglich.

 * 

3. Lage von Menschen mit Beeinträchtigung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die großen außeruniversitären
Forschungsorganisationen Fraunhofer-Gesellschaft (FhG),
Max-Planck-Gesellschaft (MPG), Leibniz-Gemeinschaft (WGL) und
Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren (HGF) und deren
Einrichtungen sollen bei der Erfüllung gesetzlicher Pflichten und
Wahrnehmung gesellschaftlicher Verantwortung als Arbeitgeber
vorbildlich sein. Dies schließt auch die Verantwortung und den Umgang
mit Menschen mit Beeinträchtigung ein. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/13026) auf die Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/12431).

Laut Paragraph 154 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch(SGB IX) hätten
alle privaten und öffentlichen Arbeitgeber in Deutschland demnach
mindestens fünf Prozent ihrer Arbeitsplätze mit Menschen mit
Behinderung zu besetzen. Eine Bewertung könne dabei aber nicht
ausschließlich auf der für alle Branchen und Bereiche pauschal
gesetzten Zielzahl von fünf Prozent beruhen, sondern müsse auch nach
den Arbeitsbedingungen in den Forschungseinrichtungen differenzieren.
So könnten zum Beispiel Arbeitsplätze im experimentellen Bereich
besondere Anforderungen an die Arbeitssicherheit stellen. Die Balance
zwischen gesellschaftlicher Verantwortung und spezifischen
arbeitsplatzbedingten Anforderungen gestalteten die Organisationen im
Rahmen der ihnen gewährten Autonomie.

Paragraph 160 SGB IX sehe vor, dass Arbeitgeber bei Nichterreichen der
politischen Zielmarke von fünf Prozent Ausgleichszahlungen leisteten.
Laut Antwort der Bundesregierung seien im Jahr 2009 rund 2,53 Prozent
Menschen mit Beeinträchtigungen in der FhG beschäftigt gewesen, in
2018 rund 2,8 Prozent. In der HGF liege der Anteil der Beschäftigten
mit Beeinträchtigungen am Gesamtpersonal in den vergangenen zehn
Jahren konstant bei rund vier Prozent.

Alle außeruniversitären Forschungsorganisationen nutzten neue
Technologien, um ein barrierefreies Umfeld für Beschäftigte mit
Beeinträchtigung herzustellen. So würden vermehrt Videokonferenzen
angeboten, um zwischen den verschiedenen Standorten miteinander zu
kommunizieren und Dateien zu transferieren. Damit werde Menschen mit
Beeinträchtigung die Teilnahme an Konferenzen ermöglicht, da die
Notwendigkeit von Dienstreisen entfalle.

Zudem verfügten die Einrichtungen der FhG über moderne Hard- und
Softwareausstattung, um Auszubildenden mit Schwerbehinderung einen
Ausbildungsplatz bei Fraunhofer zu ermöglichen. Bei der MPG sei im
Jahr 2019 ein "Talent, Gender & Diversity Board" eingerichtet worden,
um die vielfältigen Impulse aus Gremien, Sektionen und Instituten zu
bündeln und die chancen- und diversitätsgerechte Talentförderung in
diesem Sinne voranzutreiben.

Ein Best-Practice-Beispiel in der MPG sei die Möglichkeit für
Mitarbeiter mit Gehörbeeinträchtigung, die Verbalisierung gesprochener
Inhalte in Textform durch einen Dienstleister auf Kosten des
Arbeitgebers zu beauftragen. Zudem werde aktuell das Projekt
"Sign2MINT" umgesetzt. Es entwickle erstmals ein deutsches
MINT-Fachgebärdenlexikon. Dieses frei verfügbare Hilfsmittel baue
kommunikative Hürden ab und erleichterte gehörlosen Menschen den
Zugang zu naturwissenschaftlichen Fächern.

An den Einrichtungen der WGL zählten zusätzlich zu barrierefreien
Zugängen auch barrierefreie Homepages und der Einsatz von
Dolmetscherinnen und Dolmetschern für hörbeeinträchtige
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die HGF biete
Bildschirmarbeitsplätze und Seminarräume mit Videokonferenztechnik
oder Laptops mit mobilen Zugängen. Mobiles Mobiliar wie
höhenverstellbare Schreibtische oder Hilfsmittel wie Lupen oder
spezielle Stühle würden bereitgestellt. Für betriebliche Versammlungen
würden Gebärdendolmetscher hinzugezogen. In Laboren für hörbehinderte
Menschen würden optische Warnsignale, mobile und stationäre Rampen
oder Rollstuhlzuggeräte zur Überwindung von Stufen nachgerüstet.

 * 

4. Höhere Personalausgaben im Ministerium

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Von 2018 auf 2019 sind die Personalausgaben im
Bundesgesundheitsministerium um sechs Prozent gestiegen. Die
Soll-Ausgaben lägen 2019 bei rund 54 Millionen Euro im Vergleich zu
rund 51 Millionen Euro im Jahr davor, heißt es in der Antwort
(19/13022) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12041) der
FDP-Fraktion.

Dabei entfalle mehr als die Hälfte der Kostensteigerung auf sogenannte
Personalverstärkungsmittel, die dazu dienten, die Tarif- und
Besoldungserhöhungen abzufangen.

 * 

5. AfD fragt nach Masernimpfungen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Masernimpfungen sind Thema einer Kleinen Anfrage
(19/13621) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem erfahren, wie die Immunität gegen Masern
am effektivsten nachgewiesen werden kann.

 * 

6. Einflussnahme von Interessenvertretern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Einflussnahme von Interessenvertretern auf den
Entwurf der Bundesregierung für das Masernschutzgesetz ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/13485) der Linksfraktion.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung erfahren, nach welchen
Kriterien und mit welchen konkreten Auswirkungen Verbände,
Unternehmen, Organisationen oder Institutionen an der Erarbeitung des
Gesetzentwurfs beteiligt wurden.

 * 
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BUNDESTAG/8937: Heute im Bundestag Nr. 1082 - 02.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1082

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 2. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 13.15 Uhr

1. Drohneneinsatz in der Landwirtschaft

2. Keine GZD-Korrekturbitten im Juni 2019

3. Türkische Erdgaserkundung im Mittelmeer

4. Verlängerung des New START-Vertrags

5. Selbstbestimmungsrecht der Chagossianer

6. Förderung von Schulen im Ausland

7. Inhaftierte Deutsche im Ausland



1. Drohneneinsatz in der Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Aus Bundesmitteln werden derzeit zwei Projekte
gefördert, die den Einsatz von Drohnen zur Applikation von
Pflanzenschutzmitteln untersuchen. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/12901) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/12450) zum Einsatz von Drohnen im Weinbau hervor. Weiter heißt es,
dass die "Entwicklung einer flugrobotergestützten Expertenplattform
für einen präzisen Pflanzenschutz im Erwerbsobstbau" mit 552.374 Euro
im Rahmen des Programms zur Innovationsförderung der Bundesanstalt für
Landwirtschaft und Ernährung (BLE) gefördert werde. Die "Überprüfung
der biologischen Wirksamkeit sowie der Anlagerung und Abdrift von
Pflanzenschutzmitteln bei der Applikation mit Hilfe von unbemannten
Kleinhubschraubern in Weinbausteillagen" werde mit 221.988 Euro im
Rahmen eines Entscheidungshilfe-Vorhabens des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) gefördert.

 * 

2. Keine GZD-Korrekturbitten im Juni 2019

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Generalzolldirektion (GZD) hat im Juni 2019
keine Korrekturen von Berichterstattungen unter anwaltlicher Hilfe
erbeten. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13307)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12917). Die GZD gebe in
Einzelfällen bei unzutreffender Berichterstattung einem Medium einen
Hinweis. Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe
nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

3. Türkische Erdgaserkundung im Mittelmeer

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der finanziellen Unterstützung der Türkei durch
Deutschland und die EU erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/13459). Die Außenminister der EU-Staaten hätten im
Juli wegen türkischer Erdgaserkundungen im östlichen Mittelmeer
Strafmaßnahmen gegen das Land beschlossen. So sollen unter anderem
EU-Gelder für die Türkei gekürzt und die Verhandlungen über ein
Luftverkehrsabkommen eingestellt werden. "Die EU will nach Ansicht der
Fragesteller mutmaßlich die Türkei mit diesen Strafmaßnahmen dazu
bewegen, die Erdgassuche vor Zypern einzustellen." Das Land halte den
Norden von Zypern seit 1974 besetzt und wolle mit den Bohrungen eigene
Anteile am Erdgasgeschäft sichern.

Wissen wollen die Abgeordneten, in welcher Höhe EU-Mittel aus dem
Instrument für Heranführungshilfe (IPA) 2017 an die Türkei ausgezahlt
wurden und für das Jahr 2018 angesetzt gewesen sind und in welcher
Höhe diese Mittel womöglich gekürzt werden sollen.

 * 

4. Verlängerung des New START-Vertrags

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die mögliche Verlängerung des New START-Vertrages
zwischen den Vereinigten Staaten und Russland steht im Mittelpunkt
einer Kleinen Anfrage (19/13373) der Fraktion Die Linke. Der Vertrag
aus dem Jahre 2010 sehe vor, bis Februar 2018 die Zahl der
dislozierten, strategischen nuklearen Gefechtsköpfe auf je 1.550 und
jene der Trägersysteme auf maximal je 800 zu reduzieren, darunter je
100 als strategische Reserve. Als Träger seien strategische Raketen
mit Reichweiten über 5.550 Kilometer, U-Boot-gestützte Raketen sowie
strategische Bomber definiert. Der Vertrag, dessen Laufzeit 2021 ende,
sehe die Möglichkeit einer einmaligen Verlängerung um fünf Jahre vor.

Die Abgeordneten erkundigen sich unter anderem, mit welchen konkreten
Vorschlägen und Initiativen sich die Bundesregierung seit 2017
gegenüber Russland und der USA für den Erhalt und die Fortschreibung
dieser Rüstungsbegrenzung stark gemacht hat. Außerdem fragen die
Abgeordneten nach der Bereitschaft Russlands für eine Fortsetzung
sowie die Sorge in Washington, die USA könne hinter andere
Nuklearstaaten zurückfallen.

 * 

5. Selbstbestimmungsrecht der Chagossianer

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach "administrativen Maßnahmen gegen die
Chagossianer (×lois) in Großbritannien und die allgemeine Lage der
Menschenrechte der Chagossianer" erkundigt sich die Fraktion Die Linke
in einer Kleinen Anfrage (19/13536). "Bevor im Zuge der
Entkolonialisierung sowohl die Seychellen als auch Mauritius
unabhängig wurden, trennte die britische Regierung die Verwaltung des
Chagos-Archipels von beiden damaligen Kolonien ab und etablierte 1965
das Britische Territorium im Indischen Ozean." In den Jahren 1968 bis
1973 habe die britische Kolonialregierung die gesamte Bevölkerung des
Chagos-Archipels auf "brutale Weise" deportiert.

Nach jahrelangen rechtlichen Auseinandersetzungen habe der
Internationale Gerichtshof (IGH) im Februar 2019 die Entscheidung
gefällt, dass Großbritannien unrechtmäßig Territorium von Mauritius
abgespalten habe, das Selbstbestimmungsrecht der Chagossianer verletzt
habe und die Kontrolle über das Britische Territorium im Indischen
Ozean so "schnell wie möglich" aufgeben solle. "Im Mai stimmten
insgesamt 116 Staaten in der UN-Vollversammlung dafür, dass
Großbritannien binnen sechs Monaten die Kolonialverwaltung der Inseln
aufgeben solle. Die Bundesregierung enthielt sich als einer von
wenigen europäischen Staaten überhaupt bei dem Votum."

Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, welche Kenntnisse die
Bundesregierung über den Verbleib der damals 2.000 Chagossianer hat
und ob sie deren Deportation als Unrecht und Verletzung der
Menschenrechte ansieht. Außerdem soll sie darlegen, welche
Konsequenzen sie aus dem IGH-Urteil zieht und aus welchen Gründen sie
sich bei dem Votum der UN-Vollversammlung zur Entkolonialisierung des
Britischen Territoriums im Indischen Ozean enthalten hat.

 * 

6. Förderung von Schulen im Ausland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Förderung von Schulen im europäischen und
nichteuropäischen Ausland thematisiert die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/13626). Die Abgeordneten interessiert unter
anderem, welchen Zweck die Bundesregierung mit dieser Förderung
verfolgt, welche Staaten in welchem Umfang davon profitieren und wie
über Vergabekriterien und Vergabe der Förderung entschieden wird.
Außerdem soll die Bundesregierung Auskunft geben, welchen
Verpflichtungen Nehmerländer bei der Schulführung sowie bei
Unterrichtsinhalten unterliegen.

 * 

7. Inhaftierte Deutsche im Ausland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "Mutmaßlich politische Inhaftierungen und
Repressionen gegen Deutsche im Ausland - Aktueller Stand" lautet der
Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/13596). Die
Abgeordneten wollen wissen, wie vielen Deutschen nach Kenntnis der
Bundesregierung bislang im laufendem Jahr die Einreise in einen Staat,
"insbesondere im Hinblick auf die Türkei, Venezuela, Syrien, China,
Russland, Saudi Arabien und dem Iran", aus welchen Gründen verweigert
wurde. Außerdem soll die Bundesregierung nach Staaten aufgeschlüsselt
mitteilen, wie viele deutsche Staatsangehörige ihrer Kenntnis nach
derzeit in ausländischen Gefängnissen inhaftiert sind.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8936: Heute im Bundestag Nr. 1081 - 02.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1081

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 2. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 12.29 Uhr

1. Grünen-Fraktion fordert Agrarwende

2. Keine Korrekturbitten des GBA im Juni

3. Bezugstemperatur der Pariser Klimazieles

4. Abtransport einer Strahlenquelle

5. AfD-Fraktion fragt nach CO2-Restbudget

6. Forschung und Lehre in der Touristik

7. Biometrische Daten bei UN-Hilfsprogramm



1. Grünen-Fraktion fordert Agrarwende

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung soll sich nach Willen der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen deutlich intensiver um den Schutz von
Vögeln und Insekten bemühen. In einem Antrag (19/13550) fordert die
Fraktion unter anderem, eine "Agrarwende" zu vollziehen. Wesentliche
Aspekte dieser Agrarwende sind nach Ansicht der Fraktion die Förderung
einer "biodiversitäts-freundlichen Landwirtschaft" und die Eindämmung
des Stickstoffüberschusses. Für einen effektiven Schutz von
Artenreichtum, Vögeln und Insekten schlagen die Grünen unter anderem
vor, das Natura2000-Netzwerk und den Biotopverbund zu stärken sowie
die Wildnis und die Stadtnatur zu fördern.

Die Fraktion begründet ihren Antrag mit dem aus ihrer Sicht
alarmierenden Zustand von Natur und Biodiversität. Sie verweist unter
anderem auf Forschungsergebnisse zum Rückgang bei Star und
Feldsperling sowie zum Insektensterben.

 * 

2. Keine Korrekturbitten des GBA im Juni

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA)
hat im Juni 2019 nicht mit Hilfe von Anwälten bei Medien um
Korrekturen von Berichterstattungen ersuchen lassen. Das teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13308) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/12918) mit. Wie die Bundesregierung weiter
schreibt, gibt der GBA lediglich in Einzelfällen einem Medium dann
einen Hinweis, wenn vom GBA veröffentlichte Informationen oder diesen
betreffende Angaben objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und der
GBA einen Hinweis für geeignet und angemessen erachtet. Eine
Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht, und eine
solche umfassende Dokumentation sei auch nicht durchgeführt worden, so
dass dazu eine Auflistung nicht erstellt werden könne.

 * 

3. Bezugstemperatur der Pariser Klimazieles

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion thematisiert erneut die "genaue
Bezugstemperatur des Pariser 2-Grad-Ziels und die Rolle des CO2". Die
Fraktion will in einer Kleinen Anfrage (19/13534) unter anderem
Auskunft über "die genaue [...] absolute globale Mitteltemperatur in
Kelvin und Celsius in vorindustrieller Zeit". Die Kleine Anfrage ist
als Nachfrage zu einer vorherigen Antwort der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion (19/6899, 19/6019) formuliert. Die Fragen
sind wortgleich zur früheren Kleinen Anfrage. Die Fraktion führt aus,
dass die Fragen aus ihrer Sicht teils ausweichend und teils falsch
beantwortet worden seien.

 * 

4. Abtransport einer Strahlenquelle

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Den "Abtransport einer Strahlenquelle aus
Berlin-Karlshorst" thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/13619). Die Fraktion will darin Details erfahren zu einem
möglichen Abtransport einer Plutonium-Beryllium-Quelle aus einer
Liegenschaft des Bundesamtes für Strahlenschutz in Berlin Karlshorst.

 * 

5. AfD-Fraktion fragt nach CO2-Restbudget

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat weiteren Klärungsbedarf zu
"Referenzgrößen der geplanten Klimaschutzmaßnahmen, erwartete
Ergebnisse und Verhältnismäßigkeit der Maßnahmen". Von der
Bundesregierung will die Fraktion unter anderem wissen, welches
Emissions-Restbudget an CO2-Äquivalenten die Bundesregierung für den
Klimaschutzplan 2050 und für das in Arbeit befindliche
Klimaschutzgesetz zugrunde legt. In der Kleinen Anfrage (19/13526) als
Nachfrage zu einer Antwort der Bundesregierung auf eine frühere Kleien
Anfrage der Fraktion (19/10890, 19/10450) führt die AfD aus, dass die
Antworten "in weiten Teilen ausweichend und häufiger, nach Ansicht der
wissenschaftlich gestützten Meinung der Fragesteller nach, sogar
falsch und deswegen eventuell irreführend" gewesen seien.

 * 

6. Forschung und Lehre in der Touristik

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Der Tourismus ist nicht nur in Deutschland, sondern
weltweit eine Wachstumsbranche. Allein der Deutschlandtourismus ist
auf jährlich fast 500 Millionen Übernachtungen, rund drei Millionen
Beschäftigte und eine direkte Bruttowertschöpfung von über 100
Milliarden Euro angewachsen. Gleichzeitig stoße der Tourismus gerade
aufgrund seiner schnellen Wachstumsrate an Grenzen, schreibt Bündnis
90/Die Grünen in ihrer Kleinen Anfrage (19/13599). Neben der
Digitalisierung, dem Arbeits- und Fachkräftemangel oder der
Ausbildungs- und Beschäftigungssituation sind aus Sicht der
Abgeordneten vor allem Umweltschutz und Nachhaltigkeit in der immer
größer werdenden Klimakrise eine der größten Herausforderungen in der
Touristik. Laut Bündnis 90/Die Grünen geht es um die Frage, wie die
gesamte Tourismusbranche sich umweltverträglich ausrichten kann.

Die Abgeordneten möchten wissen, wie sich nach Kenntnis der
Bundesregierung die Institute für Tourismusforschung an den deutschen
Universitäten und Fachhochschulen - auch nach Bachelorabschlüssen,
Masterabschlüssen, Promotionen und Habilitationen - in den vergangenen
zehn Jahren entwickelt haben und welches Konzept zur Verbesserung der
strukturellen und personellen Situation im Bereich der
Tourismuswissenschaft die Bundesregierung verfolgt.

 * 

7. Biometrische Daten bei UN-Hilfsprogramm

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Sammlung und Verarbeitung biometrischer Daten in
Hilfsprogrammen der Vereinten Nationen thematisiert die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/13496). So würden etwa im
Welternährungsprogramm (WFP) der Vereinten Nationen biometrische Daten
von Hilfeempfängern gesammelt, um diese zweifelsfrei zu identifizieren
und Nahrung zu verteilen. Die Hilfsbedürftigen müssten sich in einem
biometrischen Authentifizierungssystem mit Fingerabdrücken sowie
Iris- und Gesichtsscans registrieren. "Das mögliche Hacken und
Kopieren solcher Dateien durch staatliche und nicht-staatliche
Verfolger von schutzbedürftigen Geflüchteten birgt weitere, nicht
absehbare Gefahren", schreiben die Abgeordneten.

Die Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben, wer nach ihrer
Kenntnis auf die Informationen im "biometrischen
Identitätsmanagement-System" der Vereinten Nationen zugreifen darf und
unter welchen Umständen eine Weitergabe an Regierungen sowie deren
Polizei, Geheimdienste oder Militärs erlaubt ist. Außerdem erkundigen
sich die Abgeordneten, inwieweit Projekte des Auswärtigen Amtes, der
Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) sowie
das "Polizeiprogramm Afrika" die Sammlung und Verarbeitung
biometrischer Daten beinhalten.

 * 
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BUNDESTAG/8935: Heute im Bundestag Nr. 1080 - 02.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1080

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 2. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 11.43 Uhr

1. Gesetzliche Zahlungsmittel alternativlos

2. Korrekturbitten des BZSt im April 2019

3. Ausgewogenheit von Veranstaltungen

4. FDP hinterfragt gesetzliche Neureglung

5. Daten zum BAföG über Migranten



1. Gesetzliche Zahlungsmittel alternativlos

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Sogenannte Stablecoins von virtuellen Währungen
sollen sich nicht als Alternative zum gesetzlichen Zahlungsmittel
etablieren können und damit die bestehende Währungsordnung infrage
stellen. Dies muss aus Sicht der Bundesregierung sichergestellt
werden, teilt sie in ihrer Antwort (19/13369) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/12540) mit. Zum sogenannten
Libra-Projekt von Facebook lägen derzeit nicht genug Informationen
vor, um belastbare Aussagen vorzunehmen. Vielmehr bedürfe es dafür
einer weiteren Konkretisierung des Geschäftsmodells durch die Libra
Association und ihre Gesellschafter, heißt es in der Antwort.

 * 

2. Korrekturbitten des BZSt im April 2019

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Aus welchen Anlässen das Bundeszentralamt für
Steuern (BZSt) im April 2019 bei Medien mit oder ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen, will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/12612) von der Bundesregierung erfahren.

 * 

3. Ausgewogenheit von Veranstaltungen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die politische Ausgewogenheit von Veranstaltungen
der "Kreditanstalt für Wiederaufbau Entwicklungsbank" und der
Deutschen Investitions- und Entwicklungsgesellschaft ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/13473) der AfD-Fraktion. Unter anderem möchten die
Abgeordneten wissen, wie viele Angehörige politischer Parteien sowie
von politischen Stiftungen und Fraktionen in den Landesparlamenten
nach Kenntnis der Bundesregierung daran teilgenommen haben.

 * 

4. FDP hinterfragt gesetzliche Neureglung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die gesetzliche Änderung zur Verbesserung der
Information von Ärzten über Schwangerschaftsabbrüche ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/13391) der FDP-Fraktion. Die gesetzliche Änderung
vom Februar 2019 gestatte es Ärzten, öffentlich darüber zu
informieren, dass sie solche Abbrüche vornehmen. Detaillierte
Informationen zu dem Eingriff dürften jedoch nur durch neutrale
Stellen zur Verfügung gestellt werden.

Es seien jedoch Zweifel angebracht, ob mit der gesetzlichen Änderung
die Schwangeren leichter an Informationen kämen und Ärzte die nötige
Rechtssicherheit erhielten. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung wissen, wie Ärzte und Krankenhäuser auf die
gesetzliche Neuregelung reagiert haben und wie die Novelle in ihrer
praktischen Wirkung eingeschätzt wird.

 * 

5. Daten zum BAföG über Migranten

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die Datenlage bezüglich der BAföG-Förderung von
Menschen mit Migrationshintergrund ist nach Ansicht der AfD
gegenwärtig unzureichend. Im Sinne der Steigerung der Vergleichbarkeit
von statistischen Informationen sowie zur besseren Prognostizierung
von Entwicklungen im BAföG-System erscheint eine Erweiterung des
Datenangebots hinsichtlich der Personengruppe der Migranten geboten,
schreibt die Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/13465).

Die Abgeordneten möchten unter anderem wissen, wie sich in den
vergangenen zehn Jahren die Gesamtausgaben für Leistungen nach dem
BAföG und wie sich die Zahl der Empfänger von BAföG-Leistungen -
differenziert nach soziodemographischen Merkmalen wie Geschlecht und
Staatsangehörigkeit haben. Auch interessiert die Fraktion, wie viele
der nach dem BAföG geförderten Studenten - ebenfalls aufgefächert nach
soziodemographischen Merkmalen - in den vergangenen zehn Jahren ihr
Studium abgebrochen oder ohne Abschluss beendet und einen
Fachrichtungswechsel vorgenommen haben.

 * 
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BUNDESTAG/8934: Heute im Bundestag Nr. 1079 - 02.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1079

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 2. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 10.54 Uhr

1. Sicherheit an Bahnhöfen thematisiert

2. Bundespolizei-Pressemitteilung thematisiert

3. EU-Westbalkan-Plan zur Terrorbekämpfung

4. Deutsche in ehemaligen IS-Gebieten

5. Überwachungskameras auf Bahnhöfen



1. Sicherheit an Bahnhöfen thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will wissen, wie
die Bundesregierung aktuell die Sicherheit an Bahnhöfen einschätzt.
Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/13392) danach, ob
die Bundesregierung vor dem Hintergrund ihrer Einschätzung die
Sicherheit an Bahnhöfen für verbesserungswürdig hält. Ferner fragt sie
unter anderem, inwiefern sichergestellt ist, dass eine höhere
Bundespolizeipräsenz an den Grenzen nicht zu Engpässen in anderen
Sicherheitsbereichen, insbesondere an Bahnhöfen und Flughäfen führt.

 * 

2. Bundespolizei-Pressemitteilung thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Eine Pressemitteilung der Bundespolizeidirektion
München vom 22. August 2019 thematisiert die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/13498). Wie die Fraktion darin ausführt,
wird in der Pressemitteilung die Zurückweisung einer Familie aus
Bosnien-Herzegowina an der österreichischen Grenze vermeldet, die ohne
erforderliche Papiere habe einreisen wollen. Wörtlich heiße es in der
Pressemitteilung: "Die abgelehnten Asylbewerber, die wohl der
Minderheit der Sinti und Roma angehören, waren ohne ausreichende
Dokumente unterwegs."

Wissen will die Fraktion, ob die Bundesregierung die Auffassung teilt,
die Bundespolizei solle in ihrer Presse- und Öffentlichkeitsarbeit die
ethnische Zugehörigkeiten von Tatverdächtigen allenfalls bei einem
begründeten öffentlichen Interesse hervorheben. Auch fragt sie unter
anderem, ob die Pressestelle angenommen hat, "es bestehe ein
öffentliches Interesse daran, zu kommunizieren, dass die
zurückgewiesene Familie ,wohl' der Minderheit der Roma (oder der
Sinti) angehöre".

 * 

3. EU-Westbalkan-Plan zur Terrorbekämpfung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Gemeinsamer EU-Westbalkan-Aktionsplan zur
Bekämpfung von Terrorismus und Extremismus" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/13472). Wie die Fraktion
darin ausführt, hat die Europäische Kommission einen gemeinsamen
Aktionsplan zur Terrorismusbekämpfung für die westlichen Balkanstaaten
unterzeichnet. Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, welchen
Inhalt dieser Aktionsplan nach Kenntnis der Bundesregierung hat und
wie dieser umgesetzt wird.

 * 

4. Deutsche in ehemaligen IS-Gebieten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte die Zahl
der aus Deutschland zum sogenannten "Islamischen Staat" ausgereisten
Personen erfahren, die sich nach Kenntnis der Bundesregierung seit
Anfang März dieses Jahres noch in Syrien und dem Irak befinden. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/13466) danach, wie die
Bundesregierung aktuell die Chancen einschätzt, in Syrien sowie im
Irak festgehaltene deutsche Staatsbürger zeitnah nach Deutschland zu
überführen. Ferner fragt sie unter anderem, inwiefern IS-Rückkehrer
nach der Rückkehr in Deutschland mit einem Ermittlungsverfahren
rechnen müssen.

 * 

5. Überwachungskameras auf Bahnhöfen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der von der Bundespolizei sowie von
Dritten wie der Deutschen Bahn AG an Bahnhöfen betriebenen Kameras
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/13463).
Auch will sie wissen, wie oft durch die Bundespolizei seit 2015 zur
Aufklärung von Straftaten Videomaterial von Überwachungskameras auf
Bahnhöfen gesichert wurde. Ferner fragt sie unter anderem, wie oft
nach Kenntnis der Bundesregierung bei Straftaten an Bahnhöfen kein
Videomaterial gesichert werden konnte, weil die Kamera defekt oder
verschmutzt war.

 * 
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BUNDESTAG/8933: Heute im Bundestag Nr. 1078 - 02.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1078

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 2. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 09.45 Uhr

1. Eigentumsquote knapp über 50 Prozent

2. Keine Bundesbank-Korrekturbitten

3. Mehreinnahmen bei Grunderwerbsteuer

4. Angriffe auf Netze von Bundesbehörden

5. Förderung deutscher Minderheiten

6. Linke fragt nach Familiennachzug



1. Eigentumsquote knapp über 50 Prozent

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Trotz eines in den vergangenen zehn Jahren sehr
stark gestiegenen Umsatzes bei Immobilien gehört Deutschland bei der
Wohneigentumsquote zu den Schlusslichtern in Europa. Dies geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/12955) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/11623) hervor. Danach stieg der
Umsatz mit Immobilien seit dem Jahr 2008 bis zum Jahr 2016 von 131 auf
237,5 Milliarden Euro im Jahr. Die Zahl der Immobilientransaktionen
erhöhte sich von 817.000 auf rund eine Million. Mit einer
Wohneigentumsquote von 51,4 Prozent gehört Deutschland vor dem
Schlusslicht Schweiz mit 41,3 Prozent zu den Ländern mit der
niedrigsten Wohneigentumsquote in Europa. Die höchsten
Wohneigentumsquoten mit über 90 Prozent gibt es in Rumänien, Kroatien
und in der Slowakei.

 * 

2. Keine Bundesbank-Korrekturbitten

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Deutsche Bundesbank hat im Juni 2019 keine
Korrekturen von Berichterstattungen unter anwaltlicher Hilfe erbeten.
Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13306) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12910). Die Deutsche Bundesbank
gebe in Einzelfällen bei unzutreffender Berichterstattung einem Medium
einen Hinweis. Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise
bestehe nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

3. Mehreinnahmen bei Grunderwerbsteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welche Mehreinnahmen die Bundesregierung durch die
geplante Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes zur Bekämpfung
sogenannter Share Deals erwartet, will die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/13327) erfahren. Die Bundesregierung soll unter
anderem schildern, welche Konsequenzen sie aus der Ansicht des
hessischen Finanzministeriums ziehen will, dass der Steuerausfall
durch Share Deals bei rund einer Milliarde Euro jährlich liege. Zudem
wird gefragt, welche Konsequenzen die Bundesregierung aus der Ansicht
der Berliner Verwaltung ziehen will, wonach es aufgrund der
Gesetzesänderung zu Mehreinnahmen von rund einem Drittel der bisher
entgangenen Grunderwerbsteuer kommen könne.

 * 

4. Angriffe auf Netze von Bundesbehörden

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Angriffe auf die Netzwerke von Bundesbehörden und
-einrichtungen ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/13235) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12816). Wie
die Bundesregierung darin ausführt, erfasst sie keine Gesamtzahl über
solche Angriffe. Bekannt sei dagegen, dass im Zeitraum 1. Juli 2017
bis 31. Mai 2018 pro Monat durchschnittlich 28.000 E-Mails mit
Schadprogrammen in Echtzeit abgefangen wurden, bevor sie die
Postfächer der Empfänger erreichen konnten. Im HTTP-Verkehr seien im
Jahr 2017 durchschnittlich rund 500 Schadprogramme pro Monat erkannt
und abgewehrt worden. Auch hier habe sich 2018 der Trend fortgesetzt,
dass Schadsoftware immer häufiger in E-Mails nur verlinkt und nicht
als Anhang beigefügt ist.

Den automatisierten Antivirus-Schutzmaßnahmen nachgelagert betreibt
das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) laut
Vorlage ein weiteres System zur Detektion von Schadprogrammen im
Datenverkehr der Regierungsnetze. Die Analysten des BSI konnten auf
diese Weise den Angaben zufolge im Berichtszeitraum mehr als 40.000
Angriffe identifizieren, die von den eingesetzten kommerziellen
Schutzprodukten nicht detektiert oder blockiert werden konnten. Zudem
seien mehr als zwei Millionen Zugriffe aus dem Regierungsnetz auf
Server unterbunden worden, die mit Schadcode, Betrug oder
Datendiebstahl in Verbindung standen.

 * 

5. Förderung deutscher Minderheiten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um deutsche Minderheiten geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/13236) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/12835). Wie die Bundesregierung darin darlegt, werden die
deutschen Minderheiten in den Staaten Ostmittel-, Ost- und
Südosteuropas einschließlich der Nachfolgestaaten der UdSSR und im
Baltikum gefördert. Dabei sei die Bindung an die deutsche Sprache, die
dauerhafte Sicherung der kulturellen Identität, aber auch die
Verbesserung der Lebens- und Zukunftsperspektiven für die Angehörigen
der deutschen Minderheit von essentieller Bedeutung.

Der Antwort zufolge bilden die deutschen Minderheiten nach wie vor ein
wichtiges Element der bilateralen Beziehungen Deutschlands zu den
jeweiligen Herkunftsländern. Länderübergreifende Partnerschaften und
Netzwerke der deutschen Minderheiten förderten zudem den
interkulturellen Dialog. "In Zeiten zunehmender Konflikte,
Diskriminierungen und teilweise erstarkendem Nationalismus" sei diese
Brückenfunktion von besonderer Bedeutung.

 * 

6. Linke fragt nach Familiennachzug

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Den Familiennachzug zu Flüchtlingen thematisiert die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/13525). Darin
erkundigt sie sich, wie viele Visa zum Familiennachzug im bisherigen
Jahr 2019 beziehungsweise im Jahr 2018 erteilt worden sind. Auch will
sie unter anderem wissen, wie lang nach Kenntnis der Bundesregierung
insgesamt die Verfahren zum Familiennachzug zu anerkannten
Flüchtlingen beziehungsweise subsidiär Schutzberechtigten sind.

 * 
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BUNDESTAG/8932: Heute im Bundestag Nr. 1077 - 01.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1077

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 1. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 14.00 Uhr

1. Dauer von Asylverfahren

2. Aus Verbänden kommende Beschäftigte

3. Homo-, trans- und interfeindliche Taten

4. Kameradschaft Aryans

5. Einwilligung in Datenverarbeitung

6. Flugdienst der Bundespolizei



1. Dauer von Asylverfahren

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer von
Asylverfahren bis zu einer behördlichen Entscheidung hat im zweiten
Quartal 2019 bei 5,9 Monaten gelegen. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/13366) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/12457) hervor. Danach dauerte es im ersten Quartal dieses
Jahres im Durchschnitt noch 6,0 Monate bis zu einer behördlichen
Entscheidung.

 * 

2. Aus Verbänden kommende Beschäftigte

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In den Bundesministerien sind oder waren seit Beginn
der laufenden Wahlperiode acht Personen befristet beschäftigt, die
direkt zuvor bei einem Interessenverband oder Interessenverein,
Branchenverband oder sonst einer im Geschäftsbereich des jeweiligen
Ressorts tätigen Interessenvertretung beschäftigt waren. Dies geht aus
der Antwort der Bundesregierung (19/13367) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/12527) hervor.

Danach handelt beziehungsweise handelte es sich bei den acht
Beschäftigungsverhältnissen um jeweils eine Referentensstelle im
Bundesgesundheitsministerium sowie im Bundesministerium für Arbeit und
Soziales und um fünf Referentenstellen im Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, während es in einem
Fall um eine "Projektassistenz Digitale Medien" im Bundesministerium
der Justiz und für Verbraucherschutz ging beziehungsweise geht. Wie
die Bundesregierung weiter ausführt, wurden bei den aufgeführten
Angaben "nur solche Beschäftigungsverhältnisse erfasst, die nicht
entfristet wurden, daher vorübergehend waren und eine Rückkehr zum
vorherigen Arbeitgeber ermöglichten".

 * 

3. Homo-, trans- und interfeindliche Taten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im zweiten Quartal dieses Jahres sind in Deutschland
144 "homo-, trans*- beziehungsweise interfeindliche Straftaten"
registriert worden, darunter 35 Gewaltdelikte. Wie aus der Antwort der
Bundesregierung (19/13371) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/12934) weiter hervorgeht, lag die Gesamtzahl solcher
Straftaten im ersten Quartal 2019 bei 101, von denen 23 Gewaltdelikte
waren.

 * 

4. Kameradschaft Aryans

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die "Kameradschaft Aryans" berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13372) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/12935). Wie die Bundesregierung darin
ausführt, handelt es sich bei der "Kameradschaft Aryans" nach
derzeitiger Bewertung des Bundesamtes für Verfassungsschutz "um eine
länderübergreifende rechtsextremistische Gruppierung aus dem
gewaltorientierten Spektrum". Sie nehme regelmäßig an
rechtsextremistischen Versammlungen teil und habe sich in den
vergangenen Jahren durch ein vergleichsweise hohes Aktivitätsniveau
ausgezeichnet.

Hinsichtlich ihrer ideologischen Ausrichtung nimmt die "Kameradschaft
Aryans" der Antwort zufolge "sowohl Anleihen an (neo-)
nationalsozialistischem Gedankengut als auch an diffusen sonstigen
rechtsextremistischen Ideologiefragmenten". Ein "durchgängiges
(neo-)nationalsozialistisches Weltbild" sei nicht bei allen
Mitgliedern der "Kameradschaft Aryans" festzustellen.

Wie aus der Antwort ferner hervorgeht, führt der Generalbundesanwalt
beim Bundesgerichtshof seit März 2018 ein Ermittlungsverfahren gegen
fünf Beschuldigte aus Hessen und Bayern "wegen des Verdachts der
Gründung einer und Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung
("Aryans")". Die Ermittlungen erstreckten sich seit Juli 2018 auf
einen weiteren Beschuldigten aus Hessen wegen des Tatvorwurfs der
Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung.

 * 

5. Einwilligung in Datenverarbeitung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Freiwilligkeit der Einwilligung in
Datenverarbeitung" thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/13374). Darin erkundigt sie sich danach, ob aus Sicht der
Bundesregierung eine Aushöhlung der Entscheidungsgewalt des Bürgers
darüber vorliegt, "wie mit seinen Daten durch Unternehmen umgegangen
wird, wenn er vor die Alternativen gestellt wird, entweder in die
Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten einzuwilligen oder das
Produkt nicht nutzen zu können". Auch will sie unter anderem wissen,
ob die Bundesregierung konkrete Maßnahmen verfolgt, um
sicherzustellen, "dass das Schließen von Sicherheitslücken durch
Updates unabhängig von einer Zustimmung zu einer (veränderten)
Datenverarbeitung gewährleistet wird".

 * 

6. Flugdienst der Bundespolizei

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um die aktuelle Situation des Flugdienstes der
Bundespolizei geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/13388). Darin erkundigt sie sich danach, wie viele
Luftfahrzeuge welchen Typs aktuell zu welchem Zweck von der
Bundespolizei betrieben werden. Auch will sie wissen, wie viele
Angehörige der Bundespolizei in welchem Bereich des Flugdienstes
beschäftigt sind. Ferner fragt sie unter anderem, wie viele
Planstellen im Bereich des Flugdienstes der Bundespolizei aktuell
nicht besetzt sind.

 * 
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Heute im Bundestag Nr. 1077 - 1. Oktober 2019 - 14.00 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8931: Heute im Bundestag Nr. 1076 - 01.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1076

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 1. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 13.03 Uhr

1. BVersA: Keine Korrekturen im Juni

2. Linke fragt nach Berufskrankheiten

3. Geänderte Entsenderichtlinie

4. Rentenüberzahlungen ins Ausland

5. Nutzung des Rentensplittings

6. Einfluss auf Pflegelöhne-Gesetz



1. BVersA: Keine Korrekturen im Juni

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Juni 2019 hat das Bundesversicherungsamt (BVersA)
gegenüber Medien keine Korrekturbitten unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe veranlasst. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/13309) auf eine Kleine Anfrage (19/12922) der
AfD-Fraktion.

 * 

2. Linke fragt nach Berufskrankheiten

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/13457) zur Reform des Berufskrankheitenrechts gestellt. Darin
fragt sie die Bundesregierung unter anderem nach der Anzahl der
angezeigten Berufskrankheiten, deren Anerkennung und der Zahl der
Klagen wegen nicht anerkannter Krankheiten.

 * 

3. Geänderte Entsenderichtlinie

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/13448) zur Umsetzung der geänderten Entsenderichtlinie in
nationales Recht gestellt. Die Bundesregierung soll unter anderem
beantworten, ob wegen des neuen Entlohnungsbegriffs weitere
Lohnbestandteile unter anderem für Mehrarbeit, Nachtarbeit und
Schichtarbeit, in das Arbeitnehmer-Entsendegesetz eingefügt werden
müssen.

 * 

4. Rentenüberzahlungen ins Ausland

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/13479)
zu Rentenüberzahlungen im Todesfall gestellt. Die Bundesregierung soll
unter anderem beantworten, mit welchen Ländern es
Sterbeabgleichverfahren gibt und wie viele Rentenüberzahlungen ins
Ausland es wegen fehlender Abgleichverfahren gibt.

 * 

5. Nutzung des Rentensplittings

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Nutzung des Rentensplittings interessiert
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/13467). Beim
Rentensplitting werden von beiden Ehepartnern während der Ehe
erworbene Anwartschaften als gemeinschaftliche Lebensleistung
betrachtet und die Summe der Rentenanwartschaften beiden Partnern je
zur Hälfte zugerechnet. Die Bundesregierung soll unter anderem
beantworten, wie viele Splittingverfahren seit 2002 und in welcher
Höhe angewendet wurden.

 * 

6. Einfluss auf Pflegelöhne-Gesetz

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/13488) zur Einflussnahme von Interessenvertretern auf den
Gesetzentwurf der Bundesregierung für bessere Löhne in der Pflege
gestellt. Darin fragt sie nach Einzelheiten der Kontaktaufnahme und
nach konkreten Änderungen des Gesetzentwurfes durch externe
Einflussnahme.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8930: Heute im Bundestag Nr. 1075 - 01.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1075

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 1. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 12.14 Uhr

1. Baby-Ausstattung Sache der Kommunen

2. Erwerbsgemindert wegen der Psyche

3. Lobbyarbeit für Entschädigungsrecht

4. Höhe der Regelbedarfe

5. Zurückweisungsvereinbarung thematisiert

6. Bereitschaftspolizeien der Länder



1. Baby-Ausstattung Sache der Kommunen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Über die Leistungen zur Erstausstattung bei
Schwangerschaft und Geburt entscheiden die kommunalen Träger. Die
Bundesregierung hat deshalb keine Kenntnisse über den Umfang einer
kindgerechten Baby-Erstausstattung, wie sie in einer Antwort
(19/12896) auf eine Kleine Anfrage (19/12398) der Fraktion Die Linke
betont. Die Regierung verweist in der Antwort auf die gesetzlichen
Regelungen des SGB II und SGB XII (Zweites und Zwölftes Buch
Sozialgesetzbuch).

 * 

2. Erwerbsgemindert wegen der Psyche

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2018 gingen knapp 43 Prozent der
Erwerbsminderungrentner wegen einer psychischen Erkrankung in den
vorzeitigen Ruhestand. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/13033) auf eine Kleine Anfrage (19/12218) der
AfD-Fraktion. Insgesamt bezogen 2018 knapp 1,7 Millionen Menschen in
Deutschland eine Erwerbsminderungsrente.

 * 

3. Lobbyarbeit für Entschädigungsrecht

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/13486) zur Einflussnahme von Interessenvertretern auf den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Regelung eines Sozialen
Entschädigungsrechts (Bundesratsdrucksache 351/19) gestellt. Darin
fragt sie nach Art und Umfang der Kontaktaufnahme zwischen
Bundesministerium für Arbeit und Soziales und Verbändevertretern.

 * 

4. Höhe der Regelbedarfe

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/13480)
zu Regelbedarfsleistungen und den Vorgaben des
Bundesverfassungsgerichts dafür gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem, ob bei der Bestimmung der Regelsätze in
der Grundsicherung und Sozialhilfe für 2020 eine Berücksichtigung der
Einkommens- und Verbraucherstichprobe 2018 möglich ist.

 * 

5. Zurückweisungsvereinbarung thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Zurückweisungsvereinbarungen mit Griechenland und
Spanien" sind Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/13362). Wie die Fraktion darin ausführt, schloss das
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat im August 2018 mit
dem griechischen Migrations- und dem spanischen Innenministerium
"Verwaltungsvereinbarungen zur direkten Zurückweisung von an der
deutsch-österreichischen EU-Binnengrenze aufgegriffenen
Schutzsuchenden ohne die Durchführung eines Dublin-Verfahrens". Wissen
will sie unter anderem, wie viele Zurückweisungen nach Griechenland
beziehungsweise Spanien "bezüglich der deutsch-österreichischen Grenze
auf der Grundlage der entsprechenden Verwaltungsvereinbarungen" es
bislang gab.

 * 

6. Bereitschaftspolizeien der Länder

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, wie viele Polizeivollzugsbeamte den Bereitschaftspolizeien
der Länder aktuell angehören. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen
Anfrage (19/13364) danach, wie viele offene Stellen für
Polizeivollzugsbeamte derzeit bei den Bereitschaftspolizeien der
Länder bestehen. Ferner fragt sie unter anderem, wie viele
Polizeivollzugsbeamte aus den Bereitschaftspolizeien der Länder bis
Ende des Jahres 2024 das Ruhestandsalter erreichen werden.

 * 
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INNEN/4785: Große Koalition sollte Zeichen für mutigen Kurswechsel setzen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. Oktober 2019

SITTA: Große Koalition sollte Zeichen für mutigen Kurswechsel
setzen



Zum Tag der Deutschen Einheit erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Frank Sitta:

"Deutschland ist so gespalten wie nie zuvor in den letzten fast 30
Jahren. Bei Migration, Klimaschutz, Digitalisierung und
wirtschaftlichem Vorankommen ziehen sich tiefe Gräben durch unser
Land. Die Große Koalition hat dies zugelassen, teilweise sogar
befördert. Sie hat die großen Herausforderungen unserer Zeit nicht
gestaltet, sondern vielmehr von der Substanz gelebt. Am Tag der
Deutschen Einheit sollte sie ein Zeichen setzen, dass sie verstanden
hat und zu einem mutigen Kurswechsel bereit ist. Nötig ist ein
nationaler Konsens bei Migration und Klimaschutz, um die Gesellschaft
zu befrieden. Weltoffenheit und Kontrolle, Wirksamkeit und
Individualität müssen zusammengehen. Wir brauchen zudem eine
Offensive für Entlastung, Wachstum und Investitionen in ganz
Deutschland und nicht noch mehr Umverteilung. Die Menschen wollen
teilhaben und Anerkennung erfahren. Mit German Mut ließen sich die
Gräben zuschütten."

 * 
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UMWELT/919: Finanzierbarkeit des Klimapakets bleibt fragwürdig


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. Oktober 2019

DÜRR: Finanzierbarkeit des Klimapakets bleibt fragwürdig



Zum Kabinettsbeschluss des Ergänzungshaushalts zum Klimapaket erklärt
der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Das Klimapaket bleibt vor allem ein Sammelsurium von
Einzelmaßnahmen, deren Wirksamkeit und Finanzierbarkeit fragwürdig
ist. Zwar beteuert Bundesfinanzminister Scholz, die schwarze Null
halten zu können. Er muss aber schon heute Asyl- und EKF-Rücklage
bemühen, um den Schein zu wahren. In Wahrheit ist die schwarze Null
längst eine rote Null. Statt der Einzelmaßnahmen hätte die
Bundesregierung einen einheitlichen CO2-Preis durch einen echten
Emissionshandel mit CO2-Limit in den Mittelpunkt stellen müssen. Das
wäre weniger planwirtschaftlich und weniger teuer geworden."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/3076: Schnelle Entlastung gegen Strukturkrise nötig


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. Oktober 2019

THEURER: Schnelle Entlastung gegen Strukturkrise nötig



Zum Herbstgutachten der Wirtschaftsforschungsinstitute erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Deutschland steuert auf eine handfeste Strukturkrise zu, die
Industrie ist bereits in die Rezession geschlittert. Es ist höchste
Zeit, dass die Große Koalition gegensteuert, zu lange hat sie unser
Land auf Verschleiß gefahren. Wenn jetzt nicht die richtigen Weichen
gestellt werden, sind Arbeitsplätze und Wettbewerbsfähigkeit in
großer Gefahr. Wichtig ist eine schnelle Entlastung, vor allem für
den Mittelstand und die Industrie. Dafür muss der Soli bis zum
01.01.2020 komplett und ersatzlos abgeschafft werden. Außerdem
brauchen wir eine Investitionsoffensive in die Infrastruktur und
verkürzte Genehmigungsverfahren, um im globalen Wettbewerb wieder ein
führender Standort zu werden. Das geht, ohne die schwarze Null
aufzugeben, denn die Mittel sind vorhanden. Zudem muss
Bundeswirtschaftsminister Altmaier seinen Ankündigungen endlich Taten
folgen lassen und für eine umfassende Unternehmenssteuerreform sowie
wirklich substantiellen Bürokratieabbau sorgen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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HAMBURG/4889: Flughafen-Pachtvertrag - Schwacher Trost für Lärmgeplagte (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 1. Oktober 2019

Flughafen-Pachtvertrag: Schwacher Trost für Lärmgeplagte



Der Senat hat mit der Verlängerung des Pachtvertrages für den
Hamburger Flughafen den möglichen Lärmteppich neu geregelt. "Es ist
Wahlkampfzeit und da verteilt Rot-Grün gerne Placebos: Den möglichen
Lärmteppich hätten sie schon als Mehrheitseigner des Flughafens neu
definieren können", erklärt Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher
der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Viel
wichtiger wäre es gewesen, die Lärmregelung generell an aktuelle
Bestimmungen anzupassen. Stattdessen bestehen Senat und Flughafen auf
der Nutzung einer Altfallregelung, deren Grenzwert 5 dB über den
aktuell gültigen Werten liegt."

Es dränge sich der Eindruck auf, dass der Flughafen und dessen
Steuerung dem Senat völlig aus der Hand geglitten seien, so Jersch:
"Statt im Tagesgeschäft wirksame Maßnahmen durchzusetzen, werden
geringe Änderungen mit zweifelhafter Wirkung bejubelt - und das auch
nur, weil der Pachtvertrag ausläuft. Die einzige langfristig wirksame
Maßnahme für Nachhaltigkeit scheint mir da die Rekommunalisierung des
Flughafens zu sein."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 1. Oktober 2019
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3397: Mehr Transparenz in der Wohlfahrtspflege (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 2. Oktober 2019

Mehr Transparenz in der Wohlfahrtspflege



Der Sozialausschuss des Landtages hat heute eine Anhörung zum "Entwurf
eines Gesetzes über die Finanzierung und zur Transparenz in der Freien
Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern und zur Änderung des
Insolvenzordnungsausführungsgesetzes" durchgeführt.
Dazu erklärt der sozialpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion
Jörg Heydorn:

"Die Transparenzregelungen im Wohlfahrtsgesetz wurden von den Experten
begrüßt und könnten für andere Bundesländer beispielgebend sein. Mit
dem neuen Gesetz wird die Vergabe und Verwendung von öffentlichen
Geldern transparenter. Zudem wird die Finanzierung der Freien
Wohlfahrtspflege planbarer. Bisher mussten die Fördergelder alle zwei
Jahre neu beantragt werden. Das war weder sach- noch aufgabengerecht,
da die Wohlfahrtspflege wichtige gesellschaftliche Aufgaben dauerhaft
leistet. Darüber hinaus werden Berichtspflichten eingeführt, um mehr
Transparenz zu schaffen. Wer zukünftig öffentliche Gelder erhält, muss
auch klar zeigen, wo und wofür die Mittel eingesetzt wurden. In der
Anhörung wurde aber auch kritisiert, dass u. a. die Umsetzung des
Gesetzes vor Ort mehr Zeit benötigt. Diese wichtigen Hinweise wird die
SPD-Landtagsfraktion intensiv erörtern."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3396: Schluss mit den Mülltransporten (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 1. Oktober 2019

Schluss mit den Mülltransporten



Das Kabinett hat in seiner aktuellen Sitzung einen Beschluss zur
Neuausrichtung der IAG gefasst. Dazu erklärt der wirtschaftspolitische
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte:

"Meine Fraktion begrüßt die Entscheidung, den Betrieb der IAG nicht
mehr vorrangig unter dem Gesichtspunkt einer wirtschaftlichen
Gewinnerwartung zu betrachten. Dafür steht die Übertragung der
Zuständigkeit vom Wirtschafts- in das Umweltministerium. Auch die
durch die Landesregierung nun endgültig vollzogene Abkehr von der
früheren Strategie auch gefährliche Abfallstoffe aus Drittländern auf
der Deponie anzunehmen, wird ausdrücklich seitens der
SPD-Landtagsfraktion begrüßt. Wir wollen das Mecklenburg-Vorpommern
das Tourismusland Nummer 1 bleibt - die gilt jedoch nicht für einen
Mülltourismus mit gefährlichen Abfallstoffen. Eine solche Entscheidung
ist auch in sich konsequent und folgerichtig. Niemand konnte uns in
den Debatten der vergangenen Monate insofern erklären, wie sich ein
Abfalltransport - zum Beispiel aus Italien - über tausende Kilometer
durch Regionen mit anderen Deponieanlagen wirtschaftlich rechnen kann.

Mit der Entscheidung die Annahme der Abfälle auf die nord- und
ostdeutschen Entsorgungsregionen zu konzentrieren, kommt unser Land im
Übrigen auch seiner Entsorgungsverantwortung weit über die
Landesgrenzen hinaus nach. Wenn die Annahme von Abfallstoffen im Jahr
2035 endet, wird Mecklenburg-Vorpommern und die Region um die Deponie
seit 1979 - und damit über fast zwei Generationen - Abfall nicht nur
aus unserem Land beziehungsweise der Region angenommen und damit auch
nach 1990 Verantwortung für die Entsorgungssicherheit in ganz
Nord- und Ostdeutschland übernommen haben. Wichtig ist nun, dass den
Beschäftigten auf der Deponie eine sichere Arbeitsplatzperspektive
erhalten bleibt. Dies geschieht auch dadurch, dass der Zeitpunkt der
Deponieschließung wie bisher auf das Jahr 2035 festgelegt bleibt und
nicht weiter vorgezogen wird. Die Nachsorge und Renaturierung des
Deponiegeländes wird noch über Jahrzehnte die Arbeitskräfte vor Ort
binden und weit über den Schließungszeitunkt hinaus langfristig
qualifizierte Arbeitsplätze schaffen beziehungsweise erhalten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern
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RHEINLAND-PFALZ/5252: Bundesregierung muss bei Klimapaket schnell und zügig nachbessern (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 01.10.2019

Bundesregierung muss bei Klimapaket schnell und zügig
nachbessern



Auf den Appell von Ministerpräsidentin Malu Dreyer, das Klimapaket
umzusetzen, reagiert Dr. Bernhard Braun, Fraktionsvorsitzender der
GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz:

"So wie das Klimapaket der Großen Koalition nach derzeitigem
Kenntnisstand ausgestaltet werden soll, werden die Maßnahmen nicht
ausreichen, um die Ziele des Pariser Klimaschutzabkommens einzuhalten.
Hier sind sich Wissenschaft und Verbände einig. Um die schlimmsten
Auswirkungen der Klimakrise noch zu verhindern, muss auf jeden Fall
mehr getan werden. Wenn sie beim Klimapaket nicht schnell und deutlich
nachbessert, hat die Bundesregierung eine historische Chance vertan.
Vor allem die Pläne zur CO2-Bepreisung verfehlen durch den zu
niedrigen Einstiegspreis von zehn Euro pro Tonne CO2 sowie den
verspäteten Einstiegszeitpunkt eine dringend notwendige
Lenkungswirkung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Oktober 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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BILDUNG/1527: SPD-Hochschulpolitik mit klaren Zielen - Verbesserung der Arbeitsbedingungen und Digitalisierung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 2. Oktober 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

SPD-Hochschulpolitik mit klaren Zielen - Verbesserung der Arbeitsbedingungen und Digitalisierung



Oliver Kaczmarek, bildungs- und forschungspolitischer Sprecher:

Am Dienstag und Mittwoch fand in Hannover eine Konferenz der
Sprecherinnen und Sprecher für Hochschulen, Wissenschaft und Forschung
der SPD-Fraktionen des Bundestages, des Abgeordnetenhauses, der
Bürgerschaften und Landtage statt. Diskutiert wurden die aktuellen und
zukünftigen Chancen und Herausforderungen für die
Wissenschaftspolitik.

"Mit der Entfristung des bisherigen Hochschulpaktes, der Fortsetzung
und Weiterentwicklung des bisherigen Qualitätspakts Lehre sowie der
Fortführung des Paktes für Forschung und Innovation wurden die letzten
Hürden für mehr Planungssicherheit im deutschen Wissenschaftssystem
zuletzt aufgehoben. Dies begrüßen wir ausdrücklich. Nun steht den
Hochschulen nichts mehr im Wege, um Daueraufgaben in der Lehre auch
mit dauerhaft beschäftigtem Personal zu erfüllen. Gute Arbeit an
Hochschulen bleibt ein Kernanliegen sozialdemokratischer
Wissenschafts- und Hochschulpolitik in den Ländern und im Bund.

Auch die Frage der Digitalisierung an Hochschulen ist für uns von
hoher Bedeutung: Die zahlreichen Initiativen zur Digitalisierung auf
Länderebene im Bereich der Hochschulen, der Wissenschaft sowie der
Forschung müssen zukünftig mit der Investitionsförderung des Bundes
zur Digitalisierung sowie der Forschungsförderung zum Bereich
Künstliche Intelligenz enger verknüpft werden, um die Wissenschafts-
und Forschungsstandorte in Deutschland für den internationalen
Wettbewerb gut aufzustellen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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GEWERKSCHAFT/326: "Lehrerberuf attraktiver machen - Fachkräftemangel bekämpfen!" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 2. Oktober 2019

GEW und VBE: "Lehrerberuf attraktiver machen - Fachkräftemangel
bekämpfen!" 

Bildungsgewerkschaften zum "Weltlehrertag": "Junge Lehrkräfte: Die
Zukunft der Profession"



Berlin/Frankfurt a.M. - Der Verband Bildung und Erziehung (VBE) und die
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) haben die Politik mit Blick
auf den "Weltlehrertag" gemahnt, den Beruf attraktiver zu machen. Dafür
müssten zum einen angemessene Gelingensbedingungen geschaffen werden, zum
anderen müsse die Politik ihre Wertschätzung für die Arbeit der Lehrkräfte
ausdrücken: "Nur so können wir mehr junge Menschen gewinnen, sich für diese
gesellschaftlich wichtige Aufgabe zu entscheiden, und damit den
dramatischen Lehrkräftemangel an den Schulen bekämpfen!" Der
"Weltlehrertag", der am 5. Oktober gefeiert wird, steht unter dem Motto
"Junge Lehrkräfte: Die Zukunft der Profession".

"Junge Lehrerinnen und Lehrer sind wichtig, um Schule mit ihren Ideen und
Kompetenzen weiterzuentwickeln", sagte GEW-Vorsitzende Marlis Tepe. Sie
brauchten beim Einstieg in den Beruf Unterstützung erfahrener Lehrkräfte.
Deshalb müssten die Rahmenbedingungen für die kollegiale Beratung und
Zusammenarbeit verbessert werden. Tepe weiter: "Damit mehr gut ausgebildete
0junge Lehrkräfte an die Schulen kommen, müssen die Zahl der Studienplätze
deutlich aufgestockt, das Studium reformiert, Abbrüche vermieden und viel
mehr Referendariatsplätze bereitgestellt werden."

Tepe und Beckmann sind sich einig, dass sich der Lehrkräftemangel
insbesondere an Grundschulen weiter verschärfen werde, wenn die Länder
nicht wirksam gegensteuern. Deshalb fordern sie: "Alle Bundesländer, die
die Grundschullehrkräfte noch nicht nach A13 (Beamte) und E13 (Angestellte)
bezahlen, müssen sich ein Beispiel etwa an Berlin und Brandenburg nehmen
und so schnell wie möglich nachziehen. Es braucht die gleiche Bezahlung für
gleichwertige Arbeit."

Der VBE Bundesvorsitzende, Udo Beckmann, kritisiert zudem, dass die Inhalte
des Studiums nicht ausreichend auf die tatsächlichen Bedingungen vor Ort
ausgerichtet sind: "Es kann nicht angehen, dass Lehrkräfte, die frisch aus
dem Studium kommen, weder das Unterrichten mit digitalen Endgeräten
beherrschen, noch ausreichend wissen, wie sie der steigenden Heterogenität
in den Lerngruppen begegnen sollen. Deshalb brauchen wir dringend eine
Idee, wie Praxis und Wissenschaft so miteinander vernetzt werden können,
dass ein besserer Austausch stattfindet und Erkenntnisse aus beiden Welten
entsprechend Eingang finden."



Info: Der Weltlehrertag wird seit 1994 jährlich am 5. Oktober
gefeiert. Die UNESCO, die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) und die
Bildungsinternationale (BI) haben ihn ins Leben gerufen. Der 5. Oktober ist
für die internationale Bildungsbewegung ein herausragendes Datum: 1964
haben UNESCO und ILO die "Charta zum Status der Lehrerinnen und Lehrer"
angenommen. Damit war es zum ersten Mal gelungen, in einem internationalen
Konsens den Status des Lehrberufs in der Gesellschaft und die Verpflichtung
der Politik zur Sicherung ausreichender Arbeits- und Lebensbedingungen für
Pädagoginnen und Pädagogen festzuschreiben.

Die BI ist der internationale Dachverband von rund 400
Bildungsgewerkschaften aus 170 Ländern. Sie vertritt weltweit fast 30
Millionen im Bildungswesen Beschäftigte. GEW und VBE sind Mitglieder der
BI.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.
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HOCHSCHULE/2306: Auf der Suche nach Lernräumen der Zukunft (idw)


Stifterverband - 01.10.2019

Auf der Suche nach Lernräumen der Zukunft



Heutige Hörsäle und Seminarräume bremsen innovative, digitale Lehre oft
aus anstatt sie zu unterstützen. Die Arbeitsgruppe Lernarchitekturen des
Hochschulforums Digitalisierung veröffentlicht zwei Arbeitspapiere, die
zeigen, wie Lösungen für neue Lernräume aussehen können.

Berlin, 01. Oktober 2019. Digitalisierung findet nicht nur im virtuellen
Raum statt, sondern hat auch Auswirkungen auf physische Räume. Zum
Beispiel auf Lernräume an Hochschulen, die heute anders gestaltet werden
müssen als in Zeiten von Tafel und Kreide.

Die Berliner CODE University of Applied Sciences ist ein Beispiel, das
zeigt, wie zukunftsorientierte Lernräume aussehen können: Die private
Fachhochschule ist eingebettet in den Bürocampus des Coworking Spaces
Factory. Hier mietet die CODE University eine Etage und nutzt weitere
Räume und Veranstaltungsflächen der Factory flexibel. Die CODE University
ist eines der Praxisbeispiele, mit denen sich die Arbeitsgruppe
Lernarchitekturen des Hochschulforums Digitalisierung beschäftigt hat. Ihr
Ziel war es, Gestaltungsdimensionen zur Lernraumentwicklung in Zeiten des
digitalen Wandels zu identifizieren und Ansätze zur Umsetzung
darzustellen. Die Arbeitsgruppe veröffentlicht in zwei Arbeitspapieren
ihre Thesen und Handlungsempfehlungen zur Gestaltung von Lernräumen im
digitalen Wandel.

Die Arbeitsgruppe appelliert an Entscheidungsträger aus dem
Hochschulmanagement, nicht nur auf moderne Technik zu schauen. Vielmehr
brauche es ein architektonisches Konzept, das den pädagogischen Blick mit
einbezieht.

"Lernraumentwicklung an Hochschulen ist ein komplexer Prozess, der am
besten in Form von Pilotphasen umgesetzt werden sollte. Das heißt,
Neuerungen werden zunächst erprobt und mit den Nutzern reflektiert und
weiterentwickelt" empfiehlt Anne Prill vom Centrum für
Hochschulentwicklung, die die Arbeitsgruppe Lernarchitekturen leitete, mit
Blick auf die Umsetzung der Thesen. Pädagogen und Architekten sollten
dabei eng zusammenarbeiten. Durch moderne Lernraumentwicklung entsteht ein
Bedarf nach Raumkompetenz für Lehrende und Lernende. Sie müssen die
Fähigkeit entwickeln, neu entstandene, nicht-traditionelle Raumstrukturen
sinnvoll zu nutzen.

Richard Stang, Professor für Medienwissenschaft, Medienpädagogik und
Lernwelten an der Hochschule der Medien Stuttgart und AG-Mitglied betont
den Bedarf nach neuem Denken und Orientierung für Entscheider: "Ich
fordere schon lange eine 'pädagogische Bauleitung' für Bildungsbauten."

Die Arbeitsgruppe stellt zudem fest, dass Lernräume nicht nur im
physischen Sinne zu betrachten sind. Sie müssen auch im Zusammenspiel mit
dem Virtuellen funktionieren, damit notwendige Kompetenzen entwickelt
werden können, wie kreatives Problemlösen, analytisches und kritisches
Denken sowie Kommunikation (virtuell und persönlich) und Zusammenarbeit.

Das erste Papier Zukunftsfähige Lernraumgestaltung im digitalen Zeitalter
stellt diese Thesen und Empfehlungen der Arbeitsgruppe in den Fokus.
Darauf aufbauend zeigt die zweite Veröffentlichung Lernräume der Zukunft -
Vier Praxisbeispiele zu Lernraumgestaltung im digitalen Wandel, wie die
Umsetzung aussehen kann.

Das Hochschulforum Digitalisierung (HFD) orchestriert den Diskurs zur
Hochschulbildung im digitalen Zeitalter. Als zentraler Impulsgeber
informiert, berät und vernetzt es Akteure aus Hochschulen, Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft. Das HFD wurde 2014 gegründet. Es ist eine
gemeinsame Initiative des Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft,
des CHE Centrum für Hochschulentwicklung und der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK). Gefördert wird es vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung.


Weitere Informationen unter:

https://hochschulforumdigitalisierung.de/sites/default/files/dateien/HFD_AP_44-Zukunftsfaehige_Lernraumgestaltung_Web.pdf

https://hochschulforumdigitalisierung.de/sites/default/files/dateien/HFD_AP_45-Lernraeume_der_Zukunft_Praxisbeispiele_Web.pdf

https://hochschulforumdigitalisierung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, 01.10.2019
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FORSCHUNG/1226: Regionales Obst und Gemüse mithilfe städtischer Kläranlagen anbauen (idw)


Hochschule Osnabrück - 01.10.2019

Regionales Obst und Gemüse mithilfe städtischer Kläranlagen anbauen



Die Hochschule Osnabrück ist Teil des Verbund-Forschungsprojektes SUSKULT.
Im Mittelpunkt steht dabei eine hochinnovative, kreislaufbasierte und
urbane Agrarproduktion. Für das Forschungsvorhaben fließen mehr als
800.000 Euro an die Hochschule.

Ein regeneratives, lokales Nahrungsmittelproduktionssystem und eine
"Kläranlage der Zukunft": Für den Außenstehenden klingen diese beiden
Bereiche zunächst nach zwei völlig unterschiedlichen Forschungsfeldern mit
wenig Berührungspunkten. Im hochinnovativen Verbund-Forschungsprojekt
SUSKULT, dem auch ein Team der Hochschule Osnabrück um Prof. Dr. Andreas
Ulbrich angehört, sind es allerdings Kernelemente, die aufeinander
aufbauen. Seit wenigen Monaten arbeiten die vielen Beteiligten aus
Wissenschaft und Praxis an diesem interdisziplinären Forschungsvorhaben.
Projektkoordinator ist das Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits-
und Energietechnik.

Die Problemlage, der sich das Projekt "SUSKULT - Entwicklung eines
nachhaltigen Kultivierungssystems für Nahrungsmittel resilienter
Metropolregionen" angenommen hat, ist Folgende: Immer mehr Menschen zieht
es vom Land in die Stadt, und das nicht nur in Deutschland. So werden
voraussichtlich im Jahr 2050 rund 66 Prozent der globalen Bevölkerung in
Städten wohnen. Gleichzeitig wollen sich die Menschen nachhaltiger und
regionaler ernähren. Ein Trend, der in den Städten deutlich schwieriger
umsetzbar ist als in ländlichen, landwirtschaftlich geprägten Regionen.

Gleichzeitig stellt sich die "zentrale Zukunftsfrage, wie
Ertragssteigerungen in der Landwirtschaft angesichts endlicher
Phosphatressourcen, hohem Energieaufwand bei der Düngemittelproduktion und
der Verschmutzung von Gewässern und Böden durch Phosphor und Stickstoff
zukünftig möglich sein können", heißt es vonseiten des Forschungsteams.
Vor diesen Hintergründen arbeitet das Forschungsteam an einem nachhaltigen
Kultivierungssystem für Metropolregionen. Die Forschenden der Hochschule
Osnabrück entwickeln ein regeneratives, lokales
Nahrungsmittelproduktionssystem. Es basiert auf Hydroponik, vereinfacht
gesagt dem erdlosen Anbau von Obst und Gemüse, bei der eine Nährlösung die
Aufgabe übernimmt, Pflanzen direkt zu versorgen. Das Besondere: Die
wesentlichen Ressourcen Wasser, Stickstoff, Phosphor, Kalium, CO2 und
Wärme werden aus dem Betrieb einer "Kläranlage der Zukunft" bezogen.
Klärwerke bieten also genau die Ressourcen, die für einen geschlossenen
Anbau von Gemüse und Obst notwendig sind. Gleichzeitig haben sie durch das
enorme Wachstum von Städten ihre frühere Lage am Stadtrand verloren und
befinden sich oftmals nahe von Stadtzentren.

Mithilfe eines durch das Forschungsteam zu entwickelnden Bausteinsystems
soll die urbane Agrarproduktion direkt mit dem Klärwerk verbunden werden.
Die Kläranlagen werden dadurch zu sogenannten NEWtrient®-Centern
umgewandelt, die die notwendigen Ressourcen aufbereiten und bereitstellen,
sodass regional angebautes und qualitativ hochwertiges Gemüse produziert
werden kann. 2022 soll eine Demonstrationsanlage auf dem Gelände des
Klärwerks Emschermündung an der Stadtgrenze zwischen Dinslaken, Oberhausen
und Duisburg aufgebaut werden.

Im Verbundprojekt arbeiten insgesamt 15 Partner in vier Teilprojekten. Die
Weiterentwicklung der Kläranlagen zu sogenannten NEWtrient®-Centern und
der Entwicklung einer entsprechenden Aufbereitungstechnik wird in den
Teilprojekten 1 und 2 unter der Leitung von Fraunhofer UMSICHT und der TU
Kaiserslautern realisiert. Eine angepasste Nahrungsmittelproduktion wird
in Teilprojekt 3 durch die Entwicklung innovativer
Kultursystemtechnologien unter der Leitung der Hochschule Osnabrück
umgesetzt. Entsprechend dazugehörige Umfeld- und Systemanalysen für die
Erforschung gesellschaftlicher Rahmen- und Transformationsbedingungen
werden in Teilprojekt 4 unter der Leitung der Justus-Liebig-Universität
Gießen durchgeführt.


Hintergrund: Das Projekt "SUSKULT - Entwicklung eines nachhaltigen
Kultivierungssystems für Nahrungsmittel resilienter Metropolregionen" wird
im Rahmen der Fördermaßnahme "Agrarsysteme der Zukunft" im Rahmen der
"Nationalen Forschungsstrategie BioÖkonomie 2030" der Bundesregierung
durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert.
Im Verbundprojekt arbeiten folgende Partner:


	Fraunhofer UMSICHT (Verbundkoordinator)

	A3 water solutions GmbH

	Deutsches Forschungszentrum für künstliche Intelligenz GmbH - DFKI

	Emschergenossenschaft K. ö. R

	Helmholtz Zentrum für Umweltforschung GmbH - UFZ

	Hochschule Osnabrück

	ILS-Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung

	Justus-Liebig-Universität Gießen

	Metro AG

	Montanuniversität Leoben

	PACELUM GmbH

	Rewe Markt GmbH

	Ruhrverband

	TU Kaiserslautern

	Yara GmbH & Co. KG




Weitere Informationen unter:

http://www.hs-osnabrueck.de/de/growing-knowledge/forschungsprojekte/#c6671203

https://www.hs-osnabrueck.de/de/forschung/recherche/forschungsprojekte/az-item/suskult-entwicklung-eines-nachhaltigen-kultivierungssystems-fuer-nahrungsmittel-resilienter-metropo/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution14

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Osnabrück, 01.10.2019
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FORSCHUNG/1225: Landwirtschaft 4.0 - Künstliche Intelligenz für mehr Tierwohl im Stall (idw)


Universität Hohenheim - 01.10.2019

Landwirtschaft 4.0: Künstliche Intelligenz für mehr Tierwohl im Stall



Das Bildungs- und Wissenszentrum Boxberg (LSZ) und die Universität
Hohenheim erschließen Datenquellen für eine zukunftsfähige
Schweinehaltung.

Versuchsdaten zum Tierverhalten, biologische Daten aus dem Routinebetrieb,
Daten zur Haltungsumgebung, zur Tiergenetik ...: Zu der Sauenherde inklusive
Ferkelaufzucht und Schweinemast am Bildungs- und Wissenszentrum Boxberg
(LSZ) liegen immense Datenmengen vor. Ein Schatz, der bisher kaum nutzbar
ist. Denn die Datensätze, erfasst in Excel-Tabellen, Papierformularen oder
durch Fachanwendungen, sind nicht vernetzt. Wirtschaftsinformatiker der
Universität Hohenheim in Stuttgart führen im Projekt "Landwirtschaft 4.0:
Informationssystem für die Schweinehaltung" diese Daten in einer Digitalen
Plattform zusammen - und erschließen sie so für die Datenanalyse und für
das maschinelle Lernen. Das ermöglicht neue Erkenntnisse, die dem Tierwohl
und einer zukunftsfähigen Ausrichtung der Schweinehaltung zugutekommen.
Das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz (MLR) fördert
das Projekt unter der Leitung der LSZ. Mit einer Fördersumme von fast
200.000 Euro für die Universität Hohenheim stellt es ein Schwergewicht der
Forschung dar.

Stress mit dem Buchtennachbar, Kampf um den Zugang zu Ressourcen wie
Wasser, Futter und Beschäftigungsmaterial, gesundheitliche Probleme, zu
hohe Schadgasgehalte im Abteil - all diese Faktoren fördern das
Schwanzbeißen bei Schweinen. Wissenschaft und Praxis gehen davon aus, dass
ein Zusammenwirken dieser Risikofaktoren eine Rolle spielt - doch hier
gibt es noch viele Wissenslücken.

An dieser Stelle setzt intelligente Big Data-Analytik an. "Damit können
wir große Datenmengen zu diesen Faktoren aus unterschiedlichen Quellen
analysieren - und so neue Informationen gewinnen und bisher unbekannte
Zusammenhänge aufdecken", erläutert Prof. Dr. Stefan Kirn, Leiter des
Fachgebiets Wirtschaftsinformatik II an der Universität Hohenheim.

"Die Tierhaltung bietet herausfordernde Anwendungsfälle für maschinelle
Lernverfahren, z.B. kann das Wohlergehen der Tiere verbessert oder auch
das betriebliche Management optimiert werden", unterstreicht
Wirtschaftsinformatiker Martin Riekert, der das Teilprojekt der
Universität Hohenheim leitet.

Vielfältige Anwendungsmöglichkeiten in der Tierhaltung

Ein Thema, das die Forscher im Visier haben, ist die Frage, wie man
frühzeitig gesundheitliche Risiken bei den Ferkeln mittels Maschineller
Lernverfahren erkennen kann. Dafür untersuchen sie derzeit rund 25
Variablen und werten Daten seit 2011 zu rund 50.000 Schweinen aus, um zu
prüfen, ob Vorhersagen zu frühzeitigen gesundheitlichen Risiken möglich
sind.

"Eine andere denkbare Anwendung wäre auch, im Rahmen eines
Tierwohlmonitorings das Tierverhalten zu überwachen, um Stress frühzeitig
zu erkennen", so Riekert. Das Team wertet dazu über Videokameras mit Deep
Learning das Liegeverhalten der Tiere aus.

Darin liegt auch eine wichtige Anwendung für die breite Praxis.
Landwirtschaftliche Nutztierhaltung steht vor zukunftsorientierten
Aufgaben. Viele Konsumenten wollen heute wissen, wo die Tiere herkommen,
wie sie gehalten und gefüttert werden und dass es ihnen gut geht. Die
Daten vom Tier selbst und aus der Haltungsumgebung, der Haltungstechnik
und zum Gesundheitszustand geben in ihrer Verknüpfung Auskunft auf die
vielen Fragen. Bedeutende Beiträge für mehr Akzeptanz der Tierhaltung in
der Gesellschaft und ein besseres Image bringt die Digitalisierung und
Vernetzung.

Viele einzelne Dateninseln am Bildungs- und Wissenszentrum Boxberg

Umsetzen wollen die Hohenheimer Wissenschaftler das konkret mit dem
Bildungs- und Wissenszentrum Boxberg (LSZ). Die Herausforderung an der
LSZ: "Dort liegen zwar sehr viele Daten vor, aber sie sind nicht nutzbar,
da es sich um lauter Insellösungen handelt. Sie sind nicht vernetzt", legt
Dr. Achim Klein dar, der bis Ende August 2019 den Arbeitsbereich Knowledge
Extraction leitete, dem das Teilprojekt zugeordnet ist. "In der tierischen
Erzeugung gibt es einen enormen Nachholbedarf. Denn anders als in der
Pflanzenproduktion sind die Datensätze kaum für die Datenanalytik
erschlossen."

Zu den Sauen, Ferkeln und Mastschweinen in den Lehr- und Versuchsställen
werden sehr unterschiedliche Daten erfasst. "Wir haben routinemäßig
erhobene strukturierte Daten wie Sauenplanerdaten oder Mast- und
Schlachtdaten ", berichtet Riekert. "Dazu kommen weitere strukturierte
Daten zur Haltungsumgebung wie Abteiltemperatur, Lüftungseinstellungen,
Wasserdurchfluss oder Futterverbrauch. Außerdem unstrukturierte
Versuchsdaten zum Tierverhalten, die uns unter anderem über 50
Videokameras liefern."

Digitale Vernetzung statt Insellösungen

Erfasst wurden diese Daten bisher mit Excel-Tabellen und Fachanwendungen -
die Datenerfassung ist bisher nicht einmal überall digital. Im Projekt
führen die Wissenschaftler diese heterogenen Daten in einer Datenplattform
(Data Warehouse) zusammen.

Sie statten dafür den gesamten Stall mit WLAN aus und installieren
Industriecomputer mit Touchscreens. Vorhandene externe Systeme, zum
Beispiel Lüftungs- und Fütterungssysteme, binden sie ein. Das Ziel: Im
papierlosen Stall entfallen manuelle Schritte, die Daten gehen ab sofort
über die neue Eingabemaske direkt in die Datenplattform. "Die Dateneingabe
wird so schneller und effizienter", erklärt Tobias Zimpel,
wissenschaftlicher Mitarbeiter im Projekt. "Es erfolgt vor Ort eine
Plausibilisierung, und die Mitarbeiter können jederzeit auf das Infosystem
zugreifen."

Durch die Vernetzung stehen die Daten dann für die Datenanalyse bereit.
"Durch maschinelles Lernen kann das System in den vielfältigen Daten die
Muster und Gesetzmäßigkeiten erkennen", erläutert Riekert. "Ziel ist es,
bisher unerkannte Zusammenhänge abzuleiten und daraus Entscheidungshilfen
und Prognosemodelle zu entwickeln, die dem Tierwohl, der Forschung und dem
betriebsindividuellen Management zugutekommen."


HINTERGRUND: Projekt "Landwirtschaft 4.0: Informationssystem für
die Schweinehaltung"

Das Projekt "Landwirtschaft 4.0: Informationssystem für die
Schweinehaltung" wird vom Ministerium für Ländlichen Raum und
Verbraucherschutz Baden-Württemberg (MLR) im Rahmen der Strategie der
Landesregierung "Landwirtschaft 4.0 nachhaltig.digital" gefördert. Die
Projektleitung liegt beim Bildungs- und Wissenszentrum Boxberg (LSZ). Das
Fachgebiet Wirtschaftsinformatik II an der Universität Hohenheim erhält
für seinen Projektteil 197.648 Euro, die Gesamt-Fördersumme beträgt rund
0,3 Mio. Euro. Das Vorhaben startete am 1.11.2016 und endet am 31.12.2019.

Hintergrund: Schwergewichte der Forschung

32,5 Millionen Euro an Drittmitteln akquirierten Wissenschaftler der
Universität Hohenheim 2018 für Forschung und Lehre. In loser Folge
präsentiert die Reihe "Schwergewichte der Forschung" herausragende
Forschungsprojekte mit einem finanziellen Volumen von mindestens 350.000
Euro für apparative Forschung bzw. 150.000 Euro für nicht-apparative
Forschung.


Text: Elsner

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, 01.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KRIEG/1749: Manöver - Reparaturnotstand ... (SB)




Das militärische Großgerät, mit dem wir heute Panzer und andere
Fahrzeuge transportieren, ist schwerer geworden. Ich habe die Sorge,
dass viele unserer Straßen und Brücken diesen Belastungen nicht
gerecht werden.

Manfred Nielson (Ehemals ranghöchster deutscher NATO-Admiral) [1]

80 Jahre nach dem Überfall der deutschen Wehrmacht auf Polen, der den
Zweiten Weltkrieg entfesselt hat, treiben NATO und Europäische Union
unter maßgeblicher Beteiligung der Bundesrepublik den Aufmarsch gen
Osten abermals voran. Wenngleich in offiziellen Verlautbarungen
zumeist nebulös von einem möglichen Krisenfall oder einer Bedrohung
die Rede ist, weiß doch jedes Kind, daß der Gegner an dieser Front
Rußland heißt. Daß die Regierung in Moskau nach der jahrzehntelang
vorangetriebenen Einkreisung durch die Osterweiterung des atlantischen
Bündnisses und die ökonomische Expansion der EU schließlich auf der
Krim und in Syrien die Notbremse gezogen hat und militärische Stärke
zur Schau stellt, wird auf seiten der weit überlegenen westlichen
Wirtschaftskraft und Waffengewalt als Aggression klassifiziert, gegen
die man sich rüsten und verteidigen müsse.

Obgleich aus deutscher Sicht klar sein müßte, daß der nächste große
Krieg gegen Rußland zuallererst in Mitteleuropa ausgetragen würde und
dieser Weltregion dabei atomare Verwüstung droht, sehen Berliner
Regierungspolitik, hiesige Konzernmedien und weite Teile der
Bevölkerung darin keinen Anlaß, den Vormarsch zu bremsen oder gar
einer einvernehmlichen Zusammenarbeit mit Rußland bei der Bewältigung
allseitig wachsender Probleme den Zuschlag zu geben. Die Ratio
kapitalistischer Verwertung und imperialistischen Übergriffs drängt
unablässig auf Ausplünderung und Ausbeutung zu Lasten anderer Staaten
und deren Bevölkerungen. Und je rasanter die weltweiten Ressourcen
schwinden und die Klimakrise hereinbricht, um so verbissener diktiert
die Vernichtung jeglicher Konkurrenten die Agenda der eigenen
Überlebenssicherung.

So soll Deutschland die logistische Drehscheibe eines großangelegten
Manövers sein, in dessen Rahmen die US-Armee im kommenden Jahr die
Verlegung weiterer Truppenteile an die NATO-Ostgrenze trainieren will.
Das geht aus einem Papier des Verteidigungsministeriums hervor, das
die Obleute der Fraktionen im Verteidigungsausschuß über die Pläne
informiert. An dem Manöver mit dem Namen "Defender 2020" beteiligen
sich demnach insgesamt 17 NATO-Staaten. Bei der US-amerikanischen
Medienberichten zufolge größten Übung dieser Art in Europa seit 25
Jahren sollen die US-Truppen zwischen April und Mai mit Unterstützung
der Bundeswehr durch Deutschland nach Polen und weiter ins Baltikum
geführt werden. [2]

Die unter immensen Aufwänden und Kosten durchgeführte Übung reiht sich
in eine Kette größerer und kleinerer Manöver ein, mit denen die
Ausgangsposition für einen Waffengang zu eigenen Gunsten verschoben
werden soll. Wenngleich es sich natürlich auch um Drohungen handelt,
gehen die angestrebten Zwecke weit darüber hinaus, Stärke zu zeigen.
Es wird nicht nur die zügige und umfangreiche Truppenverlegung an die
Front trainiert, wofür Logistik und Infrastruktur bereitgestellt und
ausgebaut werden. Vielmehr soll das auf zivilen Verkehr ausgelegte
Land massiv in ein Aufmarschgebiet für die Streitkräfte umstrukturiert
werden, wofür weitreichende Eingriffe erforderlich sind. Und nicht
zuletzt handelt es sich keineswegs um Probeläufe, nach denen alle
beteiligten Truppenverbände samt ihrem Gerät wieder in ihre heimischen
Stützpunkte zurückkehren. Denn im Kontext solcher Manöver wird die
militärische Präsenz in Osteuropa und im Baltikum weiter aufgestockt.
Und wie ein Damoklesschwert hängt darüber die Unwägbarkeit, daß jede
solche Großübung einen Zwischenfall provozieren kann, der einen Krieg
auslöst, oder sogar eine als Manöver getarnte Angriffsplanung ins Feld
führt.

Wie schon im Juni bekannt wurde, werden die ohnehin bereits 4.500 in
Polen stationierten US-Soldaten um weitere 1.000 aufgestockt. Sie
sollen die Logistik für eine schnelle Stationierung von bis zu 20.000
Soldaten bereitstellen, wobei diese Infrastruktur erstmals beim
Großmanöver "Defender 2020" genutzt werden soll. Wie es auf einer
offiziellen Webseite der US Army dazu heißt, erfolge dieser Ausbau im
Rahmen des neuen Verteidigungspakts mit Polen, dem Verbündeten an der
NATO-Front, um die Voraussetzungen für die rasche Verlegung einer
schweren Panzerdivision zu schaffen. Wenngleich im nächsten Jahr noch
nicht die gesamte Infrastruktur bereitstehen werde, handle es sich
doch um einen Anfang, der im Krisenfall oder bei Großmanövern
hilfreich sei. "Defender 2020" solle die Fähigkeit der USA
demonstrieren, eine Division unverzüglich auf den europäischen
Schauplatz zu verlegen. Auf die Frage, ob diese große Übung eine
Reinkarnation der "Reforger"-Manöver sei, auf deren Höhepunkt im
Kalten Krieg mehrere Divisionen gleichzeitig über den Atlantik
transportiert wurden, erwiderte ein Repräsentant der US Army,
"Reforger" sei umfangreicher gewesen, doch folge "Defender 2020" einem
ähnlichen Konzept. [3]

Was nun die deutschen Transportwege auf Straße und Schiene betrifft,
sind diese aus vielerlei Gründen in einem nicht selten erbärmlichen
Zustand. Es entbehrt nicht einer unfreiwilligen Ironie, wenn
ausgerechnet die Streitkräfte diese Erschwernisse beklagen, deren Etat
von Jahr zu Jahr in bislang ungekannte Höhen steigt, während die
Mittel an anderer Stelle und eben auch bei der Infrastruktur fehlen.
So sah Deutschlands bislang ranghöchster NATO-Admiral, Manfred
Nielson, der vor wenigen Tagen in den Ruhestand verabschiedet wurde,
erhebliche Defizite in diesem Bereich und befürchtete, daß das Land
den Erwartungen für künftige Großübungen nicht gerecht wird. Er
kritisierte jahrelange Versäumnisse und beklagte, daß die
Infrastruktur auch abseits der Bedürfnisse des Militärs "miserabel"
sei. "Ich habe die Sorge, dass viele unserer Straßen und Brücken
diesen Belastungen nicht gerecht werden", so der Admiral. Nun räche
sich, daß man sich mehr als 20 Jahre um solche Aufgaben nicht
ausreichend gekümmert habe, sagte Nielson, der auch Vizekommandeur des
NATO-Hauptquartiers Allied Command Transformation in den USA war. Auch
bei der Deutschen Bahn sah er Probleme. Mit einer Vorlaufzeit von fünf
Tagen Panzer innerhalb Deutschlands zu transportieren, sei derzeit mit
der Bahn nicht möglich. Stattdessen betrage die Vorbereitungszeit
seitens der DB in der Regel 36 Tage. [4]

Die Pläne von NATO und EU, ihre Truppen im militärischen Ernstfall
schneller in den Einsatz schicken und dabei auf eine darauf ausgelegte
Infrastruktur zurückgreifen zu können, werden nicht erst seit gestern
gewälzt. So kündigte NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg vor
Jahresfrist an, bis 2020 sollten 30 Heeres-Bataillone, 30
Flugzeugstaffeln sowie 30 größere Schiffe und U-Boote innerhalb von
"30 Tagen oder weniger" ausrücken können. Es gehe nicht darum, eine
weitere Einheit ins Leben zu rufen, vielmehr sollten die künftig
einsatzschnelleren Verbände die bereits bestehende schnelle
NATO-Einsatztruppe, die NATO Response Force (NRF), ergänzen.

Auch die EU will weiter aufrüsten und dafür viel Geld in die Hand
nehmen. Im Haushalt über die Jahre 2021 bis 2027 plant die
EU-Kommission 6,5 Milliarden Euro ein, um die europäischen
Verkehrswege für Militärtransporte nutzbar zu machen. Schienennetze,
Straßen und Brücken sollen saniert und ausgebaut werden. Zunächst soll
ermittelt werden, welche Strecken dabei am dringendsten erneuert
werden müssen. Viele Verkehrswege seien zu marode oder schlicht nicht
dafür gebaut, um schwere Panzer oder andere Militärfahrzeuge
auszuhalten. Während die NATO zwei neue Hauptquartiere eingerichtet
hat, auch um schneller beim Bewegen von Truppen und Material zu
werden, macht die EU in diesem wie auch im eigenständigen Interesse
Straße und Schiene für den Aufmarsch gängig. [5]

"In Europa gibt es viele Verkehrswege, die für zivile Zwecke genutzt
werden, aber für Truppen und Ausrüstung nicht nutzbar sind. Die
Infrastruktur ist schlicht nicht so ausgelegt, dass sie die
Breite- oder Höhe-Anforderungen der Militärs erfüllen könnte",
erklärte die damalige EU-Verkehrskommissarin Violeta Bulc. Einige
Straßen sind offenbar zu schmal, Brücken zu schwach und Tunneldecken
zu tief, als daß man schweres Material mühelos durch Europa bewegen
könnte. Zudem ist der bürokratische Aufwand nicht unerheblich, wenn
man gefährliche Güter innerhalb der EU von einem Ort zum anderen
verfrachten will. Die Verkehrskommissarin faßte den Brüsseler
Aktionsplan folgendermaßen zusammen: "Er zeigt die Schritte auf, die
unternommen werden müssen, um die physischen, rechtlichen und
regulatorischen Barrieren zu überwinden, die den Transport von
militärischen Gütern und Personal durch die EU behindern." [6]

Obwohl es darum geht, Grenzen in Europa für militärische Zwecke
durchlässiger zu machen, nahm Bulc damals den Begriff "Militärische
Schengenzone" tunlichst nicht in den Mund. Wohin das alles führe, sei
derzeit pure Spekulation, behauptete sie statt dessen. Als planten
einflußreiche Kräfte in der EU nicht eine Vertiefung der
Verteidigungsunion, die zwangsläufig das Schleifen von Barrieren für
Militärtransporte aller Art erforderlich macht, täuschte die
Kommissarin Unwissenheit vor. Früher oder später wird man den
Bürgerinnen und Bürgern der EU sicher die Botschaft zumuten, daß der
freie Verkehr von Kapital, Waren, Dienstleistungen und Personen ab
sofort auch den Krieg einschließt, der schon zu Führers Zeiten
blitzartig vorgetragen werden mußte, wollte er denn fürs erste
erfolgreich sein. Wie das für Deutschland schon zweimal geendet hat,
scheint die Militaristen und ihre Mitläufer von heute nicht daran zu
hindern, einen dritten Ansturm auf den Lebensraum im Osten ins Auge zu
fassen, selbst wenn er im atomaren Feuer enden sollte.


Fußnoten:

[1] www.merkur.de/politik/mega-militaeruebung-nato-general-laestert-ueber-miserables-deutschland-zr-12286155.html

[2] www.deutschlandfunk.de/nato-manoever-deutschland-wird-drehscheibe-bei.1939.de.html

[3] www.imi-online.de/2019/06/14/polen-brueckenkopf-fuer-20-000-soldaten/

[4] www.spiegel.de/politik/deutschland/nato-general-nennt-deutsche-infrastruktur-miserabel-a-1267507.html

[5] www.tagesschau.de/ausland/nato-russland-militaer-101.html

[6] www.tagesschau.de/ausland/militaer-nato-eu-101~_origin-45b93664-a282-4c67-9e1d-b929e88480fe.html
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RAUB/1212: Eizellspende - der Markt greift zu ... (SB)




Die Gebärfähigkeit von Frauen und die Manipulationsmöglichkeiten von Genen
werden erforscht, um in Zukunft physische und psychische Qualitäten und das
quantitative Auftreten bestimmter Menschentypen vor der Geburt genau
festzulegen, entsprechend technisch zu planen und ihren Produktionsprozeß unter
der Aufsicht von Menschenproduktionsspezialisten vollkommen zu kontrollieren. 
Wie jede andere Ware auch soll die Produktion der Ware 'Arbeitskraft'
industrialisiert werden.
 
Gundula Kayser 1985 [1]

Der patriarchale Zugriff auf die Gebärfähigkeit der Frau wird vor allem aufgrund
des Abtreibungsverbotes und der von sogenannten LebensschützerInnen erhobenen
Forderung nach seiner Durchsetzung diskutiert. Die weiter anwachsende Bedeutung
humangenetischer Forschung und reproduktionsmedizinischer Praxis hat jedoch neue
Gründe für die fremdnützige Kolonisierung des Uterus geschaffen, die auch von
Menschen gutgeheißen werden, die mit religiösen Eiferern und dem Nimbus
göttlicher Schöpfung nichts am Hut haben. So nehmen lesbische und schwule Paare
gerne die Leistungen reproduktionsmedizinischer Technik in Anspruch, um sich
einen Kinderwunsch zu erfüllen, ohne auf die konventionelle heterosexuelle
Zeugung zurückgreifen zu müssen. Wo sich SpenderInnen von Fortpflanzungsagentien
finden, die diese Form des Kinderwunsches durch eine Samen- oder Eizellspende
unterstützen, wird niemand geschädigt, da dies in gegenseitigem Einvernehmen
geschieht.

Dennoch gibt es gute Gründe dafür, den liberalen, auch von Feministinnen
befürworteten Umgang mit reproduktionsmedizinischen Techniken kritisch zu
reflektieren. Das gilt zum Beispiel für das System sogenannter
Leihmutterschaften. Dabei handelt es sich in der Regel um kommerzielle
Dienstleistungen, bei denen in vitro gezeugte Kinder für Frauen ausgetragen
werden, die dies weniger aufgrund medizinischer Indikationen als aus Gründen der
Karriereplanung oder der Befürchtung, bleibende physische Spuren der
Schwangerschaft zu erleiden, in Anspruch nehmen. Was für manche Leihmütter eine
kommerzielle Dienstleistung wie jede andere ist, stellt andere vor das
Problem, die vorher vertraglich festgelegte Abgabe des Kindes nach der Geburt
auf traumatisierende Weise erleben zu müssen. Zumindest dann, wenn eine
Leihmutterschaft aus ökonomischer Not erfolgt, die Dienstleistung also nur
formal freiwillig erbracht wird, handelt es sich bei dieser Form von Ausbeutung
durch Lohnarbeit um alles andere als eine wünschenswerte Angelegenheit. 

Gleiches gilt für die kommerzielle Indienstnahme von Frauen zur Erzeugung von
Eizellen. Als Inkubatoren einer biologischen Funktion, die sich noch nicht im
Labor simulieren läßt, werden weibliche Körper als Produktionsstätten für
Eizellen genutzt. Beim Stand medizinischer Technik bedarf dies zum einen der
hormonellen Stimulation der Ovarien und zum andern des mechanischen Eingriffes
zur Entnahme der Eizellen. In beiden Fällen ist die Gefahr langfristiger
Schädigung bis hin zur Entwicklung von Tumoren zumindest nicht zweifelsfrei
widerlegt. Bei der künstlichen Stimulierung der Eizellproduktion, ob zur
In-vitro-Fertilisation des eigenen Kindes oder für andere Zwecke, werden weit
mehr Eizellen erzeugt als im normalen Menstruationszyklus. Diese durch die
Zufuhr von Gonadotropinen - Sexualhormone, die die Funktion der Keimdrüsen
stimulieren - initiierte Mehrbeanspruchung kann zu einem Ovariellen
Hyperstimulationssyndrom (OHSS) führen, das im Extremfall zu einer
lebensbedrohlichen Situation führt, aber auch in weniger schlimmen Stadien
unangenehme Symptome hervorbringt.

In Kalifornien wurde im September ein Gesetz zur Kommerzialisierung von
Eizellspenden zum Zwecke der Forschung verabschiedet. Falls Gouverneur Newsom
nicht sein Veto einlegt, wird mit diesem Gesetz auch der Weg freigemacht für die
umfassende Subventionierung an privatwirtschaftlichen Instituten unternommener
Erforschung humangenetischer Medizin. Dort ist die Nachfrage nach diesen
Reproduktionsagentien so groß geworden, daß sie nicht mehr durch unentgeltliche
Spenden befriedigt werden kann. Eizellen sind nicht nur Rohstoff für die
Erforschung genetisch bedingter Erkrankungen, sie werden auch an finanziell gut
ausgestatteten transhumanistischen Instituten für wissenschaftliche Zwecke aller
Art nachgefragt, etwa bei dem Versuch, überdurchschnittliche Langlebigkeit
herzustellen. Es geht auf jeden Fall um weit mehr als den Wunsch nach einem
Kind, in dessen genetischer Ausstattung zumindest ein Elternteil präsent ist und
den manche Paare nur mit Hilfe von Samen- oder Eizellspenden erfüllen können.

Gegen dieses Gesetz hat sich ein breites Bündnis meist feministisch gesonnener
Frauen gebildet, das zumindest die ausführliche Erforschung der Risiken
hormoneller Stimulation vor der Legalisierung kommerziell produzierter Eizellen
verlangt. Zu diesem Bündnis gehören mehrere Gruppen von Frauen aus
nichtweißen Minderheiten [2]. Sie treten für die Autonomie ihrer reproduktiven Rechte
ein, weil sie genau wissen, daß die hauptsächlich betroffenen Frauen
sozialökonomisch ohnehin benachteiligten ethnischen Minderheiten angehören. Auch
wenn die Zeiten linker Biomedizin- und Eugenikkritik vorüber zu sein scheinen,
machen es die Fortschritte bei der Zurichtung des Menschen auf ein
humangenetisch reguliertes Funktionssystem doch erforderlich, diese Entwicklung im
Kontext kapitalistischer Verwertungslogik zu kritisieren.

Heute wird bereits in einigen Ländern vorgeburtliche geschlechtsspezifische
Selektion betrieben, was in der Regel gleichbedeutend mit der Diskriminierung
weiblichen Nachwuchses ist. In der Bundesrepublik wurde gerade die Zulassung des
pränatalen Bluttestes gegen Trisomie als Kassenleistung beschlossen, was unter
den gegebenen gesellschaftlichen Bedingungen und der Propagierung normgerecht
optimierter Körperlichkeit in die behindertenfeindliche Selektion von
Trisomie-Kindern auf breiter Basis münden wird. Im Rahmen der anwachsenden
Klimakatastrophe wird absehbar mit humangenetischen Mitteln versucht werden, die
Resilienz von Menschen durch die genetische Programmierung bestimmter physischer
Eigenschaften zu verstärken. Eugenische Auslese im sozialrassistischen Sinne
wird nicht mehr nötig sein, wenn die Intervention in die Keimbahn erst einmal
den Stand erreicht hat, humangenetische Züchtungsergebnisse vorzeigen zu können,
in denen die kapitalistische Verwertungslogik adäquat abgebildet wird. 

Daß die Hervorhebung des als stark und schön Gefeierten immer eine
Herabwürdigung als schwach und häßlich diffamierter Menschen bedeutet, wird
heute wieder mit Begriffen wie Ableismus kritisiert, und in der
Intersektionalitätsforschung wurde die Mehrfachdiskriminierung nichtweißer
lesbischer Frauen als besonders schwerwiegende Form der Diskriminierung erkannt. 
Dementsprechend wäre es an der Zeit, an die Wissenschaftskritik früherer Jahre
anzuknüpfen und die kritische Masse antikapitalistischer, feministischer,
radikalökologischer und queerer Bewegungen auf Herausforderungen vorzubereiten,
die häufig genug hinter der These von der angeblichen Neutralität technischer
Mittel und Verfahren verborgen bleiben.


Fußnoten:

[1] entnommen aus: 	Thomas Meyer - Zwischen Ektogenese und Mutterglück
 
https://www.exit-online.org/textanz1.php?tabelle=aktuelles&index=22&posnr=695

[2] https://www.geneticsandsociety.org/sites/default/files/2019-09/AB%20922_Oppositon%20Fact%20Sheet.pdf
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KRIMINALITÄT/083: Studie zur Flüchtlingskriminalität - Wenn Zahlen lügen (idw)


Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 01.10.2019

Wenn Zahlen lügen

Wirtschaftswissenschaftler der Universität Magdeburg veröffentlichen
Studie zur Flüchtlingskriminalität



Deutsche Staatsbürger sind seit 2015 nicht häufiger Opfer von schweren
Straftaten wie Körperverletzung, Sexualdelikten oder Raub geworden, für
die Flüchtlinge als Tatverdächtige polizeilich erfasst sind. Das hat eine
Studie der Wirtschaftswissenschaftler Professor Dr. Michael Kvasnicka und
Yue Huang (M.Sc.) von der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg
nachgewiesen.

Wurde in der bisherigen Forschung die allgemeine Kriminalitätsrate
herangezogen, schließt die in der Magdeburger Studie verwandte
Opferstatistik korrekterweise solche Delikte aus, die nicht von
Flüchtlingen gegen deutsche Staatsbürger verübt wurden. Darunter sind
Straftaten von Deutschen gegen Deutsche, von Flüchtlingen gegen
Flüchtlinge sowie Delikte von Deutschen gegen Flüchtlinge.

"Detaillierte und aussagekräftige Daten sind bei so einem gesellschaftlich
relevanten Thema äußerst wichtig", sagt die Wissenschaftlerin Yue Huang,
"denn falsche oder schlechte Daten können zu falschen oder irreführenden
Befunden führen, die die öffentliche Meinung verzerren und auch zu
gefährlicher Voreingenommenheit beitragen." In der Studie wurden
Sonderauswertungen der polizeilichen Kriminalstatistik des
Bundeskriminalamts und der Asylbewerberleistungsstatistik der 16
Statistischen Landesämter in Deutschland ausgewertet.

Die Wissenschaftler haben in ihrer Studie auch potenzielle
Einflussfaktoren wie die Alters-, Geschlechts- und Unterbringungsstruktur
regionaler Flüchtlingsgruppen betrachtet. Dabei zeigte sich, dass eine
dezentralisierte Unterbringung von Asylbewerbern die allgemeine
Kriminalitätsrate reduziert.

"Wir wollen mit dieser Studie auch einen methodischen Beitrag leisten",
betont Prof. Dr. Michael Kvasnicka, "und aufzeigen, wie unterschiedlich
die Schlussfolgerungen sein können, je nachdem, ob detailliertes und
aussagekräftiges Datenmaterial verwandt wird oder nicht."
Drei Jahre lang forschen die Wirtschaftswissenschaftler im
Forschungsprojekt "Deutschland und die Flüchtlingskrise im Jahr 2015" zu
den Themen Gewalt gegen Ausländer und Kriminalität durch Ausländer,
Spendenverhalten, Wahlergebnisse und Immobilienmärkte. Das Projekt wird
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) gefördert und gemeinsam mit
dem RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung e.V. durchgeführt.


Die Studie in englischer Sprache steht kostenlos und öffentlich zum
Download zur Verfügung unter:

http://link.ovgu.de/paperhuangkvasnicka

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution116

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg, 01.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/332: Kirgisischer Menschenrechtsanwalt gewinnt Nansen-Flüchtlingspreis (UNHCR)


UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2019

Kirgisischer Menschenrechtsanwalt gewinnt Nansen-Flüchtlingspreis von
UNHCR 

Azizbek Ashurov hat mit seiner Organisation mehr als 10.000 staatenlosen
Menschen dabei geholfen, eine Staatsangehörigkeit zu erhalten.



Ein Anwalt, der durch seine Arbeit Kirgistan dabei unterstützte, als erstes
Land der Welt Staatenlosigkeit zu beenden, ist der Gewinner des
Nansen-Flüchtlingspreises 2019 von UNHCR, dem Hohen Kommissar der Vereinten
Nationen für Flüchtlinge.

Azizbek Ashurov hat mit seiner Organisation "Ferghana Valley Lawyers
Without Borders" (FVLWB) mehr als 10.000 Menschen dabei geholfen, nach der
Auflösung der Sowjetunion die kirgisische Staatsangehörigkeit zu erhalten.
Darunter befanden sich auch 2000 Kinder, welche jetzt Zugang zu Bildung
erhalten sowie die Möglichkeit haben, in Zukunft zu reisen, zu heiraten und
zu arbeiten.

Staatenlosigkeit betrifft Millionen von Menschen weltweit und verwehrt
ihnen rechtliche Ansprüche sowie grundlegende Dienstleistungen. Dadurch
werden sie diskriminiert, politisch und wirtschaftlich ausgegrenzt, und
sind besonders von Ausbeutung und Misshandlung betroffen.

"Die Geschichte von Azizbek Ashurov steht für große persönliche Hingabe und
Durchhaltevermögen," sagte UN-Flüchtlingshochkommissar Filippo Grandi.
"Sein Engagement für das Ziel, Staatenlosigkeit in Kirgistan zu beenden -
eine Errungenschaft, welche in Zusammenarbeit mit der kirgisischen
Regierung und weiteren Akteuren im Land erreicht wurde - ist ein
überzeugendes Beispiel dafür, wie man als einzelner Mensch die Gesellschaft
inspirieren und zum gemeinsamen Handeln bewegen kann."

Während der Sowjetunion bestanden keine interne Grenzen in Zentralasien.
Menschen konnten sich in der ganzen Region frei bewegen, einen Wohnsitz
beantragen und heiraten. Nachdem sich die Sowjetunion 1991 aufgelöst hatte
und neue Staaten gebildet wurden, strandeten viele Menschen an neu
errichteten Grenzen mit jetzt ungültigen sowjetischen Ausweisen, ohne ihren
Geburtsort nachweisen zu können. Hunderttausende wurden dadurch in der
Region staatenlos, auch in Kirgistan.

Frauen waren davon überproportional häufig betroffen, da sie ohne
Staatsbürgerschaft endeten, wenn sie vor der Auflösung der Sowjetunion und
der Festlegung neuer Grenzen außerhalb ihres eigenen Staates geheiratet und
sich dort niedergelassen hatten. Weil die Gesetzgebung vorsieht, dass die
Staatsangehörigkeit vererbt wird, wurde ihre Staatenlosigkeit an ihre
Kinder weitergegeben.

Motiviert von der schwierigen Erfahrung seiner eigenen Familie aus
Usbekistan beim Erhalt der kirgisischen Staatsbürgerschaft, half Ashurov
2003 bei der Gründung von FVLWB, um gefährdeten Vertriebenen, Staatenlosen
und undokumentierten Menschen im südlichen Teil Kirgistans kostenlose
Rechtsberatung und Unterstützung anzubieten.

"Ich kann nicht tatenlos bleiben, wenn ich eine Ungerechtigkeit sehe",
sagte Ashurov. "Staatenlosigkeit ist eine Ungerechtigkeit. Eine staatenlose
Person wird von keinem Land als Staansangehöriger anerkannt. Sie sind wie
Geister. Sie existieren zwar physisch, aber nicht auf dem Papier."

"Unsere Rolle bei der Verminderung von Staatenlosigkeit ist es, für
Menschen das zu tun, was sie nicht alleine schaffen können. Wir geben ihnen
keine Staatsangehörigkeit, sondern geben ihnen ein Recht zurück, auf
welches sie bereits vom Zeitpunkt ihrer Geburt Anspruch haben müssten."

"Ich habe festgestellt, dass es sogar als Anwalt und mit einer Ausbildung
schwer war. Wie schwer müsste es dann erst für andere Menschen sein?" Als
sich immer mehr Personen mit Staatsbürgerschaftsfragen an FVLWB wandten,
hat er den Fokus der Organisation auf das Thema Staatenlosigkeit
ausgerichtet und mit anderen daran gearbeitet, erstmals solche Fälle
innerhalb des Landes zu dokumentieren, um endlich dieses verheerende
Problem beheben zu können.

Ashurov und FVLWB haben mobile Rechtsberatungsteams begründet, die die
entlegenen Gegenden im Süden des Landes bereisten, um schutzbedürftige und
sozial ausgegrenzte Gruppen aufzusuchen. In der bergigen Landschaft mussten
sich die Rechtsberatungsteams auf abgenutzte Allradfahrzeuge verlassen oder
sogar zu Pferd reisen.

Ashurovs enge Zusammenarbeit mit den kirgisischen Behörden, unter anderem
bei der Einführung einer temporären "Amnestie" für Personen, denen wichtige
Papiere fehlten, erleichterte einer großen Anzahl Staatenloser den Zugang
zu einer Staatsbürgerschaft.

"Ähnlich wie in Kirgistan haben eine Reihe von anderen Staaten in der
gesamten Region Kampagnen initiiert, durch die bisher etwa 46.000
Staatenlose identifiziert und über 34.500 Fälle erfolgreich gelöst wurden."

Über den Nansen-Flüchtlingspreis:

Seit 1954 wird der Nansen-Flüchtlingspreis vergeben, um einen
außergewöhnlichen Einsatz für den Schutz von Flüchtlingen, Vertriebenen und
Staatenlosen zu würdigen. Er ist nach dem berühmten norwegischen Forscher
Fridtjof Nansen benannt, der von 1922 bis 1927 erster Hochkommissar für
Flüchtlinge war, damals noch beim Völkerbund. Erster Träger des U
NHCR-Preises war vor 64 Jahren die amerikanische Menschenrechtlerin und
frühere First Lady Eleanor Roosevelt, im vergangenen Jahr wurde der
südsudanesische Chirurg Dr. Evan Atar Adaha geehrt.

Der Nansen-Preis beinhaltet eine Medaille sowie einen Geldpreis in Höhe von
USD 150.000, die von der Schweizer und norwegischen Regierung gespendet
werden. Die Preisträger können dieses Geld in Abstimmung mit UNHCR in ein
Projekt investieren, welches für ihre Arbeit bedeutend ist und diese
ergänzt.

Der Nansen-Flüchtlingspreis und das Programm werden in Zusammenarbeit mit
der Schweizer und norwegischen Regierung, dem Genfer Staatsrat und Stadtrat
sowie der IKEA-Stiftung finanziert.

Die Nansen-Preisverleihung 2019

Die diesjährige Preisverleihung findet am 7. Oktober im Bâtiment des Forces
Motrices in Genf statt.

Es wird eine Performance der venezolanischen Sängerin Danny Ocean zu sehen
sein und Nadine Labaki, die libanesische Regisseurin des mit einem Oscar
ausgezeichneten Films Capernaum, wird eine Keynote halten. Moderiert wird
die Veranstaltung von der preisgekrönten südafrikanischen TV-Moderatorin
Leanne Manas. Weitere Künstler, die an diesem Abend dabei sein werden, sind
die Schweizer Musikerin Flèche Love, und die deutschen Dichter und
Bühnenkünstler Babak Ghassim und Usama Elyas.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2019

UNHCR-Vertretung für Deutschland

Büro Berlin, Zimmerstraße 79/80. 10117 Berlin

Telefon +49 (0)30 - 202 202 0, Telefax +49 (0)30 - 202 202 20

E-Mail: gfrbe@unhcr.org

Internet: www.unhcr.de
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DISKUSSION/473: Wien - Sozialstaat 4.0, Bedingungsloses Grundeinkommen, 12.10.2019


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin / Büro Wien

Sozialstaat 4.0 - Bedingungsloses Grundeinkommen

Von Netzwerk Grundeinkommen [1], 30. September 2019



Wien - 30.09.2019. Als Antwort auf Industrie 4.0, die vollmundige
Ansage der Industriellenvereinigung, muss eine zukunftsfähige Politik
entwickelt werden, mit der die Risiken und Wechselfälle des Lebens
abgemildert werden.

Um den Ansprüchen eines Sozialstaates nach Absicherung und
Armutsbekämpfung gerecht zu werden, verlangen die Entwicklungen der
Arbeitswelt und die erwarteten Auswirkungen der Digitalisierung nach
Anpassungen des Sozialsystems.

Scheinselbständigkeit, Teilzeit, Praktika, Leiharbeit, schlecht oder
unbezahlte Pflegearbeit etc. führen zu unterbrochenen
Erwerbsbiografien, mindern die Einkommen, beschädigen die Kaufkraft
und sind die Grundlagen für Armut im Alter.

Gleichzeit steigen die privaten Vermögen und die Finanzspekulationen,
die über die globalisierten Märkte zu höheren Preisen bei uns und zu
Hunger, Elend und Krieg in den ärmeren Regionen führen.

Bei einem Informations- und Studientag am 12. Oktober wollen wir der
Frage nachgehen, welche Entwicklungen zu prekären Lebenssituationen
führen, welche Maßnahmen zukunftsfähig ohne Wirtschafts- und
Leistungswachstum sind und ob ein bedingungsloses Grundeinkommen eine
Möglichkeit wäre.

Eine Veranstaltung von Netzwerk Grundeinkommen mit Unterstützung von
Die Grüne Bildungswerkstatt

 * 

Prekarisierung und Digitalisierung der Arbeitswelt

Lösungsansätze und Schritte zu sozialer Gerechtigkeit

Grundeinkommen

Samstag, 12. Oktober 2019 ab 09.30 Uhr im Markhof, 1030 Wien,
Markhofgasse 19

Referate und Diskussion mit Maga Margit Appel, Robert Reischer und
Melina Klaus vom Netzwerk Grundeinkommen und sozialer Zusammenhalt

Ab 18.00 Uhr Podiumsdiskussion mit Vertreter*innen aus Politik,
Gewerkschaft und Wirtschaftskammer

Programm:

09:30 Einfinden und Ankommen

10:00 Begrüßung

10:30 Maga Margit Appel: Geschichte des Sozialstaates aus
feministischer Perspektive

11:30 Robert Reischer: Prekäre Erwerbsarbeitsformen und deren
Auswirkungen (Lücken im Erwerbsleben, Auswirkungen im Alter,
Lohnschere, Überstunden, Arbeitszeit, Leiharbeit, Teilzeit,
Karenzzeiten, Kaufkraft, Privater Konsum, Haushaltseinkommen, Kultur
und Teilhabe, Steuern und Abgaben, Beruf und Familie, Sorge- und
Pflegearbeit)

12:30 Mittagspause

14:00 Robert Reischer: Lösungsansätze im Vergleich (Anhebung
derzeitiger Ersatz- und Transferleistungen,
Arbeitszeitverkürzung/-verteilung, Teilzeit, Mindestlöhne, Bewertung
von Karenz- und Pflegezeiten)

14:25 Lukas Wurz: Grüne Kritik an den theoretischen Vorannahmen der
Fürsprecher/innen eines Bedingungslosen Grundeinkommens

14:45 Austausch in Kleingruppen und im Plenum: Meinungen, Fragen,
Anmerkungen

15:15 Pause

15:45 Beiträge zur Frage der Finanzierbarkeit

17:00 Lukas Wurz: Hinweise auf unerwünschte Folgen anhand der
bisherigen BGE-Testphasen

17:20 Melina Klaus: Europäische und internationale Versuche,
EU-Bürgerinitiative, Projekte und Ergebnisse weltweit

18:00 Podiums- und Publikumsdiskussion mit Befürworter/innen und
Skeptiker/innen

Freier Eintritt (keine Anmeldung erforderlich)


Anmerkung:

[1] http://www.grundeinkommen.at/basicincome/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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DISKUSSION/472: Hamburg - Reihe "Protest, Hate Speech, Repression: Populismus als Gefahr für die Demokratie?", 9.10.-27.11.2019


Bucerius Law School - Hochschule für Rechtswissenschaft, Hamburg

"Protest, Hate Speech, Repression: Populismus als Gefahr für die
Demokratie? " 

Teil 1/3: "Protest und Ressentiment: Von einer gespaltenen Gesellschaft"


Mittwoch, 9. Oktober 2019 von 19.00 Uhr bis 20.30 Uhr

im Helmut Schmidt Auditorium der Bucerius Law School, Jungiusstr. 6, 20355
Hamburg



Einfache Antworten auf schwierige Fragen haben derzeit Konjunktur. Die Wahl
Donald Trumps zum Präsidenten der USA, die Gelbwesten-Bewegung in
Frankreich und nicht zuletzt die Wahlerfolge populistischer Parteien in
Osteuropa, Italien sowie bei der Wahl zum Europäischen Parlament sind
hierfür augenfällige Zeichen. So unterschiedlich die Erscheinungsformen
populistischer Bewegungen im Einzelnen sind, regelmäßig stilisieren sie
sich als die "wahren Vertreter" des Volkes, positionieren sich in
Abgrenzung zu "den Eliten" und stellen das bestehende Politik- und
Gesellschaftssystem offen infrage.

Wie ist die Popularität des Populismus zu erklären? Warum fühlen sich viele
Menschen von der Politik nicht mehr vertreten und protestieren gegen die
etablierten Parteien? Wann werden populistische Bewegungen besonders stark?
Wie verändern Phänomene wie "Hate Speech" und "Fake News" den öffentlichen
Diskurs? Welche Folgen hat es für Demokratie und Rechtstaat, wenn
populistische Politiker den Sprung in die Regierungsverantwortung schaffen?
Und kann man überhaupt von dem Populismus sprechen? Ist der
Populismusbegriff als politisches Schlagwort wirklich zielführend? Oder
muss zur Beurteilung politischer Bewegungen und Parteien weniger auf deren
populistischen Politikstil, sondern vielmehr auf deren inhaltliche
Positionen zu Rechtsstaat, Demokratie und pluralistischen Gesellschaften
abgestellt werden?

Diese und weitere Fragen stehen im Mittelpunkt der dreiteiligen
Veranstaltungsreihe, bei der an drei Abenden aus unterschiedlichen
fachlichen Perspektiven Begriff, Ursachen und Erscheinungsformen des
Populismus in den Blick genommen sowie Herausforderungen und Gefahren
populistischer Bewegungen für liberale Demokratien diskutiert werden
sollen.

Zum Auftakt diskutieren am

Mittwoch, 9. Oktober 2019

von 19.00 Uhr bis 20.30 Uhr

im Helmut Schmidt Auditorium

der Bucerius Law School,

Jungiusstr. 6, 20355 Hamburg


	Prof. Dr. Frank Decker, Institut für Politische Wissenschaft und Soziologie, Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn

	Prof. Dr. Cornelia Koppetsch, Professur für Geschlechterverhältnisse, Bildung und Lebensführung, Institut für Soziologie, Technische Universität Darmstadt

	Dr. Heinrich Wefing, stellv. Leiter Politik, DIE ZEIT (Moderation)



Zum Wesensmerkmal populistischer Bewegungen gehört es, auf Polarisierung
und Abgrenzung zu setzen. Gleichzeitig sind die westlichen Gesellschaften
so divers und so stark vernetzt wie nie zuvor. Gibt es einen Widerspruch
zwischen diese beiden Entwicklungen oder hängen sie zusammen? Was sind die
Ursachen für das Aufkommen populistischer Bewegungen und Parteien? Welche
Erscheinungsformen und Strategien gibt es?

Alle Teile der Veranstaltungsreige sind öffentlich, der Eintritt ist frei.

Anmeldungen unter: 

http://buceri.us/populismus1

- Eine dreiteilige Veranstaltungsreihe des Studium generale der Bucerius
Law School mit Unterstützung der ZEIT-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius. -

Die kommenden Veranstaltungen der Reihe:


	Hate Speech und Fake News: Zu den Grenzen des Sagbaren
 Mittwoch, 6. November 2019, 18.30 Uhr

	Repression und Gewalt: Rechtsstaat unter Druck 
 Mittwoch, 27. November 2019, 19.00 Uhr



 * 

Quelle:

Bucerius Law School, Hochschule für Rechtswissenschaft gGmbH

Jungiusstr. 6, 20355 Hamburg

Internet: http://www.law-school.de/
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TAGUNG/1469: München - China-Konferenz am 11./12. Oktober 2019


isw - Institut für sozial-ökologische Wirtschaftsforschung e.V. -
lädt ein:

Konferenz:

Der Aufstieg Chinas und die Krise des neoliberalen Kapitalismus

Freitag, 11./Samstag 12. Oktober 2019

Anton-Fingerle-Zentrum, München Schlierseestr. 47



Anstelle des jährlichen isw-Forums veranstaltet das isw in diesem Jahr eine
Konferenz mit dem Schwerpunkt China. Es geht darum, die globalen
Zusammenhänge des Aufstiegs Chinas zur Weltmacht und die krisenhafte
Entwicklung der kapitalistischen Zentren, insbesondere der USA zu
beleuchten.

Programm:

Freitag, 11.10. - 19.00 bis 21.30 Uhr (Einlass ab 18.15 Uhr)

Walter Baier, transform Europe:

Grußwort

Dr. Werner Rügemer, Publizist:

Der neue Systemkonflikt zwischen dem US-geführten Westen und der
Volksrepublik China: Entwicklungslogiken und globale Bedeutung

Samstag, 12.10. - 9.45 bis 17.30 Uhr (Einlass ab 9.00 Uhr)

Die sozio-ökonomische Perspektive Chinas, Sozialistische Marktwirtschaft -
Staatskapitalismus - Mischsystem - neoliberale Konvergenz?

Prof. Ding Xiaoqin: President der Shanghai Academy of New Silk Road:
Economic Development China

Prof. Hu Leming: Deputy Director des Instituts of Economics, Chinese
Academy of Social Sciences

Prof. Yang Hutao: Professor am Institut of Economics, Chinese Academy of
Social Science

Wolfgang Müller, Autor und China-Experte:

US-Wirtschaftskrieg, EU-Ambivalenz: Wie der Westen den Aufstieg Chinas
stoppen will

Ingar Solty, Politikwissenschaftler, Referent der Rosa-Luxemburg-Stiftung:

Die organische Krise des Kapitalismus und die Zukunft der Linken


Der Veranstaltungsort ist mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut
erreichbar: 

(U2 / S3 / S7 bis Giesinger Bahnhof; oder Bus 54 oder Tram 18 bis
Haltestelle Werinherstraße)

Eintritt 8 EUR / ermäßigt 5 EUR

Verpflegung ist vor Ort in der Mensa möglich

Veranstalter: 

isw - Institut für sozial-ökologische Wirtschaftsforschung e.V.

Mitveranstalter der Konferenz: transform! Europe und das Asien-Referat der
Rosa-Luxemburg-Stiftung.

 * 

Quelle:

isw - Institut für sozial-ökologische Wirtschaftsforschung e.V.

Johann-von-Werth-Straße 3, 80639 München

Telefon: 089/130041

E-Mail: ksch@isw-muenchen.de

Internet: www.isw-muenchen.de
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TREFF/223: Stuttgart - Workshop Lieferkettengesetz am 11.10.2019


Werkstatt Ökonomie/KASA

Lieferkettengesetz BaWü: Mobilisierungs-Workshop

Datum: 11.10.2019

Uhrzeit: 16:30 - 20:30 

Ort: Evangelisches Bildungszentrum Hospitalhof, Büchsenstraße 33, Stuttgart



Die Erfahrung zeigt: Es reicht nicht, dass sich einige Unternehmen
freiwillig um die Achtung der Menschenrechte in ihren Lieferketten bemühen.
Es braucht einen gesetzlichen Rahmen mit konkreten Anforderungen, die von
allen Unternehmen umgesetzt werden müssen. Um solche verbindliche
Sorgfaltspflichten durchzusetzen, startete am 10. September die Initiative
Lieferkettengesetz, ein breites zivilgesellschaftliches Bündnis von
Menschenrechts-, Entwicklungs-und Umweltorganisationen, Gewerkschaften und
kirchlichen Akteuren. In Baden-Württemberg hat sich ein Netzwerk von
Organisationen und Initiativen gebildet, um die Initiative zu unterstützen.

Das baden-württembergische Netzwerk lädt am Freitag, den 11. Oktober,
zwischen 16.30 und 20.30 Uhr zu einem Mobilisierungs-Workshop im
Hospitalhof in Stuttgart ein. Dort gibt es Hintergrundinformationen zur
Initiative Lieferkettengesetz und ihren Forderungen, Impulse für
unterschiedliche Aktionsformen, ein Argumentationstraining und Angebote zu
Lobby- und Bildungsarbeit. Der Workshop wendet sich an alle, die dazu
beitragen möchten, die Initiative, die bis 2021 laufen wird, in 
Baden-Württemberg in die Fläche zu bringen und vor Ort gut zu verankern. Die
Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenlos.

Programm


	Ankommen & Begrüßung (Ralf Häußler, ZEB)

	Grußwort (Claudia Duppel, Geschäftsführerin des DEAB)

	Die Initiative Lieferkettengesetz (Uwe Kleinert, Werkstatt Ökonomie)

	Lieferkettenverantwortung aus der Südperspektive - das Beispiel Kongo (Cathy Plato, Ndwenga e.V.)

	Gemeinsam mehr bewegen - Impulse zu Kollektivem Handeln in lokalen Netzwerken (Marieke Kodweiß, EPIZ Reutingen)

	Workshops (siehe unten)

	Abschlussrunde



Workshops

1. "Nein, heute haben wir leider keinen Infotisch für Sie."

Egal, wie hervorragend Ihr Infomaterial und die Botschaft, die Sie
vermitteln wollen, sind: Infotische lösen bei den meisten Menschen
Fluchtreflexe aus. In diesem Workshop zeigen wir Ihnen Beispiele kreativer
Straßenaktionen, bei denen die Bürgerinnen und Bürger freiwillig stehen
bleiben. 

Mit Sina Jäger und Angelika Maucher

2. Aktionstheater

Ausgehend von Spielen und Übungen aus dem "Theater der Unterdrückten"
(Augusto Boal) bietet der Workshop einen Einstieg in Methoden und
Potentiale des politischen Aktionstheaters. 

Mit Marc Amann, Aktionstrainer, Tübingen

3. Argumente für ein Lieferkettengesetz

Wir sind viele - und wir wollen noch mehr werden! Wie können wir Menschen
für die Anliegen der Initiative Lieferkettengesetz gewinnen? Ausgehend von
deren Kernbotschaften gibt es in dem Workshop Impulse für Gespräche im
Freundeskreis, mit Kolleg*innen, in lokalen Gruppen, bei Straßenaktionen
und mit politisch Verantwortlichen. 

Mit Uwe Kleinert, Werkstatt Ökonomie

4. Politische Lobbyarbeit

Wie erreichen wir unsere örtlichen Bundestagsabgeordneten? Wie kommen wir
mit Ihnen ins Gespräch? Und wie können wir unsere Anliegen möglichst
überzeugend vortragen? 

Mit Stefan Rebmann, DGB Baden-Württemberg und früher selbst MdB

5. Methodenworkshop "Fairantwortung in der globalisierten Welt!? Zu komplex
für die Bildungsarbeit?"

Komplexe Zusammenhänge in globalisierten Lieferketten verständlich und
erlebbar machen. Wie kann Globales Lernen ein Bewusstsein über
Regulierungslücken in globalen Lieferbeziehungen schaffen und Alternativen
aufzeigen? Methoden und Ideen für die praktische Umsetzung mit
unterschiedlichen Zielgruppen. 

Mit Johanna Menzinger, Bildungsreferentin, Eine Welt Forum Freiburg e.V.

6. Nach dem Massaker von Marikana: Erfahrungen der Plough back the
fruits-Kampagne mit der BASF

Sieben Jahre sind seit dem Massaker an den Minenarbeitern in Marikana
vergangen. Die Situation der Minenarbeiter hat sich seither nicht
verbessert, aber die BASF arbeitet weiter mit dem Betreiber der Mine
zusammen. Der Workshop will zeigen, wie die BASF mit Kritik aus der
Zivilgesellschaft umgeht. | Mit Dr. Boniface Mabanza, Werkstatt Ökonomie,
Koordinator der Kirchlichen Arbeitsstelle Südliches Afrika (KASA)

Anmeldung

Bitte melden Sie sich bis 7. Oktober unter zeb@elk-wue.de zu der
Veranstaltung an. Nennen Sie dabei nach Möglichkeit den Workshop, an dem
Sie voraussichtlich teilnehmen.

Links

Website der Initiative Lieferkettengesetz

https://lieferkettengesetz.de/

Petition der Initiative Lieferkettengesetz

https://lieferkettengesetz.de/mitmachen/

Das Netzwerk Baden-Württemberg der Initiative Lieferkettengesetz

https://www.woek.de/themen-projekte/initiative-lieferkettengesetz/netzwerk-bawue/

 * 

Quelle:

Kirchliche Arbeitsstelle Südliches Afrika KASA

Werkstatt Ökonomie/KASA

Im Welthaus Heidelberg

Willy-Brandt-Platz 5, 69115 Heidelberg

E-Mail: KASA[at]woek.de

Internet: www.kasa.de
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ARBEIT/2980: Beschäftigte im Osten verdienen bei gleicher Qualifikation 17 Prozent weniger als im Westen (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 01.10.2019

Beschäftigte im Osten verdienen bei gleicher Qualifikation 17 Prozent
weniger als im Westen - geringe Tarifbindung wichtiger Grund

Auswertung von Lohnspiegel.de zum Tag der Deutschen Einheit



Auch fast 30 Jahre nach der Wiedervereinigung verdienen Beschäftigte in
Ostdeutschland noch deutlich weniger als Arbeitnehmer in den alten
Bundesländern. Insgesamt beträgt der Abstand rund 16,9 Prozent, wenn man
Beschäftigte gleichen Geschlechts, im gleichen Beruf und mit
vergleichbarer Berufserfahrung vergleicht (mehr Informationen zur Methode
unten).

Besonders stark zurück liegen ostdeutsche Arbeitnehmer, die über eine
abgeschlossene Berufsausbildung verfügen oder eine weiterführende
berufliche Qualifikation (z.B. als Techniker oder Meister) erworben haben.
In akademisch geprägten Berufen und bei Helfertätigkeiten ist der Abstand
zum Westen geringer. Dies ergibt eine Auswertung von annähernd 175.000
Datensätzen des Portals Lohnspiegel.de, das vom Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung betreut
wird.

Unterteilt man die Berufe nach dem Qualifikationsniveau, beträgt der
Abstand bei fachlich ausgerichteten Tätigkeiten 17,4 Prozent (siehe auch
Abbildung 1 in der pdf-Version dieser PM; Link unten). Hierzu gehören die
meisten Ausbildungsberufe. Befragte aus Ostdeutschland, die nach ihrer
betrieblichen Ausbildung eine kaufmännische Fortbildung durchlaufen haben
oder eine weiterführende technische Qualifikation erworben haben,
verdienen sogar 18,4 Prozent weniger als Beschäftigte in vergleichbaren
Spezialistentätigkeiten im Westen. In Berufen mit hoch komplexen
Anforderungen, für die in der Regel ein Hochschulabschluss Voraussetzung
ist, beträgt der Rückstand gegenüber dem Westen hingegen 15,4 Prozent.
Geringer sind die Unterschiede nur bei Helfertätigkeiten (14,4 Prozent),
für die die Angaben aufgrund relativ kleiner Fallzahlen allerdings weniger
verlässlich sind. Hier zeigt der Mindestlohn Wirkung, der in Ost und West
identisch ist.

Auch zwischen den ostdeutschen Ländern gibt es ein merkliches Gefälle. In
Brandenburg ist, auch aufgrund des prosperierenden Berliner Umlandes, der
Rückstand gegenüber dem Westen mit 13,9 Prozent am geringsten (siehe
Abbildung 2 in der pdf-Version). In Mecklenburg-Vorpommern beträgt das
Minus 15,3 Prozent. Im Mittelfeld liegen Thüringen (16,9 Prozent) und
Sachsen-Anhalt (17,1 Prozent). Schusslicht ist der Freistaat Sachsen: Hier
liegen die Verdienste der Befragten um 18,2 Prozent unter dem Niveau für
vergleichbare Tätigkeiten im Westen. Zu einem ähnlichen Ergebnis war
bereits im Frühjahr die WSI-Studie "Tarifverträge und Tarifflucht in
Sachsen" gekommen. In Berlin, das sich aufgrund seiner Sonderstellung
nicht eindeutig zuordnen lässt, beträgt der Rückstand zum Westen 4,5
Prozent.

Die geringere Verbreitung von Tarifverträgen ist nach Analyse des WSI
neben Unterschieden in der Wirtschaftskraft ein wesentlicher Grund für den
Gehaltsrückstand in den neuen Bundesländern. "Bei den Tariflöhnen haben
die Gewerkschaften inzwischen eine weitgehende Angleichung zwischen Ost
und West durchsetzen können", sagt Dr. Malte Lübker, WSI-Experte für
Tarif- und Einkommensanalysen. So lag das Tarifniveau in Ostdeutschland
2018 bei 97,6 Prozent des Westens, verglichen mit 91,9 Prozent im Jahr
2000 (siehe Abbildung 3). "Aber Tarifverträge können nur da wirken, wo sie
auch verbindlich angewendet werden", so Lübker. Nach Berechnungen des
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) wurden 2018 nur 45
Prozent der ostdeutschen Beschäftigten nach einem Tarifvertrag bezahlt. Im
Westen waren es hingegen 56 Prozent.

Informationen zur Methode

Die Gehaltsunterschiede beziehen sich auf Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in Ost und West, die sich hinsichtlich wichtiger
Eigenschaften nicht voneinander unterscheiden. Neben dem ausgeübten Beruf
wurden Lohnunterschiede statistisch herausgerechnet, die sich mit Faktoren
wie der Berufserfahrung, dem Geschlecht, der Größe des Betriebes oder
einer innerbetrieblichen Leitungsfunktion erklären lassen. "Wir
vergleichen in unserer Analyse also gleich mit gleich - Menschen, die im
gleichen Beruf tätig sind und auch sonst ähnliche Merkmale haben", sagt
Malte Lübker. "Die verbleibenden Gehaltsunterschiede lassen sich folglich
nicht darauf zurückführen, dass etwa in Ingolstadt oder Stuttgart mehr
hochqualifizierte Ingenieure arbeiten als in der Niederlausitz."

Einen detaillierten, auf individuelle Merkmale zugeschnittenen 
Gehaltsvergleich können Arbeitnehmer für über 500 Berufen mit Hilfe des Lohn- 
und Gehaltschecks auf Lohnspiegel.de erzeugen. Um zu einem aussagekräftigen
Vergleich zu kommen, werden hierfür zunächst eine Reihe von Fragen zur
eignen beruflichen Situation gestellt. Auf der Auswertungsseite können die
Nutzer des Portals dann im zweiten Schritt unter "Was wäre wenn ...?"
gezielt einzelne Angaben ändern, indem sie z.B. ihr eigenes Bundesland
gegen ein anderes austauschen. Die typischen Gehälter werden dann für das
gewählte Bundesland neu berechnet. Ausgewiesen werden auch Differenzen
zwischen den alten Bundesländern, unter denen Baden-Württemberg und
Hamburg vorne liegen.

Die Daten des Portals Lohnspiegel.de beruhen auf einer kontinuierlichen
Online-Umfrage unter Erwerbstätigen in Deutschland. Für die Analyse wurden
174.600 Datensätze berücksichtigt, die seit Anfang 2017 erhoben wurden.
Die Umfrage ist nicht-repräsentativ, erlaubt aber aufgrund der hohen
Fallzahlen detaillierte Einblicke in die tatsächlich gezahlten Entgelte.
Alle Angaben beziehen sich auf die Bruttoverdienste pro Stunde, sodass
Unterschiede in der Arbeitszeit nicht zum Tragen kommen. Nicht
berücksichtigt wurden Sonderzahlungen wie Urlaubs- oder Weihnachtsgeld.
Der Lohnspiegel ist ein nicht-kommerzielles Angebot der 
Hans-Böckler-Stiftung.


Originalpublikation:

Die PM mit Grafiken (pdf):

http://www.boeckler.de/pdf/pm_2019_10_01.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 01.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





MELDUNG/883: Neuerscheinung - Tätigsein in der Postwachstumsgesellschaft (idw)


Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig -
01.10.2019

Neuerscheinung: Tätigsein in der Postwachstumsgesellschaft

• Steuer- und Sozialsystem unabhängiger von Erwerbsarbeit machen

• Erwerbsarbeit sowie unbezahlte Arbeit wie Sorgearbeit,
Selbstversorgung oder Freiwilligenarbeit neu gewichten



Berlin, 1. Oktober 2019 - Die gegenwärtige Klimadebatte ist auch eine
Debatte über das Wirtschaftswachstum. Denn trotz aller Klima-Bekenntnisse
halten Politik, Wirtschaft und Gesellschaft weitgehend am Ziel fest, die
Wirtschaftsleistung weiter zu steigern - auch wenn dies zulasten des
Klimas geht. Begründet wird dies mit dem Mantra, nur Wirtschaftswachstum
könne ausreichend Arbeitsplätze bieten. Die Herausgeberinnen Angelika
Zahrnt und Irmi Seidl argumentieren in ihrem neuen Buch, dass die Zeit
gekommen ist, die Fixierung auf Wirtschaftswachstum und
Erwerbsarbeitsplätze aufzugeben. Es müsse darum gehen, Erwerbsarbeit und
unbezahlte Arbeit neu zu gewichten und das Steuer- und Sozialsystem so
umzubauen, dass dieses weniger von Erwerbsarbeit abhängig wird - so die
zentralen Forderungen des Buches "Tätigsein in der
Postwachstumsgesellschaft", das jetzt im Metropolis-Verlag erschienen
ist.

"Es geht um die Frage, was Priorität hat: Wachstum von Gütern und
Dienstleistungen der Arbeitsplätze wegen, verbunden mit weiterer
Umweltbelastung - oder die Einhaltung der planetaren Grenzen, auch wenn
dies die Wirtschaftsleistung senken könnte und einen Umbau unserer
Arbeitswelt verlangt", so Angelika Zahrnt, Fellow am Institut für
ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) und Ehrenvorsitzende des Bundes für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND). "Letztlich ist der Punkt
folgender: Was ist uns wichtiger - ein gedeihliches Klima für die Menschen
oder für die Wirtschaft?"

Der Band mit Beiträgen von Expertinnen und Experten aus Wissenschaft und
Zivilgesellschaft argumentiert, dass Erwerbsarbeit nicht weiter eine so
große Bedeutung für Steuereinnahmen, Sozialversicherung und
Existenzsicherung haben darf. Die Buchbeiträge zeigen, welche Konzepte es
gibt, um verschiedene Tätigkeiten wie Erwerbsarbeit, Sorgearbeit,
Selbstversorgung oder Freiwilligenarbeit zu kombinieren.

"Wir stellen grundlegend infrage, ob es weiter sinnvoll ist, sich am
Produktivitätsfortschritt zu orientieren, der zunächst Arbeitsplätze
vernichtet, die dann durch weiteres Wachstum wieder kompensiert werden
sollen", erläutert Irmi Seidl, Ökonomin an der Eidgenössischen
Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft (WSL). Das Buch
beleuchtet die Aufgaben von Unternehmen und Gewerkschaften bei der
Transformation der Arbeitsgesellschaft und skizziert Möglichkeiten für ein
breiteres Spektrum von Tätigkeiten etwa in der Landwirtschaft und im
Freiwilligenbereich. "Als Leitbild für eine Postwachstumsgesellschaft
sehen wir vielfältiges Tätigsein", so die Herausgeberinnen Zahrnt und
Seidl.

Das Buch macht deutlich: Eine solche Umorientierung von Wirtschaft und
Gesellschaft verlangt eine Veränderung grundlegender Werte des Einzelnen
und der Gesellschaft. Auch deshalb nimmt das Buch die Lebens- und
Arbeitswelt im Globalen Süden sowie die dortigen Entwicklungs- und
Wachstumsmöglichkeiten in den Blick. Diese Perspektive unterstreicht die
Notwendigkeit radikaler Änderungen im Wirtschafts- und Gesellschaftssystem
des Nordens.


Das Buch sowie die Zusammenfassungen einzelner Beiträge werden in
einem Spezial auf dem Blog Postwachstum vorgestellt. Der Blog Postwachstum.de
ist das größte deutschsprachige Debattenforum zur Wachstumsfrage. An den
Diskussionen haben sich bisher über 200 Autor/innen aus Zivilgesellschaft,
Politik, Wissenschaft und Wirtschaft beteiligt. Die Redaktion liegt beim
Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW).

www.postwachstum.de

Das Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) ist ein führendes
wissenschaftliches Institut auf dem Gebiet der praxisorientierten
Nachhaltigkeitsforschung. Über 60 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
erarbeiten Strategien und Handlungsansätze für ein zukunftsfähiges
Wirtschaften - für eine Ökonomie, die ein gutes Leben ermöglicht und die
natürlichen Grundlagen erhält. Das Institut arbeitet gemeinnützig und ohne
öffentliche Grundförderung.

www.ioew.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution472

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für ökologische Wirtschaftsforschung GmbH, gemeinnützig, 01.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/629: Rote Hilfe e.V. startet Kampagne 'Solidarität verbindet' (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 1.10.2019

Rote Hilfe e.V. startet Kampagne 'Solidarität verbindet'



Am 01. Oktober startet die Rote Hilfe e.V. die Kampagne SolidaritätVerbindet.

Das erklärte Ziel ist es, der gesamten Linken, den sozialen Bewegungen und
der interessierten Öffentlichkeit die Ziele des seit über 40 Jahren
bestehenden bundesweiten und strömungsübergreifenden Vereins für alle
Linken näher zu bringen.

Die Kernarbeit der Roten Hilfe e.V. besteht in der Unterstützung von
Repression betroffener linker Aktivist*innen. Die Vermittlung von
solidarischen Anwält*innen sowie politische und finanzielle Unterstützung
gehören zur Alltagsarbeit der Roten Hilfe e.V., die sie in über 50 Städten
leistet.

Darüber hinaus tritt der Verein gegen Organisationsverbote und
Gesetzesverschärfungen wie die neuen Polizeigesetze oder im Bereich des
Asylrechtes ein. Politische Gefangene, die es entgegen den Verlautbarungen
von Politik und Behörden durchaus auch in der BRD gibt, erhalten ebenfalls
solidarische Unterstützung durch die Rote Hilfe e.V. Dabei geht es nicht
darum, sich Inhalte oder Programmatik von Organisationen zu eigen zu
machen, sondern dafür zu sorgen, dass Aktivist*innen im Fall von Repression
nicht isoliert da stehen oder durch hohe Strafen ruiniert werden.

Leitgedanke der Vereinsaktivitäten ist die Solidarität unter Betroffenen
und kollektive Gegenwehr im Fall von politischer Gesinnungsjustiz, die
täglich zu beobachten ist.

Hierzu erklärt Anja Sommerfeld, Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe
e.V.:

"Die Kampagne #SolidaritätVerbindet soll unseren Verein ansprechbarer
machen und unsere Forderungen und Inhalte auch in politischen Kreisen zur
Diskussion stellen, in denen wir bisher noch nicht oder kaum vertreten
sind. Eine zunehmend polarisierte Gesellschaft mit einem starken Rechtsruck
braucht einen verbindlichen und kontinuierlich präsenten Solidaritätsverein
mehr denn je. Die Kriminalisierung der Seenotrettung oder Anfeindungen
gegen die Klimabewegung sind sichtbare Ausdrücke dieser gesellschaftlichen
Tendenz. Wir rufen dazu auf, die Rote Hilfe e.V. zu stärken und ihr
beizutreten. Um unsere Arbeit abzubilden, haben wir eine beispielsweise
eine Plakatreihe entworfen, die interessierten Bewegungen und
Einzelpersonen einen direkten Eindruck unserer Kernarbeit vermitteln soll.
Gerne stehen wir auch persönlich zur Diskussion zur Verfügung. Denn es
werden auch über die Rote Hilfe e.V. viele Unwahrheiten verbreitet. Rechte
aller Couleur fordern unser Verbot und dagegen setzen wir uns politisch zur
Wehr. Wir laden alle Menschen ein, die ein Interesse an einer solidarischen
Gesellschaft haben und für diese streiten, mit uns direkt in Kontakt zu
treten und über Gemeinsamkeiten wie auch mögliche Differenzen zu
diskutieren. Unabhängig von der konkreten politischen Ausrichtung oder
Schwerpunktsetzung sollte im Fall von staatlichen Angriffen eines klar
sein: Gemeinsam sind wir stärker und Solidarität verbindet."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 01.10.2019

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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VERKEHR/784: Oktoberfest - Haftung von Chauffeurdiensten (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 2. Oktober 2019

Oktoberfest: Haftung von Chauffeurdiensten



München/Berlin (DAV). Bei der "Wiesn" und anderen Oktober- und
Volksfesten werden auch Chauffeurdienste angeboten. Solche Dienste
fahren Kunden mit deren Auto zum Bierzelt und holen sie auch wieder
ab. Für einen (vermeintlichen) Schaden muss der Dienst nicht haften,
wenn dem Fahrer keine Schuld an einem möglichen Unfall nachgewiesen
werden kann. Die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung des Amtsgerichts
München vom 1. März 2019 (AZ: 111 C 4520/17).

Das Unternehmen bietet unter anderem Chauffeurdienstleistungen mit den
Fahrzeugen ihrer Kunden unter dem Motto "Trinken und Fahren" an. Ein
Kunde ließ sich und seine Frau mit einem Firmen-Porsche von Augsburg
zum Oktoberfest in München fahren und dort auch wieder abholen.

Vier Tage später teilte die Firma des Kunden dem Chauffeurdienst mit,
dass das Fahrzeug bei der Abholung durch den Zusammenstoß mit einem
Rikschafahrer beschädigt worden sei. Den Schaden in Höhe von rund
2.500 Euro sollte die Haftpflichtversicherung des Dienstes bezahlen.

Der Kunde habe den Fahrer nach der Kollision aufgefordert, sofort
anzuhalten, um den Schaden und die Personalien des Rikschafahrers
aufnehmen zu können, so die Firma. Der Chauffeur habe die Fahrt aber
fortgesetzt. und der Rikschafahrer habe sich entfernen können.

Die Ehefrau vermochte sich als Zeugin bei ihrer Vernehmung nur daran
zu erinnern, dass es eine Kollision gegeben habe und der Rikschafahrer
noch greifbar gewesen sei. Ob der Porsche bei dem Zusammenstoß
gestanden habe, daran erinnere sie sich ebenso wenig wie an andere
Details: "Ob jetzt akustisch oder ob das Auto gewackelt hat, kann ich
nicht mehr sagen. Ich bekomme heute auch nicht mehr zusammen, wie
genau die Kollision war, ob vorne, von hinten oder von der Seite, das
ist einfach zu lange her. Ich meine, dass es hinten rechts war, ich
weiß es aber heute auch nicht mehr."

Der Chauffeurdienst wies darauf hin, dass an der vom Kunden gewünschte
Abhol- und Absetzort in einer Sperrzone mit viel Getümmel lag. Eine
Kollision mit einer Rikscha habe es dort nicht gegeben. Während das
Fahrzeug gestanden habe, sei eine Rikscha vorbeigefahren. Dabei sei
der rechte Seitenspiegel eingeklappt worden. Eine Kollision zwischen
Rikscha und Fahrzeug habe der Fahrer nicht wahrgenommen. Die Rikscha
sei in unverändertem Tempo weitergefahren und schon längst wieder im
Getümmel verschwunden gewesen, als der alkoholisierte Geschäftsführer
in rüdem Ton dessen Verfolgung verlangt habe. Im Übrigen habe der
Fahrer das ihm anvertraute Fahrzeug nicht mitten im Getümmel auf der
Straße stehen lassen können. Auch seien beim Abstellen des Fahrzeugs
in Augsburg keine Schäden festgestellt worden. Dies hatte der als
Zeuge vernommene Chauffeur bestätigt.

Das Gericht wies die Klage ab. Der Chauffeurdienst muss keinen
Schadensersatz zahlen: "Es besteht kein Anspruch auf Schadensersatz,
da der Klägerin der Nachweis, dass der Fahrer der Beklagten einen
Zusammenstoß verursacht hätte oder vorwerfbar die Geltendmachung von
Schäden aus diesem Vorfall vereitelt hätte, nicht gelungen ist." Es
konnte also weder nachgewiesen werden, dass der Fahrer einen Unfall
verursacht, noch dass er es vorwerfbar unterlassen hatte, den
Rikschafahrer zu verfolgen. Nachdem es schon generell keinen Anspruch
gab, ließ das Gericht es offen, ob die Schäden überhaupt aus dem
behaupteten Unfall stammten. Das Gericht hatte so seine Zweifel: "Dies
scheint tatsächlich fraglich, da weder dem Fahrer noch der Zeugin beim
Aussteigen aus dem Fahrzeug Schäden aufgefallen sind, und die Schäden
auch er erst vier Tage später gemeldet wurden."

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 40/19 vom 2. Oktober 2019

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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SCHACH-SPHINX/07046: Apologet mit scharfer Zunge (SB)


Eines mußte man dem Schachkuriosum namens Franz Gutmayer lassen, den
Widersachern der Schachkunst wußte er Paroli zu bieten, und große
Namen fürchtete er dabei keineswegs: "Zum Schachspielen gehört vor
allem - Sitzfleisch; für große Wanderer, Naturschwärmer, Bergkletterer
ist es - Ekel. Diese halten den Schächer für einen garstigen Narren,
der sich in dumpfe Buden verkriecht, um Holzpuppen zu schieben, wenn
draußen in der weiten Welt - der Strom des Lebens braust. Tagediebe!
Goethe, ein großer Naturmensch, am liebsten auf Pferderücken oder
zwischen Felsen - hat es verachtet. 'Ich habe immer genug Zeit gehabt,
denn ich habe nicht Zigarren geraucht und nicht Schach gespielt' -
sagte er zu Eckermann. Goethe war dafür sein Leben lang -
Steinklopfer. Gewiß, ein steinreicher Mann; aber der Schächer beneidet
ihn nicht." Menschen mit besonders widerstandsfähigem Sitzfleisch sind
Fernschachspieler. Tagelang können sie über einer Stellung brüten.
Mitunter allerdings, und so muß man Goethe zustimmen, kann eine
Waldwanderung oder eine Uferpromenade für klarere Gedanken sorgen.
Unser Schachfreund Marecek saß im heutigen Rätsel der Sphinx
vielleicht zu lang vor dem Brett, denn mit seinem letzten Zug 1.Sb3-
d2?? brach er sich förmlich selbst das Genick, Wanderer, als er über
ein großes Versehen stolperte.






[image: SCHACH-SPHINX/07046: Apologet mit scharfer Zunge (SB)]



Marecek - Jandovsky

Fernpartie 1990


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Mit dem Polugajewsky-Sizilianer ging es schnell bergab. Nach 1.Se6-
c7+! De5xc7 2.Dg4-e2+ Sd7-e5 3.De2xe5+ Dc7xe5 4.Td1-d8# landete er
recht unsanft auf dem harten Boden des Schachmatts.



Erstveröffentlichung am 12. September 2006

2. Oktober 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





JUGEND/124: Jugend-Suizide steigen nach Ferienende an (idw)


RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 30.09.2019

Jugend-Suizide steigen nach Ferienende an



Unter Jugendlichen in Deutschland geht fast jeder achte Todesfall auf
Selbsttötung zurück. Die Gründe für diesen Schritt dürften sehr
unterschiedlich sein. Wie eine aktuelle Studie des RWI - Leibniz-Institut
für Wirtschaftsforschung zeigt, scheint die Schule dabei jedoch zum Teil
eine Rolle zu spielen: Die Wahrscheinlichkeit einer Selbsttötung ist
insbesondere an den ersten beiden Schultagen nach Ferienende erhöht. In
dieser Zeit könnten gezielte Präventionsprogramme eingesetzt und Hinweise
auf spezielle Hilfsangebote für Kinder und Jugendliche wie die "Nummer
gegen Kummer" gegeben werden.

Unter Jugendlichen in Deutschland geht fast jeder achte Todesfall auf
Selbsttötung zurück. Die Gründe für diesen Schritt dürften sehr
unterschiedlich sein. Wie eine aktuelle Studie des RWI - Leibniz-Institut
für Wirtschaftsforschung zeigt, scheint die Schule dabei jedoch zum Teil
eine Rolle zu spielen: Die Wahrscheinlichkeit einer Selbsttötung ist
insbesondere an den ersten beiden Schultagen nach Ferienende erhöht.

Die wichtigsten Ergebnisse:

• Von rund 10 Millionen Deutschen im Alter zwischen 6 und 19 Jahren
nehmen sich pro Jahr durchschnittlich 221 das Leben.

• Während der Ferien ist die Wahrscheinlichkeit einer Selbsttötung
unter Kindern und Jugendlichen verringert (um 19%). Statistisch gesehen
kommt es somit in dieser Altersgruppe innerhalb von acht Ferientagen
deutschlandweit zu einem Suizidfall weniger als innerhalb von acht
Schultagen.

• Am höchsten ist die Suizidrate an den ersten beiden Schultagen nach
den Ferien. Die Wahrscheinlichkeit eines Suizids ist an diesen Tagen
deutlich erhöht (um gut 30%).

• Schüler sind vom Anstieg der Suizidrate an Schultagen stärker
betroffen als Schülerinnen.

• Die RWI-Studie basiert auf Daten der deutschen Todesursachenstatistik
der Jahre 2001 bis 2015.

"Im Verhältnis zur großen Zahl der Personen kommen Suizide unter
Jugendlichen zum Glück relativ selten vor. Der Anstieg der Suizidrate nach
den Ferien deutet aber darauf hin, dass ein gewisser Zusammenhang zwischen
der Schule und psychischen Krisen von Jugendlichen besteht", sagt
RWI-Gesundheitsökonomin Dörte Heger, eine der Autorinnen der Studie.
Allerdings könne die Studie nicht zeigen, ob das an Problemen mit
Mitschülern, Schwierigkeiten im Unterricht oder an ganz anderen Gründen im
schulischen Umfeld liege.

"In jedem Fall sollten Eltern, Lehrer und Akteure der Bildungspolitik die
psychische Verfassung der Schüler und die Gefahren von Mobbing und
Schulstress noch stärker in den Blick nehmen, insbesondere an den ersten
Tagen nach den Ferien", so Heger. So könnten gezielte Präventionsprogramme
eingesetzt und Hinweise auf spezielle Hilfsangebote für Kinder und
Jugendliche wie die "Nummer gegen Kummer" (erreichbar per Telefon unter
116 111) gegeben werden.


Dieser Pressemitteilung liegt Ruhr Economic Paper #820 "The perils of
returning to school - new insights into the seasonality of youth suicides"
zugrunde. Es kann auf der RWI-Homepage als pdf-Datei heruntergeladen
werden. Eine deutsche Zusammenfassung der Studie ist als RWI Impact Note
mit dem Titel "Stress in der Schule? Mehr Suizide nach Ferienende"
ebenfalls auf der RWI-Homepage veröffentlicht. Über die Studie berichtet
die "Süddeutsche Zeitung" heute unter dem Titel "Risikofaktor Schule".

Originalpublikation:

Ruhr Economic Paper #820.

Chandler, V., D. Heger und C. Wuckel,

"The Perils of Returning to School - New Insights into the Seasonality of Youth Suicides",

http://dx.doi.org/10.4419/86788951


Weitere Informationen unter:

http://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/impact-notes/rwi_impact_note_stress_in_der_schule.pdf

- RWI Impact Note "Stress in der Schule? Mehr Suizide nach Ferienende",
deutsche Zusammenfassung der Studie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, 30.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/552: Wo Kulturen sich begegnen (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 01.10.2019

Wo Kulturen sich begegnen



Viele Arbeitsplätze bieten ein stark interkulturell geprägtes Umfeld. Wie
wirkt sich die Fähigkeit, damit umzugehen, auf die berufliche Leistung
aus? Das hat eine Studentin der Psychologie in ihrer Masterarbeit
untersucht.

Ob in der Entwicklungsabteilung einer IT-Firma, in der Kleiderkammer des
Roten Kreuzes oder im Seminar an einer Universität: In vielen Unternehmen
und Institutionen treffen Menschen aus unterschiedlichen Kulturkreisen
aufeinander. Interkulturelle Kompetenz im beruflichen Umfeld gilt darum
als wichtige Schlüsselqualifikation.

Interkulturell kompetente Menschen sind vermutlich weltoffener und im
sozialen Umgang respektvoller - wenn man das annimmt, stellen sich
interessante Fragen: Wirkt sich interkulturelle Kompetenz am Arbeitsplatz
auf die zwischenmenschlichen Beziehungen und die Atmosphäre aus? Hat sie
Konsequenzen für die berufliche Leistung?

"Zu diesen Fragen gibt es bislang nur wenige fundierte Studien", sagt Dr.
Regina Kempen vom Lehrstuhl für Arbeits-, Betriebs- und
Organisationspsychologie der Julius-Maximilians-Universität (JMU)
Würzburg. Ihre Studentin Sophie Hoffmann hat sich deshalb in der
Masterarbeit mit dem Thema befasst.

Die Studentin hat mit Hilfe eines Online-Fragebogens Beschäftigte in
verschiedenen Unternehmen und Organisationen befragt. "Zuerst wollte ich
wissen, wie die Menschen ihre interkulturelle Kompetenz einschätzen und
wie sie von anderen eingeschätzt werden." Dazu konnten die
Befragungsteilnehmer den Link zum Fragebogen an Freunde, Partner oder
Familienangehörige weitergeben.

Überraschung beim Auswerten der Umfrage

Am Ende konnte Sophie Hoffmann 185 Selbst- und 78 Fremdeinschätzungen
auswerten. Dabei kam heraus, dass sich Selbst- und Fremdeinschätzungen in
Sachen interkulturelle Kompetenz nicht signifikant unterschieden.

"Das hat uns überrascht", sagt die Studentin. Denn die Erwartung war, dass
die Umfrageteilnehmer möglicherweise eine etwas verzerrte Antwort geben,
wenn sie sich selbst einschätzen sollen. Dass sie dazu neigen, in dem
Fragebogen ein möglichst vorteilhaftes Bild von sich zu zeichnen. Und dass
folglich die Beurteilung durch Bekannte oder Familienmitglieder weniger
positiv ausfällt.

Wie die Überraschung zu erklären ist? Denkbar ist es zum Beispiel, dass
die Umfrageteilnehmer den Link vorzugsweise an Personen weitergegeben
haben, bei denen sie sich eines möglichst positiven Urteils sicher waren.
Oder dass diese Personen ebenfalls verzerrte Antworten gaben, um ihre
Bekannten und Freunde gut dastehen zu lassen. Solche Aspekte muss Sophie
Hoffmann in Betracht ziehen, wenn sie in ihrer Masterarbeit die Ergebnisse
diskutiert.

Auswirkungen auf die Arbeitsleistung

Ein weiteres Ergebnis der Arbeit: Je stärker sich Menschen als
interkulturell kompetent einstufen, umso stärker sind sie dazu bereit,
Kolleginnen und Kollegen bei der Arbeit zu unterstützen oder Neulinge
einzuarbeiten - auch über die festgelegten Anforderungen des Jobs hinaus.
In der Psychologie wird das unter dem Begriff "kontextuelle
Arbeitsleistung" zusammengefasst.

Bei der aufgabenbezogenen Arbeitsleistung zeigte sich dagegen kein
Einfluss: Wie gut jemand seine Aufgaben am Arbeitsplatz erfüllt, steht
demnach in keinem Zusammenhang mit der interkulturellen Kompetenz.

Zukunft im Personalmanagement

Ihr Wissen über die interkulturelle Kompetenz in Unternehmen kann Sophie
Hoffmann bald durch eigene Erfahrungen ergänzen: Nach dem Master-Abschluss
steigt sie über ein Trainee-Programm bei einer privaten Klinikgruppe ein.
Dort wird sie im Personalmanagement tätig sein - ein typisches Arbeitsfeld
für Absolventen mit dem Schwerpunkt Arbeits-, Betriebs- und
Organisationspsychologie.

Mit dem Psychologiestudium an der Uni Würzburg war sie zufrieden. "Das
Studium hier ist stark methodisch und naturwissenschaftlich ausgerichtet,
wir hatten zum Beispiel auch Lehrveranstaltungen in Physiologie und
Neuroanatomie. Wer das gut findet, dem kann man den Studienort Würzburg
für Psychologie sehr empfehlen."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 01.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/361: Hanau - Elternkurs "Starke Eltern-Starke Kinder" am 14. Oktober 2019


Stadt Hanau

Elternkurs "Starke Eltern-Starke Kinder" im Mehrgenerationenhaus
Fallbach



Am Montag, 14. Oktober, ist es wieder soweit: Im Mehrgenerationenhaus
Fallbach startet ein weiterer Elternkurs "Starke Eltern - Starke
Kinder", der in Kooperation mit dem Kinderschutzbund angeboten wird.
In dem achtteiligen Kurs bekommen Eltern viele Werkzeuge an die Hand,
um ein entspannteres Familienleben zu gestalten. Viele Konflikte
lassen sich durch gute Kommunikation und gegenseitiges Verständnis
vermeiden oder entschärfen. Was eine gelungene Kommunikation ausmacht,
wie man mit Wut umgeht und was man im Fall eines eskalierten
Konfliktes tun kann, das lernen Mütter und Väter hier in einem
humorvollen und lockeren Rahmen.

Der Kurs, der jeweils um 19.30 Uhr beginnt, ist geeignet für Eltern
mit Kindern im Alter von circa 4 bis 10 Jahren und kostet einmalig 60
Euro. Treffpunkt ist das Mehrgenerationenhaus Fallbach, Reichenberger
Straße 59, 63452 Hanau. Anmeldungen sind möglich unter der
Telefonnummer 06181/ 668 6785.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 2. Oktober 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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MELDUNG/366: Neue Studie - In Bayern stirbt der Mädchenfußball besonders schnell (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 01.10.2019

Neue Studie: In Bayern stirbt der Mädchenfußball besonders schnell



Deutschlandweit sind die Zahlen im Mädchenfußball seit 2010 rückläufig.
In Bayern ist fast jedes zweite Juniorinnen-Team weggebrochen. Besonders
dramatisch ist die Lage in Nordbayern: Dort wächst der Unmut der Vereine
über die fehlende Förderung stark. Dies zeigt eine Vergleichsstudie der
Universität Würzburg aus den Jahren 2011 bis 2018.

Beim DFB-Bundestag in der vergangenen Woche wurde mit Fritz Keller ein
ausgewiesener Freund des weiblichen Fußballs an die Spitze des weltgrößten
Fachsportverbandes gewählt. Bereits im Vorfeld hatte Keller mit seiner
Forderung nach Profiteams der Frauen bei jedem Bundesligisten für Furore
gesorgt. Hintergrund sind die Erfahrungen von Keller als Präsident des SC
Freiburg, der seit Jahren mit einer viel gerühmten Nachwuchsförderung von
Mädchen und Frauen hervorsticht.

Starke Verluste im bayerischen Mädchenfußball seit 2010

Auch an der Spitze des zuständigen Frauenausschusses des DFB hat es einen
Wechsel gegeben. Die beim Bayerischen Fußball-Verband für den
Frauenfußball zuständige Silke Raml wurde zur Vorsitzenden beim DFB
gewählt. Von diesen personellen Veränderungen erhofft sich der Fußball in
Süddeutschland neue Impulse, denn die Lage im Mädchen- und Frauenfußball
des Bayerischen Fußball-Verbandes ist desolat. Unter den im Mädchenfußball
großen Verbänden hat die Anzahl gemeldeter Mädchenteams vor allem in
Bayern starke Verluste erlitten. Lediglich in Württemberg ist die Lage
ähnlich problematisch.

Waren im Jahr 2010 in Bayern noch 1.305 Mädchenteams bis zu den
U17-Juniorinnen gemeldet, so sank deren Zahl laut offizieller Statistik
des DFB auf nunmehr 712 Teams. Das entspricht einer Verlustquote von 45,2
Prozent in den vergangenen zehn Jahren. Damit liegt Bayern neben
Württemberg an der Spitze der Verlierer aller Landesverbände, die 2010
noch mehr als 400 Mädchenteams gemeldet hatten. "Ähnlich große Verbände
wie Westfalen haben mit 42 Prozent ebenfalls herbe Verluste zu
verzeichnen", so Professor Heinz Reinders, der an der Universität Würzburg
das Nachwuchsförderzentrum für Juniorinnen (NFZ) leitet. "Allerdings
liegen wir in Bayern nochmal höher. Eine Sportart, die fast jedes zweite
Team verliert, ist in sehr großer Not", ist sich Reinders sicher und führt
die Schwäche des bayerischen Mädchenfußballs auf die strukturschwache
Förderung zurück.

Nordbayern besonders unzufrieden mit der Mädchenförderung

Belegen kann der Bildungsforscher diese These durch den regionalen
Vergleich und die Situation der Vereine. Seit 2011 befragt das
Nachwuchsförderzentrum alle zwei Jahre mindestens 700 bayerische Vereine
nach ihrer Zufriedenheit mit der Förderung im Mädchenfußball. Und diese
Zufriedenheit hat sich in dieser Zeit regional sehr unterschiedlich
entwickelt. Während die Zufriedenheit beispielsweise in Oberbayern
zwischen 2011 und 2018 konstant hoch geblieben ist, sind vor allem die
Vereine aus dem strukturschwächeren Nordbayern zusehends unzufriedener.

Allein in Unterfranken ist die durchschnittliche Zufriedenheit mit der
Mädchenförderung um 16,9 Prozent gesunken, ein bayernweiter Spitzenwert,
dem die Mittelfranken mit 14,4 und die Oberpfalz mit 12,8 Prozent
rückläufiger Zufriedenheit folgen. Zum Vergleich: Insgesamt ist die
Zufriedenheit in Bayern um neun Prozent gesunken. "Wir können sagen, je
näher es nach München geht und je strukturstärker eine Region ist, desto
besser schätzen Vereine die Lage im Mädchenfußball ein", weiß Reinders aus
den Daten der Studie abzulesen. "Ein Talent aus Unterfranken in den
bayerischen oder gar deutschen Spitzenfußball zu hieven, war in den
letzten zehn Jahren faktisch unmöglich".

Entsprechend ist Reinders auch nicht verwundert, dass die bayerischen
Vereine sich insgesamt seit 2011 immer unzufriedener mit der Förderung des
Mädchenfußball durch ihren Verband zeigen. Waren 2011 noch 31,8 Prozent
der befragten Vereine sehr oder eher unzufrieden mit dem Bayerischen
Fußball-Verband, so stieg dieser Anteil bis 2018 auf 38,2 Prozent an.

"Wir brauchen mehr Anreize durch den Verband zur Gewinnung neuer
Spielerinnen", folgert der Studienleiter aus den Ergebnissen. Die
finanzielle Förderung von Fußball-AGs für Mädchen an Kitas und
Grundschulen wären hier ebenso notwendig wie eine bessere Abstimmung in
der Talentförderung zwischen Verband und Verein. "An der Basis rumort es,
weil die Vereine das Gefühl haben, sie machen die ganze Arbeit und der
Verband schöpft die Leistungsträgerinnen ab. Das demotiviert die Vereine
nachhaltig und wird das Wegsterben des Mädchenfußballs in Bayern weiter
forcieren".

Nun bleibe es abzuwarten, welche Veränderungen folgen werden, so Reinders.
Der DFB hat auf seiner Mitgliederversammlung einen Maßnahmenkatalog zur
Stärkung des weiblichen Fußballs beschlossen. Dessen Wirkung werde mit
Geduld zu betrachten sein.


Über die Studie

Das Nachwuchsförderzentrum für Juniorinnen ist die bundesweit einzige
Forschungsstelle für den Mädchenfußball. Mit der Vereinsbefragung
bayerischer Fußballvereine seit 2011 legt das NFZ eine Vergleichsstudie
zur Beschreibung des bayerischen Fußballs vor, die alle zwei Jahre bei
mindestens 700 Vereinen durchgeführt wird.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 01.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/1205: Bielefeld - "Yogalates", 8 Termine ab 18. Oktober 2019


Stadt Bielefeld

VHS-Kurs Yogalates



Bielefeld (bi). Yogalates als Kombination aus Yoga und Pilates bietet
die Volkshochschule in einem Kurs ab Freitag, 18. Oktober, in der
Ravensberger Spinnerei an. An acht Terminen jeweils freitags von 12.45
bis 13.45 Uhr vermittelt die Dozentin Marit Frank entsprechende
Übungen.

Information und Anmeldung www.vhs-bielefeld.de oder

Telefon 0521 / 51-3008.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 1. Oktober 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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KLEINKUNST/928: Hanau - "Chill mal - Am Ende der Geduld ist noch viel Pubertät übrig" am 13.10.2019


Stadt Hanau

Matthias Jung "Chill mal - Am Ende der Geduld ist noch viel
Pubertät übrig" 

Reihe Kultour startet am 13. Oktober im Café Central



Der Startschuss für die Reihe "Kultour" fällt am Sonntag, 13. Oktober,
wenn im Café Central Matthias Jung mit seinem Programm "Chill mal - Am
Ende der Geduld ist noch viel Pubertät übrig" gebeutelten Eltern aus
der Seele spricht. Der Diplom-Pädagoge und Deutschlands lustigster
Jugendexperte geht mit der lang erwarteten Fortsetzung seines
Erfolgsprogramms "Generation Teenietus" in die nächste Runde.

Alle Veranstaltungen im Café Amadeo und im Café Central beginnen
jeweils um 20.30 Uhr. Im Stein's Tivoli, im Comoedeinhaus und im
Congress Park Hanau hebt sich der Vorhang bereits um 20 Uhr. Einlass
ist immer ab 19 Uhr. Karten zu allen Veranstaltungen der Reihe Kultour
gibt es im Hanau Laden, Am Freiheitsplatz 3, bei der Volksbühne Hanau,
Nürnberger Straße 2, sowie bei allen anderen bekannten
Vorverkaufsstellen.

Das "Kleinkunst-Abo", das allerdings nur direkt beim
Veranstaltungsbüro gebucht werden kann, bietet die Möglichkeit, einen
Preisnachlass von 20 Prozent zu bekommen, wenn man Tickets für
mindestens sieben Veranstaltungen kauft. Als Zugabe gibt es pro Abo
ein Feierabendticket, mit dem man nach Aktivierung in den Tiefgaragen
und Parkhäusern der Hanauer Parkhaus GmbH zwischen 18 und 8 Uhr an 30
aufeinanderfolgenden Tagen kostenfrei parken kann. Informationen und
Buchung sind unter der Telefonnummer 06181/ 6686092 oder per Email
unter veranstaltungsbuero@hanau.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. September 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/239: Hamburg - Das Sandwich Syndrom, Kampnagel, 18.10.2019


Kampnagel - Presseinformation vom 6. September 2019

Franck Edmond Yao:

Das Sandwich Syndrom - Pris en Sandwich Entre Deux Continents

Rollstuhlgerecht

Tickets: 12 Euro (erm. 9 Euro, [k]-Karte 7,50 Euro)

Fr, 18.10.2019 21:00 [Premiere], Kampnagel - P1

Sa, 19.10.2019 21:00, Kampnagel - P1



Zwischen zwei Kontinenten zu leben ist nicht nur anstrengend, sondern
eine Zerreißprobe. SANDWICH SYNDROM transformiert diese sehr
persönliche aber auch kollektive Erfahrung in eine
künstlerisch-diskursive Reihe zwischen Debatte und Tanz: Der ivorische
Performer und Choreograf Franck Edmond Yao (bekannt aus
Gintersdorfer/Klaßen und La Fleur) alias Gadoukou la Star lädt über
die Spielzeit hinweg an vier Abenden Gäste mit Alltagsexpertise dazu
ein, kontroverse Themen rund um die Identität zwischen dem
europäischen und dem afrikanischen Kontinent durchzukneten. Es werden
Erfahrungen geteilt, Standpunkte verteidigt, Schlüsse gezogen und
hitzig diskutiert - eine postkoloniale, praxisnahe Analyse. Die
aufgeladene Stimmung wird im zweiten Teil des Abends auf die Körper
umgeleitet: Der kongolesische Ndombolo, der in Synchronität und Dauer
Solidarität schafft; der ivorische Coupé-Décalé, der sagt: Nicht das
Leben frisst mich, ich fresse das Leben; der nigerianische Azonto, der
dem subjektiven Zustand im Jetzt Raum gibt; oder der ivorische
Zouglou, der politischen Ausdruck im Kontext eines
Studentenwiderstandes als körperliche Praxis etablierte - die
verschiedenen Tänze werden als Ventile benutzt, um die geteilten
Positionen zu verdauen und sich aus fremdbestimmten Bildern und
Machtgefügen zu befreien.

Im Anschluss: Afro Pride mit DJ Waxs

Französische Übersetzung

Vivre entre deux continents - ce n'est pas seulement épuisant, mais
une vraie épreuve. SANDWICH SYNDROME transforme cette experience très
personnelle, mais qui est également une expérience collective, en une
série entre débat et danse: Le performeur et chorégraphe ivorien,
Franck E. Yao (connu des projets Gintersdorfer/Klaßen et La Fleur)
alias Gadoukou la Star invite le public à travailler les questions
controversées autour de l'identité entre le continent européen et
africain, en discutant avec des experts de la vie de tous les jours.
Lors de quatre soirées au long de la saison, quatre sujets seront
débattus. Les différents experts partageront leurs experience et leurs
perspectives divers, défendront leur point de vue, et tireront des
conclusions - und analyse postcoloniale et pragmatique. La tension
sera transformée dans la deuxième partie de chaque soirée: Nous
danseront le Ndombolo congolais qui crée la solidarité en synchronité,
le coupé-décalé ivorien qui dit: ce n'est pas la vie qui me mange,
mais moi je mange la vie, l'Azonto nigérien qui donne place à l'état
ressenti du sujet, ou le Zouglou ivorien, expression corporelle
politique dans le context des révoltes des étudiants. Les différentes
danses seront utilisées pour digérer les positions prises et
s'émanciper des images stéréotypées comme des systèmes de pouvoir
établis.

Gefördert im Rahmen des Bündnisses internationaler Produktionshäuser
von der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien.

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg
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VETERINÄR/472: Wie Rehen das Winterfutter auf den Pansen schlägt (idw)


Veterinärmedizinische Universität Wien - 01.10.2019

Wie Rehen das Winterfutter auf den Pansen schlägt



Eine soeben erschienene Studie der Vetmeduni Vienna zeigt, dass die
Winterfütterung von Rehen eine deutliche Veränderung der Mikrobiota im
Pansen der Wildwiederkäuer verursacht - mit potentiell negativen
Auswirkungen auf deren Gesundheit.

Rehe (Capreolus capreolus) bevölkern weite Teile Europas und sind
jahreszeitlich bedingt mit einem saisonal schwankenden
Nahrungsmittelangebot konfrontiert. In einigen europäischen Ländern -
darunter auch in Österreich - ist es deshalb üblich, Wildtiere im Winter
zusätzlich zu füttern. Wie sich die Verfügbarkeit von leicht verdaulichem,
energiereichem Futter im Winter auf den Verdauungsapparat der
Wildwiederkäuer auswirkt ist jedoch bislang nicht ausreichend verstanden.
Dies ist besonders bei diesen Tierarten relevant, da heimische
Wildwiederkäuer ausgeprägte jahreszeitliche Veränderungen von
physiologischen Vorgängen, unter anderem auch im Verdauungsapparat während
der kalten Jahreszeit aufweisen.

Das Forschungsinstitut für Wildtierkunde und Ökologie, das Institut für
Lebensmittelsicherheit, Lebensmitteltechnologie und öffentliches
Gesundheitswesen der Vetmeduni Vienna zusammen mit dem Institut für
Wildbiologie und Jagdwirtschaft der BOKU sind deshalb in einer gemeinsamen
Forschungsarbeit der Frage nachgegangen, inwieweit die winterliche
Nahrungsergänzung die bakterielle Zusammensetzung im Pansen beeinflusst.
Zu diesem Zweck untersuchten die WissenschafterInnen die Zusammensetzung
der Pansenbakterien von freilebenden weiblichen Rehen. Dabei wurden Tiere
aus einem Gebiet mit zusätzlichen Fütterungsstellen mit solchen
verglichen, die ausschließlich auf natürliches Futter angewiesen waren.

Signifikante Unterschiede der Pansen-Mikrobiota

Bei der Analyse der Daten zeigten sich deutliche Unterschiede, wie
Stefanie Wetzels und Gabrielle Stalder, LetztautorInnen der Studie,
erklären: "Die Ergebnisse unserer Studie lassen darauf schließen, dass die
Versorgung von Rehen mit leicht fermentierbaren Ergänzungsfuttermitteln im
Winter die bakterielle Population im Pansen von Rehen signifikant
beeinflusst und ähnlich negative Veränderungen wie bei domestizierten
Wiederkäuern hervorrufen kann." Die soeben im renommierten Fachjournal
"Wildlife Biology" veröffentlichte Studie liefert damit grundlegende
Basisdaten zur Diversität und Zusammensetzung von Pansenmikrobiota bei
europäischen Rehen, die einen Ausgangspunkt zum besseren Verständnis der
Veränderungen der Pansenmikrobiota bilden.

Mögliche negative Auswirkung durch Winterfütterung

Im Detail zeigen die Ergebnisse einen deutlichen qualitativen Unterschied
zwischen der Mikrobiota-Zusammensetzung der beiden untersuchten
Populationen. Demnach fördert beispielsweise auch bei Rehen leicht
fermentierbares Ergänzungsfuttermittel die Entwicklung von
Bakterienstämmen, die bei Hauswiederkäuern zu Azidosezuständen - einer
Störung des natürlichen Säure-Basen-Haushaltes - führen. "Die Veränderung
der Pansen-Mikrobiota durch die Winterfütterung lässt eine negative
Auswirkung auf den Gesundheitszustand von Rehen vermuten", so Wetzels und
Stalder weiter.

Laut den ForscherInnen sind weitere Studien wünschenswert, um negative
Auswirkungen auf den Gesundheitszustand der Tiere näher abzuklären. Die im
Rahmen der Studie festgestellte hohe Häufigkeit nicht klassifizierter
Bakterienstämme zeigt außerdem, dass mehr Wissen über die Mikrobiota in
Pansen von Wildwiederkäuern nötig ist.


Service:

Der Artikel "Impact of supplemental winter feeding on ruminal microbiota
of roe deer (Capreolus capreolus)" von Sara Ricci, Robin Sandfort, Beate
Pinior, Evelyne Mann, Stefanie U. Wetzels und Gabrielle Stalder wurde in
Wildlife Biology veröffentlicht.

https://bioone.org/journals/Wildlife-Biology/volume-2019/issue-1/wlb.00572/Impact-of-supplemental-winter-feeding-on-ruminal-microbiota-of-roe/10.2981/wlb.00572.full

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1560
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Veterinärmedizinische Universität Wien, 01.10.2019
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FORSCHUNG/1546: Pflanzen erobern ehemalige Gletscherflächen überraschend schnell (idw)


Österreichische Akademie der Wissenschaften - 26.09.2019

Pflanzen erobern ehemalige Gletscherflächen überraschend
schnell



Gletscherforscher/innen der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften haben erstmals Satellitenbilder mit ökologischen
Messungen kombiniert. Das Ergebnis: Die Pflanzenwelt erobert durch
Gletscherschmelze freigewordene Flächen in kürzester Zeit und
verringert so das Risiko von Murenabgängen.

Die österreichischen Gletscher schmelzen immer schneller, was neue
Gefahren wie Muren und Gerölllawinen mit sich bringt. Um dieses Risiko
besser beurteilen zu können, ist es wesentlich, die
Vegetationsentwicklung auf den betroffenen Flächen zu kennen. Denn: Wo
das Erdreich von Wurzelwerk durchzogen ist, besteht ein niedrigeres
Risiko für Murenabgänge, da die Wurzeln auch bei Regen den Abtrag des
Untergrundes verlangsamen.

Wie Forscher/innen des Instituts für Interdisziplinäre
Gebirgsforschung der Österreichischen Akademie der Wissenschaften
(ÖAW) in einer fachübergreifenden Zusammenarbeit nun herausfanden,
erobern Pflanzen diese durch Gletscherschmelze freigewordenen Flächen
außerordentlich schnell. Das berichtet das Team aktuell in "Nature
Scientific Reports".

Neben ÖAW-Gletscherforscherin Andrea Fischer war an der Studie Thomas
Fickert (Universität Passau) für die Vegetationserhebungen beteiligt,
die Analyse der Satellitenbilder wurde von Gabriele Bippus (Firma
Enveo) durchgeführt und die Glaziologen Gernot Patzelt sowie Günther
Groß steuerten ihre Langzeitbeobachtungen bei.

Entwicklung der Pflanzendecke über Jahrhunderte

Der Rückgang der heimischen Gletscher ist seit Jahrzehnten
dokumentiert. So hat der Jamtalferner im Tiroler Silvrettagebirge seit
1864 mehr als 53 Prozent seiner Fläche verloren. Durch eine neue
Kombination von Satellitendaten und im Gelände erhobener Daten zur
Vegetationsentwicklung konnten die Forscher/innen nun noch genauer
beobachten, wie sich die Pflanzendecke über die letzten Jahrzehnte
entwickelt hat.

Die Studie zeigt, dass die Zahl der unterschiedlichen Pflanzenspezies
am Jamtalferner von zehn bis 20 nach nur wenigen Jahren der
Eisfreiheit auf bis zu 50 nach einem Jahrhundert anstieg. "Die
Pflanzenwelt erobert in relativ kurzer Zeit Flächen zurück, in denen
zuvor über Jahrhunderte keine Pflanze gedeihen konnte. Diese Dynamik
war uns vorher nicht bekannt", sagt Erstautorin Andrea Fischer von der
ÖAW, die die aktuelle Untersuchung am Tiroler Jamtalferner geleitet
hat.

Ko-Autor und Geograph Thomas Fickert ergänzt: "Die Besiedelung der
jüngst eisfrei gewordenen Gletschervorfelder scheint heute tatsächlich
schneller abzulaufen als nach dem Ende der Kleinen Eiszeit, obwohl
sich die heute an der Besiedelung beteiligten Arten und die
zugehörigen Besiedelungsprozesse nicht grundlegend von den damaligen
unterscheiden."

Risiken des Klimawandels besser abschätzen

Durch die Gletscherschmelze kommt einerseits Schutt an die Oberfläche,
der zuvor unter Eis gelegen ist, zum anderen kommt es auch vermehrt zu
Felsstürzen durch die Labilisierung der Felswände in Folge des
Gletscherrückgangs. Als indirekte Folge des Klimawandels steigt
dadurch also das Risiko für Muren und Gerölllawinen. Weil die
nachwachsende Vegetation aber wiederum eine stabilisierende Funktion
ausübt, kann sie diese Gefahr vermindern. "Unsere neue Methode,
Satellitenbilder und in situ-Erhebungen des Pflanzenwuchses kombiniert
zu analysieren, kann helfen, diese Risiken im Alpenraum besser
abzuschätzen", erklärt Fischer.

In Folgestudien soll die Methode optimiert und auf weitere
Gletschergebiete in Österreich ausgeweitet werden, um Pflanzenwachstum
und geologische Folgen im Hochgebirge noch genauer analysieren zu
können. Ergänzend dazu widmet sich am ÖAW-Institut aktuell auch das
kürzlich gestartete Forschungsprojekt "Hidden Ice" dem
Sedimenttransport im Vorfeld von Gletschern und dessen
Gefahrenpotential für Alpentäler.

Originalpublikation:

"Vegetation dynamics in Alpine glacier forelands tackled from space",
Andrea Fischer, Thomas Fickert, Gabriele Schwaizer, Gernot Patzelt &
Günther Groß, Nature Scientific Reports, 2019

DOI: https://www.nature.com/articles/s41598-019-50273-2

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news724283

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2169
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Österreichische Akademie der Wissenschaften - 26.09.2019
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GARTEN/390: Efeu - letzte Tankstelle vor dem Winter (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 30. September 2019

Efeu - letzte Tankstelle vor dem Winter

- Efeublüte als letztes Nektar- und Pollenangebot

- Früchte im Spätwinter für Weichfutterfresser

- kaschiert zuverlässig optische Sünden

- unschädlich für Bäume

- Blätter als Waschmittel geeignet



(Bremen, den 30.09.19) In Wäldern und Parks künden leuchtende Blätter
vom nahen Winter, an Nektar und Blüten denkt nun keiner mehr. Doch der
Efeu blüht erst jetzt im wahrsten Sinne des Wortes richtig auf. Die
als "Friedhofsgrün" verschriene Kletterpflanze ist mit ihrer späten
Blüte von September bis Oktober eine Besonderheit. Das späte
Nektarangebot ist für viele Tiere die "letzte Tankstelle vor dem
Winter", so der NABU.

Honigbienen, Wespen, Schwebfliegen und Schmetterlinge bedienen sich
gerne an Nektar und Pollen des Efeu. Ohne die immergrüne Liane hätten
sie es schwer, jetzt überhaupt eine gute Nahrungsquelle zu finden. Die
erst vor gut 20 Jahren entdeckte Efeu-Seidenbiene hat die Anpassung
auf die Spitze getrieben: Sie nutzt für die Aufzucht ihrer Brut
ausschließlich den Pollen des Efeu. "Das macht sie wiederum zu einer
Besonderheit in der Insektenwelt", so NABU-Geschäftsführer Sönke
Hofmann.




[image: Efeublüten - Foto: © NABU Bremen]

Foto: © NABU Bremen



Zwischen Januar und April trägt der Efeu kleine blaue Früchte, die als
Winterfutter dankbar von den hier bleibenden Standvögeln,
Weichfutterfresser wie Amseln und Rotkehlchen, angenommen werden. "Im
Frühling richten sich einige Arten direkt in dicht bewachsenen
Efeuwänden häuslich ein und benutzen sie als Nistplatz", erläutert
Sönke Hofmann.

Die Pflanze bietet auch vielen Insekten Lebensraum. "Eine mit Efeu
bewachsene Hausfassade ist schon ein ganz eigenes Biotop."Neben der
Fassadenbegrünung, wo der Efeu die Wand vor Sonne und Regen schützt,
ist die Pflanze gut geeignet, triste Zäune aufzuwerten. "Ob
Holzschutzmittel-getränkter Jägerzaun oder Maschendraht - mit Efeu
kriegt man jede optische Sünde an der Gartengrenze kaschiert", regt
der NABU an.

Mit einigen Vorurteilen über den Efeu räumt der gelernte Förster Sönke
Hofmann auch gleich auf: "Efeu erwürgt keine Bäume, das ist ein leider
weit verbreiteter Aberglauben, der manchen stattlichen Efeu schon das
Leben gekostet hat." Die Pflanze wachse in der Regel gerade an Bäumen
hoch und umschlinge sie nicht. Auch dringen die Wurzeln nicht in die
Rinde ein. Der Efeu begnügt sich mit dem wenigen Licht, dass durch die
Krone dringt und wird für gesunde Bäume auch keine zu schwere Last.

Auch hängt der Pflanze das falsche Etikett "Friedhofsgrün" an. "Unsere
Altvorderen wussten es besser," so der NABU, "in der Antike war der
Efeu Sinnbild der feierfreudigsten Götter vor allem der des Weines."
Ob ägyptischer Osiris, griechischer Dionysos oder römischer Bacchus -
sie alle wurden mit Efeu bekränzt dargestellt. Und schließlich lassen
sich Efeublätter auch aufgrund ihrer Saponine gut als Waschmittel
einsetzten: Eine Handvoll Blätter in einer alten Socke und die Trommel
braucht kein weiteres Pulver.

Weitere Beispiele zur Förderung von Insekten bietet eine
Dauerausstellung. Sie wurde von der Umweltsenatorin gefördert und ist
werktags von 10 bis 18 Uhr beim NABU im Vahrer Feldweg 185 zu
besichtigen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 30.09.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland

Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen
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LÄRM/154: Neue Regelung zum Fluglärm entpuppt sich als Luftnummer (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 2. Oktober 2019

Neue Regelung zum Fluglärm entpuppt sich als Luftnummer / Chance
des "neuen Erbpachtvertrags" nicht genutzt

Hamburger Flughafen darf lauter werden als im Durchschnitt der letzten
zehn Jahre



Der Hamburger Landesverband des BUND kritisiert, dass der heute vom
Senat vorgestellte neue Erbbaurechtsvertrag mit der Flughafen GmbH
keinerlei Verbesserungen für die vom Lärm gebeutelten Anwohnerinnen
und Anwohner des Airports bringt.

Die in dem neuen Vertrag enthaltenen Vorgaben für mehr Klima- und
Lärmschutz legen zwar Strafzahlungen für den Fall fest, dass der
sogenannte Lärmteppich des Flughafens über 15,39 km² steigt. Dieser
Wert wurde in den letzten zehn Jahren aber nicht ein einziges Mal
erreicht, obwohl der Lärm seit rund fünf Jahren wieder deutlich mehr
geworden ist (siehe dazu:
https://www.hamburg-airport.de/media/Jahresstatistik_2018.pdf, Seite
12). Die neue Regelung erlaubt also sogar eine Ausweitung der bereits
heute für die Menschen unerträglichen Lärmbelastung.

"Die neue Vereinbarung zwischen der Stadt und dem Flughafen bringt für
eine Lärmentlastung gar nichts. Im Gegenteil, der Flughafen darf sogar
noch lauter werden ohne Konsequenzen fürchten zu müssen. Das Ganze ist
eine echte Luftnummer, die für die lärmgeplagten Menschen am Flughafen
keine Verbesserung bringt", so Manfred Braasch, Landesgeschäftsführer
des BUND Hamburg.

Zum Thema Klimaschutz hat der Senat den Flughafen verpflichtet, den
Bodenbetrieb bis 2021 klimaneutral zu gestalten. Aus Sicht des BUND
ist dies zwar ein kleiner Baustein für mehr Klimaschutz in Hamburg,
lenkt aber vom eigentlichen Problem des Flughafens und der
Vielfliegerei ab. Der Bodenbetrieb verursacht lediglich etwa ein
Prozent der vom Airport ausgehenden Klimabelastung. Diejenige aus den
rund 170.000 Starts und Landungen liegt also rund hundert Mal höher.
"Der Flughafen ist einer der größten Verursacher von CO2 in Hamburg,
daran ändert auch die neue Vereinbarung nichts", so Manfred Braasch.

 * 

Quelle:

Presseinformation 39/19, 02.10.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





ÖKOSYSTEME/137: Viren beeinflussen Funktionen im marinen Ökosystem (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 26.09.2019

Viren beeinflussen Funktionen im marinen Ökosystem



Viren sind hauptsächlich als Erreger von Krankheiten bekannt, die
nicht selten tödlich verlaufen. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel
zeigen jetzt jedoch in Zusammenarbeit mit anderen deutschen und
internationalen Kooperationspartnern, wie Viren auch die Ökologie
einzelliger Meeresräuber beeinflussen. Dies wirft generell ein neues
Licht auf die Rolle von Viren in den Ökosystemen der Ozeane. Für die
neuen Erkenntnisse haben die Forschenden eine Reihe innovativer und
hochtechnologischer Methoden genutzt, die bislang nicht gleichzeitig
bei der Untersuchung mariner Ökosysteme eingesetzt worden sind.

Die Ozeane beherbergen nicht nur große Raubtiere wie Haie oder Orcas.
Auch im Reich der Mikroorganismen ernähren sich einige Arten von
anderen Lebewesen. Kragengeißeltierchen, in der Fachsprache
Choanoflagellaten genannt, gehören zu diesen einzelligen Räubern. Sie
sind im Meer weit verbreitet und fressen Bakterien und Kleinalgen.
Choanoflagellaten gelten als die nächsten lebenden einzelligen
Verwandten von Tieren und können in einen mehrzelligen Zustand
übergehen. Aus diesem Grund werden sie intensiv erforscht, um zu
verstehen, wie vielzellige Organismen - zu denen auch der Mensch
gehört - entstanden sind.

Unter der Leitung von Professorin Alexandra Z. Worden (GEOMAR
Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel/Monterey Bay Aquarium
Research Institute, MBARI, USA) hat ein Team von Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern nun erste Erkenntnisse über die Interaktion von
Choanoflagellaten und Viren gewonnen. In einer mehrjährigen,
intensiven Anstrengung gelang es dem Team, das Genom eines Riesenvirus
in den einzelligen Räubern nachzuweisen. Das Genom der Viren hatte
eine Größe und eine Genzahl, die mit dem kleiner Bakterien
vergleichbar ist. Noch überraschender waren aber die vielen
Funktionen, die das Genom kodiert. Die Studie wurde jetzt in der
internationalen Zeitschrift Proceedings of the National Academy of
Sciences USA veröffentlicht.

Für die Studie fuhren die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
immer wieder mit Hightech-Instrumenten zur See, um alle räuberischen
Einzeller im Wasser mit einem lasergestützten Visualisierungssystem zu
erfassen. Dann trennten sie diese Zellen einzeln von anderen Mikroben.
"Jede einzelne Räuberzelle aus der freien Wildbahn wurde anschließend
sequenziert. In einer Probe aus dem Pazifischen Ozean dominierte eine
unkultivierte Art von Choanoflagellaten", erklärt Professorin Worden.

In diesen Zellen fand Dr. David Needham, der im Labor von Professorin
Worden als Postdoc forscht und Erstautor der Studie ist, die
Genomsequenz eines Riesenvirus. Er konnte bemerkenswerterweise zeigen,
dass das Virus Gene für mikrobielle Rhodopsinproteine und dazugehörige
Pigmente kodiert. Diese Zusammensetzung von Genen ist bei Viren noch
nie nachgewiesen worden. Andere Arten von Rhodopsinproteinen sind als
Pigmente in den Augen vieler Tiere für die Wahrnehmung von Licht
verantwortlich.

Parallel zu den Untersuchungen des Genoms, der Evolutionsbiologie und
der Verbreitung des Virus analysierten Teams an der Universität Tokio,
dem RIKEN Center for Biosystems Dynamics Research und anderen
japanischen Institutionen die Kristallstruktur des Proteins und
zeigten, dass es als lichtgesteuerte Protonenpumpe funktioniert.

"Die Arbeiten belegen, dass die Choanoflagellaten, die sich sonst
räuberisch von anderen Organismen ernähren, auch das Sonnenlicht als
Energiequelle nutzen, wenn sie mit dem Virus infiziert sind", betont
Professor Worden. Die Forschenden erweiterten auch das Wissen über die
Verteilung dieser Gene in Riesenviren in den Ozeanen - und zeigten,
dass die Rhodopsinproteine in eukaryotischen Zellen wahrscheinlich
viele spezialisierte Rollen haben. Noch nicht geklärt ist die genaue
Rolle des Virus in der Wirtszelle. "Ist es für die Energieübertragung?
Oder eine neue Lichtsensorik, die vielleicht Motilität oder andere
Verhaltensweisen fördert?", fasst Professorin Worden diese wichtigen
offenen Fragen zusammen.

Die Studie von Alexandra Worden's Team wird durch weitere Erkenntnisse
über die Rolle von Viren in marinen Ökosystemen ergänzt, die
Forscherinnen und Forscher des GEOMAR in dieser Woche veröffentlicht
haben. Die Arbeitsgruppe von Professorin Ute Hentschel Humeida hatte
im Rahmen des Sonderforschungsbereichs 1182 Metaorganismen mit einer
Reihe innovativer Methoden den komplizierten Zusammenhang zwischen
Meeresschwämmen, Bakterien und bestimmten Viren, die Bakterien
befallen (sogenannte Bakteriophagen) entschlüsselt. Sie entdeckten,
dass selbst benachbarte Schwämme, die dasselbe Meerwasser in großen
Mengen filtrieren, individuell einzigartige und artspezifische
Virusgemeinschaften in sich beherbergen. "Jedes Schwammindividuum hat
sein eigenes, einzigartiges Virom, das sich von dem der benachbarten
Schwämme unterscheidet", sagt Martin T. Jahn vom GEOMAR, Erstautor
dieser Studie. Eine häufig vorhandene Gruppe von Bakteriophagen in
Schwämmen stattet symbiotische Bakterien mit Proteinen aus, die es den
Bakterien ermöglicht, der Immunabwehr des Wirtsschwammes zu entkommen.
Diese besonderen Bakteriophagen sind auch bei anderen Wirten,
einschließlich des Menschen, weit verbreitet.

"Zusammen zeigen diese beiden Studien, dass wir erst begonnen haben,
die Rolle von Viren für marine Ökosysteme, aber auch für das Leben auf
der Erde allgemein zu verstehen. Die Erforschung der marinen
Virusvielfalt und ihrer Bedeutung für Ökosystemprozesse steht erst am
Anfang", fasst Professorin Hentschel Humeida zusammen. "Die Stärke
dieser beiden Studien", betont Professorin Worden, "besteht darin,
dass sie wichtige neue Merkmale des Wirt-Virus-Verhältnisses im Meer
aufgeklärt haben und damit modernste Technologien und Methoden für die
Erforschung unkultivierter, aber weit verbreiteter mariner Organismen
etablieren. Das öffnet neue Türen für das Verständnis mariner
Lebensgemeinschaften, wie sie interagieren und wie sie reguliert
werden. Diese Faktoren sind von größter Bedeutung, wenn wir verstehen
wollen, wie sich diese Gemeinschaften in Zukunft verändern werden."

Originalpublikation:

D. M. Needham, S. Yoshizawa, T. Hosaka, C. Poirier, C-J. Choi, E.
Hehenberger, N. A. T. Irwin, S. Wilken, C.-M. Yung, C. Bachy, R.
Kurihara, Y. Nakajima, K. Kojima, T. Kimura-Someya, G. Leonard, R. R.
Malmstrom, D. R. Mende, D. K. Olson, Y. Sudo, S. Sudek, T. A.
Richards, E. F. DeLong, P. J. Keeling, A. E. Santoro, M. Shirouzu, W.
Iwasaki, and A. Z. Worden (2019), A distinct lineage of giant viruses
brings a rhodopsin photosystem to unicellular predators. Proceedings
National Academy of Sciences USA.

https://doi.org/10.1073/pnas.1907517116



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.geomar.de 

Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

http://www.uni-kiel.de/de/detailansicht/news/283-jahn-cell-hm/ 

Pressemitteilung des SFB1182 zur zweiten genannten Studie

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news724296

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution818

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 26.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/590: Vulkangebiete als nachhaltige, erneuerbare Energiequelle (idw)


Technische Universität Bergakademie Freiberg - 27.09.2019

TU Bergakademie Freiberg und UFZ erforschen Vulkangebiete als
nachhaltige, erneuerbare Energiequelle



Kann man Wasser sicher in tief liegende aktive Vulkangebiete pumpen,
um erneuerbare Wärme und Strom zu erzeugen? Mit dieser Frage
beschäftigt sich eine am 26. September in der Nature Communications
veröffentlichte Studie der TU Bergakademie Freiberg, des CSIC und des
Helmholtz-Zentrums für Umweltforschung aus dem Forschungsprojekt
HIGHER. In diesem untersuchen die Wissenschaftler/innen sogenannte
superheiße geothermische Systeme. Sie sind eine neue Form der tiefen
Geothermie und oft in vulkanischen Gebieten zu finden.

Die Technologie ist vor allem durch ihren potentiell hohen
Energieertrag interessant, der herkömmliche Systeme um den Faktor zehn
übersteigt. Noch steht die Forschung aber am Anfang und vor großen
wissenschaftlichen und technologischen Herausforderungen. Zudem ist
unklar, wie sich solche Systeme über wirtschaftlich interessante
Zeiträume verhalten und ob sie sicher betrieben werden können.

Einen ersten Schritt zur Erforschung der Systeme haben nun die TU
Bergakademie Freiberg, das Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ)
und das Consejo Superior de Investigaciones Científicas (CSIC) in
Spanien mit ihrem Projekt HIGHER (finanziert von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft und der Japan Society for the Promotion of
Science) gemacht.

In verschiedenen Versuchen haben sie erstmals analysiert, wie sich die
Rückführung kalten Wassers in die Tiefe, auf den Druckanstieg und die
Abkühlung des Gesteins und damit auf die Erdbebenaktivität
(Seismizität) auswirkt. Ein grundlegendes Verständnis der induzierten
Seismizität bei tiefengeothermischen Anwendungen ist zentral für die
sichere und nachhaltige Nutzung der geothermischen Technologie.

Mit modernsten Computersimulationen, basierend auf der von den
Forschern selbst entwickelten Software OpenGeoSys, haben sie die
komplexen physikalischen Vorgänge in der Erdkruste erstmals
beschrieben und wichtige Erkenntnisse gewonnen, wie superkritische
geothermische Systeme in Zukunft sicher betrieben werden können, um
eine saubere und nachhaltige erneuerbare Energiequelle zu erschließen.

OpenGeoSys ist eine open source-Forschungsplattform, die in
Kooperation mit verschiedenen Universitäten und
Forschungseinrichtungen vom UFZ geleitet wird. Die TU Freiberg und das
UFZ wollen ihre Kooperation in der umwelt-geowissenschaftlichen
Zusammenarbeit zukünftig weiter ausbauen.

Die Ergebnisse haben die Wissenschaftler/innen in einer Studie
veröffentlicht, die am 26. September auch im renommierten
Wissenschaftsmagazin Nature Communications publiziert wurde. Zum
Fachartikel: 

https://www.nature.com/articles/s41467-019-12146-0.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://tu-freiberg.de/fakultaet3/gt/bodenmechanik/forschung/aktuelle-projekte/dfg-jsps-project-higher

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news724385

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution141

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Bergakademie Freiberg - 27.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/237: Mit Smartphone und Kophörern dem Wald lauschen - Neuer Hörweg im Dieburger Forst (idw)


Hochschule Darmstadt - 27.09.2019

Mit Smartphone und Kophörern dem Wald lauschen - Neuer Hörweg im
Dieburger Forst



Darmstadt/Dieburg - Es knistert, rauscht und zwitschert im Dieburger
Wald. Man muss nur innehalten und bewusst hinhören. Dazu soll der neue
Hörweg entlang des Herrenwegs animieren. An acht Stationen entfalten
sich ab Ende September mittels Smartphone, App und Kopfhörern
besonders beeindruckende und überraschende Naturlaute. Möglich macht
es der Einsatz von Augmented Reality-Verfahren. Der von Odenwaldklub
Dieburg und Hochschule Darmstadt (h_da) umgesetzte Hörweg soll dazu
beitragen, Naturerleben und Hörkultur zu fördern und dafür
sensibilisieren, dass sich der ökologische Zustand von Natur und
Umwelt auch akustisch zeigt.

An den einzelnen Stationen kann man Klänge und Laute des Walds
aktivieren, die mit speziellen technischen Verfahren in
3D-Audio-Qualität aufgenommen wurden. Aufgespürt haben sie Studierende
vom Fachbereich Media der h_da unter der Leitung von Professorin
Sabine Breitsameter und dem Lehrbeauftragten Aleksandar Vejnovic. Die
Laute sind typisch für den jeweiligen Ort, aber dort nicht immer
hörbar. Daher werden Methoden der sogenannten Augmented Reality
eingesetzt, der "erweiterten Realität": Per App, Smartphone und
Kopfhörer lassen sich die aufgezeichneten Klänge jederzeit am Waldweg
abrufen und somit der aktuellen Realität hinzufügen.

Hierzu öffnet man in seinem Smartphone die Hörweg-App und scannt an
den Statio-nen einen QR-Code oder gibt eine vierstellige
Zahlenkombination ein. Über die Kopfhörer stellt sich dann zum
Beispiel ein Knacken und Knistern dar, in das sich Laute mischen, die
an kullernde Holzkugeln erinnern könnten. Doch ist es der so genannte
Saftstrom einer alten Eiche: Geräusche von den Aktivitäten im Innern
des Baums, die mit einem unter der Rinde fixierten Mikrofon
aufgenommen wurden. An den sieben weiteren Stationen sind unter
anderem Laute und Geräusche von Insekten, Amphibien oder Vögeln zu
hören.

"Die Geräusche sind oftmals aus einer Perspektive aufgenommen, die
überraschende und ungewöhnliche 'Hörenswürdigkeiten' vor Ohren führen.
Der Hörweg soll damit für den akustischen Reichtum von Umwelt und
Natur sensibilisieren und dazu anregen, sich im Alltag mehr als bisher
vom Ohr leiten zu lassen", erläutert Professorin Sabine Breitsameter.
"Wir möchten zu bewusstem Naturerleben anregen und zugleich auf den
Wert der akustischen Umwelt hinweisen. Die Klänge von Natur und Umwelt
geben uns Auskunft über deren ökologischen Zustand, darüber hinaus
gewinnen wir durch das bewusste Hören auf unsere Umgebung ein Stück
Hörkultur, das uns zeigt wie eindrucksvoll es ist, sich die Welt über
das Ohr zu erschließen. Mit diesem Projekt führen wir Natur und Kultur
zusammen."

Abgestimmt ist die gut drei Kilometer lange Hörweg-Route mit dem
ehemaligen Revierförster Peter Sturm und seinem Nachfolger Martin
Starke sowie mit der Unte-ren Naturschutzbehörde. Initiator des
Hörwegs ist Franz Zoth vom Odenwaldklub Dieburg. Auf der
wissenschaftlich-künstlerischen Konferenz "The Global Composition
2018" am Mediencampus der h_da in Dieburg ließ er sich von dem
Bioakustiker Wal-ter Tilgner inspirieren und gewann schließlich
Audio-Expertin Sabine Breitsameter für eine Kooperation.

Franz Zoth: "Beim Wandern öffnen wir die Augen, aber seltener die
Ohren. Auf dem Hörweg erfahren wir, dass das Erleben von Natur aber
ganz stark auch von ihrer akustischen Umgebung abhängt. Der Hörweg
trägt daher dazu bei, Natur neu und anders wertzuschätzen."

Hintergrund zum Projekt

Der Hörweg ist ein Kooperationsprojekt des Odenwaldklubs e.V. mit dem
Forschungszentrum für Digitale Kommunikation und Medieninnovation
(DKMI) am Fachbereich Media der Hochschule Darmstadt. Unter der
wissenschaftlichen und künstlerischen Leitung von Professorin Sabine
Breitsameter war ein Projektteam aus Lehrenden und Studierenden der
Studiengänge Internationale Medienkulturarbeit, Online-Kommunikation
und Informatik beteiligt.

Zum zentralen Projektteam gehören Produktionsmanager und
Audiogestalter Aleksandar Vejnovic, Dr. Oliver Herrmann und Dr. Robert
Löw, die das Projekt technisch konzipiert und implementiert haben,
Gestalterin Marisa Hermann und Projektassistentin Xenia Kitaeva.
Finanziell gefördert haben den Hörweg das Hessische Ministerium für
Wissenschaft und Kunst, die Stadt Dieburg, die Sparkasse Dieburg,
Fraport und die Gesellschaft zur Förderung technischen Nachwuchses
Darmstadt e.V. (GFTN).

Weitere Informationen finden Sie unter

Weitere Informationen zum Hörweg inklusive Beschreibungen der
Hörstationen finden sich auf der Website des Odenwaldklubs Dieburg:

 https://www.owkdieburg.de/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news724383

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution886

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Darmstadt - 27.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TOURISMUS/091: Wildkatzen entdecken - Ausflugtipps vor der Haustür (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 2. Oktober 2019

Wildkatzen entdecken: Ausflugtipps vor der Haustür



Berlin. Raus aus den vier Wänden, rein in die Natur: Der Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) lädt Daheimgebliebene ein,
in den Herbstferien einem echten Schatz in unseren Wäldern auf die
Spur zu kommen: der Europäischen Wildkatze. "Wildkatzen sind echte
Ureinwohner in Deutschland, aber zu sehen bekommt man die scheuen
Tiere in der Natur nur mit viel Glück", so Silvia Bender,
Abteilungsleiterin Biodiversität beim BUND. "Mit unseren
Wildkatzen-Ausflugszielen kann man sie trotzdem erkunden: von
naturnahen Gehegen bis zu Wanderwegen durch Wildkatzenwälder, ohne den
Katzen zu schaden."

Bender weiter: "Dass nicht nur Rehe und Wildschweine, sondern auch
Wildkatzen und Luchse in unseren Wäldern zu Hause sind, ist für viele
immer noch überraschend. Doch nur was wir kennen, können wir schützen.
Deshalb fängt Naturschutz mit Entdecken an." Der BUND setzt sich mit
seinem "Rettungsnetz Wildkatze" seit bereits 15 Jahren nicht nur für
den Schutz der Wildkatze, sondern auch für die Umweltbildung für klein
und groß ein. "Unser besonderer Tipp: Das Wildkatzendorf direkt am
Nationalpark Hainich in Thüringen mit seinen Ausstellungen,
Wanderwegen und den Wildkatzen- und Luchsgehegen", so die
Artenkennerin Bender.

Die Europäische Wildkatze ist schon seit zehntausenden Jahren in
Europa zu Hause und nicht mit verwilderten Hauskatzen zu verwechseln.
Vor rund 100 Jahren war sie in Deutschland fast ausgerottet, nur
wenige Tiere überlebten. Die größte Gefahr für die scheuen Katzen ist
heute die Zerstörung und Zerschneidung ihrer Lebensräume durch
Straßen, Siedlungen und ausgeräumte Ackerflächen. In seinem
"Rettungsnetz Wildkatze" arbeitet der BUND deshalb an der
Wiedervernetzung der Lebensräume der Wildkatze. Das Ziel: Ein Netzwerk
an Wäldern, die durch grüne Korridore aus Bäumen und Büschen wieder
miteinander verbunden sind. So können die Tiere ihre alten Lebensräume
zurückerobern. Die gute Nachricht: Der BUND dokumentiert seit einigen
Jahren, dass sich die Europäische Wildkatze wieder ausbreitet. Ihre
aktuellen Bestände werden auf 6.000 bis 8.000 Tiere geschätzt.

Ausflugstipps rund um die Wildkatze:

www.bund.net/wildkatzenausflugsziele

und www.wildkatzendorf.de

Mehr Informationen:

www.bund.net/wildkatze

Bildungspaket zur Wildkatze:

https://www.bund.net/tiere-pflanzen/wildkatze/umweltbildung/

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 02.10.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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LAIRE/311: Scrubber - Entsorgungsprofite ... (SB)




Reeder haben ihre Flotten mit bestimmten Abgasreinigungsanlagen
(Scrubbern) ausgestattet, um neue Grenzwerte für Schwefelemissionen
einzuhalten. Scrubber werden aber nur gebraucht, damit die Schiffe
weiter mit dem billigen, extrem schadstoffbelasteten Schweröl fahren
können. Fortan werden die Giftstoffe nicht mehr in die Luft
entlassen, sondern aus dem Gas herausgewaschen und ins Meer geleitet.
Dank des Schweröls generieren die Reeder weiter hohe Profite und
kontaminieren Mensch und Umwelt.

Im Jahr 2016 hat die Internationale Seeschifffahrts-Organisation
(IMO) entgegen des Bemühens einiger Reeder beschlossen, den maximal
zulässigen globalen Schwefelgrenzwert für Schiffskraftstoffe im Jahr
2020 von bisher 3,5 auf 0,5 Prozent zu senken. Welche
gesundheitlichen Auswirkungen der bisherige Wert hat, erschließt sich
aus einer Zahlenangabe des Bundesumweltministeriums, das schreibt:
"Wäre die Absenkung weiter auf 2025 verzögert worden, hätte es zu
mehr als 570.000 zusätzlichen vorzeitigen Todesfällen im Vergleich
zum dem jetzt beschlossenen früheren Inkrafttreten von 2020 kommen
können." [1]

Anders gesagt, aufgrund der Emissionen der Schiffahrt werden
vermutlich in diesem Jahr über 100.000 Menschen weltweit vorzeitig
sterben. In den zurückliegenden Jahren, als der Schiffsverkehr noch
nicht so stark entwickelt war wie heute, haben demnach jedes Jahr
mehrere zehntausend Menschen einen vorzeitigen Tod erlitten. Das läßt
eine vage Ahnung aufkommen, daß die Menge an Schadstoffen sehr groß
sein muß, durch die in Zukunft die Meere anstelle der Luft
kontaminiert werden. Wobei sich einzelne Staaten für ihre
Hoheitsgebiete verbitten, daß die Schiffe das Waschwasser auf billige
Weise "entsorgen", indem sie es einfach ins Meer leiten.
Entsprechende Verbote bestehen beispielsweise für Nord- und Ostsee.
Auch in irischen, US-amerikanischen und chinesischen Küstengewässern
bestehen Nutzungsverbote für eine bestimmte Art von Scrubbern; seit
Januar gilt dies auch für den Hafen von Fujarah in den Vereinigten
Arabischen Emiraten.

Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) ist an einem
laufenden Projekt zur Erfassung der genauen Schadstoffbelastung von
Nord- und Ostsee durch Scrubber-Waschwasser beteiligt. Über die
Vielzahl, Verteilung, Menge und Herkunft der Substanzen berichtete
Dr. Stefan Schmolke, Leiter des meereschemischen Labors des
Bundesamts für Seeschifffahrt und Hydrographie, am 4. September 2019
bei einem vom NABU organisierten Maritimen Fachgespräch in Hamburg.
[2]

Den Reedern stehen im Prinzip mehrere Möglichkeiten zur Verfügung,
wie sie die Einhaltung der Schwefelgrenzwerte erreichen können.
Anstelle der Open-Loop-Scrubber, von denen bisher die Rede war,
können sie auch Closed-Loop-Scrubber in ihre Schiffe einbauen. Bei
diesem erheblich teureren System werden die Schadstoffe aufwendig aus
dem Waschwasser herausgefiltert und an Bord gesammelt, um sie in
einem geeigneten Hafen auf kontrollierte Weise zu entsorgen. Auch
Hybridsysteme sind möglich, so daß die Schiffe überall da, wo
entsprechende Vorschriften bestehen, von Open- auf
Closed-Loop-Scrubber umschalten können. Eine weitere Alternative
besteht in Trocken-Scrubbern und selbstverständlich in der Wahl eines
anderen Treibstoffs. Beispielsweise könnten die Schiffe mit
Marinediesel statt Schweröl fahren, viele Schiffe werden auch auf
Flüssiggas umgestellt.

Diese Woche griff die britische Zeitung "The Independent" das Thema
"Scrubber" auf und bezeichnete die Open-Loop-Systeme bereits in der
Artikelüberschrift als "Betrugsanlagen". Die Reeder hätten bislang
über zwölf Milliarden Dollar in die Ausstattung ihrer Schiffe mit
solchen Gaswaschanlagen gesteckt. Von 3.756 Schiffen, die umgerüstet
wurden oder werden, besäßen jedoch nur 23 Closed-Loop-Scrubber. [3]

Für jede Tonne Schweröl, die verbrannt wird, fallen schätzungsweise
45 Tonnen aufgewärmtes, mit krebserregenden Schadstoffen wie
Polyzyklischen Aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK) und
Schwermetallen befrachtetes Waschwasser an, die ins Meer geleitet
werden. Der "Independent" knüpft an einen laufenden
gesellschaftlichen Diskurs über die Abgasemissionen von
Kreuzfahrtschiffen an und berichtet, daß nach Angaben von Bryan Comer
von der gemeinnützigen Umweltberatungsorganisation International
Council on Clean Transportation (ICCT) - sie hatte 2015 den
VW-Abgasbetrug ans Licht gebracht -, etwa die Hälfte der fast 500
Kreuzfahrtschiffe weltweit in Kürze mit Scrubbern ausgerüstet sein
wird. Kreuzfahrtschiffe operierten in einigen der schönsten und
entlegendsten Gebieten des Planeten, was noch mehr Anlaß zur Besorgnis
sei, sagte Comer.

Ohne die Kritik am Kreuzfahrttourismus verharmlosen zu wollen, sei an
dieser Stelle dem möglichen Irrtum entgegengetreten, die Cruise Liner
bildeten das Hauptproblem der Emissionen aus der Schiffahrt. Zum
Vergleich: 2018 gab es laut statista in der Welthandelsflotte 16.958
Stückgutschiffe, 11.379 Massengutschiffe, 7.388 Rohöltanker, 5.609
Chemikalientanker, 5.152 Containerschiffe und weitere Schiffsklassen,
die noch vor den Cruise Linern zu nennen wären. [4]

Durch die Scrubber wird zwar der Luftschadstoff Schwefel reduziert,
zugleich aber nehmen die CO₂-Emissionen zu, weil die Schiffe
etwa zwei Prozent mehr Treibstoff verbrauchen. Es wird also mehr
Schweröl verbrannt, um die Abgase schwefelarm zu machen. Zugleich
werden die Schadstoffbelastung der Meere und deren Versauerung
intensiviert. Die IMO will die Treibhausgasemissionen bis 2050
gegenüber dem Basisjahr lediglich halbieren. Laut den Zielen des
Klimaschutzübereinkommens von Paris müßte die Wirtschaft bis dahin
komplett dekarbonisiert sein.

Anscheinend sind die Reeder und deren Interessenvertretung IMO nicht
im gleichen Maße an einer möglichst schadstoffarmen Umwelt und
umfangreichen Schadensminimierung für die Menschen interessiert wie
an der Steigerung ihrer Umsätze und am Einstreichen saftiger Profite.
Nachdem die Reeder bislang die Folgekosten ihrer Luftverschmutzung
auf die Gesellschaft abwälzen konnten, werden sie nun vermutlich
versuchen, die Ausgaben für die "sauber" gewaschenen Abgase auf die
Transportkosten aufzuschlagen. Laut dem NABU würde sich ab 2020 ein
in Asien gefertigtes T-Shirt rechnerisch um 0,2 Eurocent verteuern.
Das ist zu verschmerzen.


Fußnoten:

[1] https://www.bmu.de/pressemitteilung/weltschifffahrtsorganisation-imo-beschliesst-weltweites-schwefellimit-in-kraftstoffen-ab-2020/

[2] Näheres dazu im Schattenblick unter:

http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umrb0155.html

[3] https://www.independent.co.uk/environment/shipping-pollution-sea-open-loop-scrubber-carbon-dioxide-environment-a9123181.html

[4] https://de.statista.com/statistik/daten/studie/29147/umfrage/anzahl-der-handelsschiffe-in-der-welthandelsflotte/
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STANDPUNKT/1127: Finger weg von der Verbandsklage für Natur- und Umweltschutzverbände (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 2. Oktober 2019

Finger
weg von der Verbandsklage für Natur- und Umweltschutzverbände 



Berlin, 2. Oktober 2019 - Zu dem von fünf CDU-Politikern vorgelegten
"11-Punkte-Plan für schnelleres Planen und Bauen" erklärt der
Fachbereich Naturschutz, Umwelt und Sanfter Tourismus der NaturFreunde
Deutschlands anlässlich seiner Herbsttagung in Heilbronn:

"Dieser 11-Punkte-Plan enthält wieder einmal den Versuch, die
Mitwirkungsrechte der Natur- und Umweltschutzverbände zu beschneiden
und das Verbandsklagerecht einzuschränken.

So sollen "zentrale Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen" über
Maßnahmengesetze direkt vom Bundestag beschlossen werden können und
damit Planfeststellungsverfahren und mit ihnen die Anhörungsrechte der
Natur-und Umweltschutzverbände entfallen. Das ist nicht akzeptabel.

Jahrzehntelang haben die NaturFreunde gemeinsam mit anderen
Naturschutzverbänden für die Verankerung des Verbandsklagerechts im
Bundesnaturschutzgesetz gekämpft. Mit diesem Klagerecht im Rücken
besteht die gute Chance, dass die Stellungnahmen der
Naturschutzverbände auch ernst genommen werden. Die Praxis der
Verbände zeigt auch, dass sie mit diesem Recht sehr überlegt und
verantwortungsvoll umgehen.

Wir wenden uns gegen jeden Versuch, die Mitwirkungsrechte der Natur-
und Umweltschutzverbände und das Verbandsklagerecht einzuschränken."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 02.10.2019

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport und Kultur

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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KURSUS/1301: Bielefeld - "Kochen mit Lebensmittelresten" am 11. Oktober 2019


Stadt Bielefeld

Kochen mit Lebensmittelresten



Bielefeld (bi). Oft bleiben nach einem Essen Reste übrig. In einem
Kochkurs der Volkshochschule am Freitag, 11. Oktober, werden
Anregungen vermittelt, wie Lebensmittelreste weiterverwertet werden
können. Angeboten wird die Veranstaltung von 18.15 bis 21.30 Uhr in
der Lehrküche der Gesamtschule Rosenhöhe, An der Rosenhöhe 11.

Anmeldung und Information unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521
/ 51-3008.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 1. Oktober 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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SPIELE/443: Lippstadt - "Spielend in den Herbst" für Familien am 12.10.2019


Stadt Lippstadt

Spielend in den Herbst

Stadtbücherei lädt Familien mit Kindern ein



Lippstadt. Die Stadtbücherei lädt Familien mit Kindern von vier bis
zehn Jahren zum Spielevormittag in die Bücherei ein. Am Samstag,
12.10.2019, können von 10 bis 13 Uhr in der alten Kapelle der
Stadtbücherei Lippstadt verschiedene "herbstliche" Spiele ausprobiert
werden, die in kleinen Gruppen von zwei bis vier Spielern gespielt
werden können.

Interessierte Spielefans können sich ab Montag, 30.09.2019, persönlich
oder telefonisch unter 02941/980240 anmelden. Die Teilnehmerzahl ist
auf 20 Personen begrenzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. September 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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TOUR/7515: Mönchengladbach - Mittelalter-Tour am 6. Oktober 2019


Stadt Mönchengladbach

Am 6. Oktober: Mittelalter-Tour der MGMG



Eine spannende Zeitreise bietet die beliebte Mittelalter-Tour "Von
Spießbürgern, Bauern und Diebesgesindel" der MGMG am Sonntag, dem 6.
Oktober. Die zweistündige Tour startet um 17 Uhr an der Busspur des
Parkplatzes Geroweiher am Treffpunktschild "Stadt-Touren".

Wer schon immer wissen wollte, wie ein Henker sich sein Zubrot
verdiente und welche Kräuter ursprünglich im Abteigarten wuchsen oder
wer sogar einmal "auf den Hund kommen" möchte, kann sich von einem
Stadtführer im historischen Gewand in die Welt des Mittelalters
entführen lassen und einen Alltag kennenlernen, der von Gläubigkeit
und Naturverbundenheit geprägt war.

Für diese Tour sind noch Karten erhältlich (8 Euro für Erwachsene, 4
Euro für Kinder bis 14 Jahre zzgl. 2,20 Euro Bearbeitungsgebühr pro
Buchung). Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim
Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09 20)
sowie online unter www.stadttouren-mg.de.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 1. Oktober 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7514: Hanau - Führung durch die Steinheimer Altstadt am 19. Oktober 2019


Stadt Hanau

Führung durch die Steinheimer Altstadt

Ein Angebot der Tourist-Information Hanau am Samstag, 19. Oktober, 14
Uhr



Die Steinheimer Altstadt mit ihren wunderschönen mittelalterlichen
Gassen und Fachwerkhäusern ist am Samstag, 19. Oktober 2019, das Ziel
der einer Stadtführung der Tourist-Information Hanau. Stadtführer
Rudolf-F. Müller trifft Interessierte um 14 Uhr auf dem 
Altstadt-Parkplatz am Hotel "Villa Stokkum". Weiter geht es entlang der 
alten Stadtmauer zu den besonderen Sehenswürdigkeiten des Stadtteils:
Indaginehaus, Schloss Steinheim und Marstall, Kardinal-Volk-Platz,
Haus Volk, Gerichtslinde, Altes Maintor, Häfnergasse und Huttenhof
stehen unter anderem auf dem Programm.

Die Teilnahme an der rund 90minütigen Tour kostet sieben Euro für
Erwachsene und für Kinder die Hälfte. Eine Voranmeldung ist unbedingt
erforderlich, da die Führung bei mangelndem Interesse abgesagt wird.
Anmeldung bei der Tourist-Information im Hanauer Rathaus per Telefon
unter 06181-295 739 oder per E-Mail an touristinformation@hanau.de
oder beim Hanau Laden am Freiheitsplatz 3, Telefon 06181-427 78 99.
Weitere Informationen über diese und andere Stadtführungen unter
www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 2. Oktober 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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